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Vorwort. 


Seit  dem  Erscheinen  der  drei  Bände  Erinnerungen,  <^e  der 
Verfasser  in  den  Jahren  1918  und  1919  unter  den  Titeln:  „Der 
neue  Kurs",  „Zur  Vorgeschichte  des  Weltkrieges"  uml  »Um  den 
Kaiser"  in  dem  Verlage  von  Reimar  Mobbing  veröffentlichte, 
haben  zahlreiche  amtliche  Kundgebungen  utid  Schriften  von 
Ministern  imd  Diplomaten  mehr  Licht  über  dunkle  Stellen  in  <lem 
Getriebe  der  Kabinettpolitik  mid  Geheimdiplomatle  verbreitet. 
Genannt  seien:  die  französisch-russische  Militärkonvention  1892 
uml  die  geheimen  Abmachungen  Frankreichs  mit  Italien  1902  (in 
französischen  Gelbbüchern),  Dokumente  aus  den  russischen  Ge- 
heimarchiven (Rückversicherungsvertrarg  von  1881,  Björkövertrag), 
der  deutsch-russische  Rückversicherrnigsvertra«  vo«  1887  (in  der 
„Deutschen  Allgemeinen  Zeitung"),  die  Briefe  Wilhelms  II.  an  den 
Kaiser  Nikolaus,  das  Weißbuch  „Deutschland  schuldig?"  (1919), 
Lebenserinnerungen  des  Freiherm  von  Eckardstein,  ehemaligen 
Botschaftsrates  in  London,  Erinnerungen  des  Großadmirals 
V.  Tirpitz,  Lord  Loreburns  ,Jiow  the  war  came",  Lord  Haldanes 
,3efore  the  war".  Die  darin  enthaltnen  Beweisstücke  und  Auf- 
schlüsse brachten  den  Vorsatz  zur  Reife,  den  drei  Bänden  ein  neues 
Buch  mit  ausschließlicher  Behandhmg  der  auswärtigen  PoHHk  in 
den  ersten  beiden  Jahrzehnten  nach  Blsmarcks  Rücktritt  folgen 
zu  lassen.  Es  kam  darauf  an,  was  in  jenen  Bänden  zerstreut 
zwischen  persönlichen  Erinnenmgen  und  Schlklerungen  der 
Innern  Lage  des  Reiches  über  die  auswärtigen  Konstellationen 
ausgeführt  wurde,  unter  Verwendung  neuen  Materials  zu  einem 
einheitlichen  Bilde  zu  gestalten,  in  dem  die  tiefen  Zusammenhäi>ge 
zwischen  der  kaiserlichen  Weltpolitik  und  dem  Weltkriege  auf 
dem  Hintergründe  der  Lehren  des  echten  Bismarck  schärfer  her- 
vortreten. 

Aus  den  im  Buchhandel  vergriffenen  Ermnerungen  wurden 
im  wesentlichen  tmverändert  die  Abschnitte  ,3ismarcks  Werk", 
„Das  System  der  Gegengewichte"  und  einzelne  Stücke  aus  andern 


Abschnitten  übernommen.  Alles  Uebrige  wurde  zweckmäßig  um- 
gearbeitet und  unter  Benutzung  der  jüngst  erschlossenen  Quellen 
erweitert  Größern  Raum  erforderte  der  Nachweis,  daß  der 
Grundfehler  der  kaiserlichen  Weltpolitik  die  falsche  Behandlung 
der  westlichen  Flügelmacht  Europas  gewesen  ist  und  daß  zu  der 
Verfeindung  mit  Exgland  das  meiste  der  unaufhaltsame  Bau  einer 
großen  deutschen  Schlachtflotte  beigetragen  hat.  lieber  eine 
Reihe  von  diplomatischen  Begebenheiten  und  streitigen  Fragen 
konnten  neue  Mitteilungen  gemacht  werden,  so  über  Salisburys 
Vorschlag  einer  Teilung  der  Türkei  (1895),  die  Entstehung  der 
Krüger-Depesche,  die  englischen  Bündnisangebote,  die  Kaiser- 
briefe, den  Björkövertrag,  die  Frage  der  Abschaffung  des  See- 
beuterechts und  die  bosnische  Krisis. 

Mit  dem  vorliegenden  V/erke  wendet  sich  der  Verfasser 
auch  an  das  Ausland,  in  der  Hoffnung,  mit  historischem  Beweis- 
material ungerechte  Urteile  über  Schuki  und  Sühne  des  deutschen 
Volkes  zu  entkräften. 

Berlin,  den  1.  Dezember  1920. 
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I.  Einleitung. 

Bismarcks  Werk. 

Manchem  gescliriebnen  und  gesprochnen  Worte  des 
Fürsten  fiismarck  ist  das  Unrecht  widerfahren,  daß  es  von 
der  Zeit  und  den  Umständen,  in  denen  er  es  gebrauchte, 
losgelöst  und  als  allgemein  und  fortdauernd  gültige  Wahr- 
heit angesehen  wurde.  Da  seine  ganze  Politik  den  wech- 
selnden Ereignissen  und  Bedürfnissen  angepaßt  war,  so 
können  auch  seine  Aussprüche  nur  aus  den  Zusammen- 
hängen mit  den  Zwecken  und  Zielen,  den^n  sie  jeweiMg 
dienen  sollten,  richtig  begriffen  werden.  Wer  den  wahren  Wert 
seiner  staatsmännischen  Kunst  erkennen  will,  darf  die  Be- 
dingtheit seiner  Worte  nicht  übersehen,  die,  in  Fülle  während 
einer  fünfzigjährigen  politischen  Tätigkeit  entstanden,  oft 
genug  scheinbare  Widersprüche  untereinander  enthalten. 
Der  bleibende  Kern  ruht  in  seinen  Taten. 

Was  den  großen  Meister  vor  allem  auszeichnete,  war 
das  klare  Erkennen  der  geschichtlichen  Gründe  für  das 
Mächteverhältnis  in  Europa,  das  feinste  Empfinden  für  die 
nationalen  Schwächen  und  Kräfte  des  deutschen  Volkes, 
und  der  hellseherische  BHck,  vereint  mit  Kühnheit  im  Er- 
fassen der  Zukunft.  In  einfachen  großen  Linien  mögen  wir 
uns  die  Grundgedanken,  die  sein  Werk  erfüllten,  etwa  so 
vorstellen: 

In  den  vorangegangi^n  Jahrhunderten  hatten  die  bei- 
den Flüi;elländer  Europas,  Rußland  im  Osten,  England  im 
Westen,  ihre  Macht  allmählich  immer  weiter  ausgebreitet, 
während  sich  die  Grenzen  im  Zentrum,  unter  beständigen 
Kriegen  ohne  große  Eroberungen,  bald  so  bald  so,  in  ge- 
ringem Umfang  verschoben.  Wie  die  Allianzen  unter  den 
Herrschern  und  Kabinetten  wechselten,  so  wechselten  auch 
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die  Siege  und  die  Niederlagen.  Unter  den  blutigen  Opfern 
der  Völker  und  der  Verwüstung  der  von  den  Kriegen  heim- 
gesuchten Gegenden  blieben  der  Länderbesitz  und  die 
Mächteverhältnisse  so  ziemUch  die  alten.  Als  stärkste  Macht 
unter  den  Rivalen  in  den  innereuropäischen  Kämpfen  erwies 
sich  Frankreich,  weil  es  in  sich  national  geschlossen  war 
und  einheitlich  regiert  wurde.  Was  es  aber  etwa  an  Land- 
streifen gewann,  wurde  reichlich  aufgewogen  durch  die 
Stellungen,  die  es  in  andern  Erdteilen,  Amerika  und  Asien, 
zugunsten  Englands  verlor.  Aehnlich  erging  es  der  öster- 
reichischen Hausmacht.  Nach  den  Erfolgen  ihres  Wider- 
standes gegen  das  Vordringen  der  Türken  trat  das  im  Zeit- 
alter Peters  des  Großen  und  der  Zarin  Katharina  erstarkte 
Rußland  als  Erbe  des  „kranken  Mannes"  in  Konstantinopel 
für  den  Südosten  Europas  auf.  Nach  Westen  vergrößerte 
es  seinen  Besitz  durch  Zertrümmerung  des  allmählich  durch 
Mißwirtschaft  und  inneren  Streit  zerrütteten  Wahlkönig- 
reichs Polen.  Dabei  fielen  kleinere  Teile  an  Oesterreich  und 
an  das  während  des  Verfalles  des  alten  deutschen  Reichs 
aus  eigner  Kraft  unter  dem  Großen  Kurfürsten,  dem  Sol- 
datenkönig und  seinem  großen  Sohn  emporgekommene 
Preußen. 

Aber  Rußland  blieb,  abgeschlossen  von  den  Haupt- 
straßen des  Weltmeeres,  immer  noch  Großmacht  nur  zu 
Lande.  England  dagegen  hatte  sich,  inzwischen  Be- 
herrscherin der  Meere  geworden,  an  den  Küsten  aller  Erd- 
teile Stützpunkte  geschaffen  und  große  Kolonien  erworben 
und  trat  so  in  allen  Erdteilen  als  Weltmacht  auf.  Als  solche 
konnte  sich  England  erst  recht  frei  nach  innen  und  außen 
festigen  und  entwickeln,  nachdem  sein  grimmigster  Gegner, 
Napoleon,  mit  Hilfe  der  Zentralmächte  und  Rußlands  nieder- 
gerungen und  von  einem  englischen  Schiff  als  Gefangener 
nach  St.  Helena  verbracht  worden  war. 

Auf  dem  Wiener  Kongreß  wurde  mit  Errichtung  des 
deutschen  Bundestags  als  Zentrale  der  Glieder  des  ehe- 
maligen Reichs  die  deutsche  Frage,  die  Frage  der  Bildung 
eines  Nationalstaats  unter  Beteiligung  des  Volks  am  Ge- 
stalten seiner  eignen  Geschicke,  in  die  Zukunft  verschoben, 
nicht  gelöst.  Gelöst  werden  konnte  sie  nicht  vom  groß- 
deutschen  Standpunkte  aus,  der  den  Nationalitätenstaat  an 
der  Donau  gespalten  hätte,    sondern    unter  Führung  der 
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deutschen  Maclit,  die  innerlich  am  festesten  gefügt  und  mili- 
tärisch am  stärksten  war. 

Als  Herr  von  Bismarck-Schönhausen  als  preußischer 
Gesandter  nach  Frankfurt  ging,  empfand  er  noch  öster- 
reichisch im  Sinne  der  dualistischen  Auffassung  Oester- 
reich-Preußen  für  die  deutsche  Frage.  Dort  sah  er  bald 
ein,  daß  die  gegenseitige  Anlehnung  von  Preußen  und 
Oesterreich  ein  „Jugendtraum"  war,  und  daß  der  gordische 
Knoten  der  deutschen  Zustände  mit  der  passiven  Planlosig- 
keit der  preußischen  Politik  nicht  in  Liebe  dualistisch  ge- 
löst, sondern  nur  militärisch  durchhauen  werden  konnte, 
am  leichtesten  in  Fühlung  mit 'Rußland.  Bei  seinem  Pariser 
Aufenthalte  gewann  er  mit  dem  Scharfblick  des  Menschen- 
kenners in  der  Unterredung  mit  Napoleon  111.  den  Eindruck, 
daß  dieser  nicht  das  genie  du  mal,  als  welches  er  in  der 
Welt  galt,  sondern  ein  von  .  Prestigewahn  ergriffner 
Schwächling  war,  der  mit  dem  Gedanken,  wenn  nicht  der 
Einverleibung  des  ganzen  linksrheinischen  Gebiets,  so  doch 
einer  petite  rectification  des  frontieres  und  eines  von  Frank- 
reich ganz  abhängigen  Italiens  mit  französischen  Küsten- 
punkten spielte.*)  Auf  den  „Zwischenzustand",  der  bis  zu 
dem  in  der  Budgetkommission  des  preußischen  Abge- 
ordnetenhauses gesprochnen  Wort  von  Blut  und  Eisen 
(30.  September  1862)  dauerte,  folgte  alsbald  die  erste  vor- 
bereitende Tat,  die  vielgescholtne,  aber  für  die  notwendige 
Rückendeckung  an  Rußland  glücklich  fortwirkende  Hilfe  in 
dem  Kampfe  gegen  die  polnische  Revolution. 

Eine  zweite,  auf  die  Zukunft  berechnete  diplomatische 
Tat  war  die  dem  König  Wilhelm  I.  abgerungne  Mäßi- 
gung im  Nikolsburger  Frieden.  Der  Donaumonarchie  wurde 
ohne  Demütigung  und  Gebietsverkleinerung  der  Rang  einer 
bündnisfähigen  Großmacht  erhalten,  die  berufen  war,  den 
Weg  nach  Konstantinopel  für  Mitteleuropa  offen  zu  halten 
und  die  Teilung  des  Besitzes  der  Türkei  zwischen  Rußland 
und  England  zu  verhindern.**) 


*)  Gedanken  und  Erinnerungen,  Kapitel  9. 
**)  Fürst  Bismarck  hat  sich  über  Fragen  des  nahen  Orients  je 
nach  dem  diplomatischen  Zweck,  der  sich  aus  der  jeweiligen 
Konstellation  ergab,  verschieden  geäußert.  Daß  er  wirklich  nicht 
nur  Oesterrelch-Ungarn  im  Stich,  sondern  die  Russen  nach  Bul- 
garien und  Konstantinopel  lassen   wollte,  steht  trotz   des   Rück- 
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Für  das  Werk  der  nationalen  Einigung,  unter  Aus- 
schluß von  Oesterreich,  war  mit  der  Begründung  des  Nord- 
deutschen Bundes  die  größere  Hälfte  getan.  Seine  Voll- 
endung wurde  noch  dadurch  erleichtert,  daß  sich  der 
Franzosenkaiser  in  seiner  Rolle  als  festländischer  Schieds- 
richter dazu  treiben  ließ,  als  Kompensation  für  Sadowa  die 
bayrische  Rheinpfalz  und  Rheinhessen  mit  Mainz  zu  ver- 
langen. Die  Folge  davon  war  der  beschleunigte  Abschluß 
von  Verhandlungen  über  Verträge,  durch  die  sich  die  deut- 
schen Südstaaten  verpflichteten,  ihre  Heeresmacht  im 
Kriegsfall  unter  preußischen  Oberbefehl    zu    stellen.     Die 


Versicherungsvertrages  von  1887  (v^l.  den  Abschnitt:  Der  ab- 
gerissene Draht  nach  Rußland)  nicht  fest.  Dena  Russen  sagte 
Füist  Bismarck:  Mach',  was  du  willst,  wir  haben  dort  keine 
direkten  Interessen.  Dem  BuatKiesgenossen  an  der  Donau  riet  er, 
erst  zu  deployieren,  wenn  der  Russe  schon  in  Bulgarien  stehe, 
weil  man  ihn  dort  in  der  Schere  habe  (Ende  1886).  Als  ihm  von 
verschiednen  Blättern  das  Programm  zugeschrieben  wurde,  das 
Vordringen  Rußlands  auf  Konstantinopel  zu  unterstützen,  erklärten 
die  „Hamburger  Nachrichten"  (17.  Dezember  1892)  in  seinem  Auf- 
trage: „Der  Fürst  ist  niemals  der  Ansicht  gewesen,  daß  die  Unter- 
stützung der  russischen  Pläne  Aufgabe  der  deutschen  Diplomaten 
sein  müsse,  sondern  er  hat  die  Ansicht  vertreten,  daß  es  nicht 
Sache  Deutschlands  sei,  Rußland  an  der  Ausführung  seiner  Pläne 
zu  hindern.  Das  ist  ein  großer  Unterschied,  Rußlands  Vordrinigen 
zu  hindern,  fällt  naturgemäß  denienigen  Mächten  zu,  deren  Inter- 
esse durch  ein  russisches  Vordringen  direkt  verletzt  werden 
würde."  In  einem  Schreiben  an  den  Deutschen  Kronprinzen 
(15.  Juli  1880)  rechtfertigte  er  die  Entsendung  von  Offizieren  und 
Beamten  nach  der  Türkei  mit  den  Worten:  „Wenn  in  Rußland 
der  Cliauvinismus,  Panslawismus  und  die  antideutsclien  HIomento 
uns  angreifen  sollten,  so  wäre  die  Haltung  und  Wehrliaftigkeit  der 
Türkei  für  uns  nicht  gleichgültig.  GefährHch  könnte  se  uns  nie- 
mals werden,  wohl  aber  können  unter  Umständen  ihre  Feinde 
auch  unsere  werden."  (llohenlohe,  Denkwürdigkeiten  11,  S.  302.) 
—  „Bismarck  hat  die  immer  näher  kommende  Gefahr  mit  dem 
klaren  Zukunftsblick,  der  ihm  eigen  war,  erkannt;  er  hat  den 
russischen  Eroberungsplänen  offen  und  insgeheim  Hindernisse  be- 
reitet und  dort,  wo  er  sie  scheinbar  ermutigte,  wie  in  Konstanti- 
nopel und  am  Balkan,  dies  doch  nur  getan,  um  die  Politik  des 
Zaren  mit  der  stärksten  Gegnerschaft  andrer  Mächte  zu  be- 
lasten." (Johannes  Haller,  Die  auswärtige  Politik  des 
Fürsten  Bülow:   „Süddeutsche  Monatshefte"  1917,  Januar,  S.  423.) 


beiden  Flankenmächte  Europas  ließen  es  zu,  England  leichter 
und  williger  als  das  Rußland  Gortschakows,  daß  von  nun 
an  die  inneren  Zustände  Deutschlands  nicht  mehr  zum 
Vorwand  für  fremde  Einmischungen  und  Machtgier  dienen 
konnten. 

Nach  der  blutigen  Abrechnung  mit  dem  unruhigen  Nach- 
bar im  Westen,  der  nach  seinen  Traditionen  ein  einiges 
Deutscjiland  nicht  aufkommen  lassen  wollte,*)  ward  endlich 
das  Schlußstück  des  deutschen  Einigungswerks  im  Saale 
von  Versailles  vollendt't.  Die  französischen  Rheingelüste 
aus  dem  Zeitalter  der  Ludwige  hatten  die  große  Revolution 
und  des  großen  Napoleons  Aufstieg  und  Sturz  überlebt,  sie 
traten  während  des  zweiten  Kaiserreichs  wieder  offen  zu- 
tage und  verschwanden  auch  nach  1870'  nur  wohlbehütet 
unter  die  Oberfläche,  um  zu  gegebner  Zeit  von  neuem 
emporzuschießen.  Manche  deutsche  Historiker  glauben, 
daß  der  starke  Sinn  der  Franzosen  für  Prestige  durch 
Sedan  viel  empfindUcher  gereizt  worden  sei  als  durch 
Waterloo  oder  Sadowa,  weshalb  die  vom  Westen  drohende 
Gefahr  für  das  neue  Reich  vielleicht  auch  ohne  den  Wieder- 
erwerb Elsaß-Lothringens,  der  deutschen  Thermopylen, 
fortgedauert  hätte,  zu  dem  sich  Bismarck  weniger  aus  senti- 
mentalen historischen  Gründen  als  wegen  der  notwendigen 
Sperrung  der  Einfallstore  nach  Süddeutschland  verstand.**) 


*)  „Louis  Napoleon  sah  in  einiger  Vergrößerung  Preußens 
in  Noriddeutschland  nicht  nur  keine  Gefalir  für  Frankreich, 
sondern  ein  Mittel  gegen  die  Einigung  und  nationale  Entwicklung 
Deutschlands;  er  glaubte,  daß  dessen  außerpreußische  Glieder 
sich  dann  des  französischen  Schutzes  um  so  bedürftiger  fühlen 
würden.  Er  hatte  Rhein bundreminiszenzen  und  wollte 
die  Entwicklung  in  der  Richtung  eines  Gesamtdeutschlands  hin- 
dern!'' Gedanken  u.  Erinnerungen  Kap.  21.  —  In  einem  Briefe 
vom  13.  September  1865  schrieb  Lord  Palmerston  an  Lord 
John  Russell:  „Für  die  Zukimft  ist  es  wünschenswert,  daß  Deutsch- 
land als  Ganzes  stark  werde,  daß  es  imstande  sei,  die  beiden 
ehrgeizigen  und  streitsüchtigen  Mächte,  Frankreich  und  Rußland, 
diie  vom  Westen  und  vom  Osten  auf  Deutschland  drücken,  im 
Zaume  zu  halten.  Von  Frankreich  wissen  wir  wohl,  wie  unruhig 
und  händelsüchtig  es  ist  und  immer  bereit,  für  Belgien,  für  den 
Rhein,  für  irgend  etwas  leicht  zu  Erwerbendes  loszubrechen." 

**)  Aus  der  Reichstagsrede  vom  3.  März  1874:  „Wir  haben 
uns  nicht  geschmeichelt,  daß  es  uns  rasch  geüngen  würde,  die 
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jedenfalls  konnte  die  Gefahr  erst  ausbrechen,  wenn  e^ 
Frankreich  gelänge,  Bundesgenossen  zu  einem  neuen  Krieg 
gegen  Deutschland  zu  finden.  Das  zu  verhindern,  war  die 
Hauptaufgabe  der  vorausschauenden  Politik  des  Fürsten 
Bismarck  in  den  beiden  Jahrzehnten  nach  der  Reichs- 
gründung bis  zu  seinem  Rücktritt. 

Die  Kultur  wies  das  junge  Reich  nach  Westen,  die 
Geschichte  nach  Osten.  Vom  Westen  kam  die  Gefahr  am 
Rhein,  die  unter  den  freundlichen  höfischen  Beziehungen 
zwischen  Berlin  und  Petersburg  die  Fortdauer  der  Rücken- 
deckung an  Rußland  empfahl.  Aber  Rußland  war  und  blieb 
ein  Erobererstaat  mit  abstoßenden  asiatisch-barbarischen 
Regierungsmethoden.  Zur  Erhaltung  und  zum  inneren  Aus- 
bau brauchte  das  von  Bismarck  geschaffne  Werk  den 
Frieden,  Rußland  dagegen  den  Krieg,  weil  ohne  ihn  die 
zarische  Willkürherrschaft  über  eine  Vielheit  unterjochter 
Völker  nicht  von  Bestand  sein  konnte.  Das  Drei-Kaiser- 
Bündnis  von  1872  half  fürs  erste  über  die  Sorge  hinweg,  die 
Rithtung  der  aggressiven  Tendenzen  des  russischen  Nach- 
bars von  der  Mitte  Europas  abzulenken  und  einen  Bund 
zwischen  ihm  und  dem  alten  Feind  im  Westen  wenn  nicht 
zu  verhindern,  so  doch  wenigstens  hinauszuschieben.  Aber 
schon  1876  wurde  Fürst  Bismarck  von  dem  russischen 
Kanzler  Fürsten  Gortschakow,  der  sich  im  Jahre  vorher  als 
Friedensretter  Europas  aufzuspielen  versucht  hatte,  vor  die 
Frage  gestellt,  ob  Deutschland  im  Falle  eines  Krieges  mit 
Oesterreich-Ungarn  wegen  der  orientalischen  Fragen  neutral 
bleiben  würde.  Die  Antwort  lautete,  daß  sich  bei 
Gefährdung  der  Integrität  Oesterreich-Ungarns  für  Deutsch- 
land die  Zwangslage  ergäbe,  für  die  Monarchie  einzutreten, 
deren  lebensgefährliche  Verwundung  es  nicht  dulden  könnte. 
Die  Gegenfrage  Bismarcks,  ob  Gortschakow  gegen  Unter- 
stützung  im    Orient    auf   einen    Garantievertrag    für    den 


Elsässer  glücklich  zu  machen,  und  wir  haben  auch  darum  nicht 
die  Annexion  betrieben;  wir  haben  ein  Bollwerk  gebaut  gegen 
die  Irruptionen,  die  seit  zweihundert  Jahren  diese  leidenschaftliche 
kriegerische  Völkerschaft,  deren  alleiniger  direkt,  ausgesetzter 
Nachbar  in  Europa  zu  sein  Deutschland  das  Unglück  hat,  unter- 
nimmt." (S,  auch  S,  152.) 
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deutschen  Besitzstand  eingehen  wollte,  wurde  rundweg  ab- 
gelehnt.*) 

Liebesdienste  konnten  Rußland  nicht  auf  die  Dauer  an 
DeutscliJand  fesseln.  Bismarck  war  sich  stets  klar  darüber, 
daß  den  russischen  Despoten  und  ihrem  panslawistischen 
Anhang  der  Wert  der  deutschen  Freundschaft  durch  ein 
möglichst  freundliches  Verhältnis  zu  England  fühlbar  ge- 
macht werden  müßte.  Umgekehrt  lag  freilich  det  Fall  ganz 
ähnhch:  Ein  offnes  Zerwürfnis  mit  Rußland  hätte  Deutsch- 
land abhängig  von  England  gemacht.  Deshalb  widerstand 
er  jeder  offnen  oder  versteckten  englischen  Versuchung, 
die  russische  Freundschaft  der  englischen  zu  opfern,  und 
suchte  eine  vorzeitige  Option  für  die  eine  oder  die 
andre  Seite  zu  vermeiden.  Wie  er  voraussah,  stieß  der 
russische  Koloß  bei  seinem  Vorrücken  im  türkischen  Kriege 
über  den  Balkan  bis  vor  den  „Eckstein. der  Erde"  auf  den 
Einspruch  der  Weltmacht  England. 

Der  Berliner  Kongreß  sah  den  Fürsten  Bismarck  auf 
der  Höhe  seiner  diplomatischen  Kunst.  Aber  trotz  aller 
ehrHchen  Maklerschaft  verließ  Fürst  Gortschakow  den 
Kongreß  mit  ungestilltem  Ehrgeiz.  Bald  darauf  erscholl 
zum  erstenmal  aus  der  panslawistischen  Presse  der  Ruf: 
„Konstantinopel  muß  in  Berlin  erobert  werden",  der  später 
in  wenig  veränderter  Fassung  aus  dem  Munde  Skobelews 
zum  geflügelten  Worte  wurde.  Fürst  Bismarck  hatte  ge- 
sagt, im  Reichstag  am  5,  Dezember  1876:  „Niemand  als 
die  kaiserlich-russische  Regierung  selbst  wäre  imstande,  in 
die  erprobte  hundertjährige  Freundschaft  zwischen  ihr  und 
der  preußischen  Regierung  einen  Riß  zu  machen",  und  zu 
Gortschakow  in  Berlin  1878  während  des  Kongresses: 
„Zwingen  Sie  mich  nicht,  zwischen  Rußland  und  Oester- 
reich-Ungarn  zu  wählen."  Der  Inhalt  der  Warnung  wurde 
schon  1879  zur  Tatsache.  Die  Umstände,  unter  denen  sich 
Bismarck  zum  schleunigen  Abschlüsse  des  Bündnisses  mit 
Oesterreich-Ungarn  gedrängt  sah,  sind  noch  nicht  in  allen 
Einzelheiten  aufgeklärt.  Ganz  klar  wird  man  erst  sehen, 
wenn  veraltete  Rücksichten  fallen  und  die  Akten  des  Aus- 
wärtigen Amtes  den  Geschichtschreibern  zur  vollständigen 


*)    Vgl.  L.  Raschdaii:    „Der  deutsch-russische   Rückver- 
sicherungsvertrag'* in  den  „Grenzboten"  vom  12.  April  1918,  S.  27. 
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Einsicht  geöffnet  werden.  Jedenfalls  waren  es  nicht  die 
wütenden  Ausfälle  der  russischen  Presse  gegen  Deutschland 
nach  dem  Einrücken  Oesterreich-Ungarns  in  das  Lim- 
gebiet  (Novibazar),  auch  nicht  bloß  der  Drohbrief  des  Zaren 
Alexander  IL  an  seinen  kaiserlichen  Oheim,  sondern  auch 
geheime,  auf  ein  offensives  Vorgehen  gerichtete  Be- 
sprechungen zwischen  Petersburg  und  Paris,  die  im  Hoch- 
sommer 1879  den  Fürsten  Bismarck  bestimmten,  während 
seiner  Gasteiner  Kur  und  in  Wien  zusammen  mit  dem 
Grafen  Andrassy,  das  Schutz-  und  Trutzbündnis  mit  Oester- 
reich-Ungarn  ins  Werk  zu  setzen.*) 

Viel  schwieriger  gestaltete  sich  im  zweiten  Jahrzehnt 
nach  der  Reichsgründung  die  Aufgabe,  die  nun- 
mehr verbündeten  Mächte  der  Mitte  vor  einer  Allianz 
der  Gallier  hn  Westen  mit  den  eroberungssüchtigen 
Slawen  im  Osten  zu  bewahren.  Der  cauchemar  des 
coalitions  wurde  bis  zum  Ende  der  Amtszeit  des  Fürsten 
Bismarck  immer  drückender.  Zunächst  gelang  es  noch 
einmal  mit  Hilfe  der  guten  dynastischen  Beziehungen 
zwischen  Berlin  und  Petersburg,  Rußland  zur  Mitte  herüber- 
zuziehen. Im  Frühjahr  1880  erhielt  der  Botschafter  Saburow 


*)  Ein  Jahr  darauf  erregte  eine  Wahlrede  des  frühern  würt- 
tembergischen Staatsministers  F  r  h  r  n.  v.  V  a  r  n  b  ü  1  e  r  großes 
Aufsehen.  Darin  hieß  es  nach  Erwälnunig  der  russischen  Truppen- 
anhäufung in  Polen  1879:  „Rußland  hatte  an  Frankreich  den  An- 
trag gestellt,  ein  Offensivbündnis  mit  Rußland  abzuschließen  und 
sogleich  zu  verwirklichen,  weil  Deutschland  das  österreichisch- 
ungarische Vorgehen  in  Bosnien  zugegeben  habe.  Waddington 
(damalis  französischer  Minister  des  Aeußern)  hat  diesen  Antrag 
an  Bismarck  nach  (lastein  geschickt.  Deshalb  unterbrach  Bis- 
marck seine  Kur  und  reiste  nach  Wien.  Der  Mann,  der  das 
Bismarck  mitgeteilt  hat,  ist  von  Cambetta  gestürzt  worden." 
Diese  Erzählung  wurde  von  Waddington  in  allen  Punkten  demen- 
tiert. Der  Friedrichsruhcr  Hausarzt  Dr.  Cohen  vermerkte  jedoch 
in  seinem  Tagebucho  imter  dem  13.  September  1880  folgende 
Aeußrung  des  Fürsten  Bismarck:  „Varnbülers  Enthülhnigen  seien 
durchaus  wahr.  —  Als  Bismarck  von  den  Schritten  Rußlands  in 
Paris  sichere  Kenntnis  hatte,  ging  er  sofort  nach  Wien  und  schloß 
ab.  —  Man  nuiß  nur  nicht  glauben,  daß  solche  Eröffnungen  direkt 
an  das  Auswärtige  Amt  gingen.  So  etwas  würde  im  Salon,  am 
Kamin  durch  nichtoffizielle  Leute  besorgt,  die  zuerst  nur  son- 
dieren."    (Erinnerutijcn   an  Bismarck,  S.  312.) 
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vom  Zarcii  Alexander  IL,  der  mit  seinem  Drohbrief  nach 
eignem  Geständnis  eine  Dummheit  begangen  hatte,  den 
Auftrag,  in  Besprechungen  mit  dem  Deutschen  Reichs- 
kanzler über  Fragen  des  nahen  Orients  einzutreten.  Fürst 
ßismarck  verlangte  den  Beitritt  Oesterreich-Ungarns  und 
brachte  nach  langem  Widerstreben  des  Wiener  Kabinetts 
jenes  geheime  dreiseitige  Neutralitätsabkommen,  zunächst 
auf  drei  Jahre,  zustande,  das  er  selbst  fünfzehn  Jahre  später, 
nachdem  es  längst  abgelaufen  war,  vor  der  Mitwelt  ent- 
hüllte, und  das  heute  noch  im  Meinungsstreit  von  Politikern 
und  Gelehrten  fortlebt. 

Wirksamer  als  dieses  Mittel  zum  Schutze  gegen  einen 
Krieg  mit  zwei  Fronten  erwies  sich  die  Aufnahme  Italiens 
in  das  mitteleuropäische  Bündnis.  Der  Flankenschutz,  den 
die  mit  Frankreich  nach  der  Besetzung  Aegyptens  über- 
worfene  Weltmacht  England  wegen  ihrer  Mittelmeerinter- 
essen dem  Dreibunde  gewährte,  erleichterte  es  Bismarck, 
für  die  überschüssige  Kraft  des  Reiches  vorsichtig  und  be- 
hutsam koloniale  Erwerbungen  in  der  Südsee  und  in  Afrika 
zu  machen.  Aber  immer  noch  saß  ihm  das  russische  Hemd 
näher  als  der  engUsche  Rock.  Als  für  Rußland  nach  seinem 
Vorstoß  gegen  Merw  ein  ernster  Konflikt  drohte,  leistete  er 
ihm  den  Dienst  durch  Druck  auf  die  Pforte,  daß  die  Darda- 
nellen gegen  Kriegsschiffe  verschlossen  blieben.*) 

Erst  in  den  letzten  Jahren  der  Amtszeit  des  Fürsten 
Bismarck,  als  das  Drängen  der  Franzosen  zu  einem  Bündnis 
mit  Rußland  immer  offner  zutage  trat  und  die  Saat  der  pan- 
slaw istischen  Feindschaft  in  den  russischen  Oberschichten 
üppiger  aufging,  mehren  sich  die  Anzeichen  für  eine  Hin- 
neigung zu  engerer  Freundschaft  mit  England.  Es  war 
die  Zeit  des  Boulangismus  in  Frankreich,  des  Beginns  der 
riesigen  französischen  Geldopfer  für  Rußland,  der  ersten 
russischen  Waffenbestellungen  in  Frankreich.  Man  ver- 
gleiche die  beiden  Reden  des  Fürsten  zur  Begründung  der 
Vorlage  vom  Herbst  1886  wegen  Erhöhung  der  Friedens- 
präsenz des  Heeres.  Die  erste,  in  der  Reichstags- 
kommission am  11.  Januar  1887  gehalten,  lehnt  noch  die 
Annahme  ab,  daß  Rußland  nach  Bündnissen  suchte  und 
Deutschland  einer  Koalition   von  Frankreich  und  Rußland 


*)  L.  Raschdau,  a.  a.  O. 
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gegenuberzutreten  hätte,  nennt  die  Freundschaft  mit 
Rußland  noch  heute  über  jeden  Zweifel  erhaben  und  sieht 
die  größte  Gefahr  darin,  daß  der  seit  drei  Jahrhunderten 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich  schwebende  Prozeß 
noch  nicht  beendigt  sei  und  daß  unter  dem  Druck  ener- 
gischer Minoritäten,  die  in  schweren  Momenten  immer  die 
Entschließungen  bewirkt  hätten  und  heute  von  dem  feu 
sacre  der  Revanche  ergriffen  wären,  ein  neuer,  diesmal  ein 
letzter,  weil  mit  einem  saigner  ä  blanc  endigender  Waffen- 
gang drohe.  Italien  und  England  werden  nur  der  Voll- 
ständigkeit halber  erwähnt,  weil  kein  Grund  vorUege,  daß 
„wir  für  beide  Regierungen  und  sie  für  uns  gegenseitig 
nicht  das  größte  Wohlwollen  haben  sollten."  Die  zweite, 
die  von  allen  Bismarckreden  berühmteste,  vom  6.  Februar 
1888,  ist  auf  einen  andern  Ton  gestimmt.  Da  kommt  die 
Klage  über  die  geographische  Lage,  daß  Gott  den 
Deutschen  die  kriegerischste  und  unruhigste  Nation,  die 
Franzosen,  an  die  Seite  gesetzt  und  auf  der  andern,  der 
russischen,  kriegerische  Neigungen  hat  groß  werden  lassen. 
Da  wird  zum  erstenmal  von  dem  mit  furor  teutonicus 
geführten  Volkskriege  gegen  zwei  Fronten  gesprochen,  und 
da  sprudeln  nach  historischen  Erinnerungen  die  markigen 
Worte  hervor:  „Um  Liebe  werben  wir  nicht  melir,  weder 
in  Frankreich  noch  in  Rußland.  Wir  drängen  uns  nicht  auf. 
Wir  haben  versucht,  das  alte  vertraute  Verhältnis  (zu  Ruß- 
land) wiederzugewinnen,  aber  wir  laufen  niemand  nach!" 
Italien  und  England  kommen  nur  noch  in  ein  paar  histo- 
rischen Betrachtungen  vor. 

Zwischen  der  ersten  und  der  zweiten  Rede  liegt  die 
Verlängrung  des  Vertrags  mit  Italien,  zu  dem  nach  dem 
Besuche  Crispis  in  Friedrichsruh  noch  eüie  MiUtärkon- 
vention  hinzukam,  liegt  auch  der  Privatbrief  Bismarcks  an 
Salisbury  vom  22.  November  1887.  In  ihm  wurde  die 
Vermutung  einer  prinzipiellen  antienglischen  PoHtik  des 
künftigen  deutschen  Thronerben  widerlegt,  in  großen 
Zügen  auf  die  panslawistlschen  Umtriebe  und  inncrn 
Zustände  des  russischen  Reichs  als  bedrohlich  für 
den  Frieden  Europas  hingewiesen  und  England  auf- 
gefordert, mit  den  beiden  Bundesgenossen  des  Deutschen 
Reiches  einen  Bund  zur  Aufrechterhaltung  des  Status 
quo  im   nahen    Orient    ru    bilden.    Lord   Salisbury   ließ 


in  seiner  Antwort  die  aus  etwaigen  antienglischen  Neigungen 
des  Prinzen  Wilhelm  geschöpften  Bedenken  gegen  den 
Beitritt  Englands  zu  dem  Orientbund  fallen,  wich  aber  der 
verschleierten  Einladung  Bismarcks  zu  weiterem  Gedanken- 
austausch über  die  russische  Gefahr  aus.  Ebenso  wie  sich 
Bismarck  so  lange  als  möglich  die  freie  Hand  bewahren 
wollte,  scheute  Salisbury  vor  einer  formellen  Bindung  zu- 
rück. Was  er  leisten  wollte,  war  allenfalls  moralischer 
Beistand  für  den  Dreibund,  den  Bismarck  mit  der  Abwehr 
wiederholter  russisch-französischer  Versuche,  der  eng- 
lischen Okkupation  in  Aegypten  Schwierigkeiten  machen 
zu  helfen,  vergalt  und  zugleich  befestigte.*) 


•)  Noch  im  Oktober  1889,  ein  halbes  Jahr  vor  dem  Rücktritt 
und  dreiviertel  Jahr  vor  dem  Ablauf  des  Rückversicherungsver- 
trags, machte  Bismarck  zu  der  damals  schwebenden  Frage  der 
Annexion  von  Witu  den  Randvermerk  auf  ein  Aktenstück  des 
Auswärtigen  Amts,  man  müsse  erst  prüfen,  ob  England  nicht 
äUre  Rechte  dort  hätte;  das  Verbleiben  Lord  Sallsburys  auf 
seinem  Posten  sei  ihm  wichtiger  als  ganz  Witu.  Als  sich  Caprivi 
im  Februar  1891  hierauf  gegen  den  Vorwurf  berief,  Fürst  Bis- 
marck würde  nicht  auf  Witu  verzichtet  haben,  suchten  die  „Ham- 
burger Nachrichten"  das  Zitat  mit  der  Bemerkung  abzuschwächen, 
das  Marginal  in  den  vertraulichen  Akten  hätte  nur  den  Zweck 
haben  können,  die  arbeitenden  Kräfte  in  Berlin  zu  orientieren, 
nicht  aber  ein  politisches  Programm  für  die  Zukunft  aufzustellen. 
Gleichwohl  läßt  doch  gerade  der  vertrauliche  Charakter  der 
Friedrlchsruher  Direktive  für  den  Innern  Dienst  darauf  schließen, 
daß  in  ihr  eine  natürlich  nur  für  die  damalige  Zelt  geltende 
esoterische  Ansicht  Bismarcks  ausgesprochen  war.  —  Bezeich- 
nend für  die  Stellung  Bismarcks  gegenüber  England  ist  ferner 
eine  Mitteilung  des  Freiherrn  Lucius  von  Ballhausen  in 
seinen  „Bismarckerinnerungen",  Stuttgart  und  Berlin  1920:  In 
einer  Sitzung  des  preußischen  Ministeriums  vom  17.  August  1889 
sagte  Bismarck  über  die  allgemeine  politische  Lage,  das 
ganze  Ziel  und  Objekt  der  deutschen  Politik  seit 
zehn  Jahren  sei,  England  für  den  Dreibund  zu 
gewinnen.  Das  sei  nur  möglich,  wenn  Deutschland  immer 
wieder  seine  Indifferenz  gegeni  die  orientalische  Frage  betone. 
Geschähe  das  nicht,  brouilliere  sich  Deutschland  deswegen  mit 
Rußland,  so  werde  England  behaglich  stillsitzen  und  sich  nur  die 
Kastanien  aus  dem  Feuer  holen  lassen.  Ferner  beklagte  er  sich 
über  den  deutschen  Kolonialschwindel,  der  die  (deutsch-eng- 
Hschen)  Kreise  tölpelhaft  störe. 
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Das  ist  in  groben  Umrissen  das  Bild,  das  die  Taten  des 
großen  Realisten  uns  liefern.  Wir  sehen  ihn  groß  in  der 
Konzeption  seiner  Ziele,  ebenso  groß  im  Wechsel  der  ge- 
eigneten Mittel  und  Wege.  In  der  ersten  Hälfte  seines 
politischen  Lebens  tritt,  mehr  die  Kühnheit  der  Gedanken 
und  Entschlüsse,  in  der  zweiten  mehr  das  kluge  Maßhalten 
und  die  stets  wache  Umsicht  hervor.  So  hat  Bismarck 
anfangs  mit  der  Zerrisenheit  der  eignen  Nation  und  den 
Stammesfehlern  im  deutschen  Vaterland,  später  aber  nach 
vollendetem  Neubau  des  Reichs  mit  dem  Verhängnis  ge- 
rungen, das  der  Historiker  Hintze  in  die  Worte  faßt:  Unsre 
geographische  Lage  ist  unser  historisch-politisches  Schick- 
sal. Deshalb  blieb  seine  Politik  bis  zum  Schluß  immer  nur 
europäisch  orientiert,  und  trotz  der  rücksichtslosen  An- 
wendung von  Blut  und  Eisen  war  sie  niemals  Prestige- 
poHtik,  sondern  immer  nur  sah  er  die  Größe  Deutschlands 
in  innerer  Stärke.*) 

In  Erinnerung  an  den  Redesatz,  daß  die  deutsche  Frage 
nur  durch  Blut  und  Eisen  zu  lösen  sei,  haben  die  Deutschen 
den  Schöpfer  ihrer  Einheit  gerne  den  Eisernen  genannt. 
Als  vorbildlich  im  allgemeinen  für  Staatsmänner  kann  die 
damit  bezeichnete  Eigenschaft  heute  weniger  als  je  gelten. 
Man  darf  deshalb  doch  nicht  in  den  Fehler  mancher  aus- 
ländischen Beurteiler  Bismarcks  verfallen,  denen  jenes 
Wort  als  Beweis  diente,  daß  das  Wesen  der  Bis- 
marckschen  Politik  und  ihrer  Erfolge  in  der  Anwendung 
von  Gewaltmitteln  bestanden   hätte.    Wie   man   bei   Be- 


*)  In  seinem  politischen  NacJiiaß  befinden  sjch  folgende  Leit- 
sätze: „Wir  müssen  den  Krieg  nach  Möglichkeit  hindern  oder  ein- 
schränken, mis  in  dem  europäischen  Kartenspiele  die  Hinterhand 
wahren  und  uns  durch  keine  Ungeduld,  keine  Gefälligkeit  auf 
Kosten  des  Landes,  keine  Eitelkeit  oder  befreundete 
Provokation  vor  der  Zeit  aus  dem  abwartenden  Stadium  in  das 
handelnde  drängen  lassen;  wenn  nicht,  plcctuntur  Achivi  .  .  .  . 
Mein  ideales  Ziel,  naclidem  wir  unsre  Einliei.t  zustande  gebracht 
hatten,  ist  ^tels  gewesen,  das  Vertrauen  nicht  nur  der  minder- 
inächtigen  europäischen  Staaten,  sondern  aucJi  der  großen  Mächte 
zu  erwerben),  daü  die  deutsche  Politik,  nachdem  sie  die  injuria 
temporum,  die  Zersplitterung  der  Nation  gut  gemacht  hat,  fried- 
liebend und  gerecht  sein  will."  Gedanken  und  Erinnerungen 
30.  Kapitel. 
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Wertung  von  Aussprüchen  Bismarcks  die  jeweiligen  Zwecke 
und  Ziele  seiner  Politik  nicht  übersehen  darf,  so  können 
auch  seine  Taten  nur  aus  der  Zeit  und  aus  der  Aufgabe, 
die  ihm  von  der  Geschichte  gesetzt  war,  richtig  gewürdigt 
werden.  Das  drinnen  und  draußen  ohnmächtige  Deutsch- 
land brauchte  einen  starken  Tatmenschen,  um  eüi 
geschlossenes  Reich  mit  nationaler  Volksvertretung  zu 
werden.  Wer  Blut  und  Eisen  verdammen  will,  soll  den 
berühmten  Brief  Carlyles  an  die  „Times"  von  1870  nach- 
lesen, wo  dargelegt  ist,  daß  die  Ziele  Bismarcks  weit  über 
der  napoleonischen  Sphäre  von  Ländergier  und  Ehrgeiz 
lagen.  Ungefähr  gleichzeitig  schrieb  Ranke,  der  Meister 
objektiver  Geschichtschreibung,  an  Thiers,  Deutschland 
führe  gegen  Ludwig  XIV.  Krieg.  Bismarck  hat  für  eine 
Idee  gekämpft,  die  ähnlich  wie  die  der  Abschaffung  der 
Sklaverei  eine  Menschheitsidee  war,  die  Idee  nämUch,  eine 
Nation  nach  mehrhundertjähriger  Zerrissenlicit  und  Zer- 
fleischung zur  Einheit  zu  führen.  Andre  Nationen  in  ähn- 
licher Lage,  z.  B.  Italiener,  Serben,  Polen,  sind  auch  nicht 
ohne  Blut  und  Eisen  zum  Ziele  gekommen. 

Zuzugeben  ist,  daß  Bismarck,  der  streitbare  Junker 
und  Royalist,  bei  der  Innern  Festigung  des  Reiches 
vor  harten  Maßregeln  nicht  zurückgescheut  Ist.  Aber 
seinem  Genius  in  der  Leitung  der  auswärtigen  Politik, 
die  beständig  auf  Vermeidung  eines  neuen  Waffen- 
ganges gerichtet  war,  haben  selbst  die  von  ihm  „Reichs- 
feinde" gescholtnen  Führer  der  Opposition,  Richter, 
Windthorst,  Bebel,  ihre  Achtung  gezollt.  Hierin  hätte 
sein  staatsmännisches  Denken  und  Wirken,  richtig 
verstanden,  Vorbild  für  das  folgende  Geschlecht  bleiben 
müssen.  Daß  die  kaiserUche  PoUtik  ohne  die  kluge 
Vorsicht  und  Mäßigung  des  echten  Bismarck  neue 
Bahnen  einschlug,  war  das  Unglück  für  sein  Werk.*) 


*)  „Ich  sehe  schwere  Gefahren  für  Deutschland,  doch  auch 
für  Europa  aufsteigen.  Je  später  die  Katastrophe  eintreten  wird, 
um  so  furchtbarer  wird  sie  sein."  Prophetische  Worte  am  Schhiß 
des  3.  Bandes  der  „Gedanken  und  Erinnerungen". 
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II.  Der  neue  Kurs. 

1.  Innere  Kämpfe, 

Mit  Bismarcks  unfreiwilligem  Abgang  trat  Deutschland 
in  die  Zeit  ein,  die  in  der  Geschichtschreibung  den  Namen 
,,Der  neue  Kurs"  behalten  wird.  Sie  umfaßt  ungefähr  die  acht 
Jahre  1890  bis  1897  von  der  Entlassung  des  ersten  Reichs- 
kanzlers bis  zum  Rücktritt  der  Staatssekretäre  Marschall 
und  Bötticher,  auf  den  bald  Bi^^marcks  Tod  folgte.  Die 
Entwicklung  der  politischen  Strömungen  innerhalb  des 
deutseben  Volkes  stand  während  dieser  Zeit  fast  unaus- 
gesetzt unter  Emflüssen,  die  von  Bismarcks  Sturz  aus- 
gingen, oder  von  seinem  Verhalten  im  Ruhestände,  der  in 
Wahrheit  ein  Kampfzustand  gegen  den  Kaiser  und  die  neuen 
Männer  der  Regierung  bUeb.  Es  war  weniger  die  Ent- 
lassung selbst,  als  die  immer  wieder  erörterton  Begleit- 
umstände, die  politisch  weiterwirkten.  Für  Bismarck  war 
die  Trennung  von  dem  Werk,  das  er  fortzuführen  noch  die 
Kraft  in  sich  fühlte,  wider  seinen  Willen  und  unvorher- 
gesehen erfolgt,  in  Formen,  die  ihn  verwundeten.  Die 
teutonische  Reckennatur  setzt©  sich  mit  aller  Wucht  zur 
Wehr,  schonungslos,  wie  er  alle  seine  politischen  Kämpfe 
geführt  hatte. 

Unter  den  politischen  Parteien  überwog  anfangs  in  der 
Sozialdemokratie,  in  der  bürgerlichen  Linken,  im  Zentrum 
die  Freude,  den  gewaltigen  Widersacher  in  seiner  amtlichen 
Machtfülle  los  zu  sein.  Aber  auch  in  diesen  Lagern  gesellte 
sich  für  die  politisch  Nachdenklicheren  zu  dem  Gefühl  der 
Befreiung  doch  ein  Mißbcliagen  über  den  Hergang,  wie  dem 
deutschen  Volke  sein  größter  Staatsmann,  den  selbst  iimcr- 
polltlsche  Gegner  für  die  auswärtige  Leitung  des  Reiches 
noch  schwer  entbehrlich  hielten,  durch  den  Willonsakt  eines 
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einreinen  genommen  u'orden  war.  Formell  wurde  bei  der 
Verabscliicdung  Bismaixks  l^eine  Vorschrift  der  von  ihm 
selbst  geschaffnen  Reichsverfassung  verletzt.  Aber  ein 
so  schroffes  Uebergreifen  der  Kaisermacht  gegen  den 
Schöpfer  des  Reiches  war  etwas  Unerhörtes.  Ausländer, 
denen  man  darlegte,  daß  nach  der  damaligen  Reichsver- 
fassung der  deutsche  Kaiser  das  Recht  hatte,  ohne  Mit- 
wirliung  des  Bundesrats  und  des  Reichstags  den  leitenden 
Staatsmann  fortzuschicken,  zogen  daraus  den  Schluß,  daß 
eine  derartige  Verfassung  für  absolutistische  Handlungen 
weiten  Raum  ließ. 

In  der  Tat  zeigt  ein  Rückblick,  nicht  etwa  von  dem 
Punkte,  wo  wir  heute  stehen,  sondern  schon  aus  den  letzten 
Jahren  der  Bülowschen  Kanzlerschaft,  wo  die  allmählich 
entstandne  monarchische  Krisis  zeitweilig  akute  Formen 
annahm,  daß  der  Mangel  an  verfassungsmäßigen  Hem- 
mungen für  den  Entschluß  der  Krone  bei  Bismarcks  Ent- 
lassung auf  den  weiteren  Gang  der  mneren  und  äußeren 
Geschicke  Deutschlands  verhängnisvoll  mitgewirkt  hat.  Die 
kaiserliche  Selbstherrlichkeit  schnellte  ungesund  empor; 
die  Stellung  der  folgenden  Kanzler  blieb  eingeknickt  gegen- 
über dem  Monarchen,  der  mit  einem  Bismarck  so  herrisch 
umgesprungen  war.  Für  die  Einschätzung  der  deutscheu 
Zustände  im  Auslande  verschwanden  bald  Reichskanzler, 
Bundesrat,  Reichstag  hinter  dem  Kaiser,  dem  der  ver- 
storbne Bismarck  das  Wort  aufprägte:  er  will  Kaiser  und 
Kanzler  zugleich  sein,  und  der  im  Augenblick  der  Trennung 
von  Wilhelms  I.  überragendem  Berater  an  den  Großherzog 
von  Weimar  telegraphierte:  „Das  Amt  des  wachthabenden 
Offiziers  auf  dem  Staatsschiff  ist  mir  zugefallen.  Der  Kurs 
bleibt  der  alte.    Volldampf  voraus!" 

In  Auflehnung  gegen  diesen  Ausspruch  entstand  das 
Schlagwort  vom  „neuen  Kurs".  Ihn  bekämpfte  mit  zu- 
nehmender Schärfe  die  gegen  das  persönliche  Auftreten  des 
Kaisers  und  gegen  seine  Politik  sich  entwickelnde  Bis- 
marc k  -  F  r  o  n  d  e.  Im  allgemeinen  vollzog  sich  der 
Kampf  nach  dem  Willen  des  grollenden  Einsiedlers  von 
Friedrichsruh,  in  wesentlichen  Einzelheiten  nach  seinen 
eignen  Angaben.  Dies  konnte  weder,  noch  sollte  es  ver- 
borgen bleiben.  Weil  aber  hinter  fast  alltäglichen  Preß- 
gefechten wieder  und  wieder  die  große  Gestalt  des  alten 
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Fürsten  selbst  erschien,  gewann  die  Fronde  starken  Zuzug 
aus  den  Scharen  treugebliebner  Anhänger,  denen  die 
Bismarckverehrung  eme  achtungswerte  Form  der  Oppo- 
sition gegen  das  neukaiserliche  Wesen  bedeutete.  Die 
Professoren  und  Studierenden  der  Hochschulen,  die  Lehrer- 
schaft der  Gymnasien  und  selbst  der  Volksschulen  standen 
bei  solchen  Kundgebungen  im  Vordergrunde.  Zur  poH- 
tischen  Kerntruppe  der  Bismarckfronde  aber  wurden  die 
unter  dem  Sammelnamen  Agrarier  vereinigten  Wortführer 
landwirtschaftlicher  Interessen.  Sie  organisierten  ihre 
Gefolgschaft  in  dem  am  14.  Februar  1893  gegründeten 
Bund  der  Landwirte  zum  Schutz  und  Trutz  gegen 
die  von  Bismarcks  Nachfolger  C  a  p  r  i  v  i  eingeleitete 
Handelsvertragspolitik. 

Anfangs  hatte  sich  der  alte  Kanzler  über  die  Person  des 
neuen  recht  günstig  geäußert.  Zu  einem  französischen 
Journalisten  sagte  er:  Caprivi  sei  ein  tüchtiger  General, 
vielleicht  unser  tüchtigster;  schade,  daß  er  zur  Politik  über- 
gegangen sei;  nach  seinem  eignen  Ausspruche  habe  er 
bei  Uebernahme  des  Kanzlerpostens  das  Gefühl  gehabt,  als 
ob  er  in  ein  dunkles  Zimmer  eintrete.  Ein  Engländer  ver- 
nahm die  Worte  aus  Bismarcks  Munde:  Caprivi  sei  ein 
Mann  von  beträchtlicher  Intelligenz  und  mannigfachem 
Wissen;  den  neuen  Posten  habe  er  nicht  aus  irgendwelchem 
persönlichen  Ehrgeiz,  sondern  aus  loyalem  Pflichtgefülil 
übernommen;  er  besitze  einen  klaren  Kopf,  bedeutende 
Arbeitskraft  und  sei  ein  vollendeter  Gentleman. 

Aber  die  Schonung  bezog  sich  nur  auf  die  Person  im 
allgemeinen.  Im  besondern  Falle,  und  wenn  sich  sachliche 
Gegnerschaft  ergab,  ließen  es  die  Friedrichsruhcr  Gespräche 
an  Schärfe  nicht  fehlen.  Caprivi  war  der  ausgesproclmen 
Meinung,  daß  etwaige  Zollfehden  mit  Oesterrcich-Ungarn 
und  Italien  die  Popularität  des  Bündnisses  in  allen  Drei- 
bundreichen leicht  mindern  würden,  ein  neuer  Handelsver- 
trag dagegen  den  Dreibund  festigen  und  die  Bundesgenossen 
stärken  könnte.  Er  glaubte  ferner,  daß  eine  vertragliche 
Herabsetzung  der  KornzöUc  von  5  auf  3,50  Mark  für  die 
deutsche  Landwirtschaft  erträglich  und  insofern  sogar  nütz- 
lich wäre,  als  damit  der  Agitation  gegen  die  Verteuerung 
des  wichtigsten  Nahrungsmittels  der  Boden  entzogen 
würde.    Mit  den  Dreibundgenossen,  die  durch  wlrtschaft- 
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liehe  Einigung  gestärkt  werden  könnten,  waren  natürlich 
alle  gleichmäßig  gemeint.  Das  aus  Friedrichsruh  stammende 
Wort  vom  „Tribut  an  Oesterreich-Ungarn"  gab  dem  Ge- 
danken Caprivis  einen  falschen  Sinn  und  wirkte  agitatorisch 
gegen  die  Person  Caprivis  lange  fort. 

Wie  Caprivi  wirklich  die  Bedeutung  der  Landwirtschaft 
für  den  Staat  beurteilte,  geht  aus  seiner  Rede  vom 
10.  Dezember  1891  hervor.  Sein  grundsätzlicher  Stand- 
punkt war,  daß,  wenn  von  Opfern  die  Rede  wäre, 
diese  nicht  von  der  Landwirtschaft  gebracht  würden, 
sondern  daß  der  Staat  Opter  für  die  Landwirtschaft  zu 
bringen  hätte.  Wer  heute  noch  an  den  beschränkten 
Horizont  des  „Mannes  ohne  Ar  und  Halm"  glaubt,  der  lese 
folgende,  in  Vergessenheit  geratne  Stelle  nach: 

„Ich  bin  der  Ueberzeugung,  daß  wir  eines  Körnerbaues, 
der  zur  Not  hinreicht,  selbst  die  steigende  Bevölkerung, 
wenn  auch  unter  Beschränkung,  im  Kriegsfall  zu  ernähren, 
gar  nicht  entbehren  können.  Das  Dasein  des  Staates  wird 
aufs  Spiel  gestellt,  wenn  er  nicht  imstande  ist,  von  seinen 
eignen  Bezugsquellen  zu  leben.  .  .  .  Ich  habe  sagen  hören: 
das  ist  eine  übertriebne  Ansicht;  selbst  wenn  wir  einen 
Krieg  hätten  zugleich  gegen  Frankreich  und  Rußland,  es 
bleibt  uns  ja  doch  der  Weg  über  die  See  offen;  da  sind 
neutrale  Staaten,  die  werden  das  Korn  bei  uns  einführen. 
Ich  möchte  das  Wohl  des  Staates  auf  so  unsichre  Faktoren 
nicht  stellen.  Der  Sechandel  im  Falle  eines  Krieges  ist 
geregelt  oder  soll  wenigstens  geregelt  sein  durch  die  Pariser 
Konvention  von  1856.  Was  aber  dermaleinst,  wenn  ein 
Weltbrand  kommt,  die  zur  See  mächtigen  Staaten  für 
Konterbande,  für  eine  effektive  Blockade  erklären  werden, 
das  wollen  wir  einmal  abwarten.  Mir  ist  es  eine  ganz  un- 
erschütterliche Ueberzeugung,  daß  in  einem  künf- 
tigen Kriege  die  Ernährung  der  Armeen 
und  des  Landes  eine  geradezu  entschei- 
dende Rolle  spielen  kan n." 

Der  Umstand,  daß  ohne  die  Stimme  der  Sozialdemo- 
kratie der  russische  Handelsvertrag  1894  nicht  durchzu- 
setzen war,  wurde  von  der  konservativen  Opposition  gegen 
den  Vertrag  der  Regierung  als  ein  beschämendes  Zeugnis 
ihrer  Schwäche  vorgehalten.  Auch  die  sozialistische  Linke 
dachte  nicht  daran,  mit  der  taktischen  Hilfe  für  die  den 
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Arbeitern  wirtschaftlich  erwünschten  handelspoHtischert 
Vorlagen  eine  Abkehr  von  ihrer  grundsätzlichen  Gegner- 
schaft zum  kaiserlichen  wie  zum  bürgerlichen  Deutschland 
zu  vollziehen.  Der  Traum  von  einem  Arbeiterkaiser  war, 
wenn  er  je  geträumt  worden  ist,  der  Traum  des  Kaisers, 
nicht  der  Arbeiter. 

Die  sozialdemokratische  Bewegung 
schwoll  zu  mächtigem  Umfang  an.  In  ihr  herrschte, 
Richtung  und  Ziel  bestimmend,  der  kommunistische  und 
internationale  Gedanke.  Auf  dem  Erfurter  Parteitage  (1891) 
war  ein  neues  Programm  aufgestellt  worden,  das  dem  alten 
Streit  zwischen  den  beiden  durch  die  Namen  Lassalle  und 
Marx  gekennzeichneten  Hauptrichtungen  ein  Ende  machte. 
Der  Hallesche  Parteitag  (1890)  hatte  beschlossen,  daß  die 
„Wissenschaft"  im  Programm  zu  vollen  Ehren  gebracht 
werden  sollte.  Die  Wissenschaft  —  das  war  hauptsächlich 
das  kurz  vor  der  Februarrevolution  1848  von  Karl  Marx 
und  Friedrich  Engels  gemeinschaftlich  verfaßte  Kommu- 
nistische Manifest,  das  Fr.  Engels,  nachdem  es  in  viele 
Sprachen,  zuerst  ins  Englische,  dann  ins  Französische, 
Polnische,  Russische,  Dänische  übersetzt  worden  war,  in 
der  fünften  deutschen  Ausgabe  (1890)  als  das  internationalste 
Erzeugnis  der  gesamten  sozialistischen  Literatur,  als  das 
gemeinsame  Programm  vieler  Millionen  von  Arbeitern  aller 
Länder,  von  Sibirien  bis  Kalifornien,  bezeichnen  durfte.  In 
ihm  war  die  materialistische  Geschichtstheorie,  die  nur 
von  wirtschaftlichen  Trieben  das  Leben  der  Völker  be- 
herrscht Sern  läßt,  zum  erstenmal  in  ein  System  ge- 
bracht, nachdem  schon  vor  Marx  deutsche  und 
französische  Sozialisten  gelegentlich  die  Abhängigkeit 
der  Politik  von  der  Ockonomie,  die  wirtschaftlichen 
Klassengegensätze  als  das  herrschende  Prinzip  der 
Geschichte  und  das  Verhältnis  zwischen  Armen  und  Reichen 
als  das  einzige  revolutionäre  Element  in  der  Welt  bezeichnet 
hatten. 

Das  Erfurter  Programm  brachte  einen  außerordent- 
lichen Schwung  in  das  Leben  der  sozialdemokratischen 
Partei.  Wohl  tauchten  noch  genug  Streitigkeiten  auf,  aber 
sie  drehten  sich  mehr  um  das  taktische  Verhalten  als  um 
die  Grundsätze.  Unermüdlich  wurde  daran  gearbeitet,  dlo 
auf  lauter  croben  Kategorien  „Arbeiterklasse"  und  „Kapita- 
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listenklasse",  „Staat"  und  „Gesellschaft",  „Menschheit"  und 
„Menschentum"  aufgebaute  Marxsche  Gedankenwelt  den 
Wählermassen  einzuprägen.  Wo  der  Bildungsdrang  des 
Arbeiters  nicht  ausreichte,  halfen  Diskutierklubs  nach.  Wer 
einmal  auf  die  Scheidung  der  Gesellschaft  in  zwei  Klassen 
(Ausbeuter  und  Ausgebeutete)  eingeschworen  war,  dem 
mußte  alles  übrige  des  Systems  logisch  richtig  erscheinen 
und  der  kümmerte  sich  nicht  mehr  darum,  daß  die  Dinge 
im  Leben,  wie  Bogumil  Goltz  sagt,  nicht  so  oder  so,  sondern 
so  und  so  sind,  und  daß  es  in  der  Politik  überhaupt  nicht 
auf  das  logisch  Richtige,  sondern  auf  das  praktisch  Nütz- 
liche ankommt.  Den  Fragen  nach  dem  Aussehen  des  Zu- 
kunftsstaats wich  man  mit  der  Berufung  auf  die  geheimnis- 
volle Kraft  der  Entwicklung  aus,  die  „von  selbst"  alles  zum 
besten  ordnen  würde. 

Mit  der  Herrschaft  des  Glaubens  an  die  Wunderkraft 
der  kommunistischen  Gesellschaft  bildete  sich  natürlich  auch 
der  internationale  Zug  der  Partei  stärker  aus.  Namentlich 
mit  den  französischen  Sozialisten  wurde  enge  Fühlung  ge- 
halten und  die  gegenseitige  Solidarität  öffentlich  verkündet. 
Zur  Feier  der  Erinnerung  an  den  Kommuneaufstand  von 
1871  sandten  Mitglieder  der  Reichstagsfraktion  im  März 
1892  eine  Begrüßung  an  Lafargue,  in  der  gesagt  war:  „Der 
Kampf,  weit  entfernt,  eine  mildere  Form  angenommen  zu 
haben,  wird  von  Tag  zu  Tag  erbitterter.  Alle  Parteien 
haben  sich  gegen  uns  vereinigt  —  der  Staat  und  die  Kirche 
haben  sich  gegen  uns  verbündet,  aber  wir  bieten  ihnen  die 
Stirn,  wir  marschieren  immer  vorwärts  und  werden  sie  alle 
schlagen."  Aehnliche  Adressen  wurden  fast  jedes  Jahr  aus- 
getauscht. 

Die  bürgerlichen  Gegner  der  Sozialdemokratie  er- 
kannten wohl  mehr  und  mehr,  daß  deren  stetig  zunehmende 
Gewalt  über  die  Gemüter  keineswegs  bloß  auf  grobe 
materielle  Instinkte  und  politische  Machtansprüche  ge- 
gründet, sondern  von  einem  eignen  Schatz  von  wirtschaft- 
lichen Forschungen  und  humanen  Ideen  getragen  war. 
Gleichwohl  nahm  sich  der  kritische  Kampf  gegen  die  sozia- 
listischen Bestrebungen  häufig  nur  die  Oberfläche,  Versamm- 
lungen, Ausstände,  Aussperrungen,  Straßendemonstrationen, 
fanatische  Ausbrüche  in  Wort  und  Schrift  zum  Ziel,  ohne 
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die  innern  Ideen  zu  treffen,  aus  denen  die  Bewegung  ihre 
nachhaltige  Kraft  zog. 

Nach  einem  Spruch  Goethes  sind  allgemeine  Begriffe 
und  großer  Dünkel  immer  auf  dem  Wege,  entsetzliches  Un- 
glück anzurichten.  Das  Kraftgefiihl  der  Arbeitermassen  ist 
vielleicht  zu  keiner  Zeit  vor  dem  Ende  des  Weltkrieges 
unbändiger  gewesen  als  in  der  Mitte  der  neunziger  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts.  Um  so  gefährlicher  für  den 
Frieden  im  Innern  des  Reichs  mußten  neue  Versuche  sein, 
die  Bewegung  mit  Gewaltmaßregeln  zu  unterdrücken.  Die 
Spannungen  waren  bereits  so  stark,  daß  sie  nicht  weiter 
gesteigert  werden  konnten,  ohne  eine  Explosion  hervorzu- 
bringen. 

Fürst  Bismarck  ließ  nach  wie  vor  1890  keinen  Zweifel 
darüber,  daß  er  vor  einer  gewaltsamen  Lösung  nicht  zu- 
rückscheute. Kurz  nach  seiner  Entlassung  sprach  er  das 
Wort  von  dem  „blutigen  Kataklysmus",  der  die  sozialisti- 
schen Wirren  unterdrücken  werde,  und  zwar  in  naher  Zu- 
kunft. Nach  einer  gut  verbürgten  Aeußerung  noch  aus 
seinem  Todesjahr  wollte  er  der  Sozialdemokratie  die 
politischen  Rechte,  das  Wahlrecht  nehmen,  was  ohne  Staats- 
streich nicht  möglich  war.  In  seiner  Jenaer  Rede  vom 
30.  Juli  1892  hatte  Fürst  Bismarck  gesagt,  er  möchte  dazu 
beitragen,  daß  sich  das  Parlament  wieder  zu  einer  kon- 
stanten Majorität  und  Autorität  erhebe;  er  selbst  habe  unbe- 
wußt dazu  beigetragen,  daß  der  Reichstag  in  seinem  Ein- 
fluß heruntergekommen  sei.  In  derselben  Rede  nannte  er 
es  ein  gefährliches  Experiment,  wenn  man  im  Zentrum 
Europas  absolutistischen  Ideen  und  Velleitäten  zustrebe. 
Er  wollte  also  ein  Parlament  mit  eignem  politischen  Willen 
haben,  der  sich  gegen  absolutistische  Neigungen  richte. 
Und  gleichzeitig  sollte  die  demokratischste  Partei  mit  abso- 
lutistischen Mitteln  unterdrückt  werden?  Kampf  nach  oben 
gegen  Kaiser,  Hof  und  Heer  und  nach  unten  gegen  eine  von 
der  Idee  der  Völkerverbrüderung  beherrschte  Masse  von 
Proletariern,  Kleinbürgern  und  Literaten  —  das  ging  über 
die  Kraft  eines  Parlaments,  in  dem  das  Bürger-  und  Junker- 
tum, zersplittert  in  ein  Dutzend  von  Fraktionen,  Gruppen 
und  Grüppchen,  der  geeinigten  Sozialdemokratie  gegen- 
überstand. 
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fön  mit  Deutschlands-  innern  Zuständen  so  wenig  zu- 
sammenhängendes Ereignis  wie  die  Ermordung  des  franzö- 
sischen Präsidenten  Carnot  durch  den  italienischen  An- 
archisten Caserio  am  25.  Juni  1894  mußte  herhalten,  um  die 
Forderung  nach  einem  neuen  Ausnahmegesetz  gegen  die 
Arbeiterpartei  zur  wichtigsten  Frage  der  Reichspolitik  zu 
machen,  und  der  zweite  Kanzler  kam  darüber  vor  der 
Zeit  zu  Fall. 

Unter  den  äußern  Gründen  für  die  Entlassung  des 
Fürsten  Bismarck  aus  seinen  Aemtern  hatte  sein  Wider- 
streben gegen  die  vom  Kaiser  gewünschte  Aera  verstärkten 
Arbeiterschutzes  die  Hauptrolle  gespielt.  Umgekehrt  war 
der  Sturz  des  zweiten  Kanzlers  durch  dessen  Weigerung 
veranlaßt,  die  alten  Bismarckschen  Bahnen  der  Bekämpfung 
der  Sozialdemokratie  mit  Ausnahmegesetzen  wieder  zu  be- 
schreiten. Infolgedessen  sollte  in  der  Sozialistenfrage  die 
Politik  des  dritten  Kanzlers  wieder  an  demselben  Ende  be- 
ginnen, wo  sie  der  erste  verlassen  hatte  —  ein  Wandel,  der 
dem  Fürsten  Bismarck  große  Genugtuung  bereitete  und 
zugleich  die  ganze  absolutistische  Zerfahrenheit  des  neuen 
Kurses  kennzeichnete. 

Auch  unter  dem  dritten  Kanzler,  dem  aus  Straßburg 
nach  Berlin  berufnen  greisen  Fürsten  Hohenlohe-Schillings- 
fürst,  dauerte  die  Hinterhältigkeit  von  Bestrebungen  fort, 
die  unter  der  Maske  des  Kampfes  gegen  den  Umsturz  von 
unten  tatsächlich  einen  Umsturz  von  oben  herbeiführen 
sollten.  Zu  den  blinden  Anhängern  des  Fürsten  Bismarck 
und  den  ostclbischen  Herrenmenschen,  die  den  Königsberger 
Kaiserruf  „zum  Kampf  für  Religion,  Sitte  und  Ordnung 
gegen  die  Parteien  des  Umsturzes"  bejubelt  hatten,  ge- 
sellten sich  Höflinge  und  ehrgeizige  Würdenträger  mit  Ein- 
flüsterungen und  Ratschlägen,  Gewaltmaßregeln  gegen  die 
demokratischen  Allüren  des  Reichstags  zu  ergreifen.  Unter 
diesen  Unverantwortlichen  übte  den  stärksten  Einfluß  auf 
den  Kaiser  der  frühere  Chef  des  Generalstabes,  General- 
adjutant Graf  Waldersee  aus,  obgleich  er  in  einem 
vom  Staatssekretär  Frhn.  v.  Marschall  angestrengten  Pro- 
zesse gegen  Umtriebe  von  Preßagenten  der  Berliner  Polizei 
arg  bloßgestellt  worden  war.  In  ejnem  dienstlichen 
Bericht,  den  Waldersee  als  Kommandeur  eines  Armeekorps 
ebenso*wie  die  anderen  Korpskommandeure  über  das  Ein- 
Hamm a  n  n ,  Der  mißverstandiie  Bismarck.  3  31 


dringen  sozialistischer  Ideen  in  das  stehende  Heer  zu  er- 
statten hatte,  stellte  er  ein  politisches  Programm  mit  fol- 
genden Punkten  auf:  Gesetzentwurf  gegen  die  Umsturz- 
bestrebungen mit  der  Befugnis  der  Verweisung  außer 
Landes;  wenn  der  Reichstag  ablehnt,  Auflösung,  einmal, 
zweimal;  sollten  die  verbündeten  Regierungen  dem  Staats- 
streich nicht  zustimmen,  Austritt  Preußens  aus  dem  Bunde 
und  Gründung  eines  neuen.  Sogar  die  Idee  fehlte  nicht, 
auswärtige  Verwicklungen  nicht  zu  scheuen,  um  im  Innern 
zum  Ziel  zu  kommen.  Mochte  sich  der  Geist  des  Vorschlages 
auch  mit  kaiserlichen  Phantasien  berühren,  so  war  doch 
Wilhelm  II.  klug  genug,  die  Gefährlichkeit  eines  solchen 
Wagnisses  zu  erkennen.  Der  dritteKanzler  tat  sein  übriges,  um 
den  Kaiser  zur  Mäßigung  anzuhalten.  Aus  einer  Stelle  seines 
Tagebuches,  wo  er  von  dem  Konfliktseifer  hoher  Streber 
spricht,*)  geht  hervor,  daß  er  sich  den  Staatsstreichplänen 
ebenso  wie  sein  Vorgänger  Graf  Caprivi  widersetzte. 

So  groß  die  Gegensätze  zwischen  der  Sozialdemokratie 
und  dem  bürgerlichen  Liberalismus  wegen  der  in  jener 
herrschenden  extremen  Theorie  damals  noch  waren,  so 
hatte  es  doch  der  Kaiser  selbst  mit  seinen  vielen  öffentlichen 
Reden  allmählich  dahin  gebracht,  daß  Eugen  Richter,  der 
alte  Führer  der  Fortschrittspartei  und  Verfasser  einer  in 
Massen  verbreiteten  Flugschrift:  „Die  Irrlehren  der  Sozial- 
demokratie", als  Redner  im  Reichstage  mit  August  Bebe!, 
dem  Verkünder  des  nahenden  „großen  Kladderadatsches", 
in  der  schärfsten  Verurteilung  des  persönlichen  Regiments 
wetteiferte.  Andre  bürgerliche  Redner  unterschieden  sich 
bei  der  Beurteilung  des  absolutistischen  Gebarens  des 
Kaisers  nur  im  Tone  von  den  scharfen  Anklagen  Bebeis  und 
Richters,  und  sogar  ein  Vertreter  der  Rechten,  der  alte 
Führer  der  (freikonservativen)  Rcichspartei  v.  Kardorff 
mußte  bekennen,  daß  der  monarchische  Fonds  im  Sinken 
begriffen  sei. 

Aber  das  Kapital  an  königstreuer  Gesinnung,  besonders 
in  Preußen,  war  damals  immer  noch  so  groß,  daß  jeder 
Versuch  einer  revolutionären  Erhebung  von  vornherein  zu 
blutigem  Scheitern  verurteilt  gewesen  wäre.  Die  tiefe  Er- 
bitterung, die  gewisse  Kaiserworte,  wie  das  von  „einer  Rotte 
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Von  Menschen,  nicht  wert,  den  Namen  Deutsche  zu  tragen", 
im  Arbeitervolke  erregten,  wurde  durch  das  Vertrauen  in 
die  geheimnisvolle  Kraft  der  Entwicklung  oder  richtiger  von 
der  Einsicht  ün  Zaume  gehalten,  daß  die  Hauptaufgabe  der 
revolutionären  Sozialdemokratie  zunächst  in  der  Organi- 
sation der  Arbeitermassen  bestand.  Auch  trat  schon  gegen 
Ende  des  Jahrhunderts  in  einzelnen  gebildeten  Köpfen  die 
Erkenntnis  und  in  engern  Kreisen  tüchtiger  Arbeiter  das 
Gefühl  hervor,  daß  in  der  vom  Erfurter  Programm  über- 
nommnen  Marxschen  Lehre  doch  noch  nicht  der  Weisheit 
letzter  Schluß  enthalten  sei.  Namentlich  waren  es  die 
Marxsche  Theorie  von  der  Scheidung  in  zwei  Klassen:  Aus- 
beuter und  Ausgebeutete,  und  seine  Degradierung  der  Arbeit 
zur  Ware,  was  allmählich  unter  Innern  Kämpfen  zu  einer 
Revision  des  Parteidogmas  führen  mußte.  Erstaunlich  ist, 
was  die  Partei  unter  Bebeis  Führung  an  Ordnungssinn, 
Selbstzucht,  Drill,  geistiger  Schulung  der  Mitglieder  ge- 
leistet hat,  wogegen  die  Durchbildung  der  Grundideen  nur 
langsam  vor  sich  gehen  konnte  und  der  Gefahr  der  Ab- 
irrung in  kommunistischen  Terror  ausgesetzt  blieb.  In 
der  Tat  ist  in  dem  deutschen  Sozialismus  ein  Stück  jenes 
Preußengeistes*)  lebendig  geblieben,  der  die  Arbeit  der 
Ordensritter  adelte  und  dessen  Pflichtbegriif  bereits  die 
sozialistische  Forderung  des  Dienstes  Aller  für  Alle  im 
Keime  enthielt.  Wie  diese  geistige  Verwandtschaft  ohne 
Wissen  und  Wollen  der  Sozialdemokraten  bis  in  den  Welt- 
krieg hinein  bestanden  hat,  so  hat  Wilhelm  II.  den  idealen 
Wert  des  im  Arbeitervolk  ausgebildeten  Solidaritätsgefühls 
niemals  begriffen,  in  den  ersten  Kriegsjahren  höchstens  nur 
geahnt.  

2.  Vom  Helgolandvertrag  bis  zur  Krügerdepesche. 

Welcher  Leitgedanke  war  aus  den  Innern  Strömungen, 
die  sich  in  Deutschland  kreuzten,  für  die  auswärtige  Politik 
zu  entnehmen?  Die  Konservativen,  mehr  und  mehr  unter 
agrarischer  Führung,  forderten  eine  wirtschaftliche  Kampf- 
stellung gegen  Rußland,  gleichzeitig  aber  politisch  eine 
grundsätzliche  Anlehnung  an  das  Reich  des  Zaren.     Die 


*)  S.  Oswald  Spengler,  Preußentum  und  Sozialismus, 
München  1920. 
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Arbeitersciiaft  war  den  revolutionär  gestimmten  Kreisert 
des  russischen  Volkes  verbrüdert,  dem  amtlichen  Rußland 
tödlich  verfeindet.  Das  deutsche  Bürgertujn  stand  unent- 
schieden in  der  Mitte,  durch  politische  Sympathien  für 
Rußland  nicht  eingenommen,  zum  Teil  nach  England  hin- 
gewandt, durch  wirtschaftliche  Bedürfnisse  mit  beiden 
großen  Reichen  verknüpft.  Selbst  eine  außerordentlich 
starke  Regierung  hätte  unter  solchen  Umständen  den  Zeit- 
punkt einer  nicht  mehr  rückgängig  zu  machenden  deutschen 
Verbündung  mit  der  östlichen  oder  der  westlichen  Flügel- 
macht Europas  bewußt  hinausschieben  müssen. 

Von  diesem  Grundgedanken  blieb  auch  die  auswärtige 
Politik  des  neuen  Kurses  erfüllt.  Das  erste  nach  Bismarcks 
Rücktritt  abgeschloßne  deutsch-englische  Ko- 
lon i  a  I  a  b  k  o  m  m  e  n  bedeutete  keine  Verminderung,  eher 
eine  Vermehrung  der  allgemeinen  Bewegungsfreiheit 
Deutschlands  gegenüber  England.  Entscheidend  beim  Erwerb 
der  Insel  Helgoland  im  Austausch  von  afrikanischen  Zu- 
geständnissen war  für  den  Grafen  Caprivi  und  seine  Mit- 
arbeiter das  Bedürfnis  nach  Schutz  gegen  eine  mögHche 
Hungerblockade  im  Kriege.  In  der  Denkschrift  über  das 
deutsch-englische  Abkommen  vom  1.  Juli  1890  war  hervor- 
gehoben worden,  daß  der  Wiedergewinn  Helgolands  eine 
Verstärkung  der  deutschen  Wehrkraft  zum  Schutze  der 
Küsten  und  Flußmündungen  in  der  Nordsee  bedeute.  In 
deutschen  Händen  werde  Helgoland,  das  feindlichen  Flotten 
in  den  Kriegen  stets  einen  gewissen  Schutz  geboten  habe, 
die  Verteidigung  der  Nordsecküstcn  erleichtern,  eine  feind- 
liche Blockade  aber  mindestens  sehr  erschweren.  Schon 
Ende  1883  hatte  die  Kaiserliche  Admiralität  —  General  von 
Caprivi  war  im  Frühjahr  desselben  Jahres  an  ihre  Spitze 
getreten  —  darauf  hingewiesen,  daß  der  Nordostseckaual 
erst  durch  ein  deutsches  Helgoland  seineu  vollen  Wert  für 
den  Kriegsfall  erlangen  könne. 

Gleich  nach  der  Veröffentlichung  des  Abkommens  er- 
griff alle  kolonialpolitischen  Kreise,  außer  einigen  prak- 
tischen Köpfen  in  der  Deutsch-Ostafrikanischen  Gesell- 
schaft, helle  Ijitrüstung  über  den  schmählichen  Handel,  bei 
dem  angeblich  der  „Schlüssel"  für  ganz  Afrika  (Sansibar) 
liingegeben  worden  war  für  den  „Hosenknopf*  Helgoland. 
Die    Entrüstung   steigerte    sich    natürlich    noch,    als    sich 
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zeigte,  daß  auch  Fürst  Bismarck  auf  der  Seite  der 
Gegner  des  deutsch-englischen  Abkommens  stand.  Die 
„Hamburger  Nachrichten"  biiUgten  zwar  die  gute  Absicht, 
die  Beziehungen  zu  England  zu  pflegen,  versicherten  aber 
auch,  daß  Fürst  Bismarck  den  Vertrag,  so  wie  geschehen, 
nicht  abgeschlossen  hätte.  Er  schätzte  den  Besitz  von 
Sansibar  höher  als  den  von  Helgoland,  weil  er  —  merk- 
würdig genug  —  diese  Insel  Heber  durch  die  englische 
Neutralität  gedeckt,  als  zum  leichten  Angriffsziel  eines 
französischen  Geschwaders  gemacht  wissen  wollte.  Nur 
an  eine  französische  Blockade  dachte  er,  eine  englische  sah 
er  nicht  voraus. 

Mit  der  Ausfüllung  einer  Lücke  in  Deutschlands  Ver- 
teidigung entsprach  der  Helgolandvertrag  den  wohlver- 
standnen  Ueberlieferungen  der  Bismarckschen  Politik.  Wie 
wenig  aber  der  große  Mann  seine  Deutschen  in  auswärtigen 
Dingen  erzogen  hatte,  zeigte  sich  darin,  daß  gerade  dieser 
Vertrag  den  Anstoß  gab  zur  Gründung  des  Allgemeinen 
Deutschen  Verbandes,  der  sich  aus  Gegnern  der  wie  eine 
Abtretung  deutschen  Gebietes  behandelten  Ueberlassung 
Sansibars  an  England  bildete.  Dieser  Verband  war  der  Vor- 
läufer zu  der  spätem  umfassendem  Organisation  der 
Alldeutschen.  Zum  ersten  Vorsitzenden  wurde  Karl 
Peters  gewählt,  er  ging  jedoch  bald  als  Reichskommissar 
nach  Ostafrika  zurück.  Schon  1883  hatte  er,  von  einem 
langem  Aufenthalt  in  England  nach  Berlin  zurückgekehrt, 
einen  Artikel  in  der  „Gegenwart'*  veröffentlicht,  der  mit 
starkem  Pathos  die  Germanen  zum  Eintritt  in  den  Wett- 
streit mit  den  Angelsachsen  um  überseeischen  Besitz  auf- 
forderte. Die  bewußte  Kampfstellung  gegen  die  Angel- 
sachsen, die  sich  bei  dem  ersten  Anführer  der  spätem 
Alldeutschen  findet,  Ist  als  Merkmal  an  ihren  Be- 
strebungen haften  geblieben.  Diese  Anglophoben  wollten 
unbekümmert  darum,  daß  für  das  mit  Rohstoffen  und  Nähr- 
mitteln ungenügend  versorgte  Deutsche  Reich  die  Freund- 
schaft mit  England  wie  mit  den  Vereinigten  Staaten  unent- 
behrlich war,  eine  deutsche  Weltpolitik  machen,  nicht  bloß 
ohne,  sondern  gleich  gegen  England. 

Schon  gegen  den  Ausgang  der  Amtszeit  des  ersten 

Reichskanzlers  waren  die  Züge  eines  andern  Deutschland 

•  erkennbar,  als  es  Bismarck  gewollt  liattc.  Das  Anschwellen 
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des  Industrialismus,  die  davon  unzertreimliche  Vermehrung 
der  Fabrikarbeiterschaft,  der  Zwang  zum  Absatz  deutscher 
Erzeugnisse  über  See,  das  Schwergewicht,  das  unter  Zu- 
rückdrängung der  Landwirtschaft  die  Interessen  von  Handel 
und  Scliiffahrt  im  Hauslialt  des  deutschen  Volkes  für  sich 
beanspruchten,  —  damit  ist  der  Ucbergang  zu  einer  Ent- 
wicklung bezeichnet,  die  der  erfolgreichste  Vertreter  von 
Deutschlands  europäischer  Festlandspolitik  innerhch  nicht 
wünschen  und  doch  auch  nicht  hindern  konnte.  Auf  dem 
Wege  dieser  Entwicklung  lag  ein  schärferer  Wettbewerb 
der  Deutschen  mit  den  Seefahrt  treibenden  Staate«;  zu- 
nächst mit  England.  Das  Verhältnis  zu  England,  das  noch 
für  Bismarck  den  deutschen  Beziehungen  zu  festländischen 
Nachbarn,  besonders  zu  Frankreich  und  zu  Rußland,  Im  all- 
gemeinen nachgeordnet  bleiben  konnte,  nahm  eme  selb- 
ständige Bedeutung  an,  die  allmählich  alles  andre  über- 
schatten sollte.  Weder  Bismarck  noch  einer  der  nach  ihm 
gekommnen  Zivilstaatsmänncr  haben  einen  deutschen 
Gegensatz  zu  England  gesucht;  er  ergab  sich  aus  einer 
zunächst  unpolitischen  Nebenbuhlerschaft,  aus  der  Tüchtig- 
keit der  deutschen  Industriellen,  Ingenieure,  TechnUker, 
Kaufleute,  Seeleute  in  Leistungen,  in  denen  England  vordem 
ftihrend  oder  alleinherrschend  war.  Nicht  aus  dem  Ehrgeiz 
oder  der  Vergrößerungssucht  von  Fürsten  und  Ministem, 
aus  seineu  eignen  inneren  Kräften  drängte  das  Leben  des 
deutschen  Volkes  über  seinen  festländischen  Schwerpunkt 
und  damit  über  das  Maß  der  Sicherungen  hüiaus,  die  ehie 
bloß  europäische  Politik  gewähren  konnte. 

Wenn  nun  auch  ein  Ueberschreiten  der  räumlichen 
Grenzen  der  Bismarckschen  Politik  geboten  erschien,  so 
mußte  doch  eine  deutsche  Weltpolitik  nach 
ihrem  Ursprung  und  Wesen  von  Grund  aus  ver- 
schieden sein  von  dem  Imperialismus,  der  andre,  ältere 
Großmächte  zur  Gründung  großer  Kolonialreiche  getrieben 
hatte  und  noch  trieb.  Der  russische  Imperialismus  suchte 
seine  ungeheure  Landmassc  durch  die  politische  Beherr- 
schung europäischer  und  asiatischer  Völker  in  der  Richtung 
auf  die  großen  Meeresstraßen  zu  erweitern.  Der  von  Bis- 
marck begünstigte  Ausdehnungstrieb  Frankreichs  beruhte 
nicht  auf  einem  Ueberscluiß  an  Bevölkerung,  im  Gegenteil, 
bei  den  Erwerbungen  in  Nord-  und  Wcstafrlka  wenigstens 


wirkte  die  Absicht  mit,  das  heimische  Ilccr  durch  brauch- 
bare schwarze  Truppen  zu  vergrößern.  Für  die  Methode  der 
Erwerbung  und  Verwaltung  von  Kolonien  war  auch  nicht 
sowohl  das  Bedürfnis,  Waren  auszuführen,  als  vielmehr  der 
Ueberschuß  von  Kapital  für  gewinnbringende  Unterneh- 
mungen maßgebend.  Während  die  alte  spanische  Kolonial- 
macht allmählich  in  Verfall  geriet,  hatte  sich  England  ein 
Weltreich  mit  klimatisch  günstigem  Siedlungsland,  mit  Roh- 
stoffe und  Kolonialwaren  produzierenden,  für  Industrie- 
erzeugnisse  kaufkräftige  Absatzmärkte  bietenden  Kolonien 
mit  Stützpunkten  und  Kolilenstationen  an  allen  Meeresstraßen 
fest  auf  dem  Grunde  seiner  Seeherrschaft  aufgebaut. 
Politische  Macht  und  wirtschaftliche  Interessen  waren  eng 
miteinander  verflochten.  Für  Deutschland  dagegen  kamen 
weder  politische  noch  militärische  Interessen  entscheidend 
in  Betracht,  sondern  es  überwog  weitaus  die  Sorge  um  ehic 
stetig  zunehmende  Bevölkerung,  für  die  eignes  Siedlungs- 
land in  der  Uebersee  nur  wenig  noch  vorhanden  war.  Das 
deutsche  Volk  konnte  nur  gedeihen  durch  Steigerung  seiner 
industriellen  Arbeit  daheim  und  ihres  Absatzes  im  Ausland. 
Der  Handel  suchte  Stützpunkte  an  fremden  Gestaden,  ferner 
Schutzgebiete  für  den  Bezug  von  Kolonialwaren  und  Roh- 
stoffen, endlich  In  allen  selbständigen  Staaten  so  viel  offne 
Türen  als  möglich.  In  dieser  Hinsicht  vereinigte  sich  das 
deutsche  wirtschaftliche  Interesse  mit  dem  englischen. 
Wer  die  deutsche  Weltpolitik  nur  nach  den  Posaunenstößen 
des  Kaisers  beurteilen  wollte,  täte  ihr  Unrecht:  in  Wirklich- 
keit Ist  sie  ihrem  innersten  Wesen  nach  nicht  von  poli- 
tischem Machteifer  emgegeben  worden  und  viel  weniger 
imperialistisch  gewesen  als  die  der  andern  Großmächte.*) 
Wir  werden  weiterhin  sehen,  daß  auch  die  englische  Politik 
anfangs  die  pomphaften  Ankündigungen  des  deutschen 
Kaisers  als  das  nahm,  was  sie  waren,  Träume  eines  un- 
gestümen Weltbeglückers,  und  sich  erst  dann  zur  Wehr 
setzte,  als  diese  durch  den  Bau  einer  großen  Schlachtflotte 
eine  reale  Unterlage  erhielten. 

Das    Mißverhältnis,    das    sich    zwischen    der  Schutz- 
bedürftigkeit des  deutschen  Handelsverkehrs  In  der  Ueber- 


*)  Vgl.  0.  Hintzc  :  Deutschland  und  das  Weltstaatensysteai 
In  „Deutschland  und  der  Weltkrieg",  Leipzig  1915. 
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See,  sowie  der  deutschen  Küsten  und  den  'vorhandenen 
Machtmitteln  ausgebildet  hatte,  stellte  die  auswärtige 
Politik  vor  die  außerordentlich  schwierige  Aufgabe,  An- 
sprüche zu  erheben,  für  die  der  nötige  Nachdruck  fehlte, 
und  actes  de  presences  zu  machen,  wo  andre  Mächte  schon 
beati  possidentes  waren.  Einerseits  konnte  der  Schwer- 
punkt der  gesamten  auswärtigen  Politik,  der  nun 
einmal  nach  der  geographischen  Lage  Deutschlands  und 
seiner  Geschichte  in  Europa  lag,  nicht  verrückt  werden, 
und  bestand  die  .Notwendigkeit  fort,  mögÜchst  dauerhafte 
Bündnisse  zu  unterhalten.  Anderseits  konnten  dem 
Reiche  diese  Bündnisse  bei  den  unvermeidlichen  Rei- 
bungen in  andern  Weltteilen  nichts  Wesentliches  nützen 
und  ergaben  sich  hier  Konstellationen,  die  es  bald  mit  dem 
einen,  bald  mit  dem  andern  seiner  Gegner  in  Europa  zu- 
sammenführten. Dabei  tauchten  dann  wieder  Schwierig- 
keiten im  nahen  Orient,  wie  die  armenischen  Greuel  und 
der  Aufstand  in  Kreta,  auf,  die  auf  die  außereuropäischen 
Konstellationen  zurückwirkten  imd  einen  klaren,  gerad- 
linigen Kurs  unmöglich  machten.  So  entstand  der  Ein- 
druck der  Zickzackpolitik,  der  während  der  ersten  Jahre 
der  Kanzlerschaft  des  Fürsten  Hohenlohe  häufig  den  Gegen- 
stand von  Klagen  und  Vorwürfen  in  der  Presse  und  im 
Reichstag  bildete. 

Gleich  der  erste  weltpolitische  Schritt,  den  das  Reich 
unter  dem  dritten  Kanzler  unternahm,  stellte  sich  als  eine 
Politik  der  freien  Hand  für  die  außereuropäische  Welt  dar, 
die  mit  der  Bündnispolitik  für  Europa  in  Widerspruch  zu 
stehen  schien.  Mit  den  Gegnern  des  Dreibundes,  Rußland 
und  Frankreich,  schloß  sich  das  Deutsche  Reich  zusiunmen 
zum  Einspruch  gegen  den  Frieden  von  Schi- 
mon ose  ki,  den  das  siegreiche  Japan  am  17.  April  1895 
C  hina  auferlegt  hatte.  Der  Einspruch  richtete  sich  dagegen, 
daß  Japan  nach  dem  Vertrag  nicht  mir  die  Insel  Formosa, 
sondern  auch  die  Halbinsel  Liautung  mit  devn  Kriegshafen 
Port  Arthur  erhalten  sollte.  Man  wollte  nicht,  daß  Japan 
zwei  „Schildwachen"  vor  den  Zufuhrstraßen  Chinas  er- 
richtete und  damit  ein  wirtschaftliches  und  politisches 
Uebergewicht  über  das  Reich  der  Mitte  erhielte.  Da  die 
drei  Mächte  auch  nach  der  Ratifikation  des  Friedensver- 
trages (8.  Mal  1895)  bei  ihrem  Einspruch  verharrten,  gab 


Japan  dem  Drucke  nach  und  verzichtete  auf  die  Halbinsel 
Liautung. 

Die  gemeinsame  Intervention  war  von  Rußland  an- 
geregt worden,  nachdem  sclion  Anfang  März  1895,  seclis 
Woclien  vor  dem  Friedensschluß,  die  deutsche  Regierung 
in  Tokio  den  freundschaftlichen  Rat  gegeben  hatte,  keine 
Gebietsabtretung  auf  dem  chinesischen  Festland  zu  fordern, 
weil  sich  sonst  europäische  Staaten  einmischen  würden. 
Von  allen  drei  Mächten  hatte  Rußland  die  stärksten  poli- 
tischen Gründe,  um  sich  gegen  den  Uebergang  der  Halbinsel 
Liautung  in  japanischen  Besitz  zu  wehren.  Rußland  durfte 
bei  seinem  Bestreben,  Japan  an  dem  Erwerb  von  Liautung 
zu  verhindern,  mit  Sicherheit  auf  die  Unterstützung  seines 
neuen  Bundesgenossen  in  Europa,  Frankreich,  rechnen.  War 
es  doch  auch  für  Frankreich  als  Besitzer  von  Indochina  poli- 
tisch nicht  gleichgültig,  daß  China  dem  beherirschenden  Ein- 
fluß Japans  unterworfen  werden  sollte.  Was  aber  Deutsch- 
land veranlassen  konnte,  im  ostasiatischen  Bunde  der  Dritte 
zu  sein,  das  blieb  zunächst  dunkel  und  streitig.  Wohl  v/ar 
die  Stellung,  die  sich  der  deutsche  Handel  in  China  er- 
worben hatte,  schon  stärker  als  die  des  russischen  und  des 
französischen  Handels.  Unter  den  Fremden  in  China 
nahmen  die  Deutschen  der  Kopfzahl  nach  die  zweite  Stelle 
ein.  Viele  der  ersten  Handelshäuser  in  den  chinesischen 
Vertragshäfen  waren  deutsche  Firmen.  Seit  sieben  Jahren 
bestand  die  Deutsch-Asiatische  Bank,  seit  neun  verkehrten 
Reichspostdampfer.  Aber  in  ähnlicher  Weise  politisch  inter- 
essiert, wie  die  andern  beiden  Einspruchsgenossen,  war  das 
Deutsche  Reich  nicht,  im  Gegenteil  stand  von  vornherein 
als  politischer  Verlust  die  Abkehr  Japans  von  seiner  bis- 
herigen dankbaren  Freundschaft  für  Deutschland  fest. 

Fürst  Bismarck  gab  seine  Meinung  dahin  kund,  daß  die 
handelspolitischen  Gründe  zur  Erklärung  des  Schrittes 
nicht  ausreichten.  Er  fürchtete,  daß  ein  „Arbeiten  auf 
Prestige"  mitspielte.  Der  billigenswerte  Zweck,  zu  be- 
weisen, daß  sich  Deutschland  in  den  englisch-russischen 
Gegensatz  nicht  zugunsten  Englands  einmischen  wollte, 
hätte  nach  seiner  Ansicht  schon  durch  die  Bekundung  wohl- 
wollender Neutralität  erreicht  werden  können.  Die  auf- 
fällige antienglische  Schwenkung  der  deutschen  Politik  in 
Ostasien  schien  ihm  ein  Symptom  für  den  fortdauernden 
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Mangel  der  wichtigen  Fälligkeit  des  ruliigen  Abwartens 
zu  sein.  Nachdem  der  „Sprung  ins  Dunkle"  einmal  ge- 
schehen, müßte  die  einmal  ergriffene  Hand  Rußlands  fest- 
gehalten werden.  Umgekehrt  nahm  ein  Teil  der  deutschen 
Presse  gerade  daran  Anstoß,  daß  man  Rußland  Dienste 
erwiese,  die  wahrscheinhch  schlecht  vergolten  werden 
würden. 

Bei  der  amtlichen  Behandlung  der  Angelegenheit  war 
am  stärksten  der  älteste  vortragende  Rat  im  Auswärtigen 
Amt,  Herr  v.  Holstein,  beteiligt.  Ueberhaupt  waren 
die  ersten  Jahre  der  Kanzlerschaft  des  Fürsten  Hohenlohe 
die  Zeit,  in  der  dieser  hochbegabte,  vielwissende,  aber  bis 
zur  Schrullenhaftigkeit  mißtrauische,  menschenscheue 
Sonderling  seinen  Willen  am  leichtesten  durchsetzen  konnte. 
Während  bei  dem  Vorgehen  gegen  Japan  an  der  Seite  Ruß- 
lands und  Frankreichs  für  den  Staatssekretär  Frliru. 
v.  Marschall  die  gefährdeten  deutschen  Handelsinteressen 
den  Ausschlag  gaben,  ließ  sich  Herr  v.  Holstein  von  euro- 
päischen Gedanken  leiten.  Zunächst  kam  es  ihm  darauf 
an,  es  unter  keinen  Umständen  zu  einer  Bluttaufe  dw  fran- 
zösisch-russischen Allianz  kommen  zu  lassen.  Mit  dem 
Beitritt  Deutschlands  zu  der  ostasiatlschcn  Einmischuns 
v/ar  die  Gefahr  der  Bluttaufc  jedenfalls  gebannt.  Ob  frei- 
lich eine  Bluttaufe  der  auf  Europa  eingestellten  russisch- 
französischen  Waffenbrüderschaft  weit  hinten  Im  fernsten 
Orient  wirklich  so  gefährlich  für  Deutschland  gewesen 
wäre,  ist  eine  wohl  aufzuwerfende  Frage.  Ein  andres 
Leitmotiv  war,  Rußland  in  seinen  ostasiatischen  Plänen 
zu  bestärken,  was  dasselbe  bedeutete  wie  die  Erschwerung 
der  panslawistischen  Ausdehnungsgelüste  In  Europa.  Auch 
hiergegen  ließ  sich  chiwenden,  daß  mit  wohlwollender 
Neutralität  die  gleiche  Wirkung  ohne  das  Risiko  des  Ver- 
lustes der  Japanischen  Sympathien  zu  erreichen  gewesen 
wäre.  Immerhin  blieb  Holstein  mit  der  Grundanschauung, 
daß  europäische  Politik  die  Hauptsache  war,  nicht  Welt- 
politik, ganz  im  Rahmen  der  Bismarckschen  Tradition. 

Nachdem  der  unmittelbare  Zweck,  ein  japanisches 
Gibraltar  am  Eingang  des  Golfes  von  Petschili  mit  seinen 
politischen  und  wirtschaftlichen  Folgen  zu  verhindern,  er- 
füllt war,  fiel  der  ostasiatische  Gelegenheitsbund  zwischen 
Rußland,  I'rankrcich  und  Deutschland  sofort  auseinander. 
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Der  Rußland  geleistete  Dienst  hatte  Deutschland  eine 
natürHche  Anwartschaft  darauf  verliehen,  bei  der  chine- 
sischen Anleihe,  die  zur  Deckung  der  Kriegsschuld  an  Japan 
in  Höhe  von  ungefähr  einer  Milliarde  Mark  notwendig  war, 
in  gleicher  Weise  wie  die  andern  Partner  beteiligt  zu 
werden.  Statt  dessen  wurden  die  Verhandlungen  unter  den 
Finanzgruppen  der  drei  Interventionsmächte,  denen  auch 
die  englische  Rothschildgruppe  beigetreten  war,  auf 
russisches  Betreiben  durch  eine  Teilanleihe  von  320  Mil- 
lionen Mark  durchkreuzt,  zu  der  Pariser  Banken,  unter 
russischer  Bürgschaft  für  pünktliche  Zinsenzahlung,  das 
Geld  gaben.  Damit  spielten  die  beiden  Partner  zunächst 
allein,  ohne  deutsche  und  englische  Beteiligung,  die  Rolle 
des  Wohltäters  für  China  und  verstärkte  sich  der  Eindruck, 
daß  Deutschland  mit  dem  Einspruch  gegen  die  japanischen 
Friedensbedingungen  nur  Rußland  Vorteile  verschafft,  selbst 
aber  ganz  leer  ausgegangen  wäre.  Nachdem  Frankreich 
von  China  eine  Berichtigung  seiner  indochmesischen  Grenze 
erlangt  hatte,  traten  deutsche  Blätter  mit  steigendem  Eifer 
dafür  ein,  daß  Deutschland  für  seine  Mitwirkung  beim 
Schutze  Chinas  eine  Entschädigung  verlangen  sollte,  mög- 
lichst in  Gestalt  eines  Stützpunktes  für  seine  Flotte  und 
seinen  Handel.  China  gegenüber  hatte  Deutschland  gewiß 
kein  Recht,  Kompensationen  dafür  zu  verlangen,  daß 
es  zum  Schutze  semer  eignen  wirtschaftUchen  Inter- 
essen eingeschritten  war.  Diese  Interessen  waren 
aber  schon  an  und  für  sich  ^  so  bedeutend^  daß  der 
Erwerb  eüies  Stützpunktes,  zumal  bei  dem  zerrütteten 
Zustand,  In  dem  sich  China  nach  dem  Kriege  be- 
fand, als  eine  dankbare  Aufgabe  der  deutschen  Diplomatie 
erscheinen  konnte.  Die  günstige  Gelegenheit,  sie  zu  er- 
füllen, kam  mit  der  Ermordung  zweier  deutscher  katho- 
lischer Missionare  In  Süd-Schantung  Im  Herbst  1897,  die 
zur  Besetzung  und  darauffolgenden  Pachtung  von  Klau- 
tschou  führte. 

Die  Erwerbung  von  K  l  a  u  t  s  c  h  o  u  als  Stütz- 
punkt für  Deutschlands  Flotte  und  Handel  vollzog  sich 
nicht  so  glatt  und  gewissermaßen  abseits  von  der  großen 
Politik,  wie  es  damals  den  Zeitgenossen  erscheinen  konnte. 
Eine  vom  deutschen  Kaiser  persönlich  erlangte  Zusage  des 
Zaren,  auf  die  Deutschland  nach  seiner  vielfachen  Untcr- 
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Stützung  für  die  russischen  Interessen  in  Ostasien  Anspruch 
hatte,  wurde  von  dem  St.  Petersburger  Kabinett  so  wenig 
eingehalten,  daß  ein  russisches  Gescliwader  den  miß- 
glücl<:ten  Versuch  machte,  der  Besetzung  der  Kiautschoubai 
durch  die  deutschen  Kreuzer  zuvorzukommen.*) 

Aus  Friedrichsruh  kam,  nach  einem  Blick  auf  den  Um- 
fang des  chinesischen  Pachtgebietes,  das  brummige  Wort: 
„Groß  genug,  um  Dummheiten  zu  machen."  Bismarck 
dachte  hierbei  wohl  weniger  an  deutsche  Fehlschritte  auf 
chinesischem  Boden  als  an  die  Abhängigkeit,  in  die  ein 
so  weit  vorgeschobner  Posten  deutscher  Macht  und  Ehre 
das  Reich  gegenüber  den  im  Fernen  Osten  stärker  auf- 
tretenden Mächten  bringen  mußte.  Einsichtige  Politiker 
haben  sich  nicht  lange  verhehlt,  daß  ein  so  leicht  wie 
Kiautschou  von  seinen  Verbindungen  mit  der  fernen  Heimat 
abzuschneidender  Gebietsteil  von  Deutschland  aus  nicht 
zu  schützen  und  als  sicherer  Besitz  dauernd  nur  zu  erhalten 
war  bei  enger  Fühlung  mit  Japan,  die,  auch  im  Rahmen 
des  Erreichbaren,  an  dem  persönlichen  Widerwillen  des 
Kaisers  gegen  die  gelbe  Rasse  scheiterte. 

Verhängnisvoller  als  die  unnötige  Herausstellung 
Deutschlands  gegen  Japan  beim  Frieden  von  Schlmonoseki, 
deren  üble  Nachwirkungen  sich  im  Laufe  der  Jahre  hätten 
ausgleichen  lassen,  blieb  für  eine  deutsche  Weltpolitik  das 
vom  Kaiser  immer  wieder  in  Reden  und  Briefen  wiederholte 
Schlagwort  von  der  gelben  Gefahr.  Aber  weniger  das 
Schlagwort  selbst  als  der  besondre  Eifer,  mit  dem  der  Kaiser 
aus  der  Gegnerschaft  gegen  die  gelbe  Rasse  eine  deutsche 
Sache  zu  machen  schien,  hat  Deutschland  bei  den  asiatischen 
Völkern  geschadet.  Ein  allzu  bekanntes  Bild,  das  den 
milden,  lichten  Buddha  als  einen  über  Blut  und  Feuer 
thronenden  scheußlichen  Götzen  brandmarkte,  forderte  mit 
den  eignen  Worten  Wilhelms  II.  „Völker  lüiropas,  wahret 
Eure  heiligsten  Güter!"  einen  Kampf  um  das  Kreuz. 
Dieses  schiefe  Progrannn  ließ  sich  mit  Leichtigkeit 
den  Asiaten  als  unvei^diente  Herausforderung  durch  einen 
Herrscher  darstellen,  der  doch  selber  sein  christliches 
Kreuz  Seite  an  Seite  mit  dem  türkischen  Halbmond  brachte 

*)  VcikI.  „Der  neue  Kurs"  S.  172  ff. 
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tind  sich  als  Schirmherr  der  Mohammedaner  in  der  Welt 
öffenthch  erklärte.  Durch  die  von  den  deutschen  Vertretern 
in  Tokio  beklagte,  fortdauernd  ablehnende  Haltung  des 
Kaisers  gegen  japanisches  Wesen  wurde  die  an  sich  mög- 
liche Entwicklung  gehemmt,  die  ein  für  Deutschland  ebenso 
wie  für  England  bündnisfähiges  Japan  in  Rußlands  Rücken 
bringen  und  den  Plänen  des  franko-russischen  Zweibundes 
in  Europa  ein  Hindernis  bereiten  konnte. 

Kurz  nach  dem  ersten,  gemeinsam  mit  Rußland 
und  Frankreich  unternommnen  weltpolitischen  Versuch 
Deutschlands  im  Fernen  Osten  ereignete  sich  eine  ganz 
geheime  diplomatische  Episode  zwischen  Eng- 
land und  Deutschland,  die  zwar  ohne  Folgen  blieb,  aber 
doch  für  die  fortdauernde  Herrschaft  des  Bismarckschen 
Grundsatzes,  so  lange  als  möglich  eine  Option  zwischen 
Rußland  und  England  zu  vermeiden,  bezeichnend  ist.  Damit 
soll  natürlich  nicht  angedeutet  sein,  daß  der  alte  Hexen- 
meister in  Friedrichsruh  sie,  wenn  er  noch  im  Amt  gewesen 
wäre,  ebenso  behandelt  hätte  wie  der  Zauberlehrling 
Holstein. 

in  Klcinasien  waren  wieder  blutige  Greuel  gegen 
armenische  Christen  verübt  worden.  Die  von  den  Bot- 
schaftern Englands,  Frankreichs  und  Rußlands  geforderten 
Reformen  wurden  erst  von  der  Pforte  schroff  abgelehnt, 
dann  aber  nach  dem  Erscheinen  eines  britischen  Ge- 
schwaders vor  Beirut  zugesagt  (Juni  1895).  Man  mußte 
darauf  gefaßt  sein,  daß  sich  die  Metzeleien  wiederholen 
würden.  Durch  eine  parlamentarische  Niederlage,  die  das 
Muiisterium  Rosebery  mit  Grey  als  Unterstaatssekretär 
des  Auswärtigen  gegen  Ende  Juni  erlitt,  wurde  ein  neues 
Ministerium  unter  Salisbury  als  [Premierminister  und 
Ministor  des  Auswärtigen  gebildet,  dem  u.  a.  der  Herzog 
von  Devonshire,  Balfour,  Chamberlain  und  Lansdowne, 
dieser  als  Kriegsminister,  angehörten. 

Bald  nach  Uebernahme  der  Geschäfte  warf  Marquis 
V.  Salisbury  in  Gesprächen  mit  dem  deutschen  Botschafter, 
Grafen  Hatzfeldt,  die  Frage  eines  engHsch-deutschen  Ueber- 
einkommens  auf,  das  sich  auf  den  Fall  eines  frühern  oder 
spätem  Zusammenbruchs  der  Sultansherrschaft  mit  nach- 
folgender TeilungderTürkei  unter  den  Großmächten 
bezöge.     Beispielshalber  könnte   Italien   Tripolis   erhalten 
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lind  für  gewisse  Ansprüche  an  der  Somaliküste  (Zeila)  mit 
albanischem  Gebiet  abgefunden  werden.  Auf  Weisung  aus 
Berlin  maclite  Graf  Hatzfeldt  den  englisclien  Premier  darauf 
aufm.erltsam,  daß  Deutscliland  Iveine  Verscliärfimg  des 
Gegensatzes  seiner  beiden  Verbündeten  in  der  Adria 
wünsclien  und  daß  durch  das  Aufrollen  von  Balkanfragen 
die  deutsch-russische  Freundschaft  leicht  gefährdet  werden 
könnte.  Salisbury  erwiderte  darauf,  daß  er  bereit  wäre, 
Rußland  einen  reichlichen  Teil  an  der  türkischen  Verlassen- 
schaft zu  gewähren,  lieber  diesen  nur  ganz  allgemehien 
Gedankenkreis  kamen  die  vertraulichen  Besprechungen 
nicht  hinaus.  Immerhin  trug  Salisbury  seine  Ansicht  über 
den  Verfall  der  Türkei  auch  dem  Kaiser  vor,  als  dieser  im 
August  1895  während  der  Regatten  von  Cowes  längre 
Zeit  auf  englischem  Boden  weilte.  Salisbury  sprach  von 
dem  „verfaulten"  Innern  Zustand  der  Türkei,  wogegen  der 
Kaiser  der  Ansicht  war,  daß  die  Entwicklung  allmähliche 
Fortschritte  zum  Bessern  mache.*) 

Wahrscheinlich  hatte  der  Kaiser  dabei  den  Bau  der 
B  a  g  d  a  d  b  a  h  n  im  Auge,  der  damals  auf  der  anatolischen 
Anfangsstrecke  bis  Konia  schon  nahezu  vollendet  war.  Mit 
Unrecht  ist  dies  große  Unternehmen  neuerdings  häufig  als 
grober  Fehler  der  kaiserlichen  Politik  bezeichnet  worden, 
weil  es  Rußland  und  England  zugleich  verstimmte. 
Es  war  überhaupt  nicht  von  Jüngern  der  alten  Diplomaten- 
schule ausgegangen,  die  auf  den  Meister  schworen  und  ihn 
oft  mißverstanden,  sondern  es  war  den  Köpfen  weitsichtiger 
Geschäftsleute  entsprungen,  die  klug  genug  waren,  nach  dem 
internationalen  Charakter  einer  solchen  neuen  Weiflinie,  von 
vornherein  andre  europäische  Teilnehmer  am  Werke, 
namentlich  französische  und  englische,  herbeizuziehen.  Der 
deutsche  Vorteil  bei  dem  Unternehmen  lag  hauptsächlich 


*)  Es  ist  ein  Irrtum,  daß  Salisbury  den  Kaiser  in  Cowcs  mit 
der  türkisclien  Franc  „überfallen"  habe.  Wie  oben  darselcKt, 
waren  amtliche  Besprechungen  In  London  und  Berlin  vorlier- 
geganjücn.  —  In  dun  „Times"  (Sept.  192ü)  hat  Valentine 
Chlrol  mitKeteilt,  Frhr.  v.  Marschall  habe  ihm  büi  scinar  Unter- 
redung über  die  KrüRcrdcpcsche  (s.  S.  48)  EröHnungen  über  den 
Vorschlag  SaHsburys  von  1895  gemacht,  desscai  Ausgangspunkt 
die  deutsche  Anregung  gewesen  sei,  Italien  in  der  abcssinlschon 
Frage  zu  unterstützen. 
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in  der  Aussicht,  einen  Absa(:2nriari<:t  für  deutsche  Waren  und 
durch  Bodenkultur  Rohstoffe  für  die  Industrie  zu  erlangei:, 
deutsche  Besiedlung  kam  dagegen  nicht  in  Betracht. 

Salisbury  konnte  bei  seiner  Ansicht  von  der  heillosen 
Fäulnis  der  Türkei  eine  militärische  Stärkung  der  Sultans- 
herrschaft nicht  wünschen,  wie  sie  der  Bau  einer  BahnUnic 
von  Konstantinopel  bis  zum  Persischen  Golf  von  selbst  be- 
wirken mußte.  Außerdem  bildete  die  Mündung  des  Schutt 
ei  Arab  das  natürliche  Tor  von  Indien.  Daraus  erklärt  sich 
das  Scheitern  des  bei  jeder  Teilstrecke  immer  wieder- 
holten Versuciis,  eine  englische  Beteiligung  an  der  Bahn 
zu  erlangen,  und  erst  am  Vorabend  des  Weltkrieges  kam 
ein  deutsch-englisches  Einvernehmen  über  die  Endstrecke 
der  Bagdadbahn  so  weit  zustande,  daß  nur  noch  die  Unter- 
schriften fehlten.  Schließlich  ist  es  den  Deutschen  mit  dem 
großen  Unternehmen  der  Bagdadbahn  so  ergangen,  wie  den 
Franzosen  mit  dem  Bau  des  Suezkanals:  was  sie  geschaffen 
haben,  ist  von  der  Weltmacht  England  in  Beschlag  ge- 
nommen worden.*) 

Ob  der  Salisburj'sche  Gedanke  einer  gütlichen  Teilung 
der  Türkei  1895  überhaupt  durchführbar  gevv^esen  wäre, 
kann  man  bei  der  Vielfältigkeit  der  nationalen,  religiösen 
und  wirtschaftlichen  Streitfragen  in  der  europäischen 
Türkei  und  in  Vorderasien  bezweifeln.  War  deshalb  die 
Anregung  Salisburys  nur  ein  Ausfluß  der  englischen 
„Kastanientheorie",  an  die  Holstein  fest  glaubte,  d.  h.  des 
Bestrebens,  im  Schüren  des  Streites  der  andern  den  eignen 
Vorteil  zu  suchen? 

Die  öffentliche  Stimmung  in  England  war  noch  in 
starker  Erregung  wegen  des  Einspruchs,  den  das  Berliner 
Auswärtige  Amt  gegen  die  Bestimmung  in  einem  Vertrage 
zwischen  England  und  dem  Kongostaat  erhoben  hatte,  daß 
ein  25  Kilometer  breiter  Landstreifen  längs  der  Grenze  von 


*)  Lord  H  a  1  d  a  n  e  teilt  in  seinem  Buch  „Before  the  War"  mit, 
der  Kaiser  habe  sich  während  seines  Besuches  in  Windsor  1907 
bereit  erklärt,  England  d-as  Tor  von  Indien,  d.  h.  das  Gebiet  an  der 
Mündung  des  Euphrat  in  den  Golf,  zu  überlassen.  Das  englische 
Kabinett  habe  sich  sofort  für  ein  solches  Abkommen  erklärt,  wenn 
auch  Rußland  und  Frankreich  daran  beteiligt  würden.  Der  Vor- 
schlag, in  Berlin  eine  Konferenz  zu  Vieren  abzuhalten,  sei  an  dem 
Widerspruch  der  deutschen  Regierung  gescheitert. 
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beutscii-Ostafrika  zur  Errichtung  einer  durcligehcnderi 
Telegraphenlinie  vom  Kap  der  Guten  Hoffnung  bis  Kairo 
pachtweise  an  England  abgetreten  werden  sollte.  Londoner 
Blätter  begrüßten  den  jungen  Kaiser  bei  seiner  Ankunft 
in  Cowes  mit  sehr  bissigen  Bemerkungen  und  Ratschlägen, 
wie  diesem,  sich  seiner  mütterlichen  Abstammung  zu  er- 
innern und  diplomatische  Experimente  zu  unterlassen.  Den- 
noch blieb  die  amtliche  Politik  Englands  noch  immer  auf 
möglichste  Freundschaft  mit  Deutschland  und  dem  Dreibund 
gerichtet,  wie  eben  die  vertraulichen  Unterhaltungen  Salis- 
burys  mit  dem  Botschafter  Grafen  Hatzfeldt  und  dann  auch 
mit  dem  Kaiser  bewiesen.  Gegensätzliche  Sonderinter- 
essen, wie  die  deutschen  Bahnbauten  in  Vorderasien  und  der 
englische  Plan  einer  Verbindung  Kap-Kairo,  sowie  gereizte 
Zeitungspolemiken  konnten  daran  nichts  ändern. 

Natürhch  lag  der  Grund  für  die  Anregung  Salisburys 
in  dem  englischen  Interesse,  die  russische  Politik  Heber  in 
Europa  und  Vorderasien  beschäftigt  zu  sehen  als  im 
fernen  Osten  und  an  den  zentralasiatischcn  Grenzen  Indiens. 
Daß  kein  Bismarck  mehr  die  deutsche  Politik  leitete,  war  ein 
Grund  mehr  für  den  englischen  Versuch,  Deutschland  auf 
die  englische  Seite  zu  ziehen.  Bei  seiner  ausweichenden 
Antwort  auf  die  deutliche  Einladung  Bismarcks  aus  dem 
November  1887,  sich  enger  zusammenzuschließen,  zunächst 
in  den  Fragen  des  nahen  Orients,  hatte  sich  Salisbury  in 
vertrautem  Kreise  auf  das  englische  Sprichwort  vom  Teufel, 
mit  dem  nicht  gut  Karten  spielen  sei,  berufen;  acht  Jahre 
später  war  in  dem  russisch-französischen  Bündnis  ein 
neuer,  für  England  keineswegs  bequemer  Maclit- 
faktor  geschaffen  und  saß  auf  dem  deutschen  Kanzler- 
sesscl  ein  sanfter  Greis.  Wenn  man  weiter  die  amtlichen 
englischen  Bemühungen  gegenüber  Deutschland  in  den 
Jahren  1898—1901  überblickt,  so  erscheint  der  Vorschlag, 
gemeinsam  mit  Deutschland  und  seinen  Verbündeten  eine 
durchgreifende  Ordnung  der  für  den  europäischen  Frieden 
gefährlichen  Zustände  im  türkischen  Reiche  ins  Auge  zu 
fassen,  als  der  erste  ernstliche  Versuch  einer  Neuorientierung 
der  englischen  Kontinental-  und  Weltpolitik  auf  der  Basis 
des  Ersatzes  der  splendid  Isolation  durch  eine  entente 
cordiale  mit  Deutschland. 

Zunächst  aber  war  eine  schwere  Krlsis  in  den  deutsch- 


englischen  Beziehungen  zu  überwinden.  Der  Zerfall  des 
üttomanischen  Reiches  mit  seiner  Bedrohung  des  Friedens 
der  Christenheit  blieb  aus,  dagegen  schien  die  alte  deutsch- 
englische Freundschaft  in  die  Brüche  zu  gehen.  Ende  1895 
ereignete  sich  der  Einfall  des  Dr.  Jameson  in  die  Südafrika- 
nische Republik  und  der  Telegramm  Wechsel 
zwischen  dem  Deutschen  Kaiser  und  dem 
Präsidenten  Krüger  mit  nachfolgendem  Ausbruch 
einer  beispiellos  heftigen  Verstimmung  zwischen  dem  eng- 
Hschen  und  dem  deutschen  Volke.  Die  Geschichte  der 
Krügerdepesche  erfordert  eine  genaue  Untersuchung.  Sie 
soll  hier  folgen: 

Am  2.  Januar  1896  abends  traf  in  Berlin  die  Meldung 
des  Kaiserlichen  Botschafters  Grafen  Hatzfeldt  in  London 
ein,  daß  das  Gefecht  bei  Krügersdorp  gegen  die  von 
Jameson  geführte  Truppe  der  Chartered  Company  siegreich 
für  die  Buren  entschieden  sei.  Eine  gleiche  Meldung  des 
Konsuls  in  Pretoria  war  noch  unterwegs.  Am  3,  Januar 
vormittags  kam  der  Kaiser  vom  Neuen  Palais  in  Potsdam 
nach  Berlin  und  begab  sich  alsbald  zu  einer  Beratung  mit 
dem  Reichskanzler  in  dessen  Wohnung.  An  der  Zusammen- 
kunft nahmen  außer  dem  Fürsten  Hohenlohe  teil  der  Staats- 
sekretär des  Reichsmarineamts  Hollmann,  der  Staats- 
sekretär Frhr.  v.  Marschall  und  der  Direktor  der  Kolonial- 
abteilung Dr.  Kayser.  Auch  der  Chef  des  Marinekabinetts 
v.  Senden  und  der  Generaladjutant  v.  Hahnke  sollen  zu- 
gegen gewesen  sein. 

In  der  Versammlung  gab  der  Kaiser  seinen  Entschluß 
kund,  dem  Präsidenten  Krüger  ein  Glückwunschtelegramm 
im  Sinne  eines  von  ihm  mitgebrachten  Entwurfes  zu  senden. 
Der  Kanzler  Fürst  Hohenlohe  und  der  Staatssekretär  Frhr. 
V.  Marschall  billigten  zwar  die  Absicht,  erhoben  aber  Be- 
denken gegen  den  Inhalt.  Darauf  wurde  in  einem  Neben- 
zimmer von  Marschall  und  dem  Direktor  Kayser  eine  andre 
Fassung  entworfen.  Dieser  Text,  von  Kaysers  Hand  ge- 
schrieben und  von  Marschall  mit  einer  Abänderung  ver- 
sehen, befindet  sich  in  den  Akten  des  Auswärtigen  Amts. 
Er  ist  gleichlautend  mit  der  abgeschickten  und  alsbald  ver- 
öffentHchten  Depesche,  trägt  unten  die  Paraphen  des  Staats- 
sekretärs und  des  Kolonialdirektors  und  darüber  eigenhändig 
mit  Bleistift  gezeichnet:  „Wilhelm  I.  R.". 
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Am  Tage  nach  Absendung  der  Depesche  sagte  mir  Herr 
V.  Holstem,  der  Staatssekretär  Frhr.  v.  Marschall  habe  ihm 
auf  seine  Bemerkung,  daß  ihm  eine  Stelle  zu  scharf  er- 
scheine, erwidert,  der  ursprüngliche  kaiserliche  Text  sei 
noch  schärfer  gewesen.  Hiermit  stimmt  überein,  was 
Valentine  Chirol  im  Mai  1918  in  der  „Times"  erzählt  hat. 
Er  war  zur  Zeit  der  Krügerdepesche  Vertreter  der  „Times" 
in  Berlin.  Marschall  ließ  ihn  am  Tage  der  Absendung  zu 
sich  bitten,  um  ihn  über  den  aus  den  südafrikanischen 
Wirren  entstandnen  Ernst  der  Lage  aufzuklären  und  zu 
einer  versöhnlichen  Einwirkung  auf  die  ohnehin  gereizte 
Stimmung  in  England  zu  veranlassen.  Chirol  erfuhr  auch, 
daß  der  Beratung  beim  Reichskanzler  ein  vom  Kaiser  selbst 
entworfner  Depeschenentwurf  zugrunde  gelegen  hätte. 
Der  Kaiser  hat  denn  auch  damals  und  viele  Jahre  hindurch 
allgemein  als  der  geistige  Urheber  des  in  Deutschland  laut 
bejubelten,  in  England  aufs  heftigste  befehdeten  Krüger- 
telegramms gegolten.  Erst  bald  nach  dem  sogenannten 
Novembersturm  1908  gegen  den  Kaiser  im  Deutschen 
Reichstag  trat  eine  neue  Lesart  auf,  die  nämlich,  daß  der 
intellektuelle  Urheber  der  Krügerdepesche  Marschall  ge- 
wesen und  der  Kaiser  in  jener  Beratung  gleichsam  durch 
Marschall  und  Hohenlohe  „majorisicrt"  worden  sei.  Damit 
sollte  endlich  dem  Kaiser  die  Schuld  abgenommen  werden, 
mit  der  Krügerdepesche  die  guten  Beziehungen  zu  Eng- 
land so  schwer  verletzt  zu  haben,  daß  der  Schade  durch 
nichts  mehr,  auch  nicht  durch  die  häufigen  „Canossafahrten" 
nach  England,  zu  heilen  war.  In  diesem  Sinne  hatte  sich 
der  Kaiser  selbst  in  einem  Randvermerk  auf  einem  Zeitungs- 
ausschnitt vom  4.  Februar  1909  unter  Berufung  auf  das 
Zeugnis  Hollmanns  geäußert:  „Hollmann  hat  bisher  niemals 
darüber  zu  irgendeinem  Menschen  gesprochen.  Ich  habe 
ihn  jetzt  davon  entbunden,  damit  die  Wahrheit  endlich  ans 
Licht  komme."  Hollmann  hat,  soviel  mir  bekannt,  niemals 
von  der  Erlaubnis,  öffentlich  zu  sprechen,  Gebrauch  ge- 
macht. Auch  lebte  Marschall  noch,  der  stets  behauptet  hat, 
daß  die  Krügerdepesche  aus  dem  Impuls  des  Kaisers  her- 
vorgegangen und  daß  der  von  dem  Kolonialdircktor  Kayscr 
entworfne  Text  eine  erhebliche  Milderung  dessen  war, 
was  der  Kaiser  wünschte.  Im  Gedächtnis  Wilhelms  II.  stellte 
sich  die  vermeintliche  Majorisierung  erst  ein,  als  die  De- 
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pesche  anfing,  als  Unglückswerk  der  Geschichte  anzuge- 
hören. 

Nun  liegt  aber  doch  das  Zeugnis  des  ehemaligen  Bot- 
schaftsrats in  London,  Frhn.  v.  Eckardstein*)  darüber  vor, 
daß  sich  Hollmann  früher  einjnal  (1898)  in  einem  privaten 
Gespräch  zugunsten  der  zweiten,  der  kaiserlichen  Lesart, 
geäußert  hat.  Danach  hätte  sich  der  Vorgang  bei  der 
Krügerdepesche  so  abgespielt:  „Gleich  nach  der  Begrüf  :ng 
im  Kanzlerhause  am  3.  Januar  1896  meldete  Marschall  dem 
Kaiser,  er  habe  in  Gemeinschaft  mit  dem  Geheimrat  Kayser 
ein  Telegramm  an  den  Präsidenten  Krüger  verfaßt  und 
würde  es  Seiner  Majestät  zur  Genehmigung  vorlegen.  Als 
dem  Kaiser  der  Entwurf  des  Telegramms  gezeigt  wurde,  be- 
merkte er:  „Wenn  das  Telegramm  in  dieser  Fassung  ab- 
geht, was  wird  dann  aus  unsern  Beziehungen  zu  England? 
Ist  es  denn  überhaupt  notwendig,  solch  ein  Telegramm  an 
den  Präsidenten  Krüger  zu  schicken?"  Darauf  erwiderte 
Freiherr  von  Marschall:  „Nach  meiner  Ueberzeugung  er- 
scheint es  unbedingt  notwendig,  der  Welt  zu  zeigen,  daß 
die  kaiserliche  Regierung  vom  moralischen  wie  auch  vom 
Rechtsstandpunkt  aus  diesen  frevelhaften  Einfall  englischer 
Freibeuter  auf  das  schärfste  verdammt."  Dann  mischte  sich 
Geheimrat  Kayser  ins  Gespräch  und  sagte:  „In  meiner 
Eigenschaft  als  Kolonialdirektor  kann  ich  mich  der  Ansicht 
des  Herrn  Staatssekretärs  nur  anschließen;  auch  auf  die 
Psyche  der  eingebornen  Bevölkerung  in  unsern  afrika- 
nischen Kolonien  müssen  wir  Rücksicht  nehmen  und  zeigen, 
daß  Deutschland  das  mächtigste  Reich  in  Europa  ist,  welches 
vom  Rechtsstandpunkt  aus  solche  flagranten  Uebergriffe 
nicht  duldet."  Darauf  antwortete  der  Kaiser:  „Na  gut,  dann 
mag  das  Telegramm  abgehen;  nur  möchte  ich,  daß  der 
Passus  in  der  Mitte,  welcher  doch  vielleicht  gar  zu  schroff 
ist,  fortbleibt."  Freiherr  von  Marschall  strich  darauf  in  dem 
Entwurf  den  Mittelpassüs  aus,  der  Kaiser  las  das  Telegramm 
in  dieser  verkürzten  Form  noch  einmal  durch,  erteilte  die 
Genehmigung  zur  Absendung  und  fuhr  zum  Schloß  zurück." 

Wer  die  psychologischen  Zusammenhänge  beachtet, 
zwischen  Mithandelnden  und  Zuhörern  unterscheidet  und  die 
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Zeiten  der  verschiedenen  Zeugnisse  (1896  unmittelbar  nach 
der  Tat,  1898  in  einem  gelegentlichen  Gespräch  und  1909 
nach  den  heftigsten  Anltlagen  gegen  das  persönliche  Re- 
giment) vergleicht,  kann  kaum  im  Zweifel  darüber  sein,  daß 
es  sich  in  der  Hollmannschen  Erzählung,  wie  sie  Eckard- 
stein berichtet,  um  einen  mißglückten  Versuch  handelt,  die 
Schuld  der  Krügerdepesche  vom  eigentlichen  Urheber  auf 
die  Gehilfen  und  Mitverantwortlichen  zu  wälzen.  Daß  der 
von  Eckardstein  berichtete  Tatbestand  der  Wahrheit  nicht 
entspricht,  läßt  sich  auch  aktenmäßig  erweisen.  Der  Kaiser 
soll  einen  Passus  in  der-Mitte  des  Entwurfs  als  vielleicht 
zu  schroff  beanstandet  und  erst  nach  dessen  Entfernung 
die  Depesche  genehmigt  haben.  In  der  Tat  ist  der 
von  Kaysers  Hand  geschriebne  Entwurf  wirklich  geändert 
worden,  aber  nicht  in  der  Mitte,  sondern  am  Ende  des 
Textes,  und  nicht  in  abschwächendem,  sondern  in  ver- 
schärfendem Sinne.  Der  Glückwunsch  wurde  nachträglich 
von  Marschalls  Hand  statt  auf  die  Wahrung  „des  Ansehens 
Ihrer  Regierung"  auf  die  Wahrung  „der  Unabhängigkeit  des 
Landes  gegen  Angriffe  von  außen"  gestellt.  Ob  Marschall 
die  Aenderung  aus  Eignem  oder  auf  kaiserlichen  Wunsch 
gemacht  hat,  ist  aus  den  Akten  nicht  zu  erkennen.  Die  An- 
wesenheit Hollmanns  bei  der  Beratung  im  Kanzlerhause 
am  3.  Januar  1896  über  die  Krügerdepesche  hing  damit  zu- 
sammen, daß  in  den  Tagen  vorher  auch  die  Entsendung 
eines  aus  den  ostafrikanischen  Schutztruppen  verstärkten 
Landungskorps  nach  Delagoabai  zum  Schutze  der  deutschen 
Interessen  in  Transvaal  vorübergehend  erwogen  worden 
war.  Bei  der  Abfassung  der  Krügerdepesche  konnte  er  nur 
Zuhörer,  nicht  Mithandelnder  sein. 

Bleibt  es  also  auch  dabei,  daß  die  Krügerdepesche  aus 
einem  Impulse  des  Kaisers  hervorgegangen  ist,  so  gehörte 
sie  doch  nicht  zu  den  eigentlichen  impulsiven  Handlungen 
eines  persönlichen  Regiments,  sondern  war  ein  deutscher 
Regierungsakt  in  optima  forma.  Nicht  vom  Kaiser  oder  von 
unverantwortlichen  Ratgebern,  sondern  mit  Wissen  und 
Billigung  des  allein  verantwortlichen  Kanzlers  war  sie  ver- 
faßt und  abgeschickt  worden.  Das  die  öffentliche  Meinung 
in  England  Aufreizende  lag  in  der  Motivierung  des  Glück- 
wunsches, daß  es  dem  Burenvolke  „in  eigner  Tatkraft" 
und  „ohne  an  die  Hilfe  befreundeter  Mächte  zu  appellleren", 
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gelungen  sei,  die  Unabhängigkeit  ihres  Landes  gegen  An- 
griffe von  außen  zu  bewahren. 

In  der  Londoner  Konvention  von  1884  war  die  Unab- 
hängigkeit der  Burenrepubiik  durch  die  Klausel  einge- 
schränkt worden,  daß  sie  ohne  Zustimmung  Englands  keine 
Verträge  mit  dritten  Staaten  abschließen  durfte.  Nach  der 
englischen  Auslegung  sollte  die  Republik  selbständig  bei  der 
Ordnung  ihrer  inneren  Angelegenheiten  sein,  dagegen  in 
ihren  auswärtigen  Beziehungen  der  Aufsicht  der  Londoner 
Regierung  unterstehen.  Seitdem  war  Transvaal  in  den 
Augen  jedes  Engländers  nicht  viel  mehr  als  eine  englische 
Kolonie,  der  man  selfgovernment  zugestanden  hat.  Die 
Worte  der  Kaiserdepesche  vom  3.  Januar  „ohne  an  die  Hilfe 
fremder  Regierungen  zu  appellieren"  klangen  so,  als  ob  der 
Deutsche  Kaiser  bereit  gewesen  wäre,  auf  einen  Hilferuf 
des  Präsidenten  mit  Heeresmacht  herbeizueilen  und  es  auf 
einen  Konflikt  mit  England  ankommen  zu  lassen. 

Schon  vor  der  Krügerdepesche  war  bei  verschiednen 
zerstreuten  Gelegenheiten  eme  starke  Verstimmung  des 
englischen  Volkes  sichtbar  geworden,  deren  tiefere  Ursache 
in  den  Erfolgen  des  deutschen  Wettbewerbes  gegen  den 
englischen  auf  dem  Weltmarkte  lag.  Immer  deutlicher  stellte 
sich  heraus,  daß  das  engUsche  Markenschutzgesetz,  das  für 
alle  nach  England  eingeführten  oder  auf  englischen  Schiffen 
nach  den  Kolonien  verfrachteten  deutschen  Waren  die  Be- 
zeichnung „Made  in  Germany"  vorschrieb,  ganz  gegen  seine 
Absicht  den  Absatz  deutscher  Erzeugnisse  nicht  erschwerte, 
sondern  förderte.  Aehnliche  Mißerfolge  hatten  die  soge- 
nannten Spähezüge  zur  Erforschung  der  Gründe  von 
Deutschlands  Ueberlegenheit  auf  manchem  gewerblichen 
Gebiete.  Berichte  von  Studienausschüssen,  die  Einblick  in 
den  Produktionsprozeß  und  die  technischen  Methoden  in 
deutschen  Hüftenwerken,  Großelsenanlagen  und  Klelnelsen- 
werkstätten  erhalten  hatten,  schlössen  mit  Alarmrufen  und 
der  Aufforderung,  die  größte  Tatkraft  zu  entfalten,  um  dem 
Immer  gefährlicheren  Wettbewerb  der  Deutschen  standzu- 
halten. Eine  der  ersten  Amtshandlungen  des  neuen  Unter- 
staatssekretärs des  Auswärtigen  Amtes,  Curzon,  nach  dem 
Kablnettswechsel  Im  Juni  1895  war  die  Erklärung  an  eine 
Abordnung  von  Reedern,  die  gegen  den  bedenklich  um  sich 
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greifenden  deutschen  Wettbewerb  gesetzliche  Maßregeln 
zum  Schutze  der  englischen  Handelsschiffahrt  ankündigte. 
Gerade  in  Südafrika  waren  außerordentlich  starke 
materielle  Interessen  im  Spiel.  Auf  die  Aneignung  der 
Diamantfelder  der  Charteret  Company  sollte  die  Einverlei- 
bung des  Goldlandes  Transvaal  in  den  südafrikanischen 
Kolonialbesitz  folgen.  Die  öffentliche  Meinung  in  London 
sah  schon  lange  in  Rhodes  den  Napoleon  von  Südafrika  und 
in  der  Betätigimg  deutschen  Unternehmungsgeistes  in  der 
Delagoabai  und  dem  Hinterlande,  sowie  in  der  wiederholten 
deutschen  Begünstigung  der  Buren  höchst  lästige  Hinder- 
nisse für  britische  Finanz-  und  Handelsinteressen.  All 
diesen  Ingrimm  hatte  man  in  sich  hineingeschluckt  oder 
nur  vereinzelt  oder  gelegentlich  von  sich  gegeben.  Die 
„Saturday  Review"  hatte  am  24.  August  1895  geschrieben: 
„Wir  Engländer  haben  bisher  immer  Krieg  gegen  unsere 
Rivalen  in  Handel  und  Verkehr  geführt,  und  unser  Haupt- 
rivale ist  heute  nicht  Frankreich,  sondern  Deutschland. 
Im  Falle  eines  Krieges  mit  Deutschland  wären  wir  in  der 
Lage,  viel  zu  gewinnen  und  nichts  zu  verlieren."  Nach 
der  Krügerdepesche,  die  gar  noch  zeigte,  daß  die  deutsche 
Regierung  geneigt  schien,  wohlerworbne  oder  vermeint- 
liche Rechte  in  überseeischen  Gebieten,  wenn  es  sein  mußte, 
gegen  England  zu  verteidigen,  entlud  sich  die  Eifersucht  auf 
den  hitzigen  wirtschaftlichen  Nebenbuhler  in  einem  allge- 
meinen Verdammungsfluch. 


3.  Der  Streit  über  den  abgerißnen  Draht 

nach  Rußland.  —  Bismarcks  Tod. 

Graf  Caprivi  hatte  bei  der  Reise  des  Fürsten  Bismarck 
nach  Wien  zur  Hochzeit  seines  Sohnes  Herbert  (Juni  1892) 
in  vollkommncr  Verkennung  der  psychologischen  Wirkung 
eines  solclien  Schrittes  auf  die  Bismarckfronde  den  deut- 
schen Botschafter  in  Wien,  Prinzen  Reuß,  angewiesen,  einen 
Empfang  des  alten  Kanzlers  beim  Kaiser  Franz  Joseph  zu 
verhindern  und  selbst  einer  etwaigen  Einladung  zur  Hoch- 
zeit keine  Folge  zu  leisten.  In  der  offenen  Kampfansage, 
die  der  durch  dloseu  „Uriasbrief"  tief  verletzte  Fürst 
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darauf  in  der  „Neuen  Freien  Presse"  gegen  seinen  Nach- 
folger im  Kanzleramte  erließ,  warf  er  ihm  u.  a.  vor,  das 
Seilwinden  des  persönlichen  Vertrauens  Alexanders  III. 
und  somit  des  persönlichen  Einflusses  auf  den  Zaren  ver- 
schuldet zu  haben.  „Der  Draht  ist  abgerissen,  der  uns  mit 
Rußland  verbunden." 

Solange  Graf  Caprivi  noch  im  Kanzleramt  war,  blieb 
der  Tatbestand  der  Wiener  Anklage  des  Fürsten  Bismarck 
der  Oeffentllchkeit  verborgen.  Zwar  hatten  die  „Hamburger 
Nachrichten"  schon  am  3.  Juni  1891  gerügt,  daß  von  den 
beiden  Strängen,  die  Deutschland  früher  auf  seinem  Bogen 
hatte,  der  russische  kurzweg  durchgeschnitten  worden  sei, 
und  weiter  am  24.  Januar  1892  eine  noch  deutlichere  An- 
spielung auf  „bestimmte,  jetzt  nicht  mehr  vorhandne  Ab- 
machungen" gemacht.  Aber  die  in-  und  ausländische  Presse 
hatte  noch  viel  zu  viel  mit  dem  persönlichen  Gegensatze 
zwischen  dem  jungen  Kaiser  und  dem  alten  gestürzten 
Kanzler  zu  tun  und  beachtete  den  Hinweis  auf  eine  von  dem 
neuen  Kanzler  vorgenommene  Aenderung  in  dem  Ver- 
hältnis zu  Rußland  nicht.  Bei  Beratung  der  Militärvorlage 
(23.  November  1892)  antwortete  Caprivi  auf  den  Vorwurf, 
daß  die  Regierung  den  Draht  zerrissen  hätte,  nur  mit  der 
kurzen  Bemerkung:  „Wir  haben  alle  Sorgfalt  darauf  ver- 
wendet, diesen  Draht  zu  erhalten;  wir  wünschen  nur  nicht, 
daß  er  uns  den  Strom  aus  denjenigen  Leitungen  nehme, 
die  uns  mit  Oesterreich-Ungarn  und  Italien  verbinden."  Die 
wenigen  Striche,  die  Caprivi  dem  von  Bismarck  gebrauchten 
Bilde  hinzufügte,  genügten  nicht,  um  den  wirklichen  Hinter- 
grund erkennbar  zu  machen.  Erst  durch  einen  Artikel  der 
„Hamburger  Nachrichten"  vom  24.  Oktober  1896  kam  mehr 
Licht  in  das  Dunkel.  Danach  hätten  sich  beide  Reiche  gegen- 
seitig zu  wohlwollender  Neutralität  für  den  Fall  verpflichtet, 
daß  eines  von  ihnen  von  dritter  Seite  angegriffen  würde. 
Wenn  also  z.  B.  Frankreich  einen  Angriffskrieg  gegen 
Deutschland  unternähme,  so  wäre  die  wohlwollende  Neu- 
tralität Rußlands  zu  gewärtigen  gewesen  und  umgekehrt 
die  Deutschlands,  wenn  Rußland  einen  unprovozierten 
Angriff  abzuwehren  hätte.  Der  Artikel  der  „Hamburger 
Nachrichten"  brachte  dann  mit  dem  Verzicht  auf  die 
gegenseitige  Assekuranz  die  polonisierende  Aera  in  der 
Wilhelmstraße,  die  nur  russenfcmdlich  gemeint  sein  könnte, 
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in  Zusammenhang  und  schloß  mit  dem  Satz:  „So  entstand 
Kronstadt  mit  der  Marseillaise  und  die  erste  Annäherung 
zwischen  dem  absoluten  Zarentum  und  der  Französischen 
Republik,  unserer  Ansicht  nach  ausschließlich  durch  die 
Mißgriffe  der  Caprivischen  Politik  herbeigeführt." 

Das  Nachgefecht,  das  sich  nun  um  einen  wichtigen  Teil 
der  Hinterlassenschaft  Bismarcks  entspann,  war  fast  so 
hitzig  als  der  Hauptkampf  vor  vier  Jahren  um  das  gesamte 
Erbe.  In  dem  Lobpreisen  der  einen  und  dem  Verdammen 
der  andern  wurde  vor  allem  nach  dem  Grund  für  die  Preis- 
gebung des  Drahtes  gefragt  und  der  Zweck  der  Enthüllung 
erörtert.  Die  Regierung  des  dritten  Kanzlers  glaubte  zuerst, 
die  Verlegenheit,  in  die  sie  versetzt  war,  durch  Berufung 
auf  die  ganz  geheime  Natur  der  deutsch-russischen  Ab- 
machungen von  1887  überwinden  zu  können.  Das  Mittel 
war  ungeeignet.  Die  Bemerkungen  im  „Reichsanzeiger"  über 
Verletzung  strengster  Staatsgeheimnisse  und  Erschütterung 
des  Vertrauens  der  Mächte  in  die  deutsche  Vertragstreue 
gössen  sogar  noch  Oel  ins  Feuer. 

Auf  eine  Zentrumsinterpellation  erklärte  Fürst  Hohen- 
lohe  im  Reichstage,  er  könne  nach  sorgfältigster  Prüfung  des 
vorhandnen  Materials  nicht  umhin,  die  Gründe,  welche  da- 
mals die  deutsche  Politik  leiteten,  als  vollwichtig  anzuer- 
kennen. MarschaU  stellte  vorsichtige  Betrachtungen  darüber 
an,  ob  die  Rückversicherung  die  Versicherung  stärke  und 
ob  die  Reichsleitung  bei  einem  Konflikt  zwischen  Oester- 
reich-Ungarn  und  Rußland  nicht  in  die  schwierige  Lage 
kommen  könnte,  entscheiden  zu  müssen,  wer  der  Angreifer 
und  wer  der  Angegriffene  sei.  Woher  kam  dieses  Winden 
und  Drehen,  wenn  sich  die  Abmachungen  auf  die  einfache 
Neutralitätsformel  beschränkten? 

Wie  stand  es  ferner  um  die  objektive  Wirkung  der 
Nichterneurung  des  geheimen  Abkommens  auf  die  euro- 
päische Lage?  Waren  wirklich,  nach  der  Behauptung  am 
Schlüsse  des  Enthüllungsartikels  vom  24.  Oktober  1896, 
Kronstadt  mit  der  Marseillaise  und  die  erste  Annäherung 
zwischen  dem  absoluten  Zarentum  und  der  Französischen 
Republik  aus  diesem  Mißgriff  der  Caprivischen  Politik  ent- 
standen? Die  richtige  Antwort  ergibt  sich,  wenn  man  auf 
die  Jahre  der  Gültigkeit  des  Abkommens  1887—1890  zu- 
rückgeht und  untersucht,  wie  sich  in  der  zweiten  Hälfte  der 
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achtziger  Jahre  die  Beziehungen  Rußlands  zu  Frankreich 
entwiclcelt  hatten. 

„In  Frankreich  war  nach  dem  Sturze  Ferrys  die  Re- 
vanchepartei obenauf  gekommen,  man  wollte  nicht  mehr  in 
nebelhaften  Kolonialunternehmungen  die  Kräfte  zersplittern 
und  suchte  Anlehnung  an  Rußland.  Französische  (Ribot, 
Freycinet)  und  russische  (Mohrenheim,  Fredericks)  Würden- 
träger arbeiteten  offen  und  heimUch  an  dem  Werke  der 
Annäherung.  Bismarck  sind  diese  Bemühungen  natürlich 
nicht  verborgen  geblieben,  er  vermochte  sie  aber  um  so 
weniger  zu  hindern,  als  die  Feindseligkeit  der  russischen 
Stimmung  gegen  Deutschland  wuchs.  Emsige  panslawisti- 
sche,  polnische  und  französische  Einflüsse  bearbeiteten  den 
Zaren  und  seine  Umgebung  mit  wachsendem  Erfolg.  Der 
dänische  Hof  bildete  gleichsam  den  „Umschlagshafen"  des 
französisch-russischen  Verkehrs.  Auch  die  Aussprache 
zwischen  dem  Zaren  und  Bismarck  im  Winter  1887  zu  Berlin 
änderte  wenig  an  der  Kühle  der  Beziehungen.  Die  Gefähr- 
lichkeit der  Spannung  führte  dazu,  daß  Bismarck  den 
deutsch-österreichischen  Bündnisvertrag  veröffentlichte. 
Die  Hervorhebung  des  Zweifrontenkrieges  in  der  Rede  Bis- 
marcks  zur  MiHtärvorlage  leitete  eine  neue  Epoche  ein. 
Die  neue  Lage  bezeichnete  den  totalen  Umschwung  der 
europäischen  Verhältnisse.  Skobelew  hatte  das  Wort  ge- 
sprochen: Der  Weg  nach  Wien  führt  über  Berlin.  Es 
klingt  erstaunlich,  entspricht  aber  der  geschichtUchen  Wahr- 
heit, daß  im  Jahre  1887  die  Lieferung  von  500  000  Lebel- 
gewehren unter  der  russischen  Garantie,  daß  diese  Gewehre 
nicht  auf  Franzosen  schießen  würden,  zustande  kam.  Solche 
Garantien  waren  nur  möglich  bei  einem  gegenseitigen  Ein- 
verständnis über  bestimmte  politische  Ziele.  Ende  1888 
wurde  die  erste  russische  Anleihe  in  Frankreich  begeben, 
während  die  russischen  Werte  durch  das  Beleihungsverbot 
aus  Deutschland  ausgetrieben  wurden." 

Das  ist  in  Kürze  die  Darstellung  des  Grafen  Reventlow 
von  jener  Zeit,  eines  Schriftstellers,  der  noch  in  seinem  1917 
erschienenen  Buche  „Deutschlands  auswärtige  Politik  1888 
bis  1914"  die  Ansicht,  daß  der  Verzicht  auf  den  Vertrag  ein 
folgenschwerer  Fehler  war,  am  ausführlichsten  vertreten 
hat.  Drastischer  kann  man  die  Behauptung  nicht  wider- 
legen, daß  Kronstadt  die  erste  und  ausschließlich  durch  die 
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Schuld  C^privis  herbeigeführte  Annäherung  zwischen  dem 
Zarentum  und  der  französischen  Republik  gewesen  sei. 
Trotzdem  sollte  man  glauben,  daß  sich  der  sogenannte 
Draht  nach  Rußland  vielleicht  doch  noch,  auch  unter  den 
schwächeren  Händen  des  zweiten  Kanzlers,  als  stark  genug 
hätte  erweisen  können,  um  den  „totalen  Umschwung"  zu 
hemmen,  „der",  schreibt  Graf  Reventlow,  „wie  ein  aus  un- 
zähligen, unsichtbaren  kleinen  Quellen  gebildeter  Strom 
als  große  unzerstörbare  Tatsache  an  die  Oberfläche  getreten 
war?"  Nein,  die  russisch-französische  Entente  hätte  so- 
wieso ihren  Lauf  genommen.  Sie  war  zu  tief  in  den  beider- 
seitigen Interessen  und  Bestrebungen  begründet.  Reibungen 
gab  es  nirgends.  Auf  der  einen  Seite  erfüllte  französische 
Herzen  der  Wunsch,  die  Republik  nach  allen  inneren  Krisen 
und  äußeren  Schwierigkeiten  der  achtziger  Jahre  als 
bündnisfähige  Großmacht  anerkannt  zu  wissen.  Rußland 
war  das  einzige  Land,  in  dem  eine  in  den  obern  Schichten 
wachsenden  Einfluß  gewinnende  Partei  existierte,  die  auf 
einen  Krieg  mit  den  Zentralmächten  hinarbeitete.  Entente 
und  Allianz  mit  Frankreich  waren  für  Rußland  bilUg  zu 
haben,  um  Elsaß-Lothringen  wollte  es  und  brauchte  es  nicht 
zu  fechten,  konnte  sogar  die  alte  Freundschaft  seines 
Herrscherhauses  mit  der  Dynastie  der  Hohenzollern  weiter 
unterhalten,  und  doch  war  ihm  Frankreichs  diplomatischer 
und  militärischer  Beistand  für  jeden  Fall,  in  dem  es  zu 
Verwicklungen  mit  den  Zentralmächteiü  kommen  könnte, 
unbedingt  sicher.  Diese  Sicherheit  steigerte  sich  noch  mit 
dem  Grade,  in  dem  Rußland  der  Milliardenschuldner  Frank- 
reichs wurde. 

Auch  in  der  Wahl  des  Zeitpunktes  für  seine  Enthüllung 
hatte  sich  der  verbitterte  Alte  von  Friedrichsruh  geirrt.  Aus 
den  veröffentlichten  Kaiserbriefen  wissen  wir,  daß  die  Be- 
ziehungen der  beiden  Höfe,  des  deutschen  und  des  russischen, 
in  den  letzten  drei  Lebensjahren  Bismarcks  viel  intimer 
waren,  als  jemals  zuvor  seit  dem  Tode  Alexanders  II.  In 
einem  Briefe  vom  12.  November  1896  an  „Nicky"  ließ  der 
Kaiser  seinen  Zorn  gegen  den  „unbändigen  Mann"  aus,  der 
die  „verräterische  Angelegenheit"  angestiftet  hatte.  Wir 
werden  weiterhin  noch  auf  einen  andern  I'all  stoßen,  in 
dem  der  Dralit  von  Berlin  nach  Petersburg  sogar  noch 
emsiger  arbeitete,  als  für  die  deutschen  Interessen  gut  war. 
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Wie  bei  Reventlow,  so  bildete  aucli  bei  andern 
Historiliern  und  ernsten  Publizisten  der  Verzictit  auf  den 
Rücl^versiclierungsvertrag  noch  jalirzelintelang  ein  Haupt- 
stück  Itritisclier  Betraciitung  der  Caprivizeit,  in  dem  Sinne, 
daß  der  Verzicht  ein  schwerer  Fehler  gewesen  sei  und  daß 
ohne  ihn  vielleicht  die  verhängnisvolle,  schließlich  den  Welt- 
krieg herbeiführende  Teilung  Europas  in  zwei  große  Mächte- 
gruppen nicht  zustande  gekommen  wäre.  Man  ging  dabei 
meist  von  der  Annahme  der  Richtigkeit  und  Vollständigkeit 
der  Angaben  der  „Hamburger  Nachrichten"  über  den  Inhalt 
des  Geheimvertrags  aus,  obgleich  schon  die  Haltung  Hohen- 
lohes  und  Marschalls  im  Reichstage  vermuten  ließ,  daß  in 
den  Enthüllungsartikeln  wesentliche  Punkte  verschwiegen 
oder  verschleiert  worden  waren.*)  Diese  ganze  Literatur 
ist  durch  die  Veröffentlichung  des  J^ückversicherungsver- 
trages  von  1887  in  Verbindung  mit  den  Enthüllungen  aus 
den  russischen  Geheimarchiven  'größtenteils  entwertet 
worden.**)  Jetzt  erst  erscheint  das  B  is  mar  cks  che 
System  der  Rückversicherungen  in  klarem 
Licht. 

Durch  das  Bündnis  mit  Oesterreich-Ungam  hatte  sich 
das  Deutsche  Reich  in  die  Gefahr  begeben,  in  einen  Krieg 
mit  Rußland  verwickelt  zu  werden,  lediglich  zum  Schutze 
österreichisch-ungarischer  Interessen  an  dem  unteren  Lauf 
der  Donau.  Um  dieser  Gefahr  vorzubeugen,  brachte  Bis- 
marck  1881  ein  geheimes  Abkommen  unter  den  drei  Kaiser- 
höfen zustande,  dessen  Schwerpunkt  nicht  sowohl  in  der 
Neutralitätsklausel  des  Hauptvertrages  (für  den  Fall  eines 
Krieges  mit  einer  vierten  Großmacht),  als  vielmehr  in  einer 
protokollarischen  Verständigung  über  streitige  Balkaninter- 
essen lag. 

Danach  sollte  es  Oesterreich-Ungarn  vorbehalten 
bleiben,  „zu  geeigneter  Zeit"  sich  Bosnien  und  die  Herzego- 
wina förmhch  einzuverleiben,  auch  sollten  die  Vorschriften 
des  Berliner  Vertrags  über  den  Sandschak  Nowibazar  in  Kraft 
bleiben;  die  Türkei  sollte  Ostrumelien  und  die  Balkanländer 
nicht  besetzen  dürfen,  vorausgesetzt,  daß  Bulgarien  und 


*)    Weiteres  hierüber  s.  Neuer  Kurs  S.  47— ,51. 
**)    Dokumente    aus    russischen    Geheimarchiven    bis    ztrni 
1.  JuH  1918,  Auswärtiges  Afut,  Berlin. 
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Ostrumelien  jede  Herausforderung  der  Türkei  vermieden; 
Bulgarien  sollte  die  Vereinigung  mit  Rumelien  voUzielien 
dürfen,  dagegen  von  jedem  Angriff  auf  die  Nachbarländer, 
namentlich  Mazedonien,  abgehalten  werden. 

Der  Vertrag  war  auf  drei  Jahre  geschlossen  und  wurde 
1884  um  weitere  drei  Jahre  verlängert.  Beim  Ablauf  hatte 
weder  Petersburg  noch  Wien  Neigung,  den  Vertrag  noch- 
mals zu  verlängern,  weil  man  beiderseits  wegen  des  bulga- 
risch-serbischen Krieges  und  des  Thronwechsels  in  Sofia 
Grund  zur  Verstimmung  zu  haben  glaubte.  Dagegen  setzten 
auf  russischen  Wunsch  die  „Höfe"  von  Petersburg  und 
Berlin  das  Vertragsverhältnis  fort.  Der  neue  Hauptvertrag 
erkannte  die  geschichtlich  erworbnen  Rechte  Rußlands  auf 
der  Balkanhalbinsel  und  besonders  die  Rechtmäßigkeit 
seines  vorwiegenden  und  entscheidenden  Einflusses  in  Bul- 
garien und  Rumehen  an,  ebenso  den  bindenden  Charakter 
des  Grundsatzes  der  SchHeßung  der  Meerengen  mit  dem 
Zusatz,  daß  beide  Teile  bei  Verletzung  des  Grundsatzes 
durch  die  Türkei  die  im  Berliner  Vertrag  enthaltene  Bürg- 
schaft für  ihren  territorialen  Besitzstand  als  verwirkt  an- 
sehen würden.  Noch  viel  weiter  wich  das  neue  Zusatz- 
protokoll von  dem  von  1881  ab.  Die  frühere  Abgrenzung 
der  russischen  und  der  österreichisch-ungarischen  Balkan- 
interessen fiel  ganz  fort,  und  in  der  Meerengenfrage  ver- 
sprach der  kaiserlich  deutsche  Hof  wohlwollende  Neutralität 
und  moralische  und  diplomatische  Unterstützung  auch  für 
den  Fall,  daß  der  Zar  zur  Verteidigung  des  Zuganges  zum 
Schwarzen  Meer  Maßregeln  für  notwendig  halten  sollte, 
„um  den  Schlüssel  seines  Reiches  in  der  Hand  zu  behalten". 

Daß  von  der  Erncurung  der  Rückversicherung 
zwischen  Rußland  und  Deutschland  der  Wiener  Hof  Kennt- 
nis erhalten  hätte,  ist  von  Blättern,  die  mit  Friedrlchsruh 
Fühlung  unterhielten,  wiederholt  behauptet  worden.  Von 
der  Tatsache  vielleicht,  obgleich  sich  auch  das  nicht  aus  den 
Akten  des  Auswärtigen  Amtes  erweisen  läßt.  Ob  auch  von 
dem  Inhalt  des  neuen  geheimen  Protokolls,  ist  unwahrschein- 
lich. Sicher  dagegen  ist,  daß  Wilhelm  II.  den  Kaiser  von 
üesterreich  bei  seiner  ersten  Begegnung  mit  ihm  nach  Bis- 
marcks  Entlassung  In  den  Inhalt  des  Rückversicherungsver- 
trages eingeweiht  hat. 

Aus  den  geheimen  Klauseln,  die  unzweideutig  Rußland 
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freie  Hand  in  Bulgarien  und  für  ein  Aufrollen  der  Meerengen- 
frage, ohne  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Dreibund- 
genossen und  Englands,  gewährten,  sind  die  erwähnten 
vorsichtigen,  verlegnen  und  gewundnen  Aeußerungen 
Caprivis,  Hohenlohes  und  Marschalls  vollkommen  zu  er- 
klären und  zu  verstehen.  Unzweifelhaft  waren  die  geheimen 
Klauseln  mit  ihrer  einseitigen  Begünstigung  russischer  An- 
sprüche vom  Standpunkt  der  Loyalität  aus  bedenklich.  Zur 
Rechtfertigung  Bismarcks  läßt  sich  nur  sagen,  daß  sich  der 
nie  um  Mittel  und  Wege  Verlegne  wohl  bewußt  war,  immer 
noch  letzten  Endes  bei  einer  Verschärfung  des  russisch- 
österreichisch-ungarischen Gegensatzes  eine  Schädigung  der 
Lebensinteressen  des  Bundesgenossen  an  der  Donau  ver- 
hindern zu  können.  Auch  ist  zu  beachten,  daß  ihn  fünf 
Monate  später  neuerwachtes  Mißtrauen  gegen  Rußland  zu 
dem  Privatbrief  an  Salisbury  vom  22.  November  1887  ver- 
anlaßte,  dessen  unmittelbarer  Zweck,  England  zu  einem 
engen  Einvernehmen  mit  Oesterreich-Ungarn  und  Italien 
zur  Aufrechterhaltung  des  Status  quo  im  nahen  Orient  (mit 
Einschluß  der  Meerengen)  zu  bewegen,  dann  auch  wirklich 
durch  Notenwechsel  (Mitte  Dezember  1887)  erreicht  wurde. 
Dieser  sogenannte  Orientdreibund  richtete  sich  in  vollem 
Gegensatze  zum  Inhalt  des  deutsch-russischen  Rückver- 
sicherungsvertrags gegen  die  russischen  Pläne  am  Balkan. 
Außerdem  gab  es  schon  neben  der  Rückversicherung 
bei  Rußland  noch  eine  andre,  die  sich  mit  der  deutsch- 
russischen nicht  deckte,  sondern  sie  unter  Umständen 
durchkreuzte.  Sie  ist  angedeutet  in  einem  Bilde,  das  Graf 
Caprivi  in  einer  Unterredung  mit  seinem  Vorgänger  auf 
dessen  Rat,  den  russischen  Geheimvertrag  zu  verlängern, 
gebraucht  hat:  Das  Bismarcksche  System  der  Versiche- 
rungen gleiche  einem  Spiel  mit  fünf  Kugeln,  das 
nur  unter  den  Händen  und  Augen  eines  außerordentlich 
geübten  Künstlers  zu  gelingen  pflege.*)    Die  fünfte  Kugel 


*)  Nach  Julius  von  Eckardt:  „Aus  den/  Tagen  von 
Bismarcks  Kampf  gegen  Caprivi",  Leipzig  1920,  lautete  Caprivis 
Antwort:  „Ein  Mann  wie  Sie  kann  mit  fünf  Bällen  gleichzeitig 
spielen,  während  andre  Leute  gut  tun,  sich  auf  einen  oder 
zwei  Bälle  zu  beschränken.  Uebrigens  muß  ich  die  Angelegen- 
heit noch  prüfen.'*  Nach  derselben  Quelle  hat  bei  dem  Ent- 
schluß  des   zweiten    Kanzlers,  den   Vertrag   nicht   zu   erneuern, 
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war  Rumänien.  Zwischen  diesem  Staate  und  Oesterreich- 
Ungarn  war  1883  auf  Bismarcks  Rat  ein  Bündnis  geschlossen 
worden,  das  gegenseitige  Waffenhilfe  für  den  Fall  eines 
unprovozierten  Angriffs  von  dritter  Seite  vorsah,  also  auch 
eine  Rückendeckung  gegen  Rußland  enthielt.  König  Karol 
legte  Wert  darauf,  daß  mit  Deutschland  ein  gleiches  Bünd- 
nis zustande  komme,  weil  dadurch  in  semem  Volke  der 
Widerstand  der  Russenfreunde  und  Förderer  einer  rumä- 
nischen Irredenta  in  Siebenbürgen  abgeschwächt  würde. 
Deutschland  trat  daher  dem  Vertrage  zwischen  Rumänien 
und  dem  Donaureiche  bei,  ebenso  auch  Italien.  Die  Ver- 
träge wurden  1892,  dann  1902,  endlich  1913  erneuert.*) 

Aber  der  grollende  Kämpfer  nach  1890  war  ein  andrer 
als  der  von  Mißtrauen  gegen  die  Innern  Zustände  Rußlands 
erfüllte  Bismarck  in  der  Fülle  seiner  Macht,  der  sich  zu- 
trauen durfte,  das  Kunststück  mit  den  fünf  Kugeln  auszu- 
führen,  ohne   daß    die   eine  mit  der  andern  karambolierte 


neben  den  Gutachten  von  Holstein,  Raschdaii  und  Kiderlen  eine 
Denkschrift  des  damaligen  Unterstaatssekretärs  Grafen  Berchem 
den  Ausschlag  gegeben.  Dieser  Gutachter  ging  von  der  Ansicht 
aus,  daß  Rußland  früher  oder  später  einen  europäischen  Krieg 
entzünden  werde,  und  hob  besonders  hervor,  daß  der  Vertrag 
es  den  Russen  erleichtere,  Deutschland  mit  Oesterreich-Ungarn, 
Italien  und  England  in  Konflikt  zu  bringen  und  den  Zeitpunkt  des 
Zukunftskrieges  zu  bestimmen.  —  Gesandter  a.  D.  L.  Rasch- 
d  a  u ,  der  einzige  noch  lebende  Mitarbeiter  aus  den  kritischen 
Märztagen  1890,  hat  in  einem  Artikel  im  „Tag"  vom  17.  Oktober 
1920  seine  Ansicht  über  das  Ende  der  deutsch-russischen  Rück- 
versicherung dahin  zusammengefaßt:  „1.  Der  Vertrag  gereichte 
überwiegend  russischen  Interessen  zum  Vorteil;  er  ist  von  dieser 
Seite  ausgegangen,  und  seine  Erneurung  ist  jedesmal  von 
Petersburg  angeregt  worden.  2.  Er  war  kein  Hindernis  für  eine 
russisch-französische  Annäherung;  selbst  ein  formelles  Abkommen 
zwischen  Rußland  und  Frankreich  ist  durch  den  Rückversichc- 
rungsvertrag  nicht  ausgeschlossen  gewesen.  3,  Wir  waren  in  Ge- 
fahr, durch  eine  einseitige  Bekanntgabe  unserer  Abmachung  das 
Mißtrauen  der  uns  verbündeten  und  befreundeten  Mächte  zu  er- 
regen und  politisch  plötzlich  isoliert  zu  werden." 

•)  Der  Wortlaut  des  Vertrages  vom  5.  Februar  1913  mit 
Beitrittserklärung  Deutschlands  vom  26.  Februar  1913  Ist  Im 
Anhang  III  des  Bandes  IV  der  deutschen  Dokumente  zum  Kriegs- 
ausbruch veröffentlicht  worden. 
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und  zu  Boden  fiel.  Und  das  eben  ist  bei  nüchterner  Be- 
trachtung seiner  poHtischen  Wiri^samkeit  im  Ruhestande 
der  hervorspringende  Punkt,  daß  alle  seine  Erinnerungen 
und  Ermahnungen  viel  mehr  an  de«  Erlebnissen  der  sech- 
ziger und  siebziger  des  vorigen  Jahrhunderts  als  an  denen 
der  letzten  zehn  Jahre  seiner  Amtszeit  liafteten.  Wie  im 
Innern  das  Zentrum,  das  ihm  während  der  achtziger  Jahre 
die  Schutzzoll-  und  die  Arbeiterversicherungspolitik  durch- 
bringen half,  wieder  wie  in  der  Kulturkampfzeit  zu  den 
Reichsfeinden  gerechnet  wurde,  so  lebte  im  Aeußern  das 
alte  freundliche  Verhältnis  aus  der  Zeit  des  Zaren 
Alexanders  II.  wieder  auf  und  traten  die  schlimmen  Er- 
fahrungen mit  Rußland  aus  der  Zeit  nach  dem  Berliner 
Kongreß  sowie  die  Lehren  des  „vierzigjährigen  Tableaus" 
in  der  Rede  vom  6.  Februar  1888  fast  ganz  zurück.  Zu  den 
einseitigen  autoritativen  Aussprüchen  des  Altreichskanzlers 
über  die  Notwendigkeit  der  Anlehnung  an  Rußland  fehlte 
das  Gegengewicht.  Was  ihm  gegen  Ende  seiner  amtlichen 
Laufbahn  noch  Ziel  und  Objekt  der  deutschen  Politik  war, 
die  Gewinnung  Englands  (s.  oben  S.  21  unten),  schien  ent- 
wertet oder  vergessen  zu  sein.*) 

So  büeb  bei  Bismarcks  Tode  in  der  deutschen  Oeffent- 
lichkeit  der  Eindruck  zurück,  daß  sein  teuerstes  Ver- 
mächtnis an  die  Nation  die  Zarenfreundschaft  sei, 
die  seine  Nachfolger  vernachlässigt  hätten,  obgleich  sie 
schon  mit  mäßigem  diplomatischen  Geschick  zu  erhalten 
gewesen  wäre.  Dieses  von  der  Masse  der  Anhänger  des 
Altreichskanzlers  treu  gehütete  Dogma  bildete  das  schwerste 
Hindernis  für  jeden  Versuch,  einen  vertrauensvollen  Aus- 
gleich der  Gegensätze  der  stärksten  Festlandsmacht  und 
der  Weltmacht  England  herzustellen. 


*)  „Das  Verhängnis  wollte,  daß  Bismarck,  der  über  den  Rück- 
versicherungsvertrag stürzte,  nun  diesen  selber,  als  wenn  er  sein 
letztes  Wort,  als  wenn  er  Selbstzweck  und  nicht  vielmehr  Mittel 
zum  Zweck  gewesen  wäre,  zu  vertreten  und  schließlich  in  ganz 
veränderter  Weltlage  als  den  einzigen  richtigen  Weg  zu  fordern 
fortfuhr.  Woraus  sich  dann  in  der  öffentlichen  Meinung  eine 
maßlose  Ueberschätzung  des  Vertrags  und  eine  Irreführung  über 
Bismarcks  letzte  Ziele  ergab."  H  e r  m  an  n  0  n  c k  e n  ,  „Weser- 
Zeitung",  9.  Februar  1919.      • 
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Die  Augen  des  Sehers  im  Saclisenwalde  waren  unter 
dem  bittern  Erleben  der  aclit  Jahre  nach  der  Entfernung  aus 
seinen  Aemtern  getrübt  und  müde  geworden  und  schlössen 
sich  am  30,  Juli  1898  für  immer.  Noch  auf  dem  Sterbebette 
soll  ihn  der  cauchemar  des  coaUtions  gedrückt  haben.  In 
einem  fünf  Jahre  nach  dem  Tode  veröffentlichten  Aufsatz 
berichtete  der  Afrikareisende  Eugen  Wolf  auf  Grund  von 
Mitteilungen  der  Bismarckschen  Familie:  „Der  Sterbende- 
rief  in  einem  fort  Hilfe,  Hilfe!  In  seinen  Phantasien  nannte 
er  Serbien,  England,  die  Türkei,  Rußland.  Dann  rief  er 
wieder:  Aber  ach,  Deutschland,  Deutschland,  Deutsch- 
land!" Aus  seinem  poHtischen  Nachlaß  jedoch  lebten  zu- 
nächst im  Gedächtnis  der  deutschen  Mitwelt  die  Aeuße- 
rungen  aus  seinen  letzten  Passionsjahren  viel  stärker  fort 
als  die  Grundlehren  aus  seiner  langen  und  unvergleichlich 
reichen  Schöpferzeit,  und  seine  glühendsten  Anhänger 
wollten  nicht  begreifen,. daß  in  der  heraufziehenden  neuen 
Welt  das  alte  System  der  höfischen  Geheimdiplomatie  mit 
seinen  machiavellistischen  Kunststücken  überhaupt  nicht 
mehr  brauchbar  war. 
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IIL  Am  weltpolitischen  Wendepunkt. 

1.  Deutschland  und  England  1898—1900. 

Es  hat  kaum  eine  Zeit  gegeben,  in  der  von  dem  Lon- 
doner Kabinett  so  vielfältige  überseeische  Streitiglceiten 
zu  schlichten  gewesen  wären  als  in  den  letzten  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts.  In  Ostasien:  die  Unversehrtheit 
Chinas,  wo  England  bisher  überwiegenden  Einfluß  besaß, 
wird  von  Rußland  bedroht.  Das  englische  Angebot,  von 
keinem  Hafen  im  Golf  von  Petschili  Besitz  zu  ergreifen, 
wenn  Rußland  von  der  Besetzung  Port  Arthurs  Abstand 
nehme,  wird  abgelehnt;  Rußland  geht  mit  dem  offenbaren 
Hintergedanken  nach  Port  Arthur,  allmählich  die  Man- 
dschurei vom  chinesischen  Reich  abzutrennen,  infolgedessen 
muß  in  Weihaiwci  ein  Gegengewicht  geschaffen  werden; 
die  deutsche  Pachtung  von  Kiautschou  läßt  man  freundlich 
gelten,  weil  sie  nur  wirtschaftlichen  Zwecken  dient,  und  um. 
wie  Balfour  im  Unterhaus  sagt,  die  öffentliche  Meinung  in 
Deutschland  zu  versöhnen.  In  Indien  ist  ein  blutiger  Feld- 
zug gegen  die  nördlichen  Grenzstämme  im  Gange.  Nach 
dem  Tode  des  Emirs  von  Afghanistan  sind  Unruhen  und 
verstärkte  russische  Einflüsse  zu  befürchten.  Im  Sudan: 
Kampf  gegen  den  Mahdi;  der  Plan,  zwischen  Unterägypten 
und  den  britischen  Besitzungen  am  Victoria-Njansa  eine 
sichere  Verbindung  herzustellen,  kreuzt  sich  mit  dem  Be- 
streben der  Franzosen,  ihre  Einflußsphäre  vom  Kongo  quer 
durch  Afrika  bis  zur  französischen  Kolonie  am  Roten  Meere 
zu  erweitern.  Nach  seinem  Siege  bei  Omdurman  eilt 
Kitchener  nach  Faschoda  am  Weißen  Nil  und  hißt  die 
britisch-ägyptische  Flagge  neben  der  von  Marchand  vorher 
schon  gehißten  französischen,  ein  scharfer  diplomatischer 
Streit  entbrennt  (Oktober  1898).    (Ein  ähnlicher  Wettlauf 

H  a  m  m  a  n  n ,   Der  mlßverstandne  Blsmarck.  e  53 


hatte  sich  im  Februar  1898  im  Hinterlande  von  Lagos  und 
Dahome  ereignet,  wo  engHsche  und  französische  Expe- 
ditionen an  mehreren  Punkten  im  Nigerbogen  in  bedrohliche 
Nähe  aneinander  gerückt  waren.)  Im  Südosten  des  marok- 
kanischen Reichs  machen  Anfang  Juni  1898  die  Franzosen 
mit  der  Besetzung  der  Tuatoasen  den  Anfang  einer  durch- 
gehenden Verbindung  von  Algier  über  Timbuktu  nach 
Dahome,  vielleicht  auch  einer  Durchdringung  Marokkos 
bis  zur  Küste;  das  mit  den  Veremigten  Staaten  in  Krieg 
verwickelte,  schon  sehr  geschwächte  Spanien  muß  es  ge- 
schehen lassen,  England  verstärkt  seine  Besatzung  auf 
Gibraltar.  In  Südafrika  endlich  zeigt  das  Barometer  Sturm 
an.  In  einem  dem  englischen  Parlament  vorgelegten  Schrift- 
wechsel zwischen  dem  Präsidenten  Krüger  und  dem 
Kolonialsekretär  Chamberlain  über  die  Ausländerfrage 
steht  die  feierliche- Drohung:  „Ihre  Majestät  nünmt  gegen- 
über der  Südafrikanischen  Republik  die  Stellung  eines 
Souveräns  ein,  der  dem  Volke  dieser  Republik  Selbst- 
regierung unter  gewissen  Bedingungen  gewährt  hat.  Es 
würde  unvereinbar  mit  dieser  Stellung  sein,  die  Bedingungen 
der  gewährten  Selbstregienmg  einem  Schiedsgericht  zu 
unterwerfen." 

Scharfe  diplomatische  Händel  mit  zwei  Großmächten, 
Feldzüge  in  Indien  und  im  Sudan,  drohender  Kampf  mit 
einem  -4ialsstarrigen,  tapfern,  mit  guten  Waffen  aus- 
gerüsteten Volksstamm  weißer  Rasse  —  das  waren  Gründe 
genug  für  den  Versuch,  mit  der  militärisch  stärksten  Macht 
in  Europa  trotz  aller  wirtschaftlichen  Nebenbuhlerschaft 
eine  feste,  verbriefte  Freundschaft  einzugehen.  Ende  Fe- 
bruar 1898  regte  Chamberlain  in  einer  geheimen 
Zusammenkunft  mit  dem  Botschafter  Grafen  Hatzfeldt  im 
Hause  des  Bankiers  Alfred  Rothschild  in  London  den  Ab- 
schluß eines  deutsch-  englischen  Vertrags  mit  der 
Begründung  an,  daß  die  Vereinsamung  immer  schwerer  auf 
der  britischen  Politik  laste  und  gegenwärtig  eine  günstige 
Regelung  der  Streitfälle  erschwere,  die  gleichzeitig  mit 
Rußland  in  Ostasien  (russische  Besetzung  von  Port  Arthur) 
und  mit  Frankreich  in  Westafrika  schwebten.  Weitere 
Unterredungen  gleicher  Art  folgten.  In  ihnen  kam  auch  auf 
Anweisung  von  Berlin  zur  Sprache,  wie  schwer  es  für  das 
parlamentarisch  regierte  England  wäre,  genügende  Garantie 
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für  ein  Bündnis  zu  bieten.  Man  müsse  daran  denken,  daß 
im  Kriegs-  und  Bündnisfallc  ein  englisclies  Kabinett,  das  die 
mit  Deutschland  und  dem  Dreibund  eingegangnen  Ver- 
pfliclitungen  zu  halten  entschlossen  sei,  vom  Parlament  ge- 
stürzt werde.  Chamberlain  glaubte  den  Einwand  mit  der 
Entgegnung  beseifigen  zu  können,  daß  man  ja  den  Vertrag 
dem  Parlament  zur  Genehmigung  vorlegen  könnte,  bekam 
aber  die  Antwort,  daß  das  für  Deutschland  den  Verzicht  auf 
die  guten  Beziehungen  zu  seinem  russischen  Nachbar  be- 
deuten würde. 

Aus  der  Veröffentlichung  der  Briefe  Wilhelms  II.  an 
Nikolaus  II.  hat  man  erfahren,  daß  er  die  noch  im  Anfangs- 
stadium steckenden  englischen  Versuche  alsbald  seinem 
Freunde  Nicky  mitgeteilt  hat.  Der  Brief  ist  vom  30.  Mai 
1898  datiert*)  und  enthält  im  kaiserhchen  Ichton  eine  stark 
übertriebene  Darstellung  der  Gespräche  des  Grafen  Hatz- 
feldt  mit  Chamberlain.  Er  spricht  von  Ungeheuern  An- 
erbietungen, behauptet,  daß  es  sich  um  ein  Bündnis  mit  dem 
Dreibund  mit  Einschluß  von  Japan  und  Amerika  handle, 
und  stellt  die  Frage,  „was  Du  mir  bieten  kannst  und  tun 
willst,  wenn  ich  ablehne".  In  der  bisher  nicht  veröffent- 
lichten, aber  im  deutschen  Auswärtigen  Amt  bekannten  um- 
gehenden Antwort  zahlte  der  Zar  mit  gleicher  Münze:  Vor 
drei  Monaten  hätte  England  m  Petersburg  noch  aie  da- 
gewesene Anerbietungen  gemacht,  um  „in  a  masked  way" 
die  deutsch-russische  Freundschaft  zu  stören.  Kurz  darauf 
wäre  Port  Arthur  in  russischen  Besitz  gekommen  und  ein 
Einvernehmen  mit  Japan  über  Korea  getroffen  worden;  mit 
Nordamerika  stände  Rußland  in  the  best  of  terms.  Was 
die  englischen  Vorschläge  vv^crt  wären,  müßte  der  Kaiser 
selbst  entscheiden;  wie  die  Geschichte  von  Kiautschou  be- 
wiesen hätte,  könnte  Deutschland  auch  fernerhin  auf  die 
Freundschaft  Rußlands  zählen. 

Um  zu  erkennen,  welcher  bestimmte  Kern  unter  den 
augenscheinlichen  Aufbauschungen  in  der  Zarenantwort 
steckte,  muß  man  auf  die  Debatten  im  englischen  Parlament 
in  den  ersten  Monaten  1898  zurückgehen.  Das  Kabinett 
Salisbury  hatte  ungewöhnlich  heftige  Angriffe  der  liberalen 


*)    Briefe  Wilhelms  II.  an   den  Zaren    1894—1914,   heraus- 
gegeben von  Prof.  Dr.  Walter  Goetz,  Berlin  1920,  S.30ff. 
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Opposition  wegen  der  unsicheren,  für  den  englisclien  Handel 
nachteiligen  Lage  in  China  zu  bestehen.  Grey  sprach  im 
Unterhause  von  einer  widersinnigen  Politik  der  Regierung, 
die  das  englische  Prestige  schwer  geschädigt  habe.  Im 
Oberhause  beklagte  Lord  Kimberley,  daß  infolge  der 
schwächlichen  Regierungspolitik  offene  Türen  in  wasser- 
dichte Abteilungen  verwandelt  würden.  Gegen  den  Vor- 
wurf der  Untätigkeit  berief  sich  Balfour,  damals  Erster  Lord 
des  Schatzes,  auf  den  bereits  erwähnten,  von  der  russischen 
Regierung  abgelehnten  Vorschlag,  von  keinem  Hafen  im 
Golf  von  Petschili  Besitz  zu  ergreifen,  wenn  Rußland  auf 
Port  Arthur  und  Talienwan  verzichte.  Dieser  Vorschlag 
war  höchstwahrscheinlich  das  Kernstück  des  in  der  Zaren- 
antwort übertrieben  geschilderten  englischen  Angebots. 

Noch  viel  deutlicher  kam  Chamberlain  auf  den  Ver- 
such einer  englisch-russischen  Verständigung,  für  die 
namentlich  Asquith  eingetreten  war,  in  seiner  berühmten 
Eirminghamer  Rede  (13.  Mai)  zurück.  Er  sagte:  „Ueber 
die  Art,  wie  Rußland  sich  diesen  Besitz  sicherte,  was  für 
Vorstellungen  gemacht  und  zurückgewiesen  wurden,  was 
für  Versprechen  gegeben  und  vierzehn  Tage  hernach  ge- 
brochen wurden,  darüber  will  ich  nichts  weiter  äußern  als 
unser  bewährtes  Sprichwort:  „Wer  mit  dem  Teufel  suppen 
will,  der  braucht  'nen  langen  Löffelstiel".  Wir  haben 
künftig  in  China  und  in  Afghanistan  mit  Rußland  zu  rechnen, 
und  zwar  mit  dem  Unterschiede,  daß  wir  in  China  kein 
Heer  haben  und  keine  Grenze  zum  Aufmarsch.  Was  können 
wir  aber,  wie  die  Dinge  liegen,  bei  unserer  Isolierung  melir 
tun?  Denn  das  ist  wieder  der  Punkt,  auf  den  ich  Nachdruck 
zu  legen  wünsche.  Einige  unserer  Kritiker  meinen:  „Nun 
da  hättet  ihr  euch  mit  Rußland  eben  verständigt!"  Das  ist 
leicht  gesagt,  aber  zu  einer  Verständigung  gehören  zwei; 
was  Rußland  verlangte,  konnten  wir  nicht  zugeben,  und  wir 
selbst  hatten  nichts  zu  bieten,  was  es  hätte  ablenken 
können.  Und  hätten  wir  uns  verständigt  —  wer  wollte  dann 
die  richtige  Erfüllung  des  Abkoimnens  gewährleistet 
haben?" 

Aus  diesen  scharfen  Sätzen  läßt  sich  schließen,  daß 
Chamberlain  nach  seinen,  wohlgemerkt  schon  Ende  Februar, 
eingeleiteten  Besprechungen  nun  erst  recht  Deutschland  für 
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eine  Allianz  zur  Abwehr  russischer  Eroberungspläne  üi 
Asien  zu  gewinnen  wünschte. 

Chamberlain  war  zwar  der  stärkste  Mann  im  Kabinett 
Salisbury,  aber  in  einer  so  wichtigen,  die  ganze  Stellung 
Englands  zu  den  europäischen  Mächten  betreffenden  Frage 
konnte  er  doch  nicht  im  Namen  des  Kabinetts  sprechen.  In- 
dessen stellte  sich  in  einer  Unterredung  des  Botschafters 
mit  Lord  Salisbury  Anfang  Juni  1898  heraus,  daß  auch  dieser 
das  Bestreben  des  Kolonialministers  nach  einer  Annäherung 
an  Deutschland  ausdrücklich  billigte,  aber  doch  ihr  nicht  die 
Form  einer  Rußland  herausfordernden  Allianz  zu 
geben  wünschte,  ebenso  wie  er  aus  Weiliaiwei  kein  kriege- 
risches Bollwerk  gegen  das  russische  Vorgehen  in  Ostasien 
zu  machen  beabsichtigte.  Nach  seiner  Rede  im  Oberhause 
vom  17.  Mai  sollte  die  Besetzung  von  Weihaiwei  nur  eine 
politische  Maßregel  sein,  um  den  Chinesen  Mut  zum  Wider- 
stand gegen  ihre  Feinde  zu  machen  und  um  das  Vorgehen 
der  andern  Mächte  auszugleichen. 

Die  Antwort  des  Zaren  bestärkte  den  Staatssekretär 
V.  Bülow  und  Herrn  v.  Holstem  in  der  Vorsicht  und  dem 
Mißtrauen,  v/omit  sie  die  ersten  Berichte  Hatzfeldts  über 
seine  Gespräche  mit  Chamberlain  aufgenommen  hatten. 
Hatzfeldt  erhielt  nun  die  Anweisung,  den  inzwischen  von 
Salisbury  gutgeheißenen  Bündnisgedanken  zurückzustellen 
und  nur  über  einzelne  Fragen  zu  verhandeln. 

Zunächst  kam  es  darauf  an,  mit  beiderseitigem  guten 
Willen  koloniale  Reibungen  möglichst  zu  vermeiden.  In 
Ostasien  hatten  Deutschland  und  England  das  gleiche  Inter- 
esse, für  ihren  Handel  die  offene  Tür  zu  erhalten.  Bei  dem 
Transvaalstreit  in  Afrika  war  es  bereits  entschieden,  daß 
Deutschland  nicht  die  Macht  hatte,  die  englische  Aufsaugung 
der  Burenrepubliken  zu  verhindern.  Einer  neuen  Ver- 
wicklung aber,  die  sich  aus  der  beiderseitigen  Grenznach- 
barschaft mit  den  portugiesischen  Besitzungen 
in  Afrika  im  Falle  ihrer  Veräußerung  oder  Verpfändung 
ergeben  mußte,  konnte  durch  ein  deutsch-englisches  Ein- 
vernehmen vorgebeugt  werden.  Portugal  war  in  größter 
Geldnot,  sein  Zmsendienst  war  zum  Schaden  semer 
Gläubiger,  darunter  deutscher  wie  englischer,  ins  Stocken 
gekommen.  Portugiesische  Finanzleute  suchten  Hilfe  in 
London  und  Berlin  und  boten  Verkauf  oder  Verpfändung 
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portugiesischer  Besitzungen  an.  Das  Abkommen  kam  im 
Oktober  1898  zustande.  Die  Abgrenzungen  zwischen  beiden 
Vertragschließenden  waren  im  wesentlichen  so  gedacht, 
daß  Mozambique  mit  dem  Hafen  Lourengo  Marquez,  für  den 
England  schon  ein  Vorkaufsrecht  besaß,  in  die  englische, 
die  portugiesischen  Besitzungen  an  der  Westküste  Afrikas 
in  die  deutsche  Sphäre  fallen  sollten.  Daneben  erstreckte 
sich  das  Abkommen  auch  auf  portugiesischen  Besitz  im 
Sundaarchipel. 

Die  großen  Erwartungen,  die  Bülow  auf  das  Abkommen 
mit  seiner  Anwartschaft  auf  einen  großen  kolonialen  Ge- 
bietszuwachs setzte,  erfüllten  sich  nicht.  Die  Voraus- 
setzung für  seine  Wirksamkeit:  portugiesische  Anleihe  mit 
Verpfändung  der  portugiesischen  Kolonien,  trat  nicht  ein. 
Das  Abkommen  blieb  eine  leere  Attrappe,  für  beide  Teile  — ■ 
nur  mit  dem  Unterschiede,  daß  England  bei  seiner  alten 
Freundschaft  mit  Portugal  von  Fall  zu  Fall  (Bahnbauten, 
Handelsunternehmungen,  Kohlendepots,  Durchzugserlaubnis) 
stets  auf  portugiesische  Gefälligkeiten  rechnen  konnte, 
Deutschland  dagegen  nicht. 

In  zwei  kurz  aufeinander  folgenden  Reden,  in  Man- 
chester am  15.  November  und  in  Wakefield  am  8.  Dezember 
1898,  fülirte  Chamberlain  aus:  Ohne  Zweifel  sei  Deutsch- 
land ein  gefährhcher  Wettbewerber,  aber  er  würde  sich 
seiner  Landsleute  schämen,  wenn  sie  das  zur  Grundlage  von 
Feindseligkeiten  machen  wollten;  die  deutschen  Freunde 
dürften  nicht  denken,  daß  sie  England  die  Kastanien  aus 
dem  Feuer  holen  sollten.  In  einem  redlichen  Gedanken- 
austausch sei  festgestellt,  daß  es  sehr  wichtige,  beiderseitige 
Interessen  berührende  Fragen  gäbe,  in  denen  man  sich  auch 
ohne  ein  allgemeines  Bündnis  verständigen  könnte  und 
sollte.  Eine  Antwort  darauf  lag  in  dem  Satze  einer  Reichs- 
tagsrede Bülows  vom  8.  Dezember:  „Was  unser  Verhältnis 
zu  England  angeht,  so  will  ich  heute  nur  dies  sagen  —  daß 
es  allerlei  Fragen  und  mancherlei  Punkte  gibt,  wo  wir  mit 
England  zusammengehen  können  und  gern  zusannnengehcn, 
ohne  Schädigung  und  unter  vollster  Wahrung  anderweitiger 
wertvoller  Beziehungen."  Aeiuiliche  und  noch  deutlichere 
Vorbehalte  zugunsten  Rußlands  hat  Bülow  regelmäßig  ge- 
macht, wenn  von  guten  Beziehungen  zu  England  die  Rede 
war. 
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Der  Glaube  an  die  von  Chamberlaiii  betonte  Redlichkeit 
der  englischen  Politik  wäre  damals,  in  der  Zeit  der  Buren- 
begeisterung, vernichtet  worden,  wenn  die  Presse  von 
einem  andern  Geheimabkommen,  das  im  Jahre  1899 
zwischen  England  und  Portugal  geschlossen  wurde.  Wind 
bekommen  hätte.  Auch  der  deutschen  Regierung  blieb  der 
sogenannte  Windsorvertrag  unbekannt.  Seinem  Inhalt  nach 
war  der  Windsorvertrag  eine  Bestätigung  alter  Ver- 
träge, in  denen  sich  England  und  Portugal  gegenseitig  zur 
Verteidigung  ihres  Besitzstandes  verbündet  hatten.  Die  neu 
erlangte  Bürgschaft  brauchte  natürlich  Portugal  nicht  zu 
hindern,  bei  der  Aufnahme  von  Anleihen  zur  Heilung  seiner 
Finanzen  Verbindlichkeiten  einzugchen,  die  seinen  Kolonial- 
besitz belasteten,  oder  zu  seiner  wirtschaftlichen  Aus- 
beutung fremde  Hilfe  heranzuziehen.  Aber  auch  bei  mil- 
dester Auslegung  kommt  man  nicht  darüber  hinweg,  daß 
der  Windsorvertrag  die  Portugiesen  ermunterte,  keine  Be- 
lastung ihrer  Kolonien  vorzunehmen,  und  daher  gegen  den 
Grundgedanken  des  deutsch-englischen  Abkommens  ver- 
stieß. Dieser  Grundgedanke  war  doch,  daß  Portugal  außer- 
stande sei,  seine  Kolonien  aus  eigner  Kraft  nutzbringend 
zu  verwalten. 

Bereits  am  1.  Januar  1899  wurde  in  der  Thronrede  zur 
Eröffnung  der  Cortes  erklärt,  der  Kolonialbesitz  Portugals 
müsse  in  vollständiger  Unversehrtheit  als  geheiligtes  Erbe 
der  Nation  erhalten  werden,  und  im  Februar  1900  lehnte 
die  Deputiertenkammer  einen  Antrag  auf  Veräußerung  von 
kolonialen  Besitzungen  ab.  Als  Vorteil  für  Deutschland  bUeb 
nur  übrig,  daß  England  durch  das  Geheimabkommen  ge- 
hindert war,  einseitig  wirtschaftliche  und  politische  An- 
sprüche in  den  an  deutsche  Kolonien  in  Afrika  stoßenden 
Teilen  des  portugiesischen  Kolonialbesitzes  zu  erwerben. 

Die  nächste  Gelegenheit,  den  Verständigungswillen  des 
enghschen  Kabinetts  zu  betätigen,  ergab  sich  aus  den 
Wirren,  die  zu  Anfang  des  Jahres  1899  bei  der  Wahl  eines 
neuen  Königs  der  Samoainseln  entstanden  waren. 
Auf  der  Berliner  Samoakonferenz  von  1889  war  eine  Drei- 
herrschaft geschaffen  worden,  an  der  die  Vereüiigten 
Staaten,  Deutschland  und  England  teilnahmen.  Unter  emem 
heißen  Himmelstrich,  in  großer  Abgeschiedenheit  von  der 
Heimat  und  im  Banne  von  Interessenstreitigkeiten,  die  sich 
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auf  engem  Raum  unter  Angehörigen  verschiedner  Nationen 
täglich  erneuerten,  konnten  die  von  den  drei  Mächten 
eingesetzten  Behörden  unmöglich  mit  jedem  Schritt  nmer- 
halb  der  von  der  Samoa-Akte  gesetzten  Grenzen  und 
untereinander  einig  bleiben.  Die  Reibungen  unter  ihnen 
waren  mitunter  so  groß  wie  die  Eifersüchteleien  und  Kämpfe 
unter  den  eingebornen  Häuptlingen.  Bei  der  Königswahl 
nach  dem  Tode  Malietoas  erlangte  dessen  alter  Gegner 
Mataafa  die  Mehrheit,  der  kurz  vorher  mit  Zustimmung  des 
amerikanischen  und  englischen  Konsuls  auf  einem  deutschen 
Kriegsschiff  aus  seiner  Verbannung  nach  Samoa  zurück- 
gebracht worden  war.  Der  amerikanische  Oberrichter 
Chambers  entschied  jedoch  zugunsten  des  Minderheits- 
kandidaten Tana,  Sohn  des  MaHetoa.  In  Apia  brach  ein  Auf- 
stand aus,  bei  dem  die  Mataafaleute  siegten.  Chambers 
floh  auf  ein  amerikanisches  Kriegsschiff,  worauf  der  Muni- 
zipalpräsident von  Apia,  der  Deutsche  Dr.  Raffel,  das  Ober- 
gericht  schloß.  Auch  die  Kommandanten  der  "Kriegsschiffe 
waren  nicht  einig.  Während  sich  der  deutsche  zurückhielt, 
griffen  der  englische  und  amerikanische  mit  Kanonen- 
schüssen in  die  Kämpfe  um  Apia  ein.  Es  war  also  ein  recht 
gefährliches  Durcheinander  von  Eigenmächtigkeiten  und  auf- 
geregten Uebergriffen. 

Unter  solchen  Umständen  war  die  Dreiherrschaft  nicht 
mehr  aufrechtzuerhalten.  Nachdem  von  den  drei 
Regierungen  der  Grundsatz:  reinliche  Scheidung  an- 
genommen war,  handelte  es  sich  auf  deutscher  Seite 
darum,  was  vorzuziehen  wäre:  der  Erwerb  der 
Hauptinsel  Upolu  gegen  eine  Entschädigung  Englands 
aus  dem  deutschen  Kolonialbesitz  in  der  Südsee  oder  der 
Uebergang  der  Inseln  an  England  unter  bestimmten  Kom- 
pensationen für  Deutschland.  Die  Mehrheit  des  Kolonial- 
rats zog  Kompensationen  für  Deutschland  vor,  Bülow  ent- 
schied sich  jedoch  wegen  des  unwägbaren  Anteils,  den  die 
deutsche  Nation  an  dem  Schmerzenskind  Samoa  nahm,  für 
die   Bcliauptung   der   alten   Anrechte.*)      Darauf    kam    im 


*)  Wie  F  r  h  r.  v.  Eckard  stein  in  seinen  „Lebens- 
erinnerunKcn"  II,  S.  39  mitteilt,  war  vorher  schon  eine  EiuiKnnH: 
zwischen  der  deutschen  Botschaft  und  Chainbcrlain  auf  der 
ßasls  des  deutschen  Verzichts  auf  Samoa  gegen  englische  Koni- 
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November  in  London  ein  deutsch-englisches  und  kurz  nach- 
her in  Washington  ein  deutsch-englisch-amerikanisches 
Abkommen  zustande,  nach  denen  die  beiden  Inseln  Upolu 
und  Sawaii  an  Deutschland,  die  beiden  kleineren  Samoa- 
inseln  Tutuila  und  Manua  an  die  Vereinigten  Staaten  fielen 
und  England  mit  Tonga  und  ein  paar  Salomonsinseln  ent- 
schädigt wurde.  Nebenher  ging  noch  eine  deutsch-engüsche 
Aufteilung  der  neutralen  Zone  im  Hinterland  von  Togo. 

Ungefähr  gleichzeitig  mit  der  Regelung  der  Samoafrage 
brach  der  Buren  krieg  aus.  Für  das  kleine  Volk  der 
Buren  konnte  der  Krieg  von  vornherein  nichts  anderes  sein 
als  ein  Verzweiflungskampf.  Die  Sympathie  der  Welt  be- 
gleitete sie,  aber  Hilfe  von  außen  hatten  sie  von  keiner 
Seite  zu  erwarten.  England  konnte  den  großen  Vorteil  der 
unbeschränkten  Beherrschung  des  Meeres  ausnutzen,  wie 
es  wollte.  Die  Amerikaner  ging  der  Streit  materiell  nichts 
an.  Die  Russen  hatten  bei  den  scharfen  französich-eng- 
lischen  Händeln  in  Afrika  keinen  Finger  gerührt,  um  ihren 
Bundesgenossen  zu  helfen,  für  die  bedrängten  Buren  brachten 
sie  nur  schwache  Sympathien  auf.  In  Frankreich  brannte 
noch  die  Schmach  von  Faschoda,  und  im  Volke  war  trotz 
der  Rücksicht,  welche  die  Pariser  Weltausstellung  ver- 
langte, die  Empörung  gegen  England  noch  leidenschaftlicher 
als  in  irgendeinem  andern  Lande.  Was  namentlich  Pariser 
Witzblätter  an  blutiger  Verhöhnung  leisteten,  blieb  unüber- 
troffen. Aber  der  neue  Minister  des  Auswärtigen  Delcasse, 
der  die  Rückberufung  Marchands  von  Faschoda  auf  sich 
genommen  hatte,  war  schon  damit  beschäftigt,  das  ganze 
weitgreifende  kolonialpolitische  System  seines  Vorgängers 
Hanotaux  abzubauen  und  die  Augen  seiner  Landsleute 
wieder  in  der  alten  Richtung  auf  das  Loch  in  den  Vogesen 
zu  richten.  Seine  Verteidigungsrede  in  der  Deputierten- 
kammer vom  24.  November  1899  war  für  England  wohl- 
wollender als  für  Deutschland  und  brachte  mit  dem  Hin- 
weise auf  die  bekannten  französischen  Zukunftshoffnungen 
am  Rhein  die  von  Chauvinismus  für  die  Buren  ergriffenen 
Lärmmacher  leicht  zum  Schweigen.  Er  hatte  seine  Freude 


pensationen  zustande  gekommen  und  soll  Admiral  Tirpitz  mit 
einer  Denkschrift  über  den  drohenden  Verlust  eines  Flotten- 
stützpunktes in  der  Südsee  den  Kaiser  umgestimmt  haben. 
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dran,  daß  mit  dem  kopflosen  Wüten  in  Deutschland  gegen 
England,  weit  über  die  alldeutschen  Kreise  hinaus,  die  Ge- 
schäfte der  französischen  Revanchepolitiker  besorgt  wurden. 

In  Reichstagsreden  des  Fürsten  Bismarck  und  in  Artikeln 
der  „Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung"  kann  man  nach- 
lesen, mit  welcher  Schrofflieit  er  sich  zur  Zeit  der  Batten- 
bergiade  in  Bulgarien  über  die  Verquickung  von  Moral  und 
Politik  und  über  die  deutsche  Neigung  ausgesprochen  hat,  den 
Alle'rweltsschulmeister  zu  spielen.  Auch  in  der  ägyptischen 
Frage  war  er  scharf  gegen  unverantwortliche  Zeitungs- 
angriffe auf  England  vorgegangen,  und  die  Besetzung  des 
Nillandes  durch  die  Engländer  hatte'  doch  gewiß  für  die 
europäische  Lage  viel  größere  Bedeutung  als  der  englische 
Kampf  gegen  die  Unabhängigkeit  der  Burenrepubliken  in 
Südafrika.  Bülow  hat  den  Stier  lieber  bei  dcirOhren  als  an 
den  Hörnern  gefaßt,  d.  h.  die  Alldeutschen  in  seinen  Reden 
immer  mit  einer  gewissen  Schonung,  mehr  launig  als  streng, 
behandelt.  Mit  der  unvergleichlichen  Autorität  Bismarcks 
konnte  Bülow  gegen  die  Gefühlspohtiker  nicht  sprechen. 
In  der  Agitation  für  die  Flotte  waren  außerdem  die  All- 
deutschen die  eifrigsten  Helfer,  und  wohl  oder  übel  fand 
sich  der  Staatsmann  damit  ab,  daß  die  auswärtige  Politik 
manches,  was  sie  in  ihrem  Eifer  für  den  Bau  der  Schlacht- 
schiffe redeten  und  taten,  auszubadcn  hatte. 

Die  feindliche  Stimmung  gegen  England  wurde  natür- 
lich noch  verschärft,  als  um  Neujahr  1900  mehrere  deutsche 
Postdampfer  wegen  des  Verdachts,  Konterbande  an  Bord 
zu  haben,  von  englischen  Kriegsschiffen  angehalten  und 
nach  Port  Durban  geschleppt  wurden.  Bülow  führte  hier- 
gegen eine  so  kräftige  Sprache,  daß  sich  Lord  Salisbury  in 
<*thcT  Note  über  Schroffheit  beklagte.  Nach  drei  Wochen 
war  der  Zwischenfall  glücklich  überwunden.  Es  handelte 
sich  nicht  sowohl  um  eine  politische  Schikane  als  um  Akte 
der  Selbstherrlichkeit  der  meerbeherrschenden  britischen 
Flotte.  Das  Londoner  Kabinett  zog  es  vor,  die  Angelegen- 
heit nicht  als  See-Machtfrage,  sondern  als  See-Rechtsfrage 
zu  behandeln,  und  kam  den  deutschen  Forderungen  in 
allen  wesentlichen  Punkten  nach. 

Ein  andrer  diplomatischer  Vorgang  wurde  von  den  be- 
teiligten Kabinetten  ganz  geheim  gehalten,  bis  er  im  Sommer 
1908,  erst   in  einer  gröblichen  Entstellung  der  „National 
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Review"  und  dann  richtig,  aber  unvollständig  von  der 
„Deutsclien  Revue"  enthüllt  wurde. 

Bei  Ausbruch  des  Burenkrieges  hielt  sich  der  russische 
Minister  des  Auswärtigen  Graf  Murawiew  in  Biarritz  und 
Paris  auf  und  begleitete  dann  den  Zaren  von  Wolfsgarten 
zu  dem  eintägigen  Besuch  in  Potsdam  (8.  November  1899). 
Während  der  Kaiserbegegnung  war  weder  von  emer  Ver- 
mittlung noch  von  einer  Einmischung  in  den  Krieg  die  Rede. 
Pariser  Blätter  hatten  aber  schon  während  des  Pariser 
Aufenthalts  des  Grafen  Murawiew  eine  russische  Ein- 
mischung angekündigt.  Ebenso  hatten  russische  Blätter 
schon  im  Oktober  von  einer  russisch-französischen  Ver- 
ständigung gegen  England  geschrieben.  Wahrscheinlich  also 
war  eine  solche  Gegenstand  der  Unterredungen  des  Grafen 
Murawiew  mit  seinem  französischen  Kollegen  Delcasse  in 
Paris  gewesen,  und  das  Schweigen  des  Zaren  und  seines 
Ministers  in  Potsdam  ließ  nur  darauf  schließen,  daß  ihnen 
der  geeignete  Zeitpunkt  noch  nicht  gekommen  zu  sein 
schien.  Im  Auswärtigen  Amt  in  Berlin  war  man  jedenfalls 
darauf  vorbereitet,  daß  über  kurz  oder  lang  ehi  Fühler  von 
Rußland  ausgestreckt  werden  würde. 

Ende  Februar  1900  übergab  der  russische  Botschafter 
Graf  Osten-Sacken  in  Berlin  im  Auftrag  des  Zaren  und 
seines  Ministers  eine  Aufzeichnung,  in  der  die  Frage  gestellt 
war,  ob  Deutschland  geneigt  sei,  mit  Rußland  und  Frank- 
reich gemeinsam  einen  Schritt  zur  Beendigung  des  Buren- 
krieges zu  tun.  Hiervon  wurde  dem  deutschen  Botschafter 
in  Petersburg  Anfang  März  mit  dem  Bemerken  Kenntnis 
gegeben,  er  möge  sich  zu  Murawiew  dahin  aussprechen, 
die  deutsche  Politik  könne  sich  der  Möglichkeit  von  Ver- 
wicklungen mit  anderen  Großmächten  nicht  aussetzen,  so- 
lange sie  mit  feindseligen  Tendenzen  seines  französischen 
Nachbarn  zu  rechnen  habe.  Damit  war  die  Gegenfrage  auf- 
geworfen, ob  Rußland  und  Frankreich  bereit  seien,  zu- 
sammen mit  Deutschland  eine  gegenseitige  Garantie  des 
europäischen  Besitzstandes  der  drei  Mächte  einzugehen. 
Das  war  ungefähr  dieselbe  Gegenfrage,  die  Fürst  Bismarck 
im  Jahre  1876  auf  die  Zumutung  Gortschakows  gestellt 
hatte,  im  Falle  eines  russischen  Krieges  gegen  Oesterreich- 
Ungarn  wegen  der  Orientfragen  das  Donaureich  seinem 
Schicksal  zu  überlassen.    Graf  Murawiew  erkannte  sofort, 
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daß  mit  der  deutschen  Antwort  seine  Anregung,  eine 
gemeinsame  Vermittlung  gegen  England  zu  unternehmen, 
ins  Wasser  gefallen  war,  weil  sich  doch  Frankreich  auf 
die  Garantiebedingung  nicht  einlassen  würde. 

Ungefähr  zur  gleichen  Zeit  sagte  der  Prinz  von  Wales 
zu  englischen  Parlamentsmitgliedern,  England  dürfe  nicht 
vergessen,  daß  man  es  dem  letzten  Besuch  des  Kaisers  in 
England  (Herbst  1899)  und  der  allgemeinen  Haltung 
der  deutschen  Regierung  zu  verdanken  habe,  wenn 
England  ein  fremder  Interventionsversuch  erspart  ge- 
blieben sei.  Daß  ein  solcher  Versuch  und  auch  nur 
eine  Vermittlung  von  England  abgelehnt  worden  wäre, 
stand  von  vornherein  fest.  Ein  Anerbieten  des 
Washingtoner  Kabinetts  hatte  früher  schon  der  Londoner 
Regierung  erwünschte  Gelegenheit  gegeben,  aller  Welt 
zu  verkünden,  daß  England  kraft  seiner  Souveränitäts- 
rechte über  Transvaal  keinen  Einmischungsversuch  zulassen 
werde.  Die  Aeußerung  des  Prinzen  von  Wales  stützte  sich 
neben  den  Erklärungen,  die  der  Botschafter  Sir  Frank 
Lascelles  alsbald  nach  Kriegsbeginn  in  Berlin  erhalten  hatte, 
auch  auf  den  Briefw^echsel,  den  der  Kaiser  nach  seinem 
letzten  Besuch  in  England  mit  seiner  Großmutter,  der 
Königin,  und  dem  Prinzen  von  Wales  unterhielt. 

Das  war  aber  nicht,  wie  allgemein  angenommen  wird, 
die  einzige  russische  Anregung  zu  einer  Vermittlung.  Eine 
zweite  folgte  im  Oktober  1901.  Der  russische  Geschäfts- 
träger übergab  dem  Staatssekretär  Freiherrn  von  Richt- 
hofcn  eine  Aufzeichnung,  die  in  sehr  vorsichtigen  Wen- 
dungen wieder  den  Gedanken  einer  Vermittlung  in  der' 
südafrikanischen  Frage  behandelte.  Einen  andern  Auftrag 
als  den,  die  Auffassung  der  deutschen  Regierung  zu  er- 
kunden, hatte  der  Geschäftsträger  nicht.  Was  konnte  der 
taktische  Zweck  dieses  Schrittes  sein?  Holstein  schöpfte 
den  Verdacht,  daß  die  russische  Regierung  versuchen  wollte, 
ein  Druckmittel  auf  England  in  ihren  asiatischen  Streitig- 
keiten zu  erlangen.  An  solchen  fehlte  es  ja  nicht.  In  der 
Mandschurei  deckten  sich  die  Handlungen  russischer  Be- 
fehlshaber nicht  mit  den  nach  den  Boxerwirren  abgegebnen 
russischen  Regierungserklärungen.  In  Mittelasien  war 
Rußland  bei  der  vom  Kriegsministcr  Kuropatkin  ge- 
leiteten   sogenannten     Probemobilmachung     kaukasischer 
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Truppen  bis  zu  dem  befestigten  Posten  Kuschk, 
gegenüber  von  Herat,  vorgestoßen.  Mit  _HiIfe  einer 
Anleihe  sollte  sich  der  russische  Einfluß  in  Persien 
ausdehnen.  Eine  freundliche  deutsche  Antwort  auf  die 
russische  Anfrage  hätte  daher  wohl  dazu  dienen  können, 
England,  dessen  Hauptsorge  noch  immer  die  völlige  Unter- 
werfung der  Buren  war,  nachgiebiger  in  den  asiatischen 
F'ragen  zu  machen.  Die  Antwort  auf  die  russische  Anfrage 
bewegte  sich  daher  in  allgemeinen  Wendungen  über  die 
stete  Bereitwilligkeit,  zur  Beendigung  von  Kriegen  überall 
beizutragen,  und  wich  dem  Gedanken  eines  gemeinsamen 
Vorgehens  mit  der  Bemerkung  aus,  daß  ein  kollektiver 
Schritt  leicht  bedrohlich  wirke  und  es  besser  sei,  wemi  eine 
einzelne  Macht,  z.  B.  Rußland  als  Vormacht  der  Friedens- 
konferenz, eine  Vermittlung  in  London  anbiete.  Der  Unter- 
staatssekretär V.  Mühlberg  teilte  diesen  Gedankengang  dem 
russischen  Geschäftsträger  mündlich  mit,  der  darauf  be- 
merkte, nichts  andres  erwartet  zu  haben.  Damit  war  die 
zweite  Anregung  zu  einer  Vermittlung  noch  schneller  Lm 
Sande  verlaufen  als  die  erste. 

In  der  Zeit  zwischen  beiden  Versuchen  war  ein  neues 
deutsch-englisches  Sonderabkommen,  zu  dem  portugiesi- 
schen und  dem  Samoavertrag  das  dritte,  abgeschlossen 
'worden.  Den  Hintergrund  bildete  das  gemeinsame  Auf- 
treten der  Mächte  gegen  die  Fremdenhetze  in 
China,  die  während  des  Winters  1899/1900  ausgebrochen 
war.  Den  äußeren  Anstoß  hatte  die  Maclitentfaltung  Ruß- 
lands in  der  Mandschurei  nach  der  Besetzung  von  Port 
Arthur  gegeben.  Anfangs  von  den  Gesandtschaften  wenig 
beachtet,  wurde  die  Bewegung  bedrohlich,  als  die  Boxer- 
haufen im  Frühjahr  1900  bis  vor  die  Tore  von  Peking 
drangen.  Die  gleichmäßige  Gefahr  für  alle  fremden  Ver- 
treter in  Peking  führte  ein  gemehisames  Auftreten  aller  in 
Ostasien  interessierten  Großmächte  herbei,  und  es  war  das 
erstemal,  daß  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  im 
Anschluß  an  ihren  mit  dem  Erwerb  der  Philippinen  voll- 
zognen  Uebergang  zur  Weltpolitik  unmittelbar  in  chine- 
sische Angelegenheiten  an  der  Seite  der  europäischen  Groß- 
mächte und  Japans  eingriffen.  Der  deutsche  Standpunkt  war 
von  Anfang  an  ungefähr  gleich  dem  französischen  und  ameri- 
kanischen, nämlich  ledigUch  als  Kulturmacht  zum  Schutze 
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allgemeiner  Interessen  mitzuwirken,  ohne  dem  Vorrücken 
Rußlands  in  Nordchina  entgegenzutreten.  Aus  Europäern, 
Amerikanern  und  Japanern  wurde  eine  Schutztruppe  ge- 
bildet, zu  der  die  Russen  das  stärkste  Kontingent  stellten. 
Ein  Ultimatum  an  die  Kommandanten  der  Forts  bei  Taku 
wurde  mit  einer  Beschießung  der  dort  versammelten  Kriegs- 
fahrzeuge der  fremden  Mächte  beantwortet,  bei  der  Er- 
stürmung der  Forts  floß  auch  deutsches  Blut.  Durch  ein 
Landungskorps  mußte  Tientsin  geschützt  werden,  Entsatz- 
truppen unter  dem  Befehl  des  Admirals  Seymour  für  die 
in  Peking  emgeschlossenen  fremden  Gesandtschaften 
konnten,  unterwegs  von  einer  chinesischen  Uebermacht 
umzingelt,  ihr  Ziel  nicht  erreichen  und  nur  unter  schweren 
Kämpfen  befreit  werden. 

Während  des  Scheiterns  dieser  Unternehmung  war  der 
deutsche  Gesandte  Freiherr  v.  Ketteier  von  einem  Banner- 
soldaten erschossen  worden.  Die  Spannung,  ob  nicht 
alle  Fremden  in  Peking  niedergemetzelt  seien,  dauerte 
wochenlang  an,  da  alle  Verbindungen  mit  Peking  unter- 
brochen waren  und  nur  unsichere  Botennachrichten  zur 
Küste  kamen.  Ende  Juli  190O  schätzte  man  die  Gesamt- 
zahl der  fremden  Truppen  nach  Eintreffen  der  von  den 
einzelnen  Mächten  abgeschickten  Verstärkungen  auf  115  000 
Mann  mit  300  Geschützen,  und  es  entstand  die  schwierige 
Frage,  welche  Macht  den  Oberbefehlshaber  stellen  sollte. 
Nach  der  Zahl  der  Streiter  hätte  Rußland  die  erste  Anwart- 
schaft auf  das  Oberkommando  gehabt,  aber  England  und 
Japan  hatten  keine  Lust,  das  ohnehin  vorhandne  russische 
Uebergewicht  noch^u  verstärken.  Nächst  den  Russen  waren 
die  Japaner  am  stärksten  vertreten,  aber  einer  japanischen 
Führung  stand  die  russische  RivaUtät  entgegen,  und  ebenso 
wünschte  Rußland  nicht,  sich  einem  englischen  Oberbefehl 
zu  unterstellen. 

Der  Kaiser  brannte  vor  Begierde,  die  vereinigten  Ope- 
rationstruppen in  China  unter  den  Oberbefehl  des  Feld- 
marschalls Grafen  Waldersce  gestellt  zu  sehen.  Damit  sollte 
das  am  4.  Juli  1900  beim  Stapcllauf  eines  Linienschiffes  ge- 
sprochnc  Kaiserwort  bekräftigt  werden:  „Der  Ozean  ist 
unentbehrlich  für  Deutschlands  Gr()ße.  Aber  der  Ozean  be- 
weist auch,  daß  auf  ihm  und  in  der  Ferne  jenseits  von  ihm 
ohne  den  Deutschen  Kaiser  keine  große  Entscheidung  mehr 
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fallen  darf."  Erst  wurde  Lord  Salisbury  gebeten,  die 
Initiative  bei  den  Mächten  zugunsten  des  deutschen  Ober- 
befehls zu  ergreifen,  und  als  dieser  zögerte,  ging  eine  durch 
den  deutschen  Botschafter  Fürsten  Radolin  vermittelte 
gleiche  Aufforderung  an  den  Zaren  mit  demselben  nicht 
gerade  negativen,  aber  doch  nicht  befriedigenden  Erfolg.*) 
Gleichwohl  richtete  der  Kaiser  in  seinem  Eifer  alsbald  an 
den  Grafen  Waldersee  die  Anfrage,  ob  er  den  Oberbefehl 
übernehmen  wolle,  und  es  wurde  auch  sofort  in  einer  deut- 
schen Note  nach  London  mitgeteilt,  daß  sich  der  Zar  mit 
besondrer  Befriedigung  bereit  erklärt  hätte,  seine  in  der 
Provinz  Tschili  operierenden  Truppen  aniter  Waldersees 
Oberbefehl  zu  stellen. 

Ein  andres  Kaiserwort  war  bei  der  Abfahrt  der  ersten 
nach  China  in  See  gehenden  Truppen  gesprochen  worden: 
„Gebt  an  Manneszucht  aller  Welt  ein  Beispiel.  Ihr  sollt 
fechten  gegen  einen  verschlagnen,  grausamen  Feind. 
Kommt  ihr  an  ihn  heran,  so  wißt:  Pardon  wird  nicht  ge- 
geben. Gefangne  werden  nicht  gemacht."  So  unrühmlich 
das  aufgeregte  Wesen  des  Kaisers  bei  dem  Kreuzzug  nach 
China  war,  so  wenig  Lorbeeren  konnte  der  „Weltmarschall" 
ernten.  Geleitet  wurde  der  Feldzug  schließlich  doch  mehr 
oder  weniger  von  dem  Konzert  der  Mächte,  und  in  diesem 
gab  es  noch  Mißklang  genug.  Bald  nach  der  Einnahme  von 
Peking  schlug  Rußland  die  baldige  Räumung  vor,  obgleich 
die  von  den  Boxern  aufgeregten  Provinzen  noch  keineswegs 
beruhigt  waren.  Die  russische  Regierung  wollte  offenbar 
dem  gemeinsamen  Feldzug  sobald  als  möglich  ein  Ende 
machen,  um  desto  länger  im  Verhandeln  mit  der  ge- 
schwächten chinesischen  Regierung  die  Besetzung  der  er- 
oberten mandschurischen  Gebiete  (Charbin,  Niutschwang) 
hinziehen  zu  können.  Ueberhaupt  gingen  die  Hauptschwierig- 
keiten von  Rußland  aus,  und  die  Blätter  hatten  mehr  von 
diplomatischem  Streit  als  von  militärischen  Ereignissen  zu 
berichten. 

Für  den  Grafen  Bülow  und  jeden  um  die  Zukunft  des 
Reiches  besorgten  Beobachter  konnte  die  militärische  Be- 
schäftigung Waldersees  in  China  insofern  nicht  unwillkommen 


*)    Eckardstoln,  Lebenserlnnerungen  II,  S.  193. 
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sein,  als  für  die  binnen  liurzem  eintretende  Nachfolge  des 
greisen  Fürsten  Holienlohe  außer  Bülow  selbst  in  erster 
Linie  der  orthodoxe  Staatsstreichler  Waldersee  nach  seinem 
intimen  persönlichen  Verhältnis  zum  Kaiser  und  nach  seinem 
politischen  Ehrgeiz  als  Kandidat  in  Betracht  kommen  mußte. 
Es  war  aber  doch  eine  schwere  Aufgabe  für  den  neuen 
Kanzler,  den  scharfen  Vorv/ürfen  Bebeis  und  Richters,  der 
Führer  der  sozialdemokratischen  und  der  freisinnigen  Volks- 
partei, im  Reichstage  (November  1900)  gegen  die  theatra- 
lischen Gebärden  des  Kaisers  bei  der  Chinaexpedition  Rede 
und  Antwort  zu  stehen.  Er  bestritt,  daß  der  Oberbefehl  den 
andern  Mächten  aufgedrängt  worden  sei,  vielmehr  sei  er 
vom  Kaiser  von  Rußland  in  die  deutsche  Hand  gelegt 
worden.  Die  übele  Losung  „Pardon  wird  nicht  gegeben" 
entschuldigte  der  neue  Kanzler  mit  der  natürlichen  Er- 
regung, in  die  der  Kaiser  durch  die  zehn  Minuten  vor  seiner 
Wilhelmshavener  Rede  eingegangene  Nachricht  von  der 
Ermordung  Kettelers  versetzt  worden  sei.  Ebenso  suchte 
er  die  Tirade  von  der  entscheidenden  Rolle  des  Deutschen 
Kaisers  bei  Ereignissen  in  den  fernsten  Ländern  abzu- 
schwächen und  verstand  es  im  übrigen,  durch  witzige  Ironi- 
sierung der  Angreifer  den  Beifall  ihrer  innerpolitischen 
Gegner  zu  erlangen. 

Inzwischen  war  ein  deutsch-englischer  Notenwechsel 
vom  16.  Oktober  1900  veröffentlicht  worden,  der  den  Ein- 
druck eines  weltpolitischen  Ereignisses  machte.  Das  Ab- 
kommen erhielt  seinen  Namen  nach  dem  Fluß,  an  dessen 
Tal  und  Mündung  der  größte  Teil  des  fremden  Handels  in 
China  angesiedelt  war.  In  enger  Verbindung  mit  dem 
Konsularkorps  in  Shanghai  hatten  die  beiden  Vizekönige  am 
unteren  Y  a  n  g  t  s  e  das  Uebergrcifen  der  Boxerunruhen  auf 
ihre  Provinzen  verhindert.  England  war  bisher  in  diesem 
Gebiet  als  Vormacht  aufgetreten.  Noch  Anfang  1900  hatte 
der  Unterstaatssekretär  Brodrick  im  Unterhause  von  der 
fülnenden  Stellung  gesprochen,  die  gerade  hier  England 
zukomme.  In  dem  deutsch-englischen  Notenwechsel  war 
nichts  mehr  von  einer  bevorrechteten  Stellung  Englands 
zu  bemerken.  Beide  RcgiernuKcn  verpflichteten  sich  gleich- 
mäßig, daß  im  Yangtsebecken  der  Handel  und  jede  sonst 
erlaubte  wirtschaftliche  Tätigkeit  für  die  Angehörigen  aller 
Nationen  frei  und  offen    bleiben    sollten.     Nicht    nur    im 
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t'angtsebecken,  in  allen  chinesischen  Gebieten,  „wo  sie 
einen  Einfluß*  ausüben  könnten",  wollten  beide  Regierungen 
den  Grundsatz  der  offnen  Tür  beobachten.  Ferner  ver- 
sprachen sie  sich  gegenseitig,  den  Territorialbestand  des 
chinesischen  Reichs  unvermindert  zu  erhalten,  und  wenn 
dritte  Mächte  territoriale  Vorrechte  erlangten,  sich  über 
etwaige  Schritte  vorher  zu  verständigen. 

Die  Partnerschaft  Deutschlands  bei  dem  Schutze  der 
Unversehrtheit  des  chinesischen  Reichs,  die  damals  nur  von 
Rußland  bedroht  war,  wurde  also  von  England  hoch  genug 
eingeschätzt,  um  frühere  Ansprüche  auf  Sonderrechte 
fallen  zu  lassen.  Die  andern  Mächte  traten  dem  Abkommen 
bei,  auch  Rußland  konnte  es  unbedenklich  tun,  da  es  schon 
vorher  den  Grundsatz  der  Integrität  Chinas  verbündet  und 
die  Räumung  der  Mandschurei  für  später  zugesagt  hatte. 
Davon  war  nun  freilich  bei  der  an  der  russischen  Politik 
gewohnten  Nichtübereinstimmung  zwischen  Worten  und 
Handlungen  nicht  viel  zu  halten,  und  die  Petersburger 
Regierung  gab  sogar  bei  ihrem  Beitritt  zu  dem  Abkommen 
zu  verstehen,  daß  sie  bei  einer  von  andern  unternommnen 
Verletzung  des  Grundsatzes  der  offenen  Tür  und  der 
Integrität  ihre  Haltung  nach  den  Umständen  ändern  würde. 

Die  deutsch-englische  Verständigung  paßte  natürlich 
gar  nicht  in  das  Schema  der  Alldeutschen,  alles,  was  zu- 
sammen mit  England  geschieht,  schlecht,  und  alles,  was  mit 
Rußland  geschieht,  gut  zu  heißen.  Die  vermeintlich  den 
Spuren  Bismarcks  folgenden  Politiker  zeigten  sich  sehr 
besorgt  wegen  der  Möglichkeit  einer  Entfremdung  mit  Ruß- 
land. Bülow  ergriff  die  erste  Gelegenheit  im  Reichstag, 
beim  Etat,  um  die  Aufgeregten  zu  beschwichtigen.  Unter 
starken  Lobsprüchen  auf  den  Zaren  versicherte  er,  daß 
zwischen  einer  gutgeleiteten  deutschen  Politik  und  einer 
gutgeleiteten  russischen  niemals  ein  unüberbrückbarer 
Gegensatz  bestehen  könne.  „Wir  denken  nicht  daran,  für 
irgendeine  andre  Macht  den  Blitzableiter  abzugeben." 

Ueber  die  Auslegung  des  Vertrags  folgte  im  März  1901 
noch  ein  heftiges  Nachspiel,  dessen  Schauplatz  die  Parla- 
mente in  London  und  Berlin  waren,  und  auf  das  ich  später 
noch  zurückkommen  werde. 
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2.  Das  englische  Bündnisangebot  1901. 

Bald  nach  den  Neuwahlen  zum  Unterhaus  im  Oktober 
1900,  aus  denen  die  Konservativen  und  Unionisten  wieder 
in  alter  Stärke  hervorgegangen  waren,  nahm  Lord  Salisbury 
einen  Wechsel  in  der  Leitung  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten vor.  Er  selbst  war  bisher  Minister  des  Aeußern 
gewesen,  trat  nun  aber,  um  sich  zu  entlasten,  den  Posten 
an  den  bisherigen  Kriegsminister  Lord  L  a  n  s  d  o  w  n  e 
ab  und  behielt  nur  die  Leitung  der  allgemeinen  Politik  bei. 
L^ie  liberale  Presse  sprach  ihre  Genugtuung  darüber  aus, 
daß  Salisbury  dem  imperialistischen  Draufgänger  Chamber- 
lain  den  ruhig  überlegenden  Lansdowne  vorgezogen  hatte. 
Bald  sollte  sich  herausstellen,  daß  Chamberlain  in  seinem 
Streben  nach  einer  Verständigung  mit  Deutschland  —  auch 
bei  Schlichtung  des  Samoastreites  und  bei  der  Beschlag- 
nahme der  deutschen  Postdampfer  hatte  er  versöhnlich  ge- 
wirkt —  von  dem  neuen  Minister  des  Auswärtigen  unter- 
stützt wurde. 

Seit  ich  in  dem  zweiten  Bande  meiner  Erinnerungen: 
Zur  Vorgeschichte  des  Weltkrieges,  Berlin  1918,  bestimmte 
Angaben  über  die  geheimen  Besprechungen  zwischen 
London  und  Berlin  während  des  ersten  Halbjahres  1901  ge- 
macht habe,  sind  das  englische  Bündnisangebot  und  die 
Gründe  seines  Mißerfolges  in  der  Tagespresse  und  in  Zeit- 
schriften ausgiebig  erörtert  worden.  Zahlreiche  Schrift- 
stücke, namentlich  Privatbriefe  und  Privattclegramme  von 
der  Hand  Holsteins,  hat  dann  ein  unmittelbarer  Teilnehmer 
an  den  vertraulichen  Gesprächen,  der  ehemalige  Sekretär 
der  deutschen  Botschaft  in  London,  Frhr.  v.  Eckard- 
stein, im  zweiten  Bande  seiner  Lebenseritmerungen  (1920) 
veröffentlicht.  Von  den  deutschen  Geschichtsschreibern, 
die  sich  neuerdings  mit  jener  Episode  beschäftigt  haben, 
seien  nur  Oncken-Hcidelberg  („Weser-Zeitung",  9.  Februar 
1919),  Rololf-Gießen  („Preußische  Jahrbücher",  September 
1919),  Salomon-Leipzig  („Grenzboten",  29.  August  1920) 
Kcnannt.  Wenn  es  auch  nicht  an  Urteilen  fehlt,  in  denen 
die  mißtrauische  Haltung  der  deutschen  Politik  gegenüber 
Ijigland  mehr  oder  weniger  gutgeheißen  wird,  so  hat 
sich  im  allgemeinen,  wie  mir  scheint,  doch  die  Ansicht 
befestigt,    daß    damals    von    den    leitenden    Männern    in 

80 


Berlin  aus  übertriebner  Sorge  um  die  Zarenfreund- 
schaft die  englischen  Bemühungen  um  ein  englisch- 
deutsches Bündnis  nicht  nach  Gebühr  gewürdigt  worden 
sind.  Volles  Licht  könnte  erst  die  Oeffnung  der  Archive 
in  London  und  Berlin  verbreiten.  Ich  glaube  aber,  daß  sie, 
wenn  sie  einmal  vorgenommen  wird,  an  der  folgenden  Dar- 
stellung des  Verlaufes  der  Verhandlungen,  die  in  mehreren 
Punkten  genauer  und  ausführlicher  ist  als  meine  frühere, 
nichts  Wesentliches  ändern  kann. 

Mitte  Januar  1901  berichtete  Frhr.  v.  Eckardstein  über 
ein  Gespräch,  das  er  während  eines  Aufenthaltes  auf  dem 
Landsitz  des  Herzogs  von  Devonshire  mit  Chamberlain 
gehabt  hatte.  Chamberlain  deutete  an,  daß  die  Zeit  für  Eng- 
land gekommen  sei,  nicht  mehr  allein  zu  stehen,  sondern 
Anschluß  entweder  an  Deutschland  oder  an  Rußland-Frank- 
reich zu  suchen.  Er  ziehe  den  Anschluß  an  Deutschland 
vor  und  glaube,  daß  man  den  Anfang  am  besten  mit  einem 
geheimen  Abkommen  über  Marokko  machen  sollte.  Lehne 
die  deutsche  Regierung  ab,  so  werde  sich  England  genötigt 
sehen,  sich  mit  Rußland  zu  vertragen,  sei  es  auch  unter 
großen  Opfern  in  China  und  am  Persischen  Golf. 

Die  Gründe,  die  Chamberlain  zu  seiner  ersten  Werbung 
im  Jahre  1898  bestimmt  hatten,  bestanden  in  veränderter 
Gestalt  noch  fort.  Zwar  hatten  sich  die  Gegensätze  zu 
Frankreich  in  Afrika  nach  dessen  Rückzug  aus  Faschoda 
vermindert,  dagegen  hatte  das  Auftreten  Rußlands  im 
Fernen  Osten  einen  zunächst  für  Japan  und  China,  in 
weiterer  Folge  aber  auch  für  die  englischen  Interessen  be- 
drohlichen Charakter  angenommen.  Nach  den  Beweisen 
von  gutem  Willen,  die  England  in  der  portugiesischen  An- 
gelegenheit, bei  Schlichtung  des  Samoastreites,  während 
der  chinesischen  Wirren,  mit  dem  Yangtsevertrag  gegeben 
hatte,  mochte  Chamberlain  glauben,  auf  eine  bessere  Auf- 
nahme seiner  vertraulichen  Eröffnungen  rechnen  zu  dürfen, 
als  den  gleichen  aus  dem  Jahre  1898  zuteil  geworden  war. 

Aber  dazwischen  lag  der  südafrikanische  Krieg.  Es 
sah  so  aus,  als  ob  der  Kampf  wieder  beginnen  sollte,  Haufen 
von  Buren  standen  noch  gegen  die  englische  Uebermacht 
im  Felde,  und  der  Sturm  der  Entrüstung  dauerte  im  deut- 
schen Volke  noch  fort.    In  den  amtlichen  Berliner  Kreisen 
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war  man  verstimmt  über  laute  Festlichkeiten  in  Lissabon 
zu  Ehren  eines  englischen  Geschwaders  (Dezember  1900), 
bei  denen  der  König  von  Portugal  die  alte,  durch  neue  Akte 
bekräftigte  Allianz  mit  dem  großen  Albion  gepriesen  und 
damit  die  letzten  Hoffnungen  auf  baldige  VerwirkHchung 
des  deutsch-englischen  Abkommens  über  die  portugiesischen 
Kolonien  zerstört  hatte.  Die  Drohung  mit  einem  Anschluß 
an  den  Zweibund  schreckte  nicht.  Holstein  sah  in  ihr 
nur  Bluff  und  Schwindel,  die  Zeit  laufe  für  Deutschland,  und 
wenn  England  seine  Feinde  (Frankreich  und  Kußland) 
stärke,  so  gefährde  es  sein  eignes  Dasein.  Das  freund- 
liche Verhältnis  zwischen  Rußland  und  den  Vereinigten 
Staaten  sowie  die  Energie,  mit  der  diese  auf  die  Be- 
seitigung der  alten  englischen  Rechte  auf  Bau  und  Schutz 
des  Panamakanals  bestanden  hatten,  bestärkten  in  dem 
Glauben,  daß  England  ganz  verlassen  sei.  Hiernach  schien 
es  geraten,  die  englische  „Zwangslage"  nicht  vorzeitig  zu 
erleichtern,  sondern  zunächst  der  Londoner  Vertretung  eine 
freundlich  abwartende  Haltung  gegenüber  der  Chamber- 
lainschen  Anregung  vorzuschreiben. 

Dazu  ist  jedoch  zu  bemerken,  daß  Holstein  von  Anfang 
an  auf  eine  Verständigung  mit  England  hinauskommen 
wollte.  Er  sah  vollkommen  ein,  daß  die  deutsche  PoHtik 
seit  ihrer  Erweiterung  zur  Weltpolitik  nicht  mehr  von  der 
russischen  Freundschaft  allein  leben  könne,  sondern  sich  mit 
England  vertragen  müsse.  Für  seinen  ursprünglichen  Ver- 
tragswillen  spricht  es  auch,  daß  er  bald  nach  dem  Beginn 
der  Besprechungen  den  Brief  Bismarcks  an  Salisbury  vom 
22. November  1887  in  Abschrift  nach  London  schicken  und  bei 
Ghamberlain  und  Lansdowne  in  Erinnerung  bringen  ließ.  Für 
Bülow  selbst  war  das  erste  Bedenken,  wie  schwer  es  sein 
werde,  einen  Allianzvertrag,  der  den  Parlamenten  vor- 
gelegt werden  sollte,  im  Reichstag  durchzubringen.  Jeden- 
falls dürfe  sich  eine  Garantie  des  gegenseitigen  Besitz- 
standes nicht  so  weit  erstrecken,  daß  etwa  auch  zum 
Schutz  der  indischen  (Frenze  der  pommersche  Musketier 
gegen  Rußland  in  Marsch  gesetzt  werden  müßte.  Bei  den 
scharfen  Parlamcntsdebatten  im  Frühjahr  1898  hatte  das 
Untcrhausmitglied  Dilke  bereits  erwähnt,  daß  ein  Bündnis 
mit  Deutschland,  das  sich  nicht  auch  auf  die  Verteidigung 
Indiens  bezöge,  für  England  ohne  großen  Wert  sein  würde. 
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Am  21.  Januar  1901  eilte  der  Kaiser  au  das  Sterbelager 
seiner  Großmutter.  Die  warme  Aufnahme  bei  Hofe  und 
dem  Londoner  Volk  veranlaßte  ihn,  seinen  Aufenthalt  nach 
dem  Tode  der  Königin  bis  zum  6.  Februar  zu  verlängern. 
Der  König  verlieh  ihm  die  Würde  eines  britischen  Feld- 
marschalls und  wünschte  in  Tischreden  den  „freundschaft- 
lichen" und  „ausgezeichneten"  Beziehungen  zwischen 
Deutschland  und  England  eine  lange  Dauer.  Der  aus  Süd- 
afrika zurückgekehrte  Oberbefehlshaber  Lord  Roberts  er- 
hielt den  Schwarzen  Adlcrorden.  Unterredungen  des 
Kaisers  mit  Lord  Salisbury,  Lansdowne,  dem  Lord-Mayor 
und  andern  hervorragenden  Persönlichkeiten  erhöhten  die 
warme  Stimmung.  Von  Allianz  wurde  nicht  gesprochen. 
Auf  den  Rat  des  Grafen  Bülow  vermied  es  der  Kaiser, 
dieses  Thema  zu  berühren,  und  beschränkte  sich  darauf, 
für  den  Fall  einer  russisch-amerikanischen  Verständigung 
ein  Zusammengehen  Englands  mit  dem  europäischen  Kon- 
tinent zu  empfehlen. 

Während  des  Aufenthaltes  des  Kaisers  in  England  kam 
im  amtlichen  Verkehr  zwischen  London  und  Berlin  eine 
ostasiatische  Frage  aufs  Tapet,  deren  Behandlung 
auf  den  weiteren  Verlauf  der  Bündnisangelegenheit  un- 
günstig einwirkte.  Das  englische  Kabinett  war  beunruhigt 
durch  die  Nachricht,  daß  Rußland  Anstalten  machte,  das 
russische  Settlement  in  Tientsin  zu  befestigen.  Lansdowne 
schlug  vor,  gemeinsame  Vorstellungen  dagegen  auf  Grund 
des  Yangtsevertrages  vom  16.  Oktober  1900  in  Peters- 
burg zu  erheben.  In  BerHn  wollte  man  jedoch  eine  Be- 
rufung auf  diesen  Vertrag  nicht  gelten  lassen.  Der  Kaiser 
dagegen  war  unter  den  günstigen  Eindrücken  seines  Lon- 
doner Aufenthaltes  geneigt,  den  enghschen  Wunsch  nicht  ab- 
zulehnen, zu  dem  amtlichen  Reisebegleiter  Gesandten  Grafen 
Metternich  tat  er  die  Aeußerung:  „Ich  kann  doch  nicht 
immerzu  zwischen  Russen  und  Engländern  schwanken,  ohne 
die  Gefahr,  mich  schließlich  zwischen  zwei  Stühle  zu  setzen." 

Zu  der  Tientsinfrage  kam  dann  noch  eine  weitere  hinzu, 
die  noch  deutlicher  die  territorialen  Absichten  der  Russen 
in  der  Mandschurei  offenbarte.  Die  Japaner  hatten  in 
London  mitgeteilt,  daß  Rußland  in  Peking  einen  scharfen 
Druck  ausübte,  um  die  Ratifikation  eines  zwischen  Alexejew 
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und  einem  chinesischen  General  abgeschlossenen,  für  die 
europäischen  Interessen  in  Nordchina  bedrohlichen  Geheim- 
vertrages zu  erlangen.  Der  japanische  Vorschlag  ging 
dahin,  durch  identische  Erklärungen  in  Peking  der  chine- 
sischen Regierung  den  Rücken  zu  stärken.  Auf  die  An- 
frage Lansdownes,  wie  sich  die  deutsche  Regierung  dazu 
stelle,  erging  gegen  Mitte  Februar  1901  die  Antwort,  daß  der 
deutsch-englische  Yangtsevertrag  keine 
Verpflichtungen  in  bezug  auf  die  Mandschurei  enthalte,  die 
deutsche  Regierung  aber  bereit  sei,  die  chinesische  Regie- 
rung vor  territorialen  oder  finanziellen  Zusicherungen  an 
dritte  Pslächte  zu  warnen. 

Lord  Lansdowne  äußerte  sich  zunächst  über  die 
deutsclie  Bereitwilligkeit,  sich  den  Warnungen  in  Peking 
anzuschließen,  sehr  zufrieden,  ohne  auf  die  Auslegung  des 
Yangtsevertrages  näher  einzugehen.  Die  darüber  be- 
stehende Meinungsverschiedenheit  blieb  aber  nun  nicht 
Geheimnis  der  Kanzleien,  sondern  wurde  öffentUch  in 
Presse  und  Parlament  ausgetragen.  Zuerst  schlugen  Lon- 
doner Blätter  Lärm  über  die  von  Rußland  in  Peking  aus- 
geübte Pression,  dann  kamen  Anfragen  im  englischen  Par- 
lament, die  sich  auch  auf  das  Yangtseabkommen  bezogen. 
Am  15.  März  1901  trat  der  Kanzler  im  Reichstage  der  An- 
nahme entgegen,  daß  das  Yangtseabkommen  geheime 
Klauseln  enthalte,  und  fügte  hinzu:  „Auf  die  Mandschurei 
bezieht  sich  das  Abkommen  nicht,  bei  den  Verhandlungen 
haben  wir  keinen  Zweifel  darüber  gelassen.  .  .  Was  aus 
der  Mandschurei  wird  —  ja,  meine  Herren,  ich  wüßte  wirk- 
lich nicht,  was  uns  gleichgültiger  sein  könnte."  Im  weiteren 
Verlauf  der  Debatte  sagte  der  Kanzler:  „Ich  betone  mit 
großem  Nachdruck,  daß  wir  in  China  nur  deutsche  Inter- 
'Csscn  wahrnehmen  und  es  den  Engländern  überlassen,  ihre 
Interessen  dort  selbst  zu  vertreten."  Wenige  Tage  darauf 
erklärte  Bülow  in  der  Erwiderung  auf  eine  Rede  des  Ab- 
geordneten Fürsten  Bismarck  des  Jüngeren:  „Da  der  Herr 
Vorredner  das  Thema  angeschnitten  hat,  freue  ich  mich, 
übrigens  mitteilen  zu  können,  daß  ich  vor  zwei  Stunden 
ein  Telegramm  unscrs  Botschafters  in  Petersburg  erhalten 
habe,  nach  welchem  der  russische  Minister  des  Auswärtigen 
dem  Grafen  Alveiisleben  seine  Genugtuung  mit  meinen 
neulichen  Ausführungen    über  China    ausgesprochen    hat." 
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Die  blinden  Russenfreunde  waren  beruhigt,  die  amtlichen 
Kreise  und  die  öffentliche  Meinung  in  England  dagegen  tief 
verstimmt  und  gereizt. 

In  dem  Diplomatenstreit  über  die  Auslegung  des 
Yangtsevertrags  behielt  Bülow  in  einem  Punkte  unbedingt 
recht.  Der  neue  englische  Unterstaatssekretär  Cranborne 
kannte  offenbar  die  Vorgeschichte  des  Vertrags  nicht  ge- 
nügend, als  er  im  Unterhausc  erklärte,  das  Abkommen 
enthalte  keinerlei  Einschränkungen,  beziehe  sich  also  auch 
auf  Nordchina.  Der  Haken  steckte  in  den  Worten  „wo  sie 
Einfluß  ausüben  können".  Lord  Salisbury  selbst  hatte  bei 
■den  Verhandlungen  den  38.  Breitengrad  als  nördliche 
■Grenze  des  Geltungsbereichs  bezeichnet.  Später  wurde  der 
Breitengrad  durch  jene  Worte  ersetzt,  die  Deutschlands 
Gleichgültigkeit  in  Sachen  der  Mandschurei  verschleierten. 
Das  war  geschehen  mit  Rücksicht  auf  die  öffentliche 
Meinung  in  England,  die  das  Abkommen  minder  günstig 
.aufgenommen  hätte,  wenn  üi  ihm  die  Mandschurei  aus- 
drücklich ausgeschlossen  gewesen  wäre.  Lord  Lansdowne 
■erkannte  an,  daß  in  den  Worten  „wo  sie  Einfluß  ausüben 
können"  eine  Einschränkung  enthalten  sei,  wollte  diese  aber 
nur  auf  den  ersten  Artikel  des  Abkommens  (offene  Tür), 
nicht  auch  auf  den  zweiten  (Unversehrtheit  Chinas)  be- 
zogen wissen.  Es  blieb  also  doch  eine  Unklarheit  übrig. 
Nach  der  öffentlich  ausgetragnen  Meinungsverschiedenheit 
zwischen  dem  englischen  Kabinett  und  der  deutschen  Re- 
gierung beeilte  sich  Japan,  durch  den  Mund  seines  Aus- 
wärtigen Ministers  im  Parlament  aussprechen  zu  lassen, 
.daß  es  vorbehaltlos  dem  Abkommen  beigetreten  sei  und 
sich  an  nachträgliche  Auslegungen  nicht  kehren  werde. 

Aber  weder  die  unnötig  schroffe  deutsche  Verwahrung 
gegen  .die  Möglichkeit,  einmal  unfreundlich  gegenüber 
russischem  Eroberungsdrang  im  Fernen  Osten  zu  er- 
scheinen, noch  die  geflissentlichen  Verbeugungen  vor  dem 
Zaren  vermochten  die  Freunde  des  Allianzgedankens  im 
englischen  Kabinett  zu  entmutigen.  Sie  brachten  Lord 
Salisbury  dahin,  daß  er  sich  zu  einem  Bündnis,  das  ganz 
auf  Verteidigungszwecke  bei  Doppelangriff  beschränkt  wäre, 
grundsätzlich  bereit  erklärte.  Das  war  der  stärkste  Beweis 
für  den  Ernst,  mit  dem  man  auf  englischer  Seite  eine  Ver- 
ständigung mit  Deutschland  betrieb. 
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Trotzdem  blieb  Holstein  bei  seiner  fixen  Idee,  oaü  die 
Versicherung  Chamberlains:  „entweder  engstes  Einver- 
nehmen mit  Deutschland  oder  Anschluß  an  den  Zweibund" 
Bluff  und  Schwindel  sei.  Er  griff  nun  den  ktihnen  Gedanken 
auf,  Japan  in  den  neuen  Bund  einzubeziehen  und  so  eine 
Fünfergruppe  zu  bilden.  Sicherlich  hätte  der  Beitritt 
Japans  den  Vorteil  geboten,  das  Bedenken  gegen  eine* 
wechselseitige  Garantie  des  Besitzstandes,  also  auch  mit 
Erstreckung  der  Bürgschaft  auf  die  britischen  Grenzen  in 
Zentralasien,  abzuschwächen.  Gleichzeitig  aber  verlangte 
Holstein,  daß,  wenn  nicht  England,  sondern  Greater  Britain 
geschützt  werde,  auch  nicht  Deutschland  allein,  sondern 
der  Dreibund  en  bloc  in  den  Bund  eintreten  sollte,  und 
zwar  sollten  dann  die  Verhandlungen  nicht  über  Berlin, 
sondern  über  Wien  gehen. 

Trotz  der  Kaiserreden  gegen  die  gelbe  Gefahr  lagen  die 
Schwierigkeiten    für    die    Bündniskombination    nicht    bei 
Japan.    Aus  den  in  London  1915    veröffentlichten    Denk- 
würdigkeiten    des     damahgen    japanischen     Botschafters 
Grafen  Hayaschi  wissen  wir,  daß  Lansdowne  ihm  im  Mai 
1901  sagte,  es  sei  zweckmäßig,  das  in  Tokio  angestrebte 
Bündnis  nicht    auf  Japan  und  England    zu    beschränken, 
sondern    noch    eine  dritte  Macht  (Deutschland)    hinzuzu- 
ziehen.    Das  Haupthindernis    bildete    der  Vorschlag,    den 
ganzen  Dreibund  in  die  Kombination  aufzunehmen  und  so- 
fort  mit   Wien   in  Verhandlungen   einzutreten.     Die   Ein- 
beziehung Oesterteich-Ungarns  und  Itahens  schien  Holstein 
unerläßlich,  weil  sonst  die  Gegner  des  Deutschen  Reiches 
einen  seiner  Verbündeten  angreifen   und   es  selbst   damit 
in  den  Krieg  verwickeln  könnten,  ohne  daß  England,  wegen 
des  Fehlens  eines  direkten  Doppelangriffs,  den  Bündnisfall 
für  gegeben  zu  erachten  brauchte.    Die  gedachte  Möglich- 
keit hätte  sich  ohne  Zweifel  schon  in  der  Fornmlicrung  eines 
deutsch-englischen    Bündnisvertrages    ausschließen    lassen, 
und  selbst   wenn  der  gesetzte   I-^ill   eingetreten   wäre,  so 
hätte  doch  ein  neben  dem  Dreibund  laufender  deutsch-eng- 
lischer Vertrag  immer  noch  den   Vorteil  für   Deutschland 
gehabt,  daß  England  dann  verpflichtet  gewesen  wäre,  unter 
keinen  Umständen  auf  die  Seite  der  Feinde  Deutschlands 
zu  treten. 

Im  Mai  1901  hatte  Graf  Hatzfeldt  nach  einem  langem 
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Krankheitsurlaub  die  Gescliäftc  der  Botscliaft  wieder  über- 
nommen, auch  Lord  SaUsbury  war  von  einer  Erholungs- 
reise nach  der  Riviera  zurückgekehrt.  Nach  einer  seiner 
ersten  Begegnungen  mit  Salisbury  konnte  der  Botschafter 
feststellen,  daß  der  englische  Premierminister  zwar  noch 
zum  Abschluß  eines  Vertrages  mit  Deutschland  bereit  war, 
aber  gegen  eine  Anghederung  Englands  an  den  Dreibund 
Bedenken  hatte.  Lord  Salisbury  hegte  eine  alte  Abneigung, 
sich  Staaten  mit  slawischer  und  lateinischer  Bevölkerung 
anzuschließen,  und  lehnte  es  unbedingt  ab,  sich  auf  den 
Umweg  über  Wien  verweisen  zu  lassen,  um  mit  Berlin 
einig  zu  werden.  Lansdowne  schlug  vor,  zunächst  in  Be- 
sprechung emzelner  Fragen  einzutreten.  Er  meinte,  daß 
alle  Möglichkeiten  sorgfältig  geprüft  werden  müßten,  wie 
z.  B.  die  eines  Zerfalles  der  Donaumonarchie  nach  dem 
Tode  Kaiser  Franz  Josephs  oder  die  von  Verwicklungen 
unter  den  Mittelmeermächten  wegen  Marokko.  Holstein 
bestand  jedoch  hartnäckig  auf  seinem  Schein,  daß  Oester- 
reich-Ungarn  die  Unterhändlcrrolle  übernehmen  solle  und 
daß  in  Einzelbesprechungen  nur  eingegangen  werden 
könne,  wenn  sich  England  verpflichte,  den  Bündnisfall  nicht 
nur  bei  Doppelangriff  auf  Deutschland  für  gegebea  zu  er- 
achten, sondern  auch  dann,  wenn  Deutschland  genötigt  sei, 
einem  seiner  Bundesgenossen  beizuspringen.  Den  Wunsch 
Lansdownes,  über  diese  Frage  etwas  Schriftliches  zu  er- 
halten, nahm  Holstein  mit  äußerstem  Mißtrauen  auf.  Mit 
diesem  argwöhnischen  Eigensinn  verbaute  er  sich  selbst 
den  Weg  zu  seinem  ursprünglichen  Ziel,  in  dem  Verhältnis 
zu  der  Weltmacht  England  eine  neue  Weichenstellung  der 
deutschen  Politik  vorzunehmen. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  erwähnt,  daß  seit  dem 
März  im  laufenden  Geschäft  deutsche  Beschwerden  Ver- 
drießlichkeiten auf  der  englischen  Seite  verursachten.  Der 
Feldmarschall  Graf  Waldersee  war  aus  China  zurückgekehrt. 
In  einem  Bericht  an  den  Kaiser  stellte  er,  von  der  Ansicht 
geleitet,  daß  die  englische  Regierung  nur  bestrebt  sei,  sich 
Deutschlands  als  Puffer  gegen  Rußland  zu  bedienen,  die 
Forderung  auf,  die  Russen  nicht  länger  durch  Verbleiben 
deutscher  Truppen  in  Tschili  zu  ärgern  und  die  chinesische 
Kriegsentschädigung  sofort  durch  Erhöhung  der  Seezölle 
sicherzustellen.     Um  diese  Maßregel  zu  erwirken,  wurde 
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der  Kolonialdirektor  Stübcl  nach  London  geschickt,  jedoch 
ohne  Erfolg,  da  Salisbury  wegen  der  ungünstigen 
Wirkung  auf  den  internationalen  Handel  seine  Zustimmung 
verweigerte.  Daran  schlössen  sich  dann  noch  dringliche 
Reklamationen  für  die  im  Burenkrieg  geschädigten  Deut- 
schen. Aber  diese  Streitigkeiten  um  Geldforderungen 
konnten  nur  nebensächlich  dabei  mitwirken,  daß  die  Bünd- 
nisbesprechungen ergebnislos  verHefen.  Die  Hauptsache 
war,  daß  sich  aus  den  Besprechungen  selbst  bei  den  bündnis- 
freundlichen englischen  Ministern  immer  mehr  Zweifel 
ergaben,  ob  auf  deutscher  Seite  überhaupt  ehi  ernster 
Bündniswille  vorhanden  sei.  Sie  Ueßen  deshalb  nach  einigen 
belanglosen  Gesprächen  im  Juni  die  Verhandlungen  ein- 
schlafen. 

Drei  Jahre  sind  eine  lange  Zeit.  Daß  englische  Staats- 
männer so  andauernd  einen  engern  Anschluß  an  Deutsch- 
land betrieben  haben,  erklärt  sich  hinlänglich  aus  der  da- 
maligen Lage  Großbritanniens  und  spricht  für  die  Auf- 
richtigkeit jener  Bestrebungen.  Die  Annahme,  daß  sich  das 
England  Chamberlains,  Lansdowncs  und  Salisburys  ein  Ge- 
schäft mit  der  damals  stärksten  Festlandsmacht  nur  als 
marche  de  dupe  vorgestellt  hätte,  war  eine  vorgefaßte 
Meinung,  die  in  die  Irre  führte,  ebenso  wie  ja  auch  die 
Degentheorie,  die  Ansicht,  daß  England  auf  nichts  andres 
ausgegangen  wäre,  als  ohne  eigne  große  Opfer  seine 
europäischen  Händel  durch  einen  festländischen  Degen 
ausfechten  zu  lassen,  im  Weltkrieg  ad.  absurdum  geführt 
worden  ist.  Daß  es  sich  im  ganzen  Verlauf  dieser  Sache 
nur  um  Sondierungen  gehandelt  hat  und  förmliche  Vor- 
schläge von  Regierung  zu  Regierung  von  keiner  Seite  ge- 
macht worden  sind,  trifft  zu.  Falsch  aber  wäre 
es,  daraus  schließen  zu  wollen,  daß  dem  Meinungsaus- 
tausch nur  eine  geringe  poUtische  Wichtigkeit  zukomme. 
Anreger  der  Sache  waren  die  Inhaber  der  wichtigsten 
Posten  im  Kabinett  Salisbury.  Ihre  unzweideutige  Ab- 
sicht war,  zu  förmlichen  Vorschlägen  auf  Grund  eingehender 
mündlicher  Aussprachen  zu  gelangen.  Wäre  in  diesen  eine 
beiderseits  genehme  Basis  gefunden  worden,  so  würde  man 
bestimmt  alsbald  auf  amtlichen  englischen  Vorschlag  in 
Verhandlungen  von  Kabinett  zu  Kabinett  eingetreten  sein. 
Daher  bleibt  die   entscheidende   Frage,   warum  die  Vor- 
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besprechungen  zu  keinem  solchen  Ergebnis  geführt  haben 
und  ob  es  poUtisch  khig  war,  in  die  dargebotene  Hand 
nicht  einzuschlagen. 

Unter  den  Monarchen  wurde  die  Bündnisfrage  noch  ein- 
mal bei  dem  Besuche  des  Königs  Eduard  in  Wilhelmshöhe, 
August  1901,  freundschaftlich  akademisch  berührt.  Noch 
herzlicher  verlief  der  bald  darauf  folgende  Besuch  des  Zaren 
auf  der  Reede  von  Danzig.  Die  alte  Politik  der  zwei  Eisen 
und  Bismarcks  angebliches  Vermächtnis  hatten  sich  wieder 
durchgesetzt.  Von  den  Chamberlainschen  Annäherungs- 
versuchen war  nur  ein  Rest  übrig,  wie  sich  aus  den  Folgen 
ergeben  hat,  das  wichtigste  Stück:  Marokko. 

Marokko  war  nach  seiner  Lage  am  Atlantischen  Ozean 
vor  den  Toren  Europas  ein  außerordentlich  begehrens- 
wertes Land.  Der  Grund,  warum  es  bis  zum  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  noch  nicht  unter  die  Hoheit  einer 
zivilisierten  Macht  gekommen  war,  lag  hauptsächlich  in 
zwei  Umständen:  in  den  schauderhaften  Innern  Zuständen 
des  Landes,  die  es  bisher  für  fremde  Einflüsse  fast  un- 
nahbar gemacht  hatten,  und  an  der  Eifersucht  der  südlichen 
und  westHchen  Staaten  Europas  untereinander. 

Die  fremden  Gesandten  saßen  in  Tanger,  weit  entfernt 
von  Marrakesch  und  Fes,  den  Residenzen  des  Sultans.  Im 
Innern  hörten  blutige  Thronstreitigkeiten  und  Kriegszüge 
gegen  aufrührerische  Stämme  kaum  auf.  Was  man  sonst 
Regierung  nennt,  war  ein  Blut-  und  Erpressersystem,  das 
aus  Selbsterhaltungstrieb  darauf  bedacht  war,  die  Berührung 
der  zumeist  islamitischen  Bewohner  mit  der  AußenwcU  zu 
hindern.    Posten  und  Telegraphen  gab  es  nicht. 

Die  ältesten  Beziehungen  zu  Marokko  besaß  Spanien 
noch  aus  der  maurischen  Zeit,  mit  dem  Zusammenbruch 
seiner  Kolonialmacht  mußte  sich  seine  Konkurrenzfähigkeit 
in  Marokko  abschwächen.  Dagegen  war  Frankreich 
durch  die  Eroberung  Algiers  in  die  unmittelbare  Näho 
Marokkos  gerückt  und  verfolgte  beharrlich  das  Ziel,  sich 
durch  das  Hinterland  des  Scherifischen  Reiches  einen  Weir 
"<  .1  Algier  nach  seinen  Besitzungen  am  Senegal  zu  bahnen. 
Daneben  kamen  als  Konkurrenten  England  mit  seinen  See- 
interessen, Italien  als  alte  Kulturmacht  für  die  Nordküsten 
Afrikas  und  zuletzt  Deutschland  mit  seinem  Handel  und  als 
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junge  Kolonialmacht  in  Betracht.    Auf  die  französische  Be- 
setzung der  Oase  Tuat  folgte  1900  die  der  Oase  Tafilet  vor 
dem  Ostabhange  des  Hohen  Atlas.    Konnte  Tuat  allenfalls 
noch  als  herrenlos  gelten,  so  war  bisher  Tafilet,  ein  von 
Berbern  und  Arabern  bewohnter  Landstrich,  zum  marokka- 
nischen Gebiet  gerechnet  worden.    Damit  hatte  also  Frank- 
reich, unter  Ausnutzung  der  englischen  Verlegenheiten  in 
Südafrika,  den  Anfang  zu  einer  Aufteilung  Marokkos  ge- 
macht,   allerdings    an     einer     für     andre    Nationen     am 
wenigsten  zugänglichen  Stelle.    Es  war  in  der  glücklichen 
Lage,  die  Vorhand  im  Spiele  zu  haben.    Die  weitere  Ge- 
staltung der  Dinge  hing  aber  von  der  Mischung  der  Karten 
in  Europa,  besonders  der  Geberlaune  Großbritanniens,  ab. 
Ob  Delcasse  schon  mit  dem  Plan,  wenn  irgendmög- 
lich eine  Entente  mit  England  zu  schließen,  an  die  Spitze 
des    Auswärtigen    Ministeriums    getreten   war?       Manche 
Gründe  sprechen  dafür.    Anfangs  mußte  er  sehr  vorsichtig 
vorgehen,     da    eine    Periode     freundhcherer    französisch- 
deutscher  Beziehungen  vorangegangen  und  ihm  das  Odium 
auferlegt  war,  sich  vor  England  in  der  Faschodaangelegen- 
heit  bis  in  die  Knie  zu  beugen.    Mit  Geschick  suchte  er  jede 
Verschärfung  der  Gegensätze  zu  England  zu  vermeiden  und 
Jede   Abkühlung  der   freundlichen   deutsch-englischen   Be- 
ziehungen auszunutzen.    Ein  besondres  Hindernis  auf  dem 
Wege  zu  einer  Annäherung  an  England  war  die  Buren- 
begeisterung im  französischen  Volke.    Ihr  wurde  von  langer 
Hand  in  der  Presse  und  im  Parlament  entgegengearbeitet. 
Schon    bald    nach  Ausbruch    des  Burenkrieges    hielt    der 
Kammerpräsident  Deschanel  als  Helfer  Delcasses  wieder- 
holt warnende  Reden,  in  deren  einer  es  hieß:  „Wenn  man 
dem  Schwachen,    wie  bewunderungswürdig    und    helden- 
mütig er  auch  sein  mag,  nicht  zu  Hilfe  kommt,  so  ist  es 
kindisch    und    unvorsichtig,    den    Starken    gleichzeitig    zu 
reizen.  .  .  .    Lassen  wir  uns  nicht  von  den  großen  Pflichten 
ablenken,  welche  die    festländischen  Kriege    der    zweiten 
Jahrhunderthälfte    uns    auferlegt    haben,    und   fahren    wir 
fort,    geradeswegs    unserem   unverrückbaren   Ziele    zuzu- 
schreiten." 

Im  Frühjahr  1901  wurde  von  neuem  die  Aufmerksam. i 
kelt  auf  Marokko  gelenkt.    Französische  Blätter  berichteten, 
der  Sultan  habe    die  Algerien  benachbarten  Stämme  seines 

90 


Landes  zu  Einfällen  in  französisches  Gebiet  aufgewiegelt, 
um  die  militärischen  Operationen  der  Franzosen  in  den 
weiter  südlich  gelegenen  Oasen  zu  hemmen.  Nach  dem  Er- 
scheinen einer  marokkanischen  Gesandtschaft  in  Paris  er- 
klärte Delcasse  am  5.  Juli  in  der  Kammer,  daß  der  Grenz- 
konflikt wieder  beigelegt  und  Frankreich  entschlossen  sei, 
den  unversehrten  Bestand  Marokkos  zu  achten.  Pariser 
Blätter  aber,  die  der  von  dem  angesehenen  Kolonialpolitiker 
Eiienne  geführten  algerischen  Gruppe  als  Sprachrohr 
dienten,  ließen  bereits  die  Forderung  eines  Protektorats 
über  Marokko  erschallen. 

Zu  gleicher  Zeit  war  von  dem  Sultan  eine  zweite  Ge- 
sandtschaft unter  Führung  des  Kriegsministers  Menebbi 
nach  London  und  Berlin  geschickt  und  an  beiden  Orten 
freundlich  aufgenommen  v^'orden.  Anfang  August  brachten 
französische  und  englische  Blätter  die  Nachricht,  Menebbi 
sei  nach  seiner  Heimkehr  beim  Sultan  in  Ungnade  gefallen 
und  ins  Gefängnis  geworfen  worden.  In  Berlin  war  man 
geneigt,  zu  glauben,  daß  es  sich  um  eine  am  Hofe  von 
Marrakesch  nicht  seltne  Palastintrige  handle,  der  keine 
internationale  Bedeutung  zukomme.  In  London  sah  man 
die  Sache  ernster  an.  Man  hatte  erfahren,  daß  französische 
Agenten  in  Marrakesch  mit  Hochdruck  arbeiteten,  um  den 
Sultan  einzuschüchtern  und  ins  französische  Fahrwasser  zu 
ziehen.  Etwas  Aehnliches  wie  ein  französisches  Protektorat 
konnte  auch  für  die  deutschen  Interessen  nicht  gleichgültig 
sein.  Die  englische  Regierung  schlug  deshalb  in  Berlin  ein 
gemeinsames  Vorgehen  vor.  Damit  war  man  wieder  da 
angelangt,  wo  Ghamberlain  im  Januar  1901  bei  seinem 
Bündnisangebot  begonnen  hatte.  Rechnet  man  noch  hinzu, 
daß  er  schon  1898  ein  Abkommen  über  Marokko  als  Vor- 
läufer eines  allgemeinen  Einvernehmens  angeregt  hatte, 
so  war  jene  Mitteilung  vom  August  1901  die  dritte  Gelegen- 
lieit  für  Deutschland,  sich  mit  England  über  die  marokka- 
nische Frage  zu  einigen.  Daß  es  in  allen  drei  Fällen  zu 
nichts  kam,  hatte  ein  und  denselben  Grund:  die 
Kastanientheorie.  Wie  man  sich  in  Ostasien  nicht  gegen 
Rußland  „vorschieben"  lassen  wollte,  so  wollte  man  sich 
auch  in  Marokko  nicht  gegen  Frankreich  „vorschieben" 
lassen.  Mit  dem  Entschlüsse,  .sich  in  Marokko  nicht  die 
Hände   pour   les   beaux  yeux  de  l'Angleterre   binden   zu 
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lassen,  sondern  in  „schweigender  Zurüclihaltung"  zu  ver- 
harren, hatte  die  falsclie  Psychologie  Holsteins  gesiegt,  und 
der  Schade  war  trotz  der  späteren  Bemühungen  des 
Fürsten  Bülow  nicht  wiedergutzumachen. 

Zu  Weihnachten  1901  kam  Lord  Lansdowne  noch  ein- 
mal auf  den  Bündnisgedanken  zurück.  Er  nannte  die  beider- 
seitige Volksstimmung  eine  kaum  überspringbare  Hürde. 
Es  gebe  aber  doch  wichtige  Einzelfragen,  in  denen  man 
sich  verständigen  könnte.  Dem  ersten  Teil  dieser  Be- 
merkung konnte  nicht  widersprochen  werden,  weil  er  die 
Lage  treffend  kennzeichnete;  der  zweite  Teil,  obgleich 
auch  richtig,  wurde  überhört. 

Chamberlain  selbst,  der  Urheber  des  Bündnisgedankens, 
hatte  in  seiner  Edinburger  Rede  vom  25.  Oktober  Anlaß 
gegeben,  daß  sich  die  Kluft  in  den  Gefühlen  beider  Völker 
in  ihrer  ganzen  Breite  zeigte.  Um  die  Vorwürfe  eines 
großen  Teils  der  Festlandpresse  über  britische  Grausam- 
keit im  Burenkriege  abzuwehren,  behauptete  Chamberlain, 
die  angeblichen  Barbareien  reichten  nicht  an  das  heran, 
was  andre  Nationen  in  Polen,  im  Kaukasus,  in  Bosnien, 
in  Tongking  und  im  Kriege  1870  taten.  Während  dieser 
Vergleich  in  den  mitbetroffnen  Ländern,  Rußland,  Oester- 
reich-Ungarn,  Frankreich,  mit  mehr  oder  weniger  scharfen 
Verwahrungen  abgetan  wurde,  erregte  er  in  Deutschland 
eine  ungeheure  Entrüstung,  die  monatelang  anhielt  und  in 
der  englischen  Presse  ein  hochmütiges  Echo  weckte.  Es 
war  vorauszusehen,  daß  die  Empörung  gegen  die  Edinburger 
Rede  auch  im  Reichstage  zu  Wort  kommen  würde.  Man 
riet  dem  Grafen  Bülow  mündlich  und  schriftlich,  nicht  ein- 
seitig den  falschen  Chamberlainschen  Vergleich  abzuwehren, 
sondern  zugleich  gegen  die  Auscchrcitungen  der  Anglophobie 
eine  kräftige  Sprache  zu  führen.  Tatsächlich  waren  in 
alldeutschen  Blättern  maßlose  Schmähungen  gegen  das 
britische  Heer  vor  und  nach  der  Edinburger  Rede  er- 
schienen. Auch  der  Botschafter  Graf  Wolff-Metternich,  der 
zu  einer  Acußerung  aufgefordert  war,  warnte  dringend  vor 
einer  scharfen  Abkanzelung  Cliamberlains,  da  sie  eine  nach- 
haltig ungünstige  Wirkung  auf  das-  englische  Kabinett  und 
Volk  ausüben  werde.  Der  Kanzler  ging  jedoch,  gereizt 
durch  den  gegen  ihn  von  mehreren  Seiten  erhobenen  Vor- 
wurf zu  großer  KuImiz  gegenüber  dem  Ausland,  nicht  auf 
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den  Rat  ein  und  ließ  es  bei  dem  wirksamen  Zitat  des 
Wortes  Friedrichs  des  Großen  gegen  einen  Verunglimpfer 
des  preußischen  Heeres  bewenden:  „Laßt  den  Mann  laufen, 
regt  euch  nicht  auf,  er  beißt  auf  Granit."  Wenige  Tage  nach 
der  Granitrede  erklärte  Balfour  öffentlich:  Die  Engländer 
lehnten  es  ab,  Betrachtungen  über  die  widerwärtige  Flut 
von  Schmähungen  anzustellen,  die  fortgesetzt  von  der  Fest- 
landspresse ausgegossen  würden;  sie  lehnten  es  ab  mit 
einem  gewissen  Widerwillen  und  einer  gewissen  Gleich- 
gültigkeit; auch  er  hege  diesen  Widerwillen,  bleibe  aber 
nicht  gleichgültig,  sondern  halte  es  für  eine  ernste  Sache. 

Wer  jene  tief  erregte  Zeit  miterlebt  hat,  oder  wer  sich 
nur  klarmacht,  was  es  heißt,  wenn  leitende  Staatsmänner, 
gedrängt  von  dem  Unwillen  ihrer  Völker,  so  gegeneinander 
reden,  der  wird  zugestehen,  daß  nur  ein  ganz  überlegner, 
ein  Bismarckschcr  Wille  vielleicht  Imstande  gewesen  wäre, 
mit  der  beiderseits  schroff  widerwilligen  öffentlichen 
Meinung  fertig  zu  werden.  Dieser  überlegne  Wille  fehlte. 
Graf  Bülow  hatte  soeben  erst  den  Kanzlerposten  über- 
nommen. Mehr  als  das  Auswärtige  nahm  die  innere  Lage 
seine  Kraft  und  Geschicklichkeit  in  Anspruch.  Die  Erbitte- 
rung in  den  Arbeitermassen  gegen  das  persönliche  Regiment 
mußte  gedämpft,  die  lauten  Klagen  der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerung  gegen  die  Caprivische  Zollpolitik  sollten  be- 
schwichtigt werden.  Um  für  eine  Schwenkung  der  aus- 
wärtigen Politik  nach  der  englischen  Seite  eine  Mehrheit 
im  Reichstage  zu  erlangen,  hätte  der  Kanzler  gegen  das 
Bismarcksche  Vermächtnis,  wie  es  jene  Zeit  verstand,  und 
zugleich  das  ewig  unruhige  Temperament  des  Kaisers  an- 
kämpfen müssen.  Dazu  fühlte  er  sich  im  ersten  Jahre  seiner 
Kanzlerschaft  nicht  stark  genug. 

Anders  steht  es  mit  der  Frage,  warum  der  damals  auf 
enghscher  Seite  vorhandne  gute  Wille  zur  Regelung  ein- 
zelner gefährlicher  Fragen  nicht  ausgenutzt  worden  ist. 
Ohne  die  einschränkende  Auslegung  des  Yangtseabkommens 
wäre  für  Ostasien  der  Anschluß  Japans  nicht  bloß  an  Eng- 
land, sondern  auch  an  Deutschland  möglich  gewesen.  Eine 
Entente  über  Marokko  war  dreimal  angeregt  worden,  eine 
Verständigung  über  die  Bagdadbahn  hätte  sich  wohl  vor 
der  sogenannten  englischen  Einkreisungspolitik  ebensogut 
erreichen  lassen    als    an  ihrem    gewaltsamen  Ende.     Die 
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Zeit,  die  dazu  nötig  war,  um  wieder  eine  versöhnlichere 
Stimmung  unter  den  beiden  Völkern  aufkommen  zu  lassen, 
hätte    nicht    besser    ausgefüllt   werden    können    als  durch, 
Verständigung  der  Regierungen  in  praktischen  Einzelfragen. 

Nach  dem  Uebergang  zur  Weltpolitik  erforderte  das 
„historisch-politische  Schicksal"  Deutschlands  in  der  Mitte 
Europas  viel  dringender  noch  als  zur  Zeit  der  aktiverl 
Staatskunst  Bismarcks  die  größte  Vorsicht,  um  zu  ver- 
hüten, daß  die  Weltmacht  England  ihre  Händel  mit  Frank- 
reich und  Rußland  ohne  das  Deutsche  Reich  oder  gar 
gegen  es  schlichtete.  Die  neue  Konstellation,  daß  sich 
England,  nicht  Deutschland,  zu  einer  Option  gedrängt  sah 
und  den  Anschluß  an  Deutschland  suchte,  ließ  die  alte 
Politik  der  zwei  Eisen  nicht  mehr  zu  und  schrieb  neue 
Mittel  und  Wege  vor.  Die  Deutschen  aber  blieben  heiter 
in  alter  Fahrt  und  wußten  nichts  von  stillen  Riffen.  Wenn 
die  Zeit  tatsächlich  für  den  Bündnisgedanken  nicht  reif  war, 
mußte  wenigstens  verhindert  werden,  daß  England  nun  zu 
Frankreich  und  in  weiterer  Folge  zu  Rußland  überging.  Das 
beste  Mittel  dazu  war  in  der  angcbotnen  Verständigung 
über  Marokko  gegeben. 

Oder  wäre  das  Risiko  einer  gemeinschaftlichen  Verein- 
barung über  Marokko  wirklich  so  ungeheuer  gewesen,  wie 
es  Hermann  Oncken  in  dem  erwähnten  Artikel  der  „Weser- 
zeitung" dargestellt  hat?  Er  meint,  Deutschland  hätte  von 
vornherein  die  internationale  Vertragsbasis  für  Marokko 
preisgeben  müssen  und  damit  entweder,  wenn  die  Verhand- 
lungen scheiterten,  England  freie  Hand  gegeben,  sich  mit 
Frankreich  zu  verständigen,  oder  sich,  wenn  es  zum  Ab- 
schluß kam,  einen  ernsten  Konflikt  mit  Frankreich  aufge- 
laden. Abgesehen  davon,  daß  im  zweiten  Falle  Deutschland 
doch  das  Risiko  mit  England  geteilt  hätte,  trifft  die  Voraus- 
setzung nicht  zu,  daß  ohne  Verzicht  auf  die  Madrider  Kon- 
vention eine  deutsch-englische  Verständigung  nicht  möglich 
gewesen  wäre.  Im  Gegenteil  bildete  die  Madrider  Kon- 
vention gerade  die  beste  Grundlage  für  einen  deutsch-eng- 
lischen Vertrag,  weil  die  beiderseitigen  Interessen  in  dem 
wesentlichsten  Punkte  der  Konvention,  der  Handelsfreiheit 
aller  Nationen  in  Marokko,  ganz  übereinstimmten  und  es 
beiden  leileii  darauf  ankommen  nuißte,  das,  was  man  später 
die  Tunifikation  Marokkos  genannt  hat,  zu  verhindern.  Tat- 
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sächlich  hat  auch  das  vermeintliche  Risiko  keineswegs  die 
schweigende  Zurückhaltung  der  Berliner  Regierung  be- 
stimmt, vielmehr  wurde  die  kaiserliche  Politik  jener  Zeit, 
statt  von  der  Sorge,  England  von  einer  Entente  mit  dem 
unversöhnlichen  Gegner  Frankreich  abzuhalten,  von  über- 
triebenem Respekt  vor  der  die  westliche  Welt  täuschenden 
russischen  Fassade  beherrscht.  Es  war  aber  immer  noch 
wahr,  was  Fürst  Bismarck  in  dem  Brief  an  Lord  Salisbury 
1887  geschrieben  hatte,  daß  eine  schwere  Gefährdung  des 
europäischen  Friedens  in  den  panslawistischen  Leiden- 
schaften und  in  den  Innern  Zuständen  des  russischen 
Reiches  liege,  wo  Reaktion  und  Revolution  gleicherweise 
durch  Krieg  ihr  Ziel  zu  erreichen  suchten. 

Die  Hauptschuld  an  den  versäumten  Gelegenheiten  trug 
die  unglückliche  Thesenpolitik  Holsteins,  die 
seine  anfängliche  Erkenntnis  der  Zweckmäßigkeit  einer 
englisch-deutschen  Annäherung  erstickte.  Was  Bismarck  in 
einem  Gespräch  mit  dem  französischen  Botschafter  St.  VaU 
lier  als  Wahnsinn  bezeichnet  haben  soll,  das  war  ihm 
Glaubenssatz,  nämlich  die  Ansicht,  daß  der  Antagonismus 
der  beiden  Weltmächte  England  und  Rußland  eine  unab- 
änderliche Tatsache  sei.  Er  hielt  es  für  unmöglich,  daß 
gerade  Marokko,  über  dessen  Küsten  das  seebeherrschende 
Greater  Britain  Chamberlains  so  eifersüchtig  wachte,  jemals 
die  Brücke  für  eine  entente  cordiale  zwischen  England  und 
Frankreich  bilden  könnte.  Wie  Fürst  Bismarck  in  der 
ägyptischen  Frage  unter  vorwiegender  Begünstigung  Eng- 
lands, dafür  sorgte,  daß  der  Streit  mit  Frankreich  offen  blieb, 
so  empfahl  es  sich  auch,  ein  Zusammengehen  mit  England  an 
der  weltpolitisch  wichtigen  Nordwest-Ecke  Afrikas  nicht 
abzulehnen.  Die  deutschen  Staatsmänner  hätten  dann  wahr- 
scheinlich nicht  nach  Algeciras  zu  gehen  und  dort  vor  das 
Dilemma:  Krieg  oder  diplomatische  Niederlage  gestellt  zu 
werden  brauchen.  

3.  Das  System  der  Gegengewichte. 

Nach  dem  Frieden  von  Peking,  durch  den  dem  Sieger 
im  chinesisch-japanischen  Kriege  das  wertvollste  Beute- 
stück, die  Halbinsel  Liaotung  mit  Port  Arthur,  wieder  ent- 
rissen wurde,  war  Japans  nächstes  Ziel,  Korea  ganz  unter 
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Seine  Botmäßigkeit  zu  bringen.  Vorerst  liatte  es  mit 
schweren  wirtschaftlichen  Nöten  zu  ringen,  versäumte  aber 
gleichwohl  nicht,  sich  militärisch  noch  stärker  zu  machen, 
um  gegen  das  Vorgehen  seines  russischen  Nebenbuhlers 
in  der  Mandschurei  und  in  Korea  gerüstet  zu  sein.  Dabei 
ging  es  mit  großer  Vorsicht  und  möghchst  geräuschlos  zu 
Werke.  Die  erste  günstige  Gelegenheit  für  s^einen  Auf- 
stieg zu  einer  gleichberechtigten  Großmacht  kam  mit  den 
Boxerwirren  in  der  chinesischen  Provinz  Tschili,  die  ein 
gemeinsames  gleiches  Interesse  aller  am  chinesischen 
Handel  und  Verkehr  beteiligten  Länder  hervorbrachten. 
Zur  Rettung  der  bedrohten  Europäer  und  Amerikaner 
brauchte  man  die  japanische  Hilfe,  weil  sie  am  schnellsten 
an  den  Stätten  der  Fremdenhetze  mit  Nachdruck  ein- 
greifen konnte.  Die  leitenden  Staatsmänner  in  Tokio  waren 
klug  genug,  sich  nicht  vorzudrängen,  und  sahen  voraus, 
daß  Rußland  die  schwierige  Kooperation  der  Mächte  und  die 
Schwäche  der  chinesischen  Regierung  zu  neuen  Sonder- 
vorteilen für  sich  in  der  Mandschurei  auszunutzen  suchen 
würde. 

Unter  den  einflußreichen  Politikern  in  Tokio  waren 
zwei  Gruppen  zu  unterscheiden.  Die  eine,  die  von  dem 
Ministerpräsidenten  Marquis  Ito  geführt  wurde,  wollte 
wegen  der  wirtschaftlichen  und  fmanziellen  Folgen  eine 
kriegerische  Auseinandersetzung  mit  Rußland  um  Korea 
meglichst  vermieden  wissen.  Die  andre  Gruppe,  zu  der 
Vicomte  Katsura  und  Graf  Komura  gehörten,  hielt  es  für 
ausgeschlossen,  daß  sich  der  russische  Dünkel  zu  einem 
Vertrag  mit  Japan  herbeilassen  würde,  und  sah  keinen 
andern  Ausweg  als  den  über  kurz  oder  lang  unvermeidlichen 
Krieg.  Der  Ansicht  der  zweiten  Gruppe  war  auch  der  japani- 
sche Botschafter  in  London,  Graf  Hayaschi.  Da  beide 
Richtungen  einig  darin  waren,  daß  ein  isoliertes  Japan  nicht 
imstande  sei,  die  Herrschaft  über  Korea  zu  erlangen,  und 
dieses  Ziel  nur  im  Anschluß  an  eine  Großmacht  erreicht 
werden  könne,  erklärte  sich  der  Ministerpräsident  Marquis 
Ito,  obgleich  Anhänger  einer  Verständigung  mit  Rußland,  mit 
den  vertraulichen  Besprechungen  des  Grafen  Hayaschi  in 
London  einverstanden.  Im  Juni  1901  trat  das  Ministerium 
Ito  zurück,  ihm  folgte  das  Ministerium  Katsura,  in  dem 
Komura  die  auswärtigen  Angelegenheiten  leitete. 
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Hachdem  im  Sommer  1901  die  deutsch-englischen 
Bündnisbesprechungen  auf  den  toten  Punkt  geraten  waren, 
kamen  die  Verhandlungen  zwischen  dem  Grafen  Hayaschi 
und  Lord  Lansdowne  in  rascheren  Fluß.  Anfang  November 
erhielt  der  Japaner  von  Lansdowne  den  ersten  Entwurf. 
Der  englisch-japanische  Bündnisvertrag 
trägt  das  Datum  30.  Januar  1902.  Er  wurde  zunächst  auf 
fünf  Jahre  geschlossen.  Der  Artikel  I  stellte  den  Grund- 
satz der  Unabhängigkeit  von  China  und  Korea  an  die  Spitze 
und  erklärte,  daß  keine  der  Vertragsmächte  aggressive  Ab- 
sichten in  einem  der  beiden  ostasiatischen  Länder  verfolge. 
England  sei  hauptsächlich  in  China  interessiert,  wogegen 
Japan  außer  seinen  Interessen  in  China  „in  besonders 
hohem  Grade  auch  solche  politischer,  korrunerzieller  und 
industrieller  Natur  in  Korea"  besitze.  Würden  diese  Inter- 
essen, sei  es  durch  aggressives  Vorgehen  einer  andern 
Macht,  sei  es  durch  Unruhen  in  China  oder  Korea,  bedroht, 
so  stehe  es  jedem  Vertragspartner  frei,  Schutzmaßregeln  zu 
ergreifen  oder  zu  intervenieren.  Die  beiden  folgenden 
Artikel  bestimmten,  daß,  wenn  ein  Teil  in  kriegerische  Ver- 
wicklungen mit  einer  dritten  Macht  geriete,  der  andre  Teil 
neutral  bleiben  und  im  Falle  des  Anschlusses  einer  vierten 
Macht  an  den  Gegner  seinem  Verbündeten  zu  Hilfe  eilen 
sollte. 

Die  Geschichte  kennt  nicht  viel  Bündnisverträge,  die 
sich  für  beide  Partner  so  lohnend  erwiesen  haben  wie  der 
englisch-japanische.  Großbritannien  gewann  sich  gegen  die 
Macht,  die  für  seine  asiatischen  Besitzungen  gefährhch  ge- 
worden war,  einen  Waffengenossen,  dessen  innere  Kraft 
es  früher  als  andre  erkannt  hatte.  Japan  war  nicht  mehr 
wie  1895  isoUert.  Durch  das  Bündnis  mit  England  erhob 
es  sich  zu  einer  Großmacht,  die  fortan  an  den  Welthändeln 
teilnehmen  konnte.  Mit  verdoppeltem  Eifer  ging  es  an  die 
Vollendung  seiner  Rüstung  zu  Lande  und  zur  See,  um  den 
russischen  Rivalen  in  Korea  und  der  Mandschurei  aus  dem 
Felde  zu  schlagen. 

In  Petersburg  bot  man  der  neuen  Lage  ziemUch  sorg- 
los und  leichtsinnig  Trotz.  Zwar  wurde  am  12.  April  1902 
in  Petersburg  ein  neues  Mandschureiabkommen  mit  China 
veröffentlicht,  in  dem  die  Wiederherstellung  der  chine- 
sischen   Regierungsgewalt    und    die   Zurückziehung    der 
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russischen  Truppen  vorgesehen  war,  aber  der  „Regierungs- 
bote" fügte  hinzu,  daß,  wenn  China  aus  irgendeinem  Grunde 
seine  VerpfUchtungen  nicht  erfülle,  Rußland  sich  nicht  mehr 
an  die  Bestimmungen  des  Vertrags  halten  werde.  Es  folgte 
dann  die  Belebung  der  großen  Waldunternehmungen  am 
Yalu,  an  denen  vornehme  und  einflußreiche  Kreise  in  Peters- 
burg beteiligt  waren,  und  die  Errichtung  der  Statthalter- 
schaft für  den  Fernen  Osten.  Die  russische  Presse  gab 
sich  den  Anschein,  den  Versicherungen  der  englischen  zu 
glauben,  daß  das  neue  Bündnis  nur  friedUchen  Charakters 
sei,  und  zeigte  weiterhin  mehr  Aufmerksamkeit  für  Persien 
und  Afghanistan,  als  ob  hier  in  Zentralasien  der  Gegenstoß 
gegen  den  englischen  Beistand  Japans  in  Ostasien  geführt 
werden  sohte.  Der  diplomatische  Gegenzug  des  amtlichen 
Rußlands,  eine  an  die  Unterzeichner  des  Pekinger  Protokolls 
vom  7.  September  1901  gerichtete  gemeinsame  russisch- 
französische Erklärung  der  Solidarität  beider  Verbündeten 
auch  für  die  Aufrechterhaltung  des  Status  quo  in  Ostasien, 
erweckte  zuerst  den  Eindruck  der  Bestätigung  eines  Aus- 
spruchs des  deutschen  Kanzlers.  Um  Besorgnisse  wegen 
Erneurung  des  Dreibunds  zu  beschwichtigen,  hatte  Graf 
Bülow  am  8.  Januar  1902  einen  Vergleich  zwischen  der  Zeit 
des  Abschlusses  des  Bündnisses  mit  Oesterreich-Ungarn 
1879  und  der  Gegenwart  gezogen  und  dabei  gesagt:  „Zu 
jener  Zeit  trieben  wir  nur  europäische  Pohtik.  Die  Kombi- 
nationen gingen  nicht  über  das  Mittelmeerbecken  hinaus. 
Heute  umspannt  die  Politik  aller  großen  Mächte  den  ganzen 
Erdball.  Ich  glaube,  daß  es,  seit  es  eine  Geschichte  gibt, 
wohl  nie  eine  Zeit  gegeben  hat,  wo  gleichzeitig  so  viele 
mächtige  Reiche  existierten.  Daraus  entwickelt  sich,  wenn 
ich  mich  so  ausdrücken  darf,  ein  System  der  Gegen- 
gewichte, welches  naturgemäß  auch  ohne  besondre  Ver- 
abredung hinwirkt  auf  die  Erhaltung  des  Weltfriedens. 
Denn  es  gibt  keine  Macht,  die,  wenn  sie  in  Europa  nach  der 
einen  Seite  Krieg  führen  wollte,  sich  nicht  sagen  müßte: 
Was  geschieht  aber  inzwischen  hinter  meinem  Rücken? 
Denn  überall  kann  man  die  Augen  schließlich  nicht  haben." 
Sah  CS  nach  dem  Abschluß  des  englisch-japanischen 
Bündnisses  und  der  darauffolgenden  Erklärung,  daß  Frank- 
reich und  Rußland  auch  in  üstasien  zusammenhalten 
würden,  nicht  so  aus,  als  ob  an  Stelle  der  festländischen 
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Reibereien  mehr  und  melir  ein  System  der  Gegengewichte 
trete,  das  schon  ohne  besondre  Vorrichtungen,  automatisch, 
die  große  Weltuhr  im  gleichen  friedlichen  Pendelschlage 
halte?  Aber  die  französisch-russische  Erklärung  war  doch 
nur  ein  Scheinmanöver.  Bald  nach  ihrer  Veröffentlichung 
gab  Delcasse  in  der  Deputiertenkammer  deutlich  zu  ver- 
stehen, daß  an  eine  Ausdehnung  des  Zweibunds  auf  Ost- 
asien nicht  gedacht  werde.  „Welchen  Sinn  hatte  die  ge- 
meinsame Erklärung  dann?"  hat  Tardieu  später  mit  Recht 
gefragt.  „Sie  hat  die  russische  öffentliche  Meinung  irre- 
geführt, indem  sie  sie  veranlaßte,  auf  eine  mögliche  Unter- 
stützung Frankreichs  zu  rechnen.  Sie  reizte  die  Japaner 
und  gewöhnte  die  ganze  Welt  an  den  Gedanken  eines 
Krieges,  wobei  sie  zwei  Mächtegruppen  gegeneinander 
stellte  —  Japan  und  England,  Frankreich  und  Rußland."*) 
Tardieu,  der  ehemalige  Botschaftssekretär,  nachmals 
im  Weltkrieg  Sonderbevollmächtigter  Frankreichs  in  den 
Vereinigten  Staaten  und  Delegierter  auf  der  Versailler 
Friedenskonferenz,  schrieb  1902  noch  unter  dem  Namen 
Villiers  im  „Figaro".  In  einer  ihm  gewährten  Unterredung 
gab  Graf  Bülow  auf  die  Frage,  wie  sich  Deutschland  bei 
einem  Zusammenstoß  der  beiden  ostasiatischen  Allianzen 
verhalten  werde,  zur  Antwort:  Deutschland  könne  im  vor- 
aus keinerlei  Verpflichtungen  eingehen;  es  sei  in  Ostasien 
viel  weniger  als  die  andern  territorial  beteiligt  und  könne 
sich  in  Ruhe  vorbehalten,  von  Fall  zu  Fall  neutral  zu  bleiben 
oder  mit  der  Partei  zu  gehen,  die  den  Frieden  und  die  offene 
Tür  am  besten  zu  verteidigen  scheine.  Ob  sich  diese 
Politik  der  freien  Hand  auf  die  Dauer  mit  Nutzen  fortführen 
Heß,  mußte  sich  in  der  Folge  zeigen.  Wohl  mochte  der 
Gedanke  verlockend  sein,  bei  den  gegensätzlichen  Be- 
strebungen der  Allianzen  untereinander  den  Tertius  gaudens 
spielen  zu  können.  Für  England  war  das  Bündnis  mit 
Japan  die  erste  entscheidende  Handlung,  um  sein  welt- 
politisches Uebergewicht  aufs  neue  zu  befestigen.  Für 
Deutschland  aber  drohte  die  Rolle  des  Tertius  patiens,  so- 
bald England  etwa  durch  seinen  Anschluß  an  Frankreich 
zur  Verschiebung  des  Systems  der  Gegengewichte  in 
Europa  übergehen  sollte. 


*)  A 11  d  r  e  T  a  r  d  i  e  u,  La  France  et  les  alliances,  S.  22.Paris  1909. 
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Der  Vertrag  mit  Japan  war  hauptsächlich  das  Werk 
Lord  Lansdownes.  Bald  darauf  (Juli  1902)  trat  Lord  Salis- 
bury  freiwillig  wegen  seines  Alters  von  der  obersten  Leitung 
der  englischen  Politik  zurück.  Mit  ihm  schied  ein  Mann 
aus  dem  politischen  Leben,  der  ein  Menschenalter  hindurch 
auf  die  Stellung  Englands  in  der  Welt  den  stärksten  Ein- 
fluß ausgeübt  hatte  und  seit  sieben  Jahren  eine  solche  Macht 
behauptete,  daß  er  im  Volksmunde  als  Majestät  Salisbury 
bezeichnet  wurde.  Er  gehörte  der  alten  Famihe  Cecil  an, 
die  seit  den  Tagen  der  Königin  Elisabeth  dem  Staate  viele 
Würdenträger  gehefert  hat.  Mit  zunehmenden  Jahren 
zeigte  er  die  UnbewegUchkeit  eines  Felsblocks,  der  sich  bei 
Sonne  oder  Sturm  nicht  rührt.  Mit  seinem  ausgeprägten 
Familienstolze  verband  er  einen  unverwüstlichen  Glauben 
an  die  Größe  des  britischen  Reichs.  Als  Ausfluß  seines 
Geistes  konnte  kurz  vor  seinem  Rücktritt  die  Aeußerung 
des  Lords  Cranborne,  seines  Sohnes,  gelten:  „England  be- 
wirbt sich  nicht  um  Bündnisse,  es  bewilligt  solche  nur." 
Das  war  eine  andre  Sprache  als  die  zur  Zeit  der  Be- 
mühungen Chamberlains  um  eine  Verständigung  mit 
Deutschland.  Auch  Salisbury  selbst  hatte  dem  Nach- 
folger des  Grafen  Hatzfeldt  auf  dem  Londoner  Bot- 
schafterposten einmal  erwidert,  England  verlasse  sich 
auf  nichts  andres  als  auf  seine  Flotte  und  die  Kreide- 
felsen seiner  Küste. 

Noch  hatte  England  seine  Stellung  zu  den  beiden 
Mächtegruppen  des  europäischen  Festlandes:  dem  Dreibund 
und  dem  Zweibund,  nicht  verändert,  noch  waren  die  eng- 
lisch-französischen Gegensätze  nicht  ausgeglichen,  und  noch 
konnte  sich  infolgedessen  die  Erneurung  des  Drei- 
bundes ohne  unmittelbare  Gegenwirkung  Englands  voll- 
ziehen. Was  sich  aber  in  den  letzten  Jahren  verändert 
hatte,  und  zwar  zum  Nachteil  des  Innern  Zusammenhalts 
des  Dreibunds,  das  war  das  Verhältnis  Italiens  zu  Frank- 
reich, und  das  war  auch  das  Wohlwollen,  das  England  bis- 
her für  den  Anschluß  Italiens  an  den  Block  der  Mitte  be- 
wiesen kattc.  Zu  derselben  Zeit,  in  der  England  aus  Sorge 
für  sein  weltpolitisches  Ucbergewicht  seine  Vereinsamung 
aufgab  und  sich  den  Beistand  Japans  gegen  Rußland  in 
Asien  sicherte,  mußte  sich  die  deutsche  Politik  mit  der 
Ueberwlndung  einer  schweren  Krlsis  Im  Dreibunde  unter 
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Umständen  abmühen,  die  viel  ungünstiger  waren  als  bei 
seiner  zwölfjährigen  Verlängerung  im  Mai  1891. 

Damals,  ein  Jahr  nach  Bismarcks  Rücktritt  und  nach 
Abschluß  des  sogenannten  Helgolandvertrages,  nahm  Eng- 
land materiell  daran  teil,  daß  Italien  im  Dreibund  blieb. 
Bei  den  Verhandlungen  über  den  Helgolandvertrag  hatte 
es  die  Zusicherung  erhalten,  daß  Deutschland  den  Russen 
bei  der  Verfolgung  ihrer  asiatischen  Ziele  (der  „indischen 
Meere")  nicht  behilflich  sein  werde.*)  Zehn  Jahre  später 
lag  zwischen  England  und  Deutschland  die  Feindseligkeit 
beider  Völker  vor  und  während  des  Burenkrieges  und  der 
vergebliche  Versuch  einer  Annäherung  von  Kabinett  zu 
Kabinett.  Im  Jahre  1891  war  für  Italien,  pohtisch  und  wirt- 
schafthch,  noch  Frankreich  der  Peind  und  verfolgte  Deutsch- 
land eine  Handelspolitik,  die  Italien  für  den  ihm  verloren- 
gegangenen französischen  Markt  leichteren  Absatz  seiner 
Waren  in  Deutschland  in  Aussicht  stellte.  Im  Jahre  1901 
dagegen  war  in  Deutschland  ein  neuer  Zolltarif  mit  er- 
höhten Vertragszöllen  in  Vorbereitung  und  hatte  Italien 
nicht  nur  durch  den  neuen  Handelsvertrag  von  1898  seinen 
wirtschaftlichen  Frieden  mit  Frankreich  gemacht,  sondern 
auch  in  einem  politischen  Abkommen  mit  Frankreich  Sicher- 
heit gegen  ein  Vorgehen  Frankreichs  in  Tripolis  erlangt. 
Dieser  Umschwung  in  der  Lage  Italiens  hatte  sich  all- 
mählich nach  dem  schweren  Unglück  im  Kriege  gegen  den 
König  Menelik  von  Abessinien  entwickelt.  Die  Niederlage 
bei  Adua  zog  den  Sturz  Crispis  nach  sich  und  machte  die 
Italiener  wieder  empfänglich  für  die  Verlockungen  der 
„lateinischen  Schwesternation".  Der  Mmister  Delcasse  und 
sein  Gehilfe,  der  Botschafter  Barrcre  in  Rom,  verstanden 
es  trefflich,  irredentistische  und  republikanische  Regungen 
zu  schüren,  die  italienische  Freim.aurerei  für  Frankreich 
arbeiten  zu  lassen  und  den  Blick  der  römischen  Piazza 
wieder  von  Tunis  und  Marokko  weg  auf  die  Adria,  d.  h. 
gegen  den  österreichisch-ungarischen  Bundesgenossen,  zu 
richten. 

In  der  Rede  (vom  8.  Januar  1902),  die  das  Wort  vom 
System  der  Gegengewichte  enthielt,  beschäftigte  sich  Graf 
Bülow  auch  mit  dem  italienisch-französischen  Abkommen 


•)   Berlin- Wien-Ram  (von  Julius  v.  Eckardt),  S.  93. 
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über  Mittelmeerfragen  und  der  Erneurung  des  Drei- 
bundes. Auf  den  nachsichtigen  Vergleich  mit  einer  glück- 
lichen Ehe,  in  der  der  Gatte  nicht  gleich  einen  roten  Kopf 
zu  kriegen  brauche,  wenn  seine  Frau  einmal  mit  einem 
andern  eine  unschuldige  Extratour  tanze,  folgte  die  ernste 
Warnung,  daß  der  Dreibund,  so  gut  er  sich  auch  als 
Friedensgarantie  und  als  Bindemittel  für  geographische 
Nachbarschaft  bewährt  habe,  doch  für  Deutschland  keine 
absolute  Notwendigkeit  mehr  sei.  Damit  sollten  die  italie- 
nischen Politiker,  die  für  einen  lateinischen  Bund 
schwärmten,  daran  erinnert  werden,  daß  ohne  die  Groß- 
machtstellung, die  ihr  Land  erst  durch  den  Anschluß  an  das 
mitteleuropäische  Bündnis  unter  Crispi  erlangte,  die  Be- 
ziehungen Frankreichs  zu  Italien  minder  freundUch  sein 
würden. 

In  Rom  war  seit  Februar  1901  ein  Ministerium  der 
Linken  unter  Zarnadelli  am  Ruder,  dem  Giolitti  als  Minister 
des  Innern  und  Prinetti  als  Minister  des  Aeußern  ange- 
hörten. Einen  so  franzosenfreundUchen  Leiter  wie 
Prinetti  hatte  die  Consulta  seit  zwanzig  Jahren  nicht 
gehabt.  So  sehr  er  auch  wünschen  mochte,  Abänderungen 
am  Dreibundsvertrage  zu  erlangen,  mußte  er  sich  in  den 
Besprechungen  in  Venedig,  wo  Graf  Bülow  die  Ostertage 
1902  verbrachte,  doch  überzeugen,  daß  für  Deutschland  und 
Oesterreich-Ungarn  nur  die  unveränderte  Erneurung  des 
Dreibunds  in  Frage  kam.  Graf  Bülow  nahm  seinen  Rück- 
weg über  Wien,  wo  er  sich  mit  dem  Grafen  Goluchowski 
besprach,  und  als  Ergebnis  der  Osterreise  konnte  bald  dar- 
auf verkündet  werden,  daß  der  Fortbestand  des  Dreibunds 
ohne  Aendcrung  des  Vertragstextes  gesichert  sei.  Die 
Unterzeichnung  des  Vertrags  über  die  Verlängerung  wurde 
am  28.  Juni  1902  in  Berlin  von  dem  Reichskanzler  und  den 
beiden  Botschaftern  v.  Szögyeny  und  Graf  Lanza  vollzogen. 

Die  Spannung  auf  den  Ausgang  der  Verhandlungen 
über  den  Dreibund  von  1902  war  in  der  nationalistischen 
Pariser  Presse  größer  als  irgendwo  sonst.  Wenn  auch 
die  anfängliche  Hoffnung  auf  den  Abfall  Italiens  nicht  stand- 
halten konnte,  so  blieb  doch  in  Blättern  wie  dem  „Gaulois" 
die  Ansicht  bestehen,  daß  ein  neuer  Wortlaut  vereinbart 
werden  und  alles  wegfallen  würde,  was  den  Schutz  gegen 
einen    französischen    Angriffskrieg    betroffen    hätte.     Das 
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wäre  für  Deutschland  die  völlige  Entwertung  des  Drei- 
bundes gewesen.  Der  Minister  Delcasse  hatte  es  sehr 
eilig,  sich  vor  der  Kammer  über  die  Erneurungsfrage  aus- 
zulassen, und  wählte  dabei  eine  Form,  die  geeignet  war, 
in  dem  Glauben  an  Abschwächungen  zugunsten  neuer 
italienischer  Extratouren  zu  bestärken.  Wenige  Tage 
nach  der  Unterzeichnung  des  Erneurungsvertrags  vom 
28.  Juni  1902  erklärte  Delcasse  in  der  Kammer:  „Die  Politik 
Italiens  ist  weder  unmittelbar  noch  mittelbar  infolge  seiner 
Allianzen  gegen  Frankreich  gerichtet.  In  keinem  Falle  kann 
sie  für  uns  zu  einer  Bedrohung  führen,  so  wenig  in  einer 
diplomatischen  Form  wie  durch  Protokolle  oder  militärische 
Abreden.  In  keinem  Falle  und  in  keiner  Form  kann  Italien 
das  Werkzeug  oder  der  Helfershelfer  eines  Angriffs  auf 
unser  Land  werden."  Für  die  einfache  Tatsache,  daß  der 
Dreibund  damals  so  wenig  als  früher  ein  Angriffsbündnis, 
sondern  nur  ein  Schutzbündnis  war,  hätte  es  einer  solchen 
Häufung  kategorischer  Worte  nicht  bedurft.  Offenbar  sollte 
damit  der  Eindruck  erweckt  werden,  daß  eine  Ab- 
schwächung  des  Bündnisses  durchgedrückt  worden  sei,  und 
die  Erwähnung  militärischer  Nebenabreden  ließ  die  irrige 
Vermutung  aufkommen,  daß  Italien  hinfort  für  den  Bündnis- 
und  Kriegsfall  zu  geringeren  militärischen  Leistungen  ver- 
pfUchtet  wäre. 

Das  Bündnis  beschränkte  Italien  in  keiner  Weise  und 
zu  keiner  Zeit  in  seiner  Freiheit,  die  Zahl  der  Friedens- 
stärke seines  Heeres  und  damit  auch  die  Höhe  seiner 
finanziellen  Lasten  selbst  zu  bestimmen.  Wohl  aber  war 
in  den  neben  dem  Dreibundvertrag  bestehenden  Verein- 
barungen der  Generalstäbe  vorgesehen,  daß  Italien  gegen 
einen  französischen  Angriff  unter  gewissen  Voraussetzungen 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Truppen  über  die  Alpen  zur 
Verwendung  an  der  deutschen  Westgrenze  senden  würde. 
Sollte  nun  bei  der  Erneurung  des  Bündnisses  1902  Itahen 
das  Zugeständnis  erhalten  haben,  daß  es  künftig  unter 
keinen  Umständen  mehr  mihtärische  Hilfe  auf  deutschem 
Boden  zu  leisten  brauchte?  Das  traf  in  Wirklichkeit  nicht 
zu:  in  den  regelmäßigen  Vereinbarungen  unter  den  General- 
stäben war  bis  zum  Ausbruch  des  Weltkrieges  auch  der 
Fall  vorgesehen,  daß  italienische  Truppen  dem  deutschen 
Heere  an  der  elsaß-lothringischen  Grenze  zu  Hilfe  kommen 
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sollten.  Delcass^  mußte  also  andre  Gründe  für  sein  wort- 
reiches Frohlocken  haben. 

Wie  sich  aus  dem  französischen  Gelbbuche:  Les  accords 
franco-italiens  de  1900—1902  (Paris  1920)  ergibt,  hatte 
Prinetti  nach  Besprechungen  mit  dem  Botschafter  Barrere 
am  4.  Juni  1902,  also  einige  Wochen  vor  Erneurung  des 
Dreibundes,  dem  Minister  Delcasse  eine  formelle  Erklärung 
abgeben  lassen,  die  inhaltlich  dasselbe  besagte,  was  Delcasse 
später  in  der  Kammer  verkündete.  An  diese  einseitige  Er- 
klärung schloß  sich  Anfang  November  1902  ein  Noten- 
austausch in  Rom,  der  einmal  eine  Erweiterung  des 
Mittelmeerabkommens  vom  Dezember  1900  und  sodann  für 
die  allgemeinen  Beziehungen  beider  Länder  eine  Neu- 
trahtätsklausel  enthielt.  In  Sachen  Marokko  und  Tripolis 
sollten  beide  Teile  hinfort  ganz  frei  in  der  Entwicklung 
ihrer  Interessensphären  sein.  Ueber  die  allgemeinen 
Beziehungen  wurde  vereinbart,  daß  jeder  Teil  im  Falle  eines 
direkten  oder  indirekten  Angriffs  einer  oder  mehrerer 
Mächte  auf  den  anderen  Teil  strenge  Neutralität  beob- 
achten sollte,  und  zwar  auch  dann,  wenn  sich  etwa  der 
angegriffene  Teil  zur  Verteidigimg  seiner  Ehre  oder  seiner 
Sicherheit  genötigt  sähe,  die  Initiative  zu  einer  Kriegs- 
erklärung zu  ergreifen.  Diese  Bestimmung,  auf  die  Delcasse 
das  Hauptgewicht  legte,  war  nur  eingeschränkt  durch  den 
Zusatz,  daß  die  Absicht,  den  Krieg  zu  erklären,  vorher  dem 
andern  Teil  mitgeteilt  werden  sollte,  damit  dieser  beurteilen 
könnte,  ob  wirklich  eine  Herausforderung  vorläge.  Die 
französische  Diplomatie  schien  von  dem  Gedanken  aus- 
zugehen, daß  Deutschland  den  Dreibund  sous  des  dehors 
d^fcnsifs  zu  einem  Angriffskrieg  mißbrauchen  könnte,  und 
sah  in  der  Bestimmung,  daß  eine  französische  Kriegs- 
erklärung noch  nichts  über  den  Verteidigimgs-  oder  An- 
griffscharakter des  Krieges  entscheiden  sollte,  ein  geeignetes 
Mittel,  um  Italien  die  Bewahrung  seiner  Neutralität  zu  er- 
leichtern. 

Als  Seitenstück  kann  der  Inhalt  der  franzö- 
sisch-russischen Militärkonvention  vom 
17.  August  1892  dienen.  Sie  schrieb  vor,  daß,  wenn  die 
Streitkräfte  des  Dreibundes  oder  auch  nur  einer  der  Drei- 
bundmächte mobil  gemacht  würden,  Frankreich  und  Rußland 
sofort  die  Gesamtheit  ihrer  Streitkräfte  mobil  zu  machen  und 


unverzüglich,  um  Deutschland  zum  Zweifrontenkrieg  zu 
nötigen,  zu  entscheidendem  Kampfe  einzusetzen  hätten 
(vefgl.  Gelbbuch  1919).  Wie  also  in  der  französisch- 
russischen Militärkonvention  der  Kriegsbeginn  ganz  unab- 
hängig von  einer  Kriegserklärung  sein  sollte,  so  war  in  dem 
französisch-italienischen  Neutralitätsvertrage  vom  No- 
vember 1902  jede  Kriegserklärung  für  die  Frage,  ob  An- 
griffs- oder  Abwehrkrieg  vorliege,  zur  Bedeutungslosigkeit 
herabgedrückt. 

Nach  einem  gleichfalls  in  dem  Gelbbuch  über  die  Ab- 
kommen von  1900—1902  veröffentlichten  Bericht  des  Bot- 
schafters Barröre  vom  10.  März  1912  ist  der  Notenwechsel 
vom  November  1902  nicht  un  contre-trait6,  wohl  aber  une 
contre-partie  de  la  Triplice  gewesen.  Selbst  wenn  man 
trotzdem  die  Abreden  Prinettis  mit  Delcasse  von  1902  unter 
dem  Gesichtspunkt  der  Vertragstreue  gegenüber  den  mittel- 
europäischen Bundesgenossen  Italiens  milde  beurteilen 
wollte  —  das  Schlimme  an  dem  Gegenspiel  war  jedenfalls, 
daß  es  vor  den  Regierungen  in  Berlin  und  Wien  ganz  geheim 
gehalten  wurde.  Erst  einige  Jahre  später,  als  der  Crispi- 
schüler  Marchese  di  San  Giuliano  Minister  des  Auswärtigen 
war,  gelangten  Nachrichten  nach  Berlin,  nach  denen  zur 
Zeit  Prinettis  ganz  geheime  Dinge  mit  Frankreich  vorge- 
kommen waren,  die  sich  kaum  noch  mit  der  Bündnispflicht 
vereinbaren  Heßen. 

In  der  deutschen  öffentlichen  Meinung  ließ  der  befrie- 
digende Abschluß  der  Verhandlungen  mit  Italien  noch  keine 
Sorgen  über  die  Sicherheit  der  Stellung  Deutschlands  in 
Europa  und  der  Welt  aufkommen.  Eine  flüchtige  Umschau 
zeigt,  daß  das  System  der  Gegengewichte  scheinbar  noch 
in  gutem,  reibungslosem  Gange  war. 

In  den  Innern  Zuständen  Frankreichs  wirkt  die  lange 
Periode  des  Dreyfusskandals  und  der  sogenannten  fichcs 
(aufgefundenen  Zettel  mit  Angebereien)  nach.  Das  Ministe- 
rium Waldeck-Rousseau  steht  seit  1899  im  Kampf  gegen 
die  geistlichen  Kongregationen  und  gegen  das  Eindringen 
klerikaler  und  nationalistischer  Einflüsse  in  die  Armee. 
Nach  dem  freiwilligen  Rücktritt  Waldeck-Rousseaus  kommt 
ein  Ministerium  Combes,  in  dem  der  radikale  und  anükleri- 
kale  Charakter  noch  deutlicher  ausgeprägt  ist.  Die  im  Volke 
uoch  nicht  vergessene  Schmach  von  Faschoda  und  die  auti- 
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englische  Stimmung  wälirend  des  Burenl^rieges  verhelfen 
einem  Austausch  von  Höflichkeiten  zwischen  Deutschland 
und  Frankreich  (beim  Tode  des  Präsidenten  Faure,  beim 
Erdbeben  auf  Martinique,  beim  Kaiserbesuch  eines  franzö- 
sischen Schulschiffs  in  den  norwegischen  Gewässern,  bei 
der  Reise  des  Generals  Bonnal  nach  Berlin)  zu  freundlicher 
Aufnahme,  so  daß  von  einer  Periode  der  Annäherung  ge- 
sprochen werden  kann.  Der  Sozialistenführer  Jaures  tritt 
offen  in  Wort  und  Schrift  für  die  Verbannung  der  Revanche 
aus  den  Köpfen  und  Herzen  ein.  Auf  der  andern  Seite  zeigt 
die  vom  Reichstag  mehrmals  beschlossene  und  im  Juni  1902 
vollzogene  Aufhebung  des  Diktaturparagraphen  für  Elsaß- 
Lothringen,  daß  es  nach  der  Ueberzeugung  der  deutschen 
Regierung  in  einem  Menschenalter  gelungen  ist,  die  Bevöl- 
kerung der  Reichslande  mit  der  neuen  Ordnung  der  Dinge 
auszusöhnen. 

Auch  der  Blick  nach  Osten  gewährt  ein  freundhches 
Bild.  Die  Kaiserbegegnung  in  Reval  (August  1902),  der  Graf 
Bülow  und  der  russische  Minister  des  Auswärtigen  Graf 
Lamsdorff  beiwohnen,  gibt  der  Welt  zu  verstehen,  daß  der 
Draht  zwischen  Berhn  und  Petersburg  wieder  wohl  be- 
festigt ist.  Der  englisch-japanische  Vertrag  mit  der  deut- 
lichen Spitze  gegen  Rußland  hat  den  Wert  der  deutschen 
Freundschaft  wieder  fühlbar  gemacht.  Die  Herrscher 
tauschen  als  Wahrzeichen  einer  historischen  Verbrüderung 
ihre  Aiguilletten  (Fangschnüre  der  Admirale)  aus,  der  Zar 
schenkt  dem  Kaiser  einen  dreiviertel  Meter  hohen,  in  Silber 
getriebenen,  mit  russischen  Edelsteinen  verzierten  Bojaren- 
helm  und  empfängt  als  Gegengabe  ein  goldnes  Schreib- 
zeug. Bald  darauf  feiert  der  Kaiser  in  Posen  in  Anwesenheit 
des  Generalgouverneurs  von  Warschau,  Generals  Tschert- 
kow,  unter  Verkündung  der  Aufhebung  des  Rayongesetzes 
für  die  alte  Festungsstadt,  in  zwei  Ansprachen  die  treue 
Freundschaft  der  Herrscher  und  die  Waffenbrüderschaft 
ihrer  Armeen.  Die  französisch-russische  Allianz  ist  nach 
dem  Ausspruch  eines  Franzosen  faussöe  et  d6voy6e,  weil 
Sans  action  en  Europe. 

Mit  der  neuen  Weltmacht  in  Nordamerika  steht  das 
Reich  auf  gutem  Iniß.  Die  Reise  des  Prinzen  Heinrich  nach 
den  Vereinigten  Staaten  ist  in  jeder  Bezielnmg  glücklich 
verlaufen.  Der  Kaiser  kündigt  zum  Dank  für  die  freundliche 
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Aufnahme  seines  Bruders  die  Stiftung  einer  Bronzestatuo 
Friedriclis  des  Großen  für  Washington  an,  und  der  Präsident 
Theodor  Roosevclt  schUeBt  seine  Antwort  mit  den  Worten: 
„Es  ist  ein  Zeichen  für  die  Wohlfahrt  des  ganzen  Menschen- 
geschlechts, daß  am  Anfang  dieses  Jahrhunderts  das  ameri- 
kanische und  deutsche  Volk  im  Sinne  herzlicher  Freund- 
schaft zusammenarbeiten." 

Nur  von  England  weht  ein  kühler  Wind.  Nach  drei 
Jahren  Krieg  in  Südafrika  sammelt  England  neue  Kräfte. 
Milde  und  Großmut  gegenüber  den  unterlegnen  Buren  ver- 
heißen dem  britischen  Reiche  einen  starken  Machtzuwachs 
in  der  vergrößerten  Kapkolonie.  Zwischen  Kanada  und 
Deutschland  entbrennt  ein  Zollstreit,  der  auf  das  britische 
Mutterland  übergreift  und  einen  gereizten  Schriftwechsel 
zwischen  London  und  Berlin  hervorruft.  Chamberlain  tritt 
gegen  den  absoluten  Freihandel  für  ein  imperialistisches 
System  wirtschaftlicher  Repressalien  ein.  Auf  Besuche  des 
Königs  an  den  Höfen  von  Lissabon  und  Rom  folgt  im  Mai  1903 
ein  prunkvoller  Einzug  in  Paris.  Aus  den  Buchhandlungen  und 
Zeitungskiosken  sind  auf  einen  Wink  der  Polizei  die  alten 
Pamphlete  und  Karikaturen  gegen  England  entfernt;  mit 
Jubel  wird  der  Gast  begrüßt,  dessen  Konto  ja  auch  nicht 
mit  dem  Faschodakonflikt  und  der  Drangsal  der  Buren  be- 
lastet ist.  Elf  Monate  später  ist  der  Pakt  mit  Frankreich 
über  Aegypten,  Marokko,  Neufundland  usw.  unter  dem  Kenn- 
zeichen „Entente  cordiale"  geschlossen. 

So  sieht  es  draußen  aus.  Aber  auch  drinnen  im  Bunde 
der  Mitte  ist  neben  der  wiedererwachten  Liebe  Italiens 
zu  Frankreich  noch  eine  schwache  Stelle  vorhanden.  Die 
Deutschen  sehen  sie  nur  nicht,  weil  sie  blind  dem  zum 
Dogma  gewordnen  Gelegenheitswort  aus  dem  vorigen 
Jahrhundert  folgen,  daß  das  Donaureich  erfunden  werden 
müßte,  wenn  es  nicht  existierte.  Andre  haben  die  schwache 
Stelle  besser  erkannt,  Lord  Salisbury  z.  B.,  der  Bedenken 
trägt,  sich  mit  einem  Staate  mit  starken  slawischen  Volks- 
teilen zu  verbinden;  auch  Lord  Lansdowne,  der  bei  Prü- 
fung aller  Zukunftsmöglichkeiten  nach  Abschluß  einer  eng- 
lisch-deutschen Allianz  auch  die  des  Zerfalles  Oesterreichs 
erwähnt.  Es  ist  schon  lange  her,  daß  Oesterreichs  starker 
Dichter,  Grillparzer,  über  den  fortschreitenden  Zeitgeist 
schrieb:    „Die  ganze   Welt   wird  durch  den  neuen  Um- 
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Schwung  (nach  der  französischen  JuUrevolution  1830)  sich 
erkräftigen,  nur  Oesterreich  wird  daran  zerfallen.  Der 
schändliche  Machiavellismus  der  Leiter,  die,  damit  die  Herr- 
scherfamilie  das  einzige  Staatsband  ausmacht,  die  wechsel- 
seitige Nationalabneigung  der  Provinzen  hegten  und  nähr- 
ten, hat  indes  die  Schuld.  Der  Ungar  haßt  den  Böhmen, 
dieser  den  Deutschen,  und  der  Italiener  sie  alle  zusammen; 
und  wie  widersinnig  gekuppelte  Pferde  werden  sie  sich  in 
alle  Welt  zerstreuen,  wenn  der  fortschreitende  Zeitgeist  die 
Gewalt  des  klammernden  Joches  schwächt  oder  bricht." 
Freilich  vollziehen  sich  solche  historischen  Prozesse  nur 
langsam,  rechnen  nicht  nach  Jahren,  sondern  nach 
Menschenaltern,  und  noch  hält  Ehrfurcht  vor  dem  ehrv\'ür- 
digen  alten  Herrn  in  der  Hofburg  auf  der  Fahrt  des  gemein- 
samen Staatswagens  die  schlecht  gekuppelten  Pferde  bei 
der  Stange.  Aber  die  Aufgabe  wird  schwerer  mit  jedem 
Jahr.  In  Böhmen  nimmt  der  Nationalitätenkampf  kein  Ende. 
1  A  Jungtschechenführer  Kramarsch,  der  unter  der  Aera 
iiadeni  zweiter  Präsident  des  österreichischen  Abgeord- 
netenhauses war,  nennt  den  Dreibund  ein  abgespieltes 
Luxusklavier,  zu  schade,  um  schon  auf  den  Boden  gestellt 
zu  werden,  aber  zu  abgenutzt,  um  noch  darauf  zu  spielen. 
In  Ungarn,  wo  sich  die  madjarische  Herrschaft  gegen  die 
rumänischen,  deutschen,  kroatischen  Elemente  mit  großer 
Energie  und  nicht  ohne  Härte  befestigt  hat,  trachten  Un- 
abhängigkejtsfanatiker,  die  beste  Klammer,  die  dem  Kaiser 
und  König  zu  Gebote  steht,  das  gemeinsame  Heer,  zu 
lockern  und  zu  lösen.  Die  italienische  Irredenta  steigt  in 
ihren  Ansprüchen  bis  zum  „Brennero"  hinauf  und  fordert 
lärmend  eine  eigne  Hochschule.  Alles,  was  auseinander- 
strebt, findet  in  Paris  offne  Sympathie  und  geheime  Unter- 
stützungf. 

Während  der  Kaiser  seinen  Deutschen  vor  dem  er- 
staunt aufmerkenden  Ausland  hohe  Gedanken:  von  einem 
Wcltimperium  des  germanischen  Geistes,  vom  Dreizack  in 
unserer  Faust  und  vom  deutschen  Arm,  der  bis  in  die  ent- 
ferntesten Teile  der  Erde  langt,  so  oft  verkündet,  kommen 
allmählich  die  stillen  Riffe  zum  Vorschein. 
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IV.  Die  sogenannte  Einkreisung. 

1.  Entente  cordiale  und  die  erste  Marokkokrisis. 

Die  Kluft,  die  sich  zwischen  den  beiden  blutsverwandten 
Völkern,  dem  englischen  und  dem  deutschen,  während  des 
Burenkriegs  aufgetan  hatte,  bUeb  auch  in  den  folgenden 
Jahren  bestehen  und  erschwerte  in  den  amtlichen  Be- 
ziehungen eine  Rückkehr  zu  dem  alten  vertrauensvollen 
Verhältnis.  Die  Regierenden  mußten  sich  zunächst  damit 
begnügen,  alles  zu  vermeiden,  was  neue  leidenschaftliche 
Ausbrüche  hervorrufen  konnte.  Bei  der  Reise  der  Buren- 
generale Botha,  Delarey  und  Dewet  nach  London,  Amster- 
dam und  Berlin  flammte  in  den  alldeutschen  Blättern  die  alte 
antienglische  Burenbegeisterung  wieder  ernpor,  während 
sich  die  deutsche  Regierung  kühl  und  korrekt  verhielt.  Eine 
ähnliche  Erscheinung  zeigte  sich  im  Winter  1902/3  in  der 
deutschfeindlichen  Auflehnung  der  öffentlichen  Meinung  in 
England  gegen  die  eigne  Regierung,  weil  diese  sich  wegen 
gleichartiger  Reklamationen  auf  ein  gemeinsames  Vorgehen 
mit  Deutschland  und  Italien  gegen  das  Willkürregiment  des 
Präsidenten  Castro  in  Venezuela  eingelassen  hatte.  Am 
Schluß  einer  in  Liverpool  gehaltenen  Rede  (Februar  1903) 
ermahnte  Balfour  alle,  die  Einfluß  auf  die  öffentHche  Meinung 
besäßen,  daran  zu  denken,  welche  große  Verantwortung 
jeden  treffe,  der  sich  dem  leichten  Geschäft  hingebe,  die 
Beziehungen  zwischen  den  Völkern  zu  verbittern.  Den- 
selben Gedanken  hatte  der  deutsche  Reichskanzler  kurz  vor- 
her in  einer  Reichstagsdebatte  über  den  Nichtempfang  der 
Burengenerale  mit  der  Umkehrung  des  Horazischen  Wortes 
von  den  Delirien  der  Könige  und  den  geschlagnen  Achivern 
ausgedrückt. 

In  die  gleiche  Zeit  fällt  der  Beginn  der  englisch- 
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französischen  Annäherung.  In  Marokko  gab  es 
seit  Sommer  1902  wieder  Unruhen  und  Zwischenfälle.  Ein 
reformfreundlicher  Sultan  lag  gegen  einen  fanatischen 
Bruder  im  Streit,  Rebellenhaufen  zogen  sengend  und 
brennend  in  der  Gegend  von  Mekinez  umher,  fremde  Post- 
kuriere sollten  beraubt  worden  sein,  der  Thronforderer  Bu 
Hamara  rückte  gegen  Fes  vor,  französische  und  spanische 
Kriegsschiffe  liefen  nach  den  marokkanischen  Küsten  aus. 
Alles  dies  waren  nur  neue  Ringe  zu  der  alten  Kette  der 
inneren  marokkanischen  Krisen.  Die  Frage  war,  ob  sich 
aus  den  Gegensätzen  unter  den  politisch  nächstbeteiligten 
und  noch  rivalisierenden  Mächten  eine  internationale  Krisis 
entwickeln  würde.  Nur  Frankreich  und  Italien  hatten  sich 
endgültig  vertragen,  zwischen  Frankreich,  Spanien  und  Eng- 
land war  noch  schwebender  Streit.  Im  Unterschied  von 
der  früheren  Haltung  der  Mächte,  die  auf  möglichste  Nicht- 
einmischung in  die  inneren  marokkanischen  Kämpfe  ge- 
richtet war,  traten  jetzt  Zeichen  der  Geneigtheit  für  eine, 
künftigen  Reibungen  vorbeugende,  materielle  Lösung  der 
marokkanischen  Frage  hervor.  Schon  zu  Beginn  des  Jahres 
1903  erschienen  in  Pariser  Blättern  Betrachtungen,  in  denen 
für  den  Fall,  daß  die  Dinge  in  Marokko  einen  europäischen 
Eingriff  nötig  machen  sollten,  Frankreich  die  Anerkennung 
als  paramount  power  beanspruchen  und  dafür  andern 
Mächten  anderswo  die  gleiche  Anerkennung  zugestehen 
würde.  Der  Verlauf  des  Besuches  des  Präsidenten 
Loubet  in  .  London  (Anfang  Juli  1903),  des  ersten 
eines  französischen  Staatsoberhauptes  in  England  seit 
fünfzig  Jahren,  ließ  keinen  Zweifel  mehr  darüber,  daß  eine 
dauernde  Annäherung  beider  Länder  mit  friedlicher  Schlich- 
tung alter  Streitigkeiten  im  Werke  war.  Das  Wort  vom 
herzlichen  Einvernehmen  (entente  cordiale)  kam  auf  beiden 
Seiten  des  Aermelkanals  in  Kurs. 

Wie  sich  die  deutsche  Politik  in  den  politischen  Inter- 
essenstreit um  Marokko  nicht  eingemischt  hatte,  so  hielt 
sie  sich  auch  gegenüber  den  diplomatischen  Vorbereitungen 
für  neue  Machtverhältnisse  an  den  Säulen  des  Herkules 
zurück.  In  amtlichen  Gesprächen  und  öffentlich  in  der 
Presse  wurde  erklärt,  daß  das  Deutsche  Reich  keine  politi- 
schen Ansprüche  in  Marokko  erhöbe  und  befriedigt  wäre, 
wenn  die  Türen  an  den  marokkanischen  Küsten  für  den 
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Handel  offen  blieben.  Zunächst  konnte  man  sich  damit 
trösten,  daß  das  Unternehmen  Frani^reichs,  den  ganzen 
Osten  und  Süden  Marokkos  an  sich  zu  bringen,  militärisch 
keine  leichte  Aufgabe  und  nicht  ohne  große  Opfer  auszu- 
führen war.  Schließlich  mußte  aber  doch  mit  einem  be- 
trächtlichen Machtzuwachs  der  beiden  Teilungsmächte 
Frankreich  und  Spanien  gerechnet  werden,  und  der  franzö- 
sische konnte  für  Deutschland  nicht  so  gleichgültig  sein  wie 
der  spanische.  Daß  die  dritte  Mittelmeermacht,  der  deutsche 
Bundesgenosse  Italien,  im  voraus  mit  einer  Anwartschaft 
auf  Tripolis  abgefimden  war,  barg  die  Gefahr  einer  Ver- 
schärfung der  türkischen  Frage  mit  neuen  Balkankämpfen 
in  sich.  So  stand  für  Deutschland  bei  den  Verhandlungen 
über  Marokko  nirgends  ein  Vorteil  in  Aussicht. 

Die  Verschiebung  der  Lage  im  Westen:  Englands  An- 
näherung an  Frankreich  und  die  Erfolge  der  Delcasseschen 
Politik  in  Spanien  und  Italien,  gaben  der  deutschen  PoHtik 
begründeten  Anlaß,  den  alten  freundschaftlichen  Bezie- 
hungen  zu   dem   östlichen    Nachbarn    erhöhte 
Aufmerksamkeit  zuzuwenden.   Diesem  Bestreben  kam  das 
dringende  Bedürfnis  der  russischen  Machthaber  entgegen, 
sich  den  Rücken  in  Europa  für  den  drohenden  Konflikt  im 
fernen  Osten  frei  zu  halten.    Am  hellsten  wurde  der  Grund, 
warum  sich  damals  die  russischen  Machthaber  zur  Sclbst- 
bescheidung  im  europäischen  Orient  angetrieben  fühlten, 
in  einer  Erklärung  des  Fürsten  Uchtomski,  eines  Freundes 
des  Zaren  und  Vorkämpfers  der  großasiatischen  PoHtik,  be- 
leuchtet.   Darin  hieß  es:  „Man  könnte  die  Lösung  unserer 
historischen   Aufgabe,   die  Einnahme  Konstantinopels,   be- 
schleunigen, das  früher  oder  später  eine  russische  Stadt 
sein  muß.    Aber  sie  wird  uns  nicht  entgehen,  wenn  unsere 
Diplomatie  in  der  Zukunft  nicht  etwa  kolossale  Irrtümer 
begehen    wird.      Weit   wichtiger   ist   der   Brand,    den  die 
Japaner  in  unserem  fernen  Osten  entzünden  wollen.     Es 
wäre  falsch,  uns  ihre  kriegerische  Stimmung  mit  vorüber- 
gehenden chauvinistischen  Wallungen  zu  erklären.   Das  an 
und  für  sich  wenig  bedeutende  Japan,  das  im  vollen  Sinne 
des  Wortes  um  seine  Existenz  kämpft,  fängt  unerwartet  an, 
eine  große  Bedeutung  in  der  Eigenschaft  eines  Gärpilzes 
zu  gewinnen,  der  das  bisher  indolente  China  mit  eln®r  ihm 
fremden  Leidenschaftlichkeit  ansteckt.    Solange  ein  Brand 
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noch  im  Entstehen  ist,  ist  es  leicht,  ihn  zu  löschen,  und  man 
muß  es  tun,  selbst  wenn  man  mit  gigantischem  Tritt  den 
jungen  hadersüchtigen  Staat  zertreten  muß." 

Ganz  im  Sinne  dieser  Auslassung  war  das  offizielle 
Rußland  in  der  Zeit  bis  zum  Ausbruche  des  japanischen 
Krieges  bestrebt,  mit  Hilfe  der  beiden  Mittelmächte,  Oester- 
reich-Ungarn  und  Deutschland,  keinen  Brand  im  nahen 
Orient  aufkommen  zu  lassen.  Bei  dem  Besuche  des  Zaren 
in  Wien  und  in  den  Mürzsteger  Konferenzen 
der  auswärtigen  Minister  Grafen  Lambsdorff  und  Golu- 
chowski  (Oktober  1903)  war  eine  wirksamere  Ueberwachung 
der  Reformen  in  Mazedonien,  wo  bulgarische  Banden  wieder 
einen  Kleinkrieg  erregt  hatten,  beschlossen  worden. 
Deutschland  gab  der  Hohen  Pforte  den  dringenden  Rat,  ihre 
bisherige  Verschleppungsmethode  nicht  fortzusetzen, 
sondern  den  Reformforderungen  Rußlands  und  Oesterreich- 
Ungarns  grundsätzlich  zuzustimmen. 

Obgleich  im  Winter  1903/4  schon  manches  über  die 
schwebenden  englisch-französischen  Verhandlungen  durch- 
gesickert war,  erregte  doch  das  am  8.  April  1904  abge- 
schlossene und  sogleich  veröffentUchte  Kolonialab- 
kommen in  der  deutschen  Oeffentlichkeit  eine  gewisse 
Unruhe.  Die  Grenzberichtigungen  in  Westafrika  zugunsten 
Frankreichs,  der  französische  Verzicht  auf  alte  Fischfang- 
rechte  in  Neufundland,  die  Erklärungen  über  Slam  und  die 
Neuen  Hebriden  gingen  Deutschland  nichts  an.  Die  ganze 
Aufmerksamkeit  richtete  sich  auf  das  Kernstück  des  Ab- 
kommens: die  gleichzeitige  Regelung  der  ägyptischen  und 
der  marokkanischen  Frage,  in  der  Weise,  daß  Frankreich 
versprach,  „die  Aktion  Englands  in  Aegypten  nicht  zu  hin- 
dern", und  daß  England  „auf  politischen  Einfluß  in  Marokko" 
verzichtete  und  Frankreich  das  Recht  einräumte,  „über  die 
Ruhe  Marokkos  zu  wachen  und  der  Regierung  des  Sultans 
den  etwa  erforderlichen  Beistand  zur  Umgestaltung  der 
Staatsverwaltung,  Finanzen  und  Armee  zu  leisten".  Ein 
deutlicherer  Beweis  für  das  wirklich  bestehende  herzliche 
Einvernehmen  konnte  nicht  gegeben  werden.  Frankreich 
verzichtete  endgültig  auf  die  Ausführung  einer  Idee,  die  im 
Kopfe  eines  deutschen  Piiilosophen,  des  Begründers  der 
Differentialrechnung,  Leibniz,  entsprungen   und    ein    Jahr- 
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hundert  später  von  Napoleon  I.  in  Angriff  genommen  worden 
war,  den  Plan  nämlich,  mit  der  Besetzung  der  Landenge 
von  Suez  und  des  Nillandes  den  Schlüssel  zur  Weltherr- 
schaft zu  erlangen.  Die  englische  Gegenleistung  bestand 
in  dem  Versprechen,  dem  Vordringen  Frankreichs  in  das 
marokkanische  Reich  den  Weg  frei  zu  geben,  wobei  jedoch 
bestimmt  war,  daß  die  afrikanische  Küste  gegenüber  Gibral- 
tar nicht  befestigt  werden  dürfte,  d.  h.  daß  die  Wache  am 
Eingang  zum  Mittelländischen  Meere  in  alleiniger  Obhut 
Englands  verblieb.  Die  Tragweite  eines  französischen  Pro- 
tektorats, wie  es  die  englische  Erklärung  umschrieb,  füi  die 
durch  den  Madrider  Vertrag  von  1880  geschützte  Freiheit 
des  Handelsverkehrs  und  für  die  wirtschaftliche  Gleich- 
berechtigung aller  dritten  Staaten  war  unverkennbar. 

Von  verschiednen  Seiten  wurde  bereits  am  12.  und 
14.  April  1904  im  Deutschen  Reichstag  das  französisch- 
englische Kolonialabkommen  zur  Sprache  gebracht.  Der 
nationalliberale  Abgeordnete  Sattler  sprach  von  einer  Ver- 
schiebung der  europäischen  Lage,  der  Fülirer  der  Sozial- 
demokraten, Bebel,  sah  in  dem  Abkommen  eine  Kulturtat, 
bei  der  Deutschland  zu  kurz  gekommen  sei,  was  auf  größere 
Vereinsamung  schließen  lasse,  der  antisemitische  Abgeord- 
nete Graf  Reventlow,  ein  Bruder  des  bekannten  Schrift- 
stellers, beklagte  den  beschämenden  Zustand,  daß  sich 
andre  Mächte  in  Marokko  größeren  Einfluß  sicherten  als 
das  Deutsche  Reich.  Gegen  diese  Einwände  und  Bedenken 
machte  Graf  Bülow  geltend,  daß  Deutschland  in  Marokko 
nur  wirtschaftliche  Interessen  hätte  und  kein  Grund  vor- 
läge, zu  befürchten,  daß  sie  von  irgendeiner  Macht  mißachtet 
werden  könnten.  Von  Isolierung  könnte  keine  Rede  sein; 
mit  zwei  großen  Mächten  stände  das  Reich  in  festem 
Bundesverhältnis,  mit  fünf  andern  unterhielte  es  freund- 
schaftliche Beziehungen;  sein  Verhältnis  zu  Frankreich  sei 
ruhig  und  friedlich  und  werde  es,  soweit  das  von  Deutsch- 
land abhänge,  auch  bleiben.  Um  ein  Stück  Marokko  zu  er- 
werben, hätte  das  Reich  vielleicht  vom  Leder  ziehen 
müssen,  und  um  solchen  Grund  das  Land  in  Abenteuer  zu 
stürzen,  wäre  Leichtsinn.  Die  ungeduldigen  Kritiker,  die 
fragten,  was  aus  der  kaiserlichen  Weltpolitik  geworden  sei, 
wenn  sich  andre  Staaten  ohne  deutsches  Zutun  über  alte 
Streitfragen  einigten,    waren  ganz  dieselben,    die    in   un- 
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sinniger  Hetze  gegen  England  alles  getan  hatten,  um  in  Eng- 
land die  Neigung  zur  Verträglichkeit  zu  ersticken. 

In  der  Tat  war  dem  Deutschen  Reiche  durch  die  Um- 
stände, den  ostasiatischen  Krieg  und  das  Abschwenken 
Englands  vom  Dreibund  an  die  französische  Seite,  eine 
Pohtik  der  Reserve  auferlegt.  In  der  öffentlichen  Meinung 
Deutschlands  herrschte  unter  amthchem  Einfluß  im  Ein- 
klang mit  den  Aeußerungen  des  Kanzlers  im  Reichstag 
durchaus  die  Ansicht,  daß  es  abenteuerlich  wäre,  das  Land 
um  Marokko  in  einen  Krieg  zu  stürzen.  Das  Verhältnis 
des  Deutschen  Reiches  zur  Französischen  Republik  war  so 
wenig  gestört,  daß  es  in  Paris  und  BerHn  noch  Ende  April 
1904  ernsthafte  Leute  gab,  die  eine  Begegnung  des  Deutschen 
Kaisers  mit  dem  Präsidenten  Loubet  in  den.  italienischen 
Gewässern  für  möglich  hielten.*)  Aber  auch  auf  der  eng- 
lischen Seite  wünschte  man  nicht,  das  Kolonialabkommen 
mit  Frankreich  als  eine  Unfreundlichkeit  gegen  Deutsch- 
land erscheinen  zu  lassen.  Vielmehr  empfahlen  bei  der 
Beratung  des'»Abkommens  im  Parlament  mehrere  Redner 
der  Opposition,  darunter  Sir  Edward  Grey,  unter  der 
vollsten  Zustimmung  Lord  Lansdownes,  jenes  als  prak- 
tisches Muster  für  andre  Fälle  von  Streitigkeiten  mit 
rivalisierenden  Nationen  zu  gebrauchen,  und  der  Premier- 
minister Balfour  trat  ausdrücklich  der  Ansicht  entgegen, 
daß  die  englisch-französische  Entente  unvereinbar  mit 
einem  freundlichen  englisch-deutschen  Abkommen  sei. 
Ganz  aufrichtig  waren  diese  Versicherungen  allerdings  nicht, 
wenigstens  insoweit  nicht,  als  dabei  gewisse  geheime 
Klauseln  zu  dem  Vertrage  mit  Frankreich  verschwiegen 
werden  mußten,  die  sich,  wie  wir  noch  sehen  werden, 
gegen  die  deutschen  Interessen  in  Marokko  richteten. 

Bald  darauf  folgte  König  Eduard  einer  Einladung 
des  Kaisers  zu  den  Regatten  in  Kiel.  Alte  persönliche 
Verstimmungen  zwischen  Onkel  und  Neffen  schienen  ge- 
schwunden zu  sein.  Das  Kieler  Fest  verlief  äußerlich  in 
bester  Harmonie.  Der  Kaiser  sprach  in  seinem  ersten 
Trinkspruch  offen  von  der  deutschen  Flotte  und  ihren  fried- 
lichen Zwecken.    Der  König  erwiderte  als  deutscher  Ehren- 


•)  Näheres  über  diese  Episode  in  meinen  ErlnnerunRcn  „Zur 
Vorgeschichte  des  Weltkrieges",  5.  191  ff. 
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admiral  herzlich  mit  den  Worten:  „Möchten  unsere  beiden 
Flaggen  bis  in  die  fernsten  Zeiten,  ebenso  wie  heute,  über- 
einander wehen  zur  Aufrechterhaltung  des  Friedens  und  der 
Wohlfahrt  nicht  allein  unserer  Länder,  sondern  auch  aller 
anderen  Nationen."  Auf  einem  mit  vertrauensvollen 
Marinereden  gewürzten  Abschiedsmahle  beim  Prinzen 
Heinrich  versicherte  der  König,  daß  er  mit  den  angenehmsten 
Eindrücken  nach  England  zurückkehre.  Von  einer  eng- 
lischen Einkreisungspohtik  gegen  Deutschland  war  hier 
noch  nichts  zu  spüren.  Aber  höfische  Freundlichkeiten 
konnten  so  wenig  wie  einladende  oder  beschönigende 
Parlamentsreden  darüber  hinwegtäuschen,  daß  von  der 
entente  cordiale  für  Deutschland  nur  nachteilige  Wirkungen 
zu  erwarten  waren:  sie  entwertete  die  alte  deutsch- 
englische Freundschaft,  lockerte  den  Dreibund  und  stärkte 
die  französischen  Hoffnungen  auf  Vernichtung  des  Frank- 
furter Friedens. 

Während  des  Sommers  1904  setzten  Frankreich 
und  Spanien  ihre  noch  nicht  abgeschlossenen  Verhand- 
lungen über  die  Teilung  Marokkos  fort.  Zwar  hatten  sich 
beide  Mächte  schon  im  November  1902  auf  einen  Entwurf 
geeinigt,  der  Spanien  ein  größeres  Einflußgebiet  gewährte, 
als  es  später  erlangt  hat,  und  in  dem  vorgesehen  war,  daß 
Spanien  dem  Deutschen  Reiche  einen  Hafen  an  der  atlan- 
tischen Küste  —  Casablanca  oder  Rabat  —  pachtweise 
überlassen  könnte.  Aber  nach  dem  Sturze  des  Ministeriums 
Silvela  (20.  Juli  1903)  hielt  starker  Londoner  Druck  die 
Königin-Regentin  Marie  Christine  ab,  ihren  Namen  unter 
den  Vertrag  zu  setzen.  Das  Ergebnis  der  neuen  spanisch- 
französischen  Verhandlungen  stellte  sich  zunächst  in  einer 
am  5.  Oktober  1904  veröffentlichten  „Erklärung"  beider 
Mächte  dar,  in  der  gesagt  war,  daß  sie  ein  Abkommen  über 
den  Umfang  ihrer  Rechte  und  die  Garantien  ihrer  Interessen 
in  Marokko  geschlossen  hätten.  Außerdem  versicherten 
beide  Teile,  daß  sie  unverändert  an  der  Integrität  Marokkos 
unter  der  Souveränität  des  Sultans  festhalten  würden. 
Das  erwähnte  Abkommen  wurde  geheimgehalten  und  kam 
erst  viel  später  an  tlie  Oeffentlichkeit.  In  vollem  Wider- 
spruch zu  der  öffentlichen  „Erklärung"  über  die  Unversehrt- 
heit Marokkos  und  die  Oberherrschaft  des  Sultans  sprach 
das  geheime  Abkommen  Spanien,  wenn  sich  der  Status  quo 
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in  Marokko  nicht  aufrechterhalten  üeße,  unter  einigen  neben- 
sächlichen Klauseln  das  Recht  des  Handelns  (action)  zu, 
ähnlich  wie  der  französisch-englische  Vertrag  vom 
8.  April  1904  Frankreich  das  Recht  zuerkannt  hatte,  über  die 
Ruhe  und  Ordnung  in  Marokko  zu  wachen.  Das  Recht  des 
Handelns  war  nichts  andres  als  eine  täuschende  Um- 
schreibung der  tatsächlichen  Teilung  des  marokkanischen 
Reichs. 

Dazu  kam  in  dem  spanisch-französischen  Geheim- 
abkommen noch  eine  besondre  Bestimmung,  die  darauf 
abzielte,  jede  territoriale  Beteiligung  Deutschlands  auszu- 
schheßen.  Diesen  Punkt  deutete  ein  Pariser  Blatt,  das 
„Journal  des  Debats",  in  folgenden  Sätzen  deutlich  genug 
an:  „Es  mußte  vermieden  werden,  daß  Marokko  zwischen 
uns  und  unseren  südwestlichen  Nachbarn  eine  Entfremdung 
hervorrief,  wie  sie  Tunis  zwischen  Frankreich  und  Italien 
licrvorgerufen  katte.  Nachdem  man  durch  die  neue  fran- 
zösisch-italienische Annäherung  dem  Dreibunde  seinen 
früheren  beunruhigenden  Charakter  genommen  hatte,  wäre 
es  ganz  unvorsichtig  gewesen,  das  wiedergewonnene 
Terrain  von  neuem  aufs  Spiel  zu  setzen,  indem  wir  uns  an 
einer  andern  Grenze  einen  Feind  schufen.  Eine  doppelte 
Gefahr  wäre  dann  für  uns  zu  fürchten  gewesen,  daß  sich 
Spanien  Deutschland  zuwandte,  und  daß  es  ihm  eines 
seiner  jetzigen  Presidios  in  der  Nähe  Algeriens,  z.  B.  als 
Kohlenstation,  abHeß."  Tatsächlich  hatte  sich  Spanien  in 
dem  Geheimabkommen  verpflichten  müssen,  unter  keinen 
Umständen  die  Hilfe  einer  fremden  Macht  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Noch  genauer  hieß  es  in  dem  erst  1911  öffentlich 
bekannt  gewordnen  Geheimabkommen  zu  dem  französisch- 
englischen  Vertrage  vom  8.  April  1904,  daß  Spanien,  der 
Teilungspartner  Frankreichs,  sich  verpflichten  müsse, 
keines  der  seinem  Einflüsse  unterstellten  marokkanischen 
Gebiete  weder  ganz  noch  teilweise  in  andre  Hände  über- 
gehen zu  lassen. 

Wo  blieben  bei  solchen  Vorbereitungen  zur  Aufteilung 
Marokkos  die  international  geregelte  Selbständigkeit  der 
Sultansherrschaft,  die  wirtschaftliche  Gleichberechtigung 
und  die  offenen  Türen  an  der  Küste?  Der  Zeitpunkt  rückte 
näher,  wo  sich  die  deutsche  Regierung  entscheiden  mußte, 
entweder  die  Verschleierungen  und  Widersprüche  zwischen 
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Schein  und  Wesen  hinzunehmen  oder  aus  der  vom  Kanzler 
angekündigten  Politik  der  Ruhe  und  Reserve  herauszu- 
treten.    Klein  beigeben  oder  Auftrumpfen  war  die  Frage. 

Während  sich  die  deutsche  Politik  noch  bis  tief  in  den 
Winter  hinein  abwartend  verhielt,  ging  Delcassö  alsbald 
nach  dem  Abschluß  der  Verhandlungen  mit  Spanien  daran, 
den  Sultan  für  den  größten  Teil  seines  Reiches  unter  fran- 
zösische Ueberwachung  zu  stellen.  Um  Neujahr  1905 
wurde  der  Vertreter  Frankreichs  in  Tanger,  Saint-Rene 
Taillandier,  in  besondrer  Mission  nach  Fes  entsandt,  um 
dem  Sultan  ein  Militärprogramm  und  eine  Reihe  scharfer 
Forderungen  über  Anleihedienst,  Zollkontrolle,  Vergebung 
öffentlicher  Arbeiten  usw.  vorzulegen.  Bei  Ausführung  des 
Auftrages  sollte  sich  der  Gesandte  darauf  berufen  haben, 
daß  Frankreich  von  den  europäischen  Mächten  ein  Mandat 
zur  Ordnung  der  militärischen  und  zivilen  Verwaltung  in 
Marokko  erhalten  hätte.  Der  Sultan  bestätigte  diese  Angabe 
gegenüber  dem  kaiserhchen  Konsul  Vassel  in  Fes,  der  Ge- 
sandte bestritt  sie,  in  Deutschland  glaubte  man  dem  Sultan, 
in  Frankreich  natürlich  dem  Gesandten.  Jedenfalls  war 
Delcass6  in  dem  Glauben  befangen,  daß  er  keinen  deutschen 
Einspruch  mehr  zu  gewärtigen  hätte  und  daß  Frankreich, 
nach  den  Verträgen  mit  England  und  Spanien  die  politische 
Protektorrolle  ohne  Rücksicht  auf  die  durch  die  Madrider 
Konvention  von  1880  geschützten  wirtschaftlichen  Inter- 
essen der  Fremden  durchführen  könnte.  Die  ihm  ergebnen 
Organe,  wie  „Journal  des  D^bats",  sprachen  es  offen  aus, 
daß  Marokko  das  Gegenstück  zu  Tunis  werden  sollte.  Das 
bedeutete  praktisch  den  Ausschluß  aller  nichtfranzösischen 
Bewerber  bei  Vergebung  von  Regierungsaufträgen  und 
wirtschaftlichen  Konzessionen  und  überhaupt  ihre  Ver- 
drängung aus  dem  marokkanischen  Geschäftsleben. 

Nunmehr  setzte  die  deutsche  Gegenaktion  ein.  Für 
das  deutsche  Hervortreten  wurde  die  eindrucksvollste  Form 
gewählt,  sie  erinnerte  an  die  Positur  eines  alten  Lands- 
knechts: die  Beine  breit,  das  Schwert  dazwischen  und  die 
Hände  auf  dem  Knauf.  Auf  den  Rat  des  Kanzlers,  der  selbst 
von  Herrn  v.  Holstein  beraten  war,  ließ  sich  der  Kaiser 
ungern  bewegen,  auf  seiner  mit  dem  Besuche  des  Königs 
von  Portugal  in  Lissabon  begonnenen  Mittelraeerfahrt 
Tanger  anzulaufen.  Noch  auf  der  Reede  von  Tanger  bei 
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hochgehender  See  zögerte  der  Kaiser  an  Land  zu  gehen, 
bis  der  Sekretär  der  Gesandtschaft  v.  Kühlmann  mit 
Depeschen  aus  Berlin  an  Bord  kam  und  von  den  Vor- 
bereitungen zum  Empfang  an  Land  berichtete.  Der  zwei- 
stündige Aufenthalt  verlief  würdig.  Deutsche,  Mauren  und 
Spanier  waren  begeistert,  auch  die  englische  Kolonie  hatte 
einen  Triumphbogen  errichtet,  das  französische  Element 
verhielt  sich  höflich  und  korrekt.  Auf  die  Ansprache  des 
Onkels  des  Sultans,  Mulay  Abdelmalek,  erwiderte  der 
Kaiser:  der  Besuch  gelte  dem  Sultan  als  einem  unab- 
hängigen Herrscher,  er  hoffe,  ein  freies  MaroKko  werde, 
ohne  Monopole  und  Annexionen,  dem  friedlichen  Wett- 
bewerb aller  Nationen  offen  bleiben,  er  werde  alles  tun,  was 
in  seiner  Macht  stehe,  um  wirksam  die  deutschen  Inter- 
essen in  Marokko  zu  schützen. 

Am  selben  Tage  (3L  März)  hielt  Delcass6,  ohne  die 
Kaiserfahrt  zu  berühren,  in  der  Kammer  eine  Beschwich- 
tigungs-  und  Rechtfertigungsrede,  in  der  er  anerkannte, 
daß  fremde  Nationen  Ansprüche  auf  Sicherung  ihrer  Handels- 
interessen in  Marokko  erheben  könnten.  Es  bestand  be- 
reits eine  Opposition  gegen  ihn,  die  ihm  vorwarf,  ohne  Not 
die  berechtigte  Eigenliebe  Deutschlands  gefährlich  verletzt 
zu  haben.  Die  Sozialisten  unter  Jaurös  verlangten  größere 
Klarheit  und  drängten  Delcass6  zu  einer  zweiten  Rede, 
in  der  er  versicherte,  daß  Frankreich  dem  Sultan  von 
Marokko  nur  Vorschläge  machen,  sonst  niemand  schaden 
und  in  Erörterungen  über  etwaige  Mißverständnisse  mit 
dritten  Mächten  eintreten  wollte.  Die  Kaiserrede  in  Tanger 
hatte  aber  schon  die  deutsche  Politik  auf  den  inter- 
nationalen Charakter  der  Marokkofrage  festgelegt,  und 
Holstein  sorgte  mit  seinem  ganzen  Einfluß  dafür,  daß  von 
dem  Rechtsstandpunkt,  nach  dem  alle  Beteiligten  der 
Madrider  Konvention,  am  besten  auf  einer  vom  Sultan  vor- 
zuschlagenden Konferenz,  mitzusprechen  hätten,  nicht  ab- 
gewichen würde. 

Der  deutsche  Anspruch,  als  Vertragsmacht  der  Madrider 
Konvention  bei  der  von  Frankreich  geplanten  „Tunlfikation 
Marokkos"  befragt  zu  werden,  war  völkerrechtlich  ein- 
wandfrei. Stillschweigend  die  deutschen  Interessen  in 
Marokko  preiszugeben,  ging  nicht  wohl  an,  well  dann,  wie 
der  Kanzler  la  einem  Erlaß  au  dcu  Botschafter  In  London 
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hervorhob,  die  zuschauende  Welt  zu  ähnlichen  Rücksichts- 
losigkeiten bei  andern  vielleicht  größeren  Fragen  er- 
ermuntert worden  wäre.  Die  sehr  anstößigen  Geheim- 
klauseln in  den  Verträgen  mit  England  und  Spanien  waren 
damals  noch  nicht  bekannt;  wären  sie  es  gewesen,  so  hätte 
die  Tangerfahrt  nicht  so  herausfordernd  gewirkt. 

Zum  Sturze  Delcass6s  trug  nicht  wenig  das 
Verhalten  der  deutschfeindlichen  engHschen  Presse  bei. 
In  dem  franko-englischen  Kolonialvertrage  hatte  sich  die 
englische  Regierung  zur  diplomatischen  Unterstützung 
Frankreichs  in  Marokko  verpflichtet.  Demgemäß  schickte 
sie  ihren  Gesandten  Lawther  in  besondrer  Mission  nach 
Fes,  um  mit  Saint-Rene  Taillandier  gegen  den  deutschen 
Sondergesandten  Grafen  Tattenbach  die  französischen 
Forderungen  beim  Makhzen  durchzusetzen.  Um  aber  den 
für  England  so  wertvollen  Minister  Delcasse  zum  Ausharren 
auf  seinem  Posten  zu  bestimmen,  stellten  englische  Blätter 
sogar  militärische  Hilfe  für  den  Fall  eines  Krieges  mit 
Deutschland  In  Aussicht,  wodurch  die  schon  durch  die 
Tangerfahrt  hervorgerufene  Unruhe  in  Frankreich  erst  recht 
gesteigert  wurde.  Nach  dem  Abgange  Delcasses  gestand 
der  Pariser  „Temps",  daß  es  bei  der  englischen  Preß- 
treiberei allen  verständigen  Franzosen  unheimlich  ge- 
worden sei,  und  daß  sich  eine  große  Nation  wie  Frank- 
reich nicht  in  einen  Krieg  einlassen  dürfe,  „um  die  Ge- 
schäfte einer  dritten  Macht  zu  besorgen". 

Aus  den  Enthüllungen,  die  der  von  fast  allen  Seiten 
in  der  Kammer  angegriffene  und  darum  tief  verbitterte 
Delcasse  erst  im  Juli  im  „Gaulois"  und  dann  im  Oktober 
im  „Matin"  gemacht  hat,  geht  das  eine  klar  hervor,  daß  er 
in  der  entscheidenden  Ministersitzung  vom  6.  Juni  gegen 
die  von  Deutschland  gewünschte  Konferenz  Stellung  ge- 
nommen hatte  und  im  Vertrauen  auf  englische  Hilfe  selbst 
vor  einem  kriegerischen  KonfHkt  mit  Deutschland  nicht 
zurückschreckte.  Unklar  und  bestritten  blieb  dagegen, 
was  er  über  bereits  erlangte  englische  Zusagen  (Blockade 
der  Elbemündung  und  Besetzung  Schleswig-Holsteins  mit 
100  000  Mann)  erzählte.  Aus  den  während  des  Weltkriegs 
in  Brüssel  aufgefundnen  und  dann  veröffentlichten  bel- 
gischen Aktenstücken  wissen  wir,  daß  im  Januar  1906  der 
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britische  Militärattache  Barnardiston  dem  belgischen 
Generalstabschef  Ducarne  mitteilte,  England  habe  für  den 
Fall  eines  deutschen  Angriffs  auf  Belgien  die  Landung  von 
100  000  Mann  in  Calais  und  Dünkirchen  vorgesehen.  Die 
Vermutung  Hegt  nahe,  daß  das  dieselben  100  000  Mann  ge- 
wesen sind,  die  Delcass6  in  seiner  Enthüllung  erwähnte, 
Indessen  lautete  diese  doch  so  bestimmt,  daß  die  Annahme 
einer  späteren  Aendrung  des  ursprünglichen  Planes  (Ver- 
legung der  Landung  von  der  deutschen  Nordmark  nach  der 
französischen  Nordküste)  die  größere  Wahrscheinlichkeit  für 
sich  hat. 

Im  Juni  1905  hatte  Lord  Lansdowne  dem  Botschafter 
Grafen  Metternich  erklärt,  daß  eine  AUianz  mit  Frankreich 
niemals  Gegenstand  von  Erwägungen  gewesen  sei.  Aller- 
dings mußte  er  dabei  die  Frage  offen  lassen,  ob  nicht 
die  öffentliche  Meinung  ,  die  in  der  „theatralischen"  Kaiser- 
fahrt eine  unfreundliche  Handlung  auch  gegen  England  er- 
blickte, die  Regierung  im  Falle  eines  deutsch-französischen 
Krieges  zu  aktivem  Beistand  Frankreichs  drängen  würde. 
Diese  Erklärung  Lansdownes  ist  geraume  Zeit  vor  den 
Enthüllungen  im  „Matin"  abgegeben  worden.  Wortwörthch 
genommen  mag  sie  richtig  gewesen  sein.  In  dem  Ent- 
hüllungsartikel war  auch  nicht  von  einer  Ahianz  die  Rede, 
sondern  von  einer  englischen  Zusage,  im  Falle  eines  Krieges 
mit  Deutschland  dem  französischen  Heere  mit  einem 
Landungskorps  zu  Hilfe  zu  kommen.  Wäre  diese  Angabe 
falsch  gewesen,  so  würde  sie  die  englische  Regierung  als- 
bald dementiert  haben.  Statt  dessen  erschien  in  der 
Londoner  Presse  eine  Mitteilung,  die  nur  besagte,  daß  die 
Regierung  das  englische  Angebot  weder  ableugnen  noch 
bestätigen  könne  und  daß  sie  die  Angaben  des  „Matin"  wie 
alle  derartigen  Indiskretionen  bedaure.  Voller  Entsetzen 
schrieb  Jaur6s  gleichzeitig  in  der  „Humanitd":  „So  haben 
wir  das  Einvernehmen  mit  England  nicht  verstanden. 
Delcass6  hat  bei  der  englischen  Regierung  den  Eindruck 
hervorgerufen,  daß  er  zu  Allem  bereit  wäre,  und  die  eng- 
lische Regierung  hat  bei  dem  elteln  Exminister  die  Rolle  des 
Versuchers  gespielt."  Woher  aber  kam  die  Wendung  der 
englischen  Politik  zu  solch  versteckter  Feindseligkeit  gegen 
Deutschland?  Die  theatralische  Tangerfahrt  allein  reicht 
zur  Erklärung  nicht  aus.  Wir  werden  bald  sehen,  daß  noch 
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ein  andrer,  mit  der  Marokicofrage  nicht  zusammenliängender 
Beweggrund  hinzul<:am.  — 

Für  die  breite  Masse  des  deutschen  Voll^es  war 
Marol^ko  Hekuba,  und  für  die  nationale  Prestigefrage,  die 
sich  aus  der  Delcasseschen  Ignorierung  deutscher  wirt- 
schaftlicher Rechte  ergab,  hätte  sich  im  Kriegsfall  schwer- 
lich die  notwendige  allgemeine  Begeisterung  entzünden 
lassen.  Die  sozialdemokratische  Arbeiterpartei  unterhielt 
mit  den  französischen  Sozialisten  unter  J  a  u  r  6  s  enge 
Fühlung  und  lehnte  den  Gedanken  eines  Krieges  um 
Marokko  schroff  ab.  Auf  ihre  Einladung  sollte  Jaur^s  nach 
Berlin  kommen  und  in  einer  öffentlichen  Versammlung  über 
die  Aufgaben  des  Proletariats  zur  Erhaltung  des  Welt- 
friedens sprechen.  Für  die  auswärtige  Politik  hätte  das 
Auftreten  dieses  scharfen  Gegners  der  Delcasseschen 
Marokkopolitik  und  aufrichtigen  Freundes  einer  deutsch- 
französischen Annäherung  in  Berlin  von  Nutzen  sein 
können.  Der  Kanzler  schwankte,  ob  er  es  zulassen  oder 
verhindern  sollte,  bis  der  innere  Kampf  gegen  die  Sozial- 
demokratie den  Ausschlag  gab.  Jaur^s  nahm  die  Absage 
hin,  ohne  sich  in  seinem  Werke  der  Friedensstiftung  und 
in  den  Warnungen  seiner  Landsleute  vor  „heimtückischer 
Feindseligkeit"   gegen  Deutschland  irremachen  zu   lassen. 

Nach  dem  Abgang  Delcass^s  übernahm  der  Minister- 
präsident R  0  u  V  i  e  r  selbst  die  Leitung  des  Ministeriums 
der  auswärtigen  Angelegenheiten.  Mit  ihm  zog  ein  ver- 
söhnUcherer  Geist  am  Quai  d'Orsay  ein.  Die  Aufrichtigkeit 
seiner  Absicht,  die  Uebereilungen  seines  Vorgängers  wieder 
gutzumachen,  unterlag  keinem  Zweifel  und  war  nicht  bloß 
in  dem  Umstand  begründet,  daß  der  russische  Verbündete 
„mit  Geld,  Armee  und  Marine  nach  Ostasien  desertiert" 
war.  Schon  vor  dem  Abgange  Delcass6s  hatte  er  dem 
Fürsten  Radolin  erklärt,  daß  er  dem  Gedanken  einer  Kon- 
ferenz widerstrebe  und  ein  französisch-deutsches  Sonder- 
abkommen vorziehe.  Gleich  in  der  ersten  Unterredung  mit 
Radolin  nach  Uebernahme  der  auswärtigen  Geschäfte 
wiederholte  er,  daß,  wenn  man  schon  auf  die  Konferenz 
gehen  wolle,  doch  eine  vorherige  sachliche  Einigung 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich  erforderlich,  und  daß 
hinwiederum,  wenn  ein  Sonderabkommen  getroffen  würde, 
die  Konferenz  eigentlich  überflüssig  wäre.    Erst  nachdem 
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Fürst  Bülow  in  einer  Unterredung  mit  dem  französischen 
Botschafter  Bihourd  davor  gewarnt  hatte,  noch  länger  auf 
einem  Wege  zu  verharren,  der  an  Abgründen  und  Schlünden 
hinführe,  gab  Rouvier  nach  und  nahm  die  Konferenz  an. 
In  dem  Protokoll  vom  8.  Juli  1905  vv^urde  neben  der  Unab- 
hängigkeit des  Sultans,  der  Unverletzlichkeit  seines  Reichs, 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  und  der  NützHchkeit  von 
Reformen  auch  das  besondre  Interesse  anerkannt,  das  Frank- 
reich wegen  seiner  ausgedehnten  Grenznachbarschaft  an 
der  Ordnung  im  scherifischen  Reich  habe.  Damit  hatte 
Rouvier  bereits  ein  wertvolles  Zugeständnis  in  der  Tasche. 
Eine  gemeinsame  Erklärung  setzte  dann  noch  fest,  daß  nach 
dem  Zusammentritt  der  Konferenz  die  Gesandtschaften  aus 
Fes  nach  Tanger  zurückberufen  und  daß  inzwischen  dem 
Sultan  gemeinschaftliche  Ratschläge  für  Feststellung  des 
Konferenzprogramms  erteilt  werden  sollten.  Nach  weiteren 
schwierigen  Verhandlungen  zwischen  Berlin  und  Paris  im 
Sommer  1905  wurde  endlich  ein  Abkommen  über  die  Gegen- 
stände der  Konferenzberatungen  geschlossen  und  als  Ort 
der  internationalen  Konferenz  die  spanische  Hafenstadt 
Algeciras  in  der  Nähe  von  Gibraltar  gewählt.  Die  An- 
strengungen, die  schon  das  langwierige  Ersteigen  des  ersten 
Berges  gekostet  hatte,  ließen  noch  größere  Schwierigkeiten 
beim  Ueberwinden  des  Konferenzmassivs  erwarten. 

In  Unterredungen  mit  den  französischen  Journalisten 
vom  „Temps"  und  vom  „Petit  Parisien"  sprach  sich  Fürst 
Bülow  sehr  optimistisch  aus.  Das  vorläufige  Abkommen 
bezeichnete  er  als  ein  erfreuliches,  glückliches  Ereignis,  das 
einer  Periode  der  Spannung  und  des  Mißtrauens  ein  Ende 
mache  und  hoffentlich,  wenn  man  in  Frankreich  erkenne, 
daß  die  Politik  der  Isolierung  Deutschlands  der  Vergangen- 
heit angehöre,  zu  einer  aufrichtigen  Annäherung  beider 
Länder  führen  werde.  Die  Hoffnung  hat  sich  nicht  erfüllt, 
konnte  sich  nicht  erfüllen,  teils  weil  Frankreich  schon  zu 
eng  mit  England  verbunden,  teils  weil  in  der  fortgesetzten 
rauhen  Methode  des  deutschen  Vorgehens  ein  schwerer 
psychologischer  Fehler  enthalten  war.  Nachdem  die  Fran- 
zosen selbst  den  offenen  Isolierungs-  und  heimlichen 
Revanchepolitiker  Dclcasse  preisgegeben  hatten,  wurde  das 
starre  Festhalten  am  Konferenztrihunal  imd  die  Ablehnung 
des  versöhnlichen  Rouvlerschen  Angebots  eines  Vergleichs 
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als  Demütigung  empfunden.  Die  Kriegsfurcht  vom  April 
verwandelte  sich  allmählich  während  der  langen  diplo- 
matischen Verhandlungen  im  Sommer  in  Gefühle  des  Zorns 
und  der  Rache.  Unsichtbar  begann  sich  ein  Wandel  in  dem 
geistigen  Zustand  des  französischen  Volkes  zu  vollziehen. 
Die  junge,  nach  1870  geborne  Generation  kehrte  sich  von 
dem  Pazifismus  der  Alten  und  den  deutschfreundhchen  Be- 
strebungen der  sogenannten  Humanitaristen  der  voran- 
gegangnen Periode  ab.  An  Stelle  der  Verehrer  deutscher 
Geistesart:  Renan,  dem  es  beim  Studium  des  geistigen 
Lebens  Deutschlands  im  vorigen  Jahrhundert  war,  als  wäre 
er  in  einen  Tempel  eingetreten,  ferner  Taine,  Monod  u.  a., 
traten  die  L6on  Daudet  und  Barres  und  feuerten  den 
kriegerischen  Sinn  und  den  Stolz  der  Franzosen  auf  ihre 
vermeintliche  kulturelle  Ueberlegenheit  gegenüber  den 
deutschen  „Barbaren"  von  neuem  an. 

Außerordentlich  förderlich  für  den  neuen  Geist  in  Frank- 
reich erwies  sich  die  von  Holstein  aufgebrachte  Geisel- 
t  h  e  0  r  i  e.  Sie  erschien  zuerst  in  einem  Artikel  der  „Kreuz- 
zeitung" von  Th.  Schiemann  in  folgender  Form:  Man  sei  in 
Deutschland  einig  darüber,  daß,  wenn  man  in  Konflikt  mit 
England  geriete,  dies  in  seinem  Ursprung  Frankreich  zu 
verdanken  wäre,  weshalb  Deutschland  einen  solchen  Krieg 
nicht  anders  als  in  Frankreich  führen  würde.  Die  Pariser 
Presse  griff  die  Drohung  der  „Kreuzzeitung",  die  sich  mit 
der  Geiseltheorie  Holsteins  deckte,  auf  und  verdammte  aufs 
heftigste  den  „Schiemanismus"  der  deutschen  Politik.  In 
der  Tat  konnte  es  für  die  Franzosen  kaum  etwas  Auf- 
reizenderes geben.  Die  Wirkung  war  entgegengesetzt 
den  Bemühungen  Bülows,  ein  besseres  gegenseitiges  Ver- 
stehen beider  Völker  herbeizuführen.  Selbst  Jaures  konnte 
sich  der  tiefen  Erregung  über  die  Geiseltheorie  nicht  ent- 
ziehen. Sein  Kampf  gegen  die  Revanche  ließ  nach,  und 
noch  1909  hielt  er  über  die  Drohung,  daß  Frankreich  in 
einem  deutsch-englischen  Kriege  der  erste  Leidtragende 
sein  würde,  eine  entrüstete  Rede.  So  waren  schon  auf  dem 
Wege  nach  Algeciras  die  großen  Sentiments  in  Frankreich 
gegen  Deutschland,  und  es  begann  jener  innere  Prozeß,  der 
in  den  sogar  von  verständnisvollen  Dichtern  wie  Romain 
Rolland  geteilten  Glauben  an  den  gewalttätigen  Hochmut 
des  deutschen  Imperialismus  auslief. 
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2.  England  und  die  deutsche  Flotte. 
Björkö.     Algeciras. 

Der  Ausbau  der  deutschen  Flotte  war  in  der 
öffentlichen  Meinung  Englands  durchaus  nicht  von  Anfang 
an  mit  der  Vorstellung  einer  heraufziehenden  Gefahr  ver- 
bunden. Daß  Deutschland  seine  Küstenverteidigung  auch 
durch  eine  stärkere  Marine  sicherte,  daß  es  kleine  und 
größere  Kreuzer  baute  zum  Schutze  seiner  zunehmenden 
überseeischen  Interessen,  wurde  jenseits  des  Kanals  über 
die  Zeit  des  neuen  Kurses  hinaus  als  eine  natürUche  Er- 
scheinung betrachtet.  Hätte  sich  bei  den  britischen  Staats- 
männern eine  Voraussicht,  beim  englischen  Volk  ein  Gefühl 
der  Bedrohung  durch  die  deutsche  Flotte  eingemischt,  so 
wäre  der  Abschluß  eines  Vertrages,  der  die  Insel  Helgo- 
land vor  der  Mündung  der  Elbe  und  des  Nord-Ostseekanals 
und  vor  dem  Jadebusen  einem  maritim  aufstrebenden 
Deutschland  überließ,  unmöglich  gewesen.  Die  Engländer 
konnten  auch  verfolgen,  wie  schwer  es  in  der  Zeit  des  neuen 
Kurses  der  deutschen  Regierung  wurde,  vom  Reichstag  die 
Neubauten  von  Kreuzern  bewiUigt  zu  erhalten,  die  nicht 
nur  von  den  Marinebehörden,  sondern  auch  vom  Auswärti- 
gen Amt  für  notwendig  erklärt  wurden,  um  berechtigten 
deutschen  Forderungen  gegen  überseeische  Staaten  Nach- 
druck zu  verleihen.  Solche  Forderungen  dienten  über- 
wiegend den  Interessen  von  Industrie  und  Handel.  Eine 
stärkere  und  raschere  Marinebereitschaft  zugunsten  deut- 
scher Ueberseewerte  wurde  vor  dem  Reichstage  namentlich 
durch  den  Staatssekretär  Freiherrn  v.  Marschall  vertreten, 
—  Grund  genug  für  eine  gewisse  Sprödigkeit  der  Konser- 
vativen gegenüber  der  aus  agrarischem  Munde  gelegentlich 
sogar  als  „gräßlich"  bezeichneten  Flotte. 

Die  Gelassenheit  Englands  begann  erst  aufzuhören,  als 
in  den  deutschen  Neubauten  für  den  Eindruck  nach  außen 
die  zum  Küsten-  und  zum  Ueberseedienst  bestimmten 
Schiffe  hinter  größeren  Einheiten  zurücktraten,  die  auch 
andern  Zwecken  dienen  konnten.  Aber  auch  dann  noch 
behauptete  sich  zunächst  das  britische  Phlegma.  Bs  ent- 
sprach dem  im  englischen  Volk  lebenden  Gefühl  einer  riesigen 
Ueberlegenheit,  wenn  der  Prinz  von  Wales  gegenüber  der 
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lauten  Werbetätigkeit  seines  Neffen  Wilhelm  II.  für  Kriegs- 
schiffbauten die  Losung  ausgab:  Let  him  play  with  his  fleet. 
Dieses  Goliathbewußtsein  gegen  den  deutschen  David  hielt 
sogar  noch  stand,  als  sich  nach  dem  Flottengesetz  von 
1900  eine  auf  Zuwachs  berechnete  deutsche  Schlachtflotte 
entwickelte,  von  der  ihr  Urheber  Tirpitz  im  Reichstag  er- 
klärte, daß  sie  als  Gegenstand  eines  Angriffs  auch  für  eine 
sehr  starke  Seemacht  bedenklich  sei. 

Dieser  Risikogedanke,  dem  die  Abwehr  eines 
Angriffs  zugrunde  lag,  war  an  und  für  sich  einwandfrei. 
Das  für  England  Anstößige  lag  in  der  Art  seiner  Ausführung 
und  der  geräuschvollen  Agitation  des  Flottenvereins  und  der 
Alldeutschen,  die  jede  inoffensive  Ruhe  und  Kaltblütigkeit 
vermissen  ließ  und  mehr  unter  der  Hand  als  öffentlich  der 
Parole  „England  niederzwingen"  folgte.  Die  Ansicht  des 
Großadmirals  v.  Tirpitz,  daß  erst  der  verstärkte  Schutz  der 
deutschen  Küsten  und  Ueberseeinteressen  der  englischen 
Handelseifersucht  Mäßigung  auferlegt  und  mithin  besseren 
Beziehungen  zu  England  gedient  hätte,  ist  ohne  Sophistik 
kaum  zu  begründen.  Ebenso  gewagt  ist  die  Behauptung: 
„Ohne  auf  den  Stand  eines  armen  Ackerbaulandes  zurück- 
zusinken, konnten  wir  England  nicht  zum  Freund  und 
Gönner  gewinnen."*)  Sie  kann  nur  als  Rückstand  aus  den 
Zeiten  der  eifrigsten  Werbetätigkeit  für  die  deutsche  Flotte 
angesehen  werden,  und  die  entscheidende  Frage  bleibt  doch, 
ob  es  klug  war,  nach  der  Verwirklichung  einer  für  Küsten- 
schutz und  Ueberseedienst  ausreichend  starken  Flotte 
wiederholten  englischen  Versuchen  einer  vertraglichen  Be- 
grenzung des  Baues  von  Großkampfschiffen  auszuweichen. 
Dadurch  mußte  sich  der  die  Isolierungspolitik  rechtfertigende 
Eindruck  vertiefen,  daß  der  deutsche  Flottenplan  auf 
aggressive  Verwendung  gegen  die  britische  Seeherrschaft 
angelegt  sei. 

Fürst  Bülow  schrieb  einmal  in  einem  Briefe  aus  Nor- 
derney:  „Wenn  wir  bei  unseren  Flottenrüstungen  den  Nach- 
druck mehr  auf  die  Defensive  (Unterseeboote,  Minen, 
Küstenbefestigung,  schnelle  Kreuzer)  legen  würden,  fiele  der 
Hauptgrund  der  Spannung  mit  England  weg,  und  vielleicht 
wäre   es   auch   für   unsere    eigne    militärische    Sicherheit 

*)  Alfred  v.  Tirpitz,  Erinnerungen,  Leipzig  1919,  S.  167. 

125 


besser".  Politisch  hatte  der  Kanzler  gewiß  recht,  aber  nie- 
mand besaß  die  nötige  Wucht  der  persönlichen  Geltung  für 
einen  Kampf,  der  gleichzeitig  gegen  den  für  eine  Parade- 
flotte schwärmenden  Kaiser,  gegen  die  Autorität  des  auf 
den  Bau  großer  Schlachtschiffe  eingeschwornen  Admirals 
V.  Tirpitz  und  das  bei  jeder  Gelegenheit  (Samoastreit,  Be- 
schlagnahme der  Ppstdampfer,  entente  cordiale.  Tanger- 
fahrt) aufgestachelte  Nationalgefühl  zu  führen  gewesen  wäre. 

Mit  dem  Winter  1904/5  begann  die  lange  Periode,  in  der 
weite  Kreise  in  England  die  deutsche  Flotte  nicht  mehr 
als  Spielzeug,  sondern  als  Drohung  ansahen  und  jeder  neue 
deutsche  Anlauf  zur  Verstärkung  der  Seerüstung  durch 
verdoppelte  englische  Anstrengungen  gleicher  Art  überboten 
wurde.  Nach  dem  ersten  lauten  Weckruf  des  Civillords  der 
Admiralität  Lee  zu  Anfang  des  Jahres  empfahl  der  Admiral 
a.  D.  Fitzgerald  im  Frühjahr  die  Vernichtung  der  deutschen 
Flotte  und  des  deutschen  Handels,  und  die  „Army  and  Navy 
Gazette"  folgte  mit  der'  Drohung  nach,  Deutschland  den 
Weiterbau  seiner  Flotte  zu  verbieten.  Wenn  es  auch  nicht 
zur  Ausführung  des  von  Lee  empfohlenen  plötzlichen  Ueber- 
falls  auf  die  deutschen  Küsten  kam,  einer  Brutalität,  die 
auch  die  Gedanken  des  Flottenchefs  Lord  Fisher  be- 
schäftigte, so  gingen  doch  von  dem  offiziellen  England 
Handlungen  aus,  die,  wie  die  Verstärkung  der  Heimatflotte, 
der  Beginn  des  Dreadnoughtbaus  und  die  Entsendung  eines 
starken  Geschwaders  nach  der  Ostsee,  wo  seit  dem  Krim- 
kriege kein  englisches  erschienen  war,  den  Eindruck  aggres- 
siver Vorbereitungen  gegen  Deutschland  machen  mußten. 

Die  in  der  Marine  herrschende  tiefe  Erregung  übertrug 
sich  auf  weite  Kreise  des  englischen  Volks,  nicht  zuletzt 
auch  auf  die  Leitung  der  auswärtigen  Politik.  Hier  zeigt 
sich  der  tiefere  Grund,  warum  sich  das  Kabinett  Balfour- 
Lansdowne  so  viel  Mühe  gab,  den  deutschfeindlichen  Minister 
Delcassd*  am  Ruder  zu  erhalten  und  die  Einbildungskraft 
der  Franzosen  mit  der  Aussicht  auf  ein  Kriegsbündnis  zu 
reizen. 

Diese  Zeichen  einer  zunehmenden  gefährlichen  Spannung 
zwischen  Deutschland  und  England  könnten  den  Eifer  einiger- 
maßen erklärlich  machen,  mit  dem  der  Kaiser  eine  deutsch- 
französische  Versöhnung  auf  dem  Umwege  über  den  Zaren 
betrieb.    Jedoch  nur  der  Abschluß  des  Björkövertrags 
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fällt  in  die  Zeit,  als  die  deutsche  Flottenpolitik  die  ge- 
schilderte „Gefalirenzone"  zu  durclilaufen  hatte.  Wie  man 
aus  der  Veröffentlichung  der  Briefe  des  Kaisers  an 
den  Zaren  erfahren  hat,  reichen  die  ersten  Versuche 
der  beiden  Potentaten,  ein  Schutzbündnis  miteinander  ein- 
zugehen, bis  in  den  Herbst  1904  zurück.  Die  Initiative  ging 
vom  Kaiser  aus.  In  einem  Telegramm  vom  27.  Oktober 
1904  zeigte  er  sich  sehr  beunruhigt  darüber,  daß  Japan  und 
England  gegen  die  Versorgung  russischer  Kriegsschiffe  mit 
deutschen  Kohlen  scharf  protestieren  könnten.  Deutsch- 
land und  Rußland  müßten  gemeinsam  dieser  Gefahr  mit 
der  Aufforderung  an  Frankreich  begegnen,  seinen  Bündnis- 
pflichten gegenüber  Rußland  nachzukommen.  Delcass»^ 
würde  klug  genug  sein,  zu  verstehen,  daß  die  britische 
Flotte  nicht  imstande  wäre,  Paris  zu  retten.  Diesem  Einfall, 
Frankreich  zur  Bildung  einer  mächtigen  Dreiergruppe  gegen 
England  und  Japan  zu  nötigen,  stimmte  der  Zar  in  seiner 
Antwort  vom  29.  Oktober  freudig  zu. 

Wie  leicht  sich  die  Phantasie  Wilhelms  II.  über  die 
Schwierigkeit  seines  Planes  hinwegsetzte,  ist  in  seinem 
Briefe  vom  30.  Oktober  1904  mit  den  Worten  aus- 
gesprochen: „Wenn  Du  und  ich  Schulter  an  Schulter 
zusammenstehen,  so  wird  das  hauptsächlichste  Er- 
gebnis das  sein,  daß  Frankreich  sich  uns  beiden 
offen  und  in  aller  Form  anschheßen  muß  und  damit 
endlich  seine  vertraghchen  Verpflichtungen  gegenüber  Ruß- 
land erfüllt,  was  für  uns  vom  größten  Wert  ist,  besonders 
in  HinbUck  auf  seine  schönen  Häfen  und  seine  gute  Flotte, 
die  dadurch  auch  zu  unserer  Verfügung  stehen  würden." 

Man  darf  jedoch  nicht  glauben,  daß  der  Kaiser  in  dem 
während  des  Winters  1904/5  besonders  ausgiebigen  brief- 
lichen Gedankenaustausch  mit  dem  Zaren  nur  seinen  eignen 
Eingebungen  gefolgt  wäre.  Schon  die  Berufung  auf  den 
Fürsten  Bülow  in  dem  Briefe  vom  30.  Oktober  1904,  dem 
ein  Vertragsentwurf  mit  drei  Artikeln  beigefügt  war,  läßt 
auf  eine  gewisse  Mitarbeiterschaft  des  Kanzlers  schUeßen. 
Tatsächlich  sind  wesentliche  Teile  dieses  wie  der  vier  fol- 
genden Briefe  im  Auswärtigen  Amt  entworfen  und  vom 
Kanzler  gegengezeichnet  worden.  Gewisse  Stellen  weichen 
ganz  von  dem  kaiserlichen  Stile  ab  und  verraten  deutlich  die 

Hammann,  Der  mi&ver&tandne  Hlsinaick.  g  127 


Feder  Holsteins.*)  Ebenso  kann  der  Kaiser  die  sehr  lange 
Skizze  der  öffentlichen  Meinung  Europas  über  die  Innern 
russischen  Zustände  mit  dem  Rat,  vom  Kreml  in  Moskau, 
um.geben  von  den  Notabein  des  Reiches  und  dem  Klerus 
mit  Bannern,  Weihrauchkesseln  und  Heiligenbildern,  dem 
Volke  Reformen  zu  verkünden  und  es  zur  Eintracht  anzu- 
feuern (Brief  vom  21.  Februar  1905),  nicht  in  allen  Teilen 
entworfen  haben.  Er  selbst  hatte  das  Gefühl,  daß  seine 
Privatbriefe  an  den  Zaren  nicht  den  Charakter  von  amt- 
lichen Noten  bekommen  dürften,  und  verbat  sich  gelegent- 
lich allzu  eifriges  Umredigieren  seiner  eignen  Entwürfe. 

In  einem  Briefe  vom  7.  Dezember  1904  benutzte  der 
Kaiser  die  Erregung  der  englischen  Presse  über  Kohlen- 
lieferungen der  Hamburg-Amerika-Linie  an  russische  Kriegs- 
schiffe, um  den  Zaren  zu  einem  Entschluß  in  der  Vertrags- 
frage zu  drängen.  Er  erklärte,  daß  er,  wenn  der  Zar  weiter 
zögere,  „absolut  positive  Garantien"  zu  geben,  lieber  die 
Kohlenlieferungen  verbieten,  als  sich  einer  englisch- 
japanischen Kriegserklärung  aussetzen  würde.  Man  hat 
behauptet,  daß  Lord  Lansdowne  schon  im  August  190-1 
gegenüber  dem  deutschen  Botschafter  in  London  von 
japanischen  Beschwerden  wegen  der  Kohlenlieferungen  ge- 
sprochen und  dabei  mit  dem  englischen  Beistand  des 
japanischen  Bundesgenossen,  wenn  dieser  zu  den  Waffen 
gegen  Deutschland  greife,  gedroht  habe.**)    Hier  liegt  un- 


*)  Wie  Admiral  v.  Tirpitz  in  seinen  ,»Erlnneruneen"  mit- 
teilt, wurde  am  31.  Okt.  1904  eine  Konferenz  beim  ReicJiskanzlcT 
abgehalten,  der  außer  dem  Admiral  der  Chef  des  Generalstabes 
Graf  Schlieffen,  der  Staatssekretär  Frhr.  v.  Richthoten  und  Herr 
V.  Holstein  beiwohnten.  Herr  v.  Tirpitz  und  Frhr.  v.  Richthofen 
hielten  die  Psychologie  Holsteins  für  falsch,  der  In  seinem  Vor- 
trag meinte,  der  militärische  Druck  der  vereinigten  Mächte 
Deutschland  und  Rußland  würde  den  Franzosen  zum  Beitritt 
veranlassen.  —  Die  amtliche  Mitarbeitersclvaft  an  dorn  kaiserlichen 
Unternehmen  geht  aucJi  daraus  hervor,  daß  Holstein  schon  am 
27.  Oktober  1904  den  russischen  Ekxtschafter  in  Berlin,  Grafen 
Ostcn-Sacken,  in  den  Bündnisplau  eIngcwcHit  hat.  (Dokumente 
aus  den  russichen  Geheimarchiven,  Berlin  1918,  S.  63.) 

•*)  Vgl.  Dr.  Paul  Rohrbach:  „Deutschland  unter  den 
Weltvölkcrn",  6.  Auflage.  Stuttgart   1921,  S.  190. 
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zweifelhaft  ein  Irrtum  Vor.  Während  des  August  war  die 
russische  Ostseeflotte  noch  in  den  baltischen  Häfen,  erst 
am  16.  Ol^tober  ist  sie  ausgelaufen.  Bei  der  Unterredung 
Lord  Lansdownes  mit  dem  Grafen  Metternich  im  August 
handelte  es  sich  um  etwas  andres:  Nach  dem  Seekampf 
vor  Port  Arthur  am  10.  August  waren  drei  russische  Kriegs- 
schiffe nach  Tsingtau  geflüchtet.  Lord  Lansdowne  äußerte 
sich  in  einer  Unterhaltung,  die  keinen  offlziellen  Charakter 
hatte,  sehr  besorgt  darüber,  daß  über  die  Behandlung  der 
geflüchteten  Schiffe  in  dem  neutralen  Hafen  Tsingtau  Streit 
zwischen  Japan  und  Deutschland  entstehen  und  Japan  sich 
bei  England  auf  den  casus  foederis  berufen  könnte,  was  ihm, 
Lansdowne,  unerwünscht  wäre.  Er  war  sehr  befriedigt,  als 
ihm  Metternich  bald  darauf  mitteilen  konnte,  daß  nach  den 
völkerrechtlichen  Regeln  die  russischen  Schiffe  entwaffnet 
wären  und  die  Besatzungen  festgehalten  würden.  Es  mag 
in  Berlin  Diplomaten  aus  der  Schule  Holsteins  gegeben 
haben,  die,  immer  bereit,  aus  einem  englischen  Bindfaden 
einen  Strick,  besser  noch  einen  Fallstrick  zu  machen,  in  der 
Erkundigung  Lansdownes  eine  versteckte  Drohung  oder 
Einschüchterung  erblicken  wollten.  Aber  weder  die  Person 
Lansdownes  noch  Zeit  und  Umstände  lassen  eine  solche 
Deutung  gerechtfertigt  erscheinen. 

Im  Sommer  1904  war  die  Temperatur  in  den  amt- 
lichen Beziehungen  zwischen  London  und  Berlin  zwar 
schon  viel  kühler  als  in  der  Zeit  vor  Abschluß  des  englisch- 
japanischen Bündnisses,  stand  aber  immer  noch  weit  über 
dem  Nullpunkt.  Erst  nach  der  Flottenpanik  des  Winters 
1904/5  und  nach  der  Tangerreise  des  Kaisers  sank  sie  tief 
herab.  Lansdowne  hat  gewiß  nicht  daran  gedacht,  mit 
dem  vermeintlichen  Einschüchterungsversuch  zu  riskieren, 
daß  sich  an  den  ostaslatisclien  Krieg  ein  europäischer  reihte. 
So  gut  wie  der  Kaiser  wußte  auch  er,  daß  mit  der  englischen 
Flotte  Paris  nicht  verteidigt  werden  konnte.  Auch  war 
ihm  bekannt,  daß  die  Politik  des  Fürsten  Bülow  während 
des  Krieges  planmäßig  darauf  ausging,  bei  allem  Wohlwollen 
für  Rußland  möglichst  jeden  ernsten  Zwischenfall  mit 
Japan  zu  vermeiden,  zumal  einen  solchen  in  Tsingtau. 
Die  Japaner  selbst  erkannten  an,  daß  die  Haltung  der 
deutschen  Politik  durchaus  regelrecht  war,  auch  im  Falle 
der  nach  Tsingtau  geflüchteten  Schiffe,  obgleich  die  Unter- 
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bringung  der  russischen  Besatzungen  große  Verlegenheiten 
bereitete. 

Von  Weihnachten  1904  ab  scheint  das  Vertragsthema 
eine  lange  Weile  geruht  zu  haben,  weil  der  Zar  zögerte,  auf 
den  Vorschlag  einzugehen,  daß  Frankreich  nicht  schon  bei 
den  Vorbesprechungen  ins  Vertrauen  gezogen,  sondern  erst 
nach  deren  Abscliluß  zum  Beitritt  aufgefordert  werden  sollte. 
Endlich  im  Sommer  1905  kam  der  Kaiser  an  das  er- 
sehnte Ziel.  Auf  der  Rückfahrt  von  seiner  üblichen  Nord- 
landreise verabredete  er  telegraphisch  mit  dem  Zaren  eine 
geheime  Zusammenkunft  bei  der  Insel  Björkö.  In  einer 
Depesche  vom  20.  JuU  teilte  er  ihm  mit,  daß  er  nur  von 
seiner  Reisegesellschaft  begleitet  sei  und  diese  so  wenig  wie 
irgend  jemand  zu  Hause  etwas  von  der  Begegnung  ahne. 
Als  Vertreter  des  Auswärtigen  Amtes  befand  sich  der  Ge- 
sandte v.  Tschirschky  im  kaiserlichen  Gefolge.  Fürst  Bülow 
war  zur  Sommerfrische  in  Norderney.  Der  Aussprache  mit 
dem  Zaren  am  2Z.  und  24.  Juli  1905  lag  der  Entwurf  zu- 
grunde, über  den  sich  beide  Herrscher  schon  im  Herbst  1904 
brieflich  unterhalten  hatten. 

Der  Vertrag  von  Björkö  trägt  das  Datum 
24.  Juli  1905  und  ist  von  beiden  Kaisern  unterschrieben 
und  von  dem  Gesandten  v.  Tschirschky  und  dem  Admiral 
Birilew  gegengezeichnet.  Im  Eingang  nennt  er  sich  ein 
Schutz-  und  Trutzbündnis  zur  Aufrechterhaltung  des 
f-riedens  in  Europa.  Punkt  1  lautet:  Im  Falle  eines 
Angriffes  einer  europäischen  Macht  auf  eines  der 
beiden  Reiche  verpflichtet  sich  jeder  Verbündete,  mit 
allen  seinen  Land-  und  Seestreitkräften  dem  andern  Hilfe 
zu  leisten.  Ferner  soll  keiner  der  beiden  Teile  einen  Separat- 
frieden mit  einem  gemeinsamen  Gegner  schließen  und  der 
Vertrag  vom  Tage  des  russisch-japanischen  Friedens- 
schlusses ab  mit  einjähriger  Kündigungsfrist  in  Kraft  bleiben. 
Im  Punkt  4  unternimmt  es  der  Kaiser  aller  Rcußen,  Frank- 
reich mit  dem  Inhalt  des  Vertrages  bekannt  zu  machen 
und  ihm  den  Vorschlag  zu  unterbreiten,  sich  dem  Vertrage 
der  Bundesgenossen  anzuschließen. 

Die  Unterschrift  des  Gesandten  v.  Tschirschky,  der 
keinen  Auftrag  vom  Reichskanzler  besaß,  sowie  der 
Namenszug  eines  blindlings  unterschreibenden  russischen 
Admirals  ändern  nichts  daran,  daß  trotz  der  Mitwirkung 
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des  Kanzlers  bei  dem.  brieflichen  Gedanl^enaustauscii  des 
Kaisers  mit  dem  Zaren  im  Herbst  1904  letzten  Endes  doch 
ein  persönlicher  Akt  der  Herrscher  vorlag.  Fürst  Bülow 
war  von  dem  Zweck  der  improvisierten  Begegnung  bei 
Björkö  nicht  in  Kenntnis  gesetzt  worden.  Er  hätte  sonst 
•  widerraten  müssen,  einen  Vertrag,  der  die  Einladung  an 
Frankreich  zum  Beitritt  vorschrieb,  in  einem  Zeitpunkt  zu 
schließen,  in  dem  die  Stimmung  in  Frankreich  wegen  der 
Tangerfahrt  noch  tief  erregt  und  der  sachliche  Streit  um  die 
offne  Tür  in  Marokko  noch  lange  nicht  geschlichtet  war. 
In  der  Sache  nahm  der  Kanzler  daran  Anstoß,  daß  der  Text 
des  Vertrags  nicht  deutlich  den  Bündnisfall  bei  kriege- 
rischen Verwicklungen  Rußlands  in  Asien  ausschloß,  wie 
er  es  dem  Kaiser  während  des  Briefwechsels  mit  dem 
Zaren  im  Herbst  1904  geraten  hatte.  Deshalb  lehnte 
er  die  Verantwortung  für  die  amtliche  Behandlung 
des  Schriftstückes  ab  und  bot  seinen  Rücktritt  an. 
Der  Kaiser,  der  ganz  im  Sinne  des  Kanzlers  gehandelt 
zu  haben  glaubte,  war  sehr  enttäuscht  und  wollte  von  Rück- 
tritt nichts  hören,  Aehnlich  wie  dem  Kaiser  mit  dem 
Kanzler  erging  es  dem  Zaren  mit  seinen  amtlichen  Leitern 
der  Politik  in  Petersburg.  Sie  empfahlen  eine  nachträgHche 
Erklärung,  daß  im  Falle  eines  deutsch-französischen 
Konfhkts  die  Beistandspflicht  Rußlands  nicht  gelten  sollte, 
was  sich  zwar  aus  dem  russisch-französischen  Bündnis  er- 
klärte, aber  ganz  der  Absicht  widersprach,  mit  Hilfe  Ruß- 
lands den  französischen  Chauvinismus  („la  queue  de  Del- 
cass6")  niederzuhalten  und  eine  friedliche  französisch- 
deutsche  Nachbarschaft  zu  verbürgen.  Auch  Witte  war 
entschieden  gegen  den  Vertrag.  Der  Kontinentalbund,  den 
er  betrieb,  sollte  eine  wirtschaftliche  Vereinigung  zur  Er- 
leichterung des  Warenaustausches  sein,  nicht  aber  militär- 
politischen Zwecken  dienen.  Die  amtlichen  Verhandlungen 
blieben  darauf  stecken,  und  dein  Erzeugnis  einer  seltsam 
unwirkhchen  Phantasiewelt,  in  der  man  glaubt,  mit  höfischen 
Geheimtraktaten  die  Geschicke  der  Völker  lenken  zu 
können,  war  nur  ein  Dasein  in  einem  verschwiegeneu 
Archivfach  beschieden. 

Der  Fehler  des  Versuchs,  die  russische  Politik  durch 
dynastische  Beziehungen  entscheidend  zu  beeinflussen,  lag 
nicht  zum  wenigsten  in  der  Unterschätzung  der  persönlichen 
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Schwäche  des  Zaren.  Die  vorausgesetzte  enge  Freund- 
schaft zwischen  den  Häusern  Hohenzollem  und  Romanow 
bestand  in  Wirltlichkeit  seit  dem  Tode  Alexanders  II.  nicht 
mehr.  Als  Träger  einer  solchen  dynastischen  Verbrüderung 
im  Stile  früherer  Zeiten  war  Nikolaus  II.  nicht  geeignet. 
Während  unter  Alexander  III.  der  russische  Minister  des 
Aeußern  v.  Giers  sich  gern  hinter  dem  breiten  Rücken  von 
Sa  Majest6  l'Empereur  deckte,  verschwand  die  schmächtige 
Gestalt  seines  Sohnes  hinter  den  robusten  Figuren,  die 
in  Petersburg  wie  in  Paris  die  Geschäfte  des  russischen 
Imperialismus  in  die  eigne  Hand  nahmen.  England  hatte 
dem  geschlagnen  Rußland  mehr  zu  bieten  als  Deutschland, 
zumal  nachdem  bei  der  Verlängerung  seines  Bündnisses 
mit  Japan  auf  weitere  zehn  Jahre  (2.  August  1905)  für  einen 
verstärkten  Schutz  der  indischen  Grenzen  gesorgt  war.  Zur 
selben  Zeit,  als. die  Minister  des  Zaren  damit  beschäftigt 
waren,  den  Björkövertrag  zu  entkräften,  waren  bereits  die 
ersten  Besprechungen  in  London  über  ein  englisch-russisches 
Einvernehmen  in  Mittelasien  im  Gange,  das  zwei  Jahre 
später  in  Gestalt  der  Teilung  Persiens  in  Interessensphären 
zustande  kam  und  die  Rückkehr  Rußlands  nach  Europa 
an  der  Seite  Englands  vorbereitete. 

Der  Vertrag  von  Björkö  war  also  nicht,  wie  Wilhelm  II. 
meinte,  ein  neues  Blatt  in  der  Weltgeschichte,  das  ein 
Kapitel  des  Friedens  und  Wohlwollens  unter  den  großen 
Mächten  einleiten  sollte,  sondern  ein  höfisches  Zwischen- 
spiel ohne  jede  praktische  Wirkung.  Nicht  eiimial  ein 
freundlicheres  Verhältnis  zwischen  Deutschland  und  Ruß- 
land wurde  damit  erreicht.  Dies  zeigte  sich  deutlich  schon 
in  der  bald  darauf  folgenden  internationalen  Konferenz  in 
Algeciras. 

Die  Eröffnung  der  Konferenz  in  Algeciras  war 
auf  den  16.  Januar  angesetzt.  In  einer  Kammerrede  vom 
10.  Dezember  1905  schlug  der  Ministerpräsident  Rouvier 
einen  ziemlich  festen  Ton  an.  Der  Sommer  des  Mißver- 
.  gnügens  war  einem  Winter  gesteigerten  Kraftgefühls  ge- 
wichen. Rouvier  hob  stark  hervor,  daß  Deutschland  be- 
reits in  dem  Protokoll  vom  8.  Juli  die  ausschließliche  Zu- 
ständigkeit I-rankrcichs  für  die  Ordnung  in  den  marokka- 
nischen Gebieten  an  der  langgestreckten  algerischen  Grenze 
nnerkainit  habe.  Als  das  Ergebnis  der  französisch-deutschen 


Unterhandlungen  bezeichnete  er,  daß  die  französischen 
Rechte,  wenn  nicht  alle  anerkannt,  so  doch  alle  vorbehalten 
seien.  Mehr  als  das  bestimmte  aber  den  Ton  der  Rede  die 
unausgesprochne  Gewißheit,  daß  Frankreich  in  sich  viel 
einiger  und  viel  besser  diplomatisch  gerüstet  auf  die  Kon- 
ferenz ging  als  Deutschland.  Den  Widerhall  der  Rede  in 
Frankreich  faßte  ein  Pariser  Blatt  in  dem  kurzen  Satze  zu- 
sammen: „Wir  sind  bereit!  Vor  einem  halben  Jahre  waren 
wir  es  nicht,  jetzt  sind  wir's!"  Die  Wirkung  der  Rede  wurde 
noch  durch  ein  Gelbbuch  verstärkt,  das  in  368  Aktenstücken 
den  Verlauf  der  Marokkopolitik  seit  1901  darstellte  und  eine 
gewisse  Rechtfertigung  des  Widerstandes  Delcasses  gegen 
den  von  Deutschland  aufgezwungnen  Gang  zur  Konferenz 
enthielt.  Ihm  war  im  Frühjahr  1905  hauptsächlich  vorge- 
worfen worden,  daß  er  es  versäumt  habe,  den  Vertrag  mit 
England  vom  8.  April  1904  der  deutschen  Regierung  amt- 
lich zur  Kenntnis  zu  bringen.  Nach  dem  Gelbbuch  hatte  er 
aber  schon  am  23.  März  1904,  also  vierzehn  Tage  vor  dein 
Vertragsabschluß,  alle  wesentlichen  Punkte  des  Abkommens 
in  einer  vertrauHchen  Unterredung  dem  deutschen  Bot- 
schafter, Fürsten  Radolin,  mitgeteilt,  außerdem  noch  einen 
Bericht  über  die  Unterredung  an  den  Botschafter  Biliourd 
nach  Berlin  zur  Verwertung  im  Auswärtigen  Amt  geschickt. 
Von  der  deutschen  Regierung  waren  die  mündlichen  Mit- 
teilungen geflissentlich  ignoriert  worden,  weil  für  Eröff- 
nungen von  solcher  Wichtigkeit  die,  wie  es  in  einem  Erlaß 
an  Radolin  hieß,  „durch  den  diplomatischen  Brauch  konse- 
krierte"  amtliche,  schriftliche  Form  nötig  gewesen  wäre. 
Nach  den  Aufschlüssen  des  Gelbbuches  empfand  man  in 
Frankreich  diese  strenge  Unterscheidung  als  rabulistische 
Härte,  zumal  da  doch  der  fertige  Vertrag  sofort  veröffent- 
licht worden  war,  oder  billigte  allgemein  dem  gestürzten 
Minister  wenigstens  mildernde  Umstände  zu. 

In  den  ersten  sechs  Wochen  nahmen  die  Verhandlungen 
in  Algeciras  einen  schleppenden  Verlauf.  Auf  die  Gegen- 
stände des  Streites  im  einzelnen  einzugehen,  hat  heute, 
keinen  Wert  mehr.  In  der  Masse  der  Stimmungsberichte 
aus  Algeciras  wurde  der  böse  Wille  Deutschlands  für  alles 
Widrige  verantwortlich  gemacht.  Die  öffentliche  Meinung 
in  Frankreich  rannte  sich  immer  mehr  in  Mißtrauen  gegen 
die  deutsche  Politik  fest.    Kritisch  wurde  die  Lage  Anfang 
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März.  Deutschland  stand,  abgesehen  von  seinem  öster- 
reichischen Sekundanten,  fast  ganz  isoliert  da.  Die  Entente 
cordiale  hatte  sich  während  der  Konferenz  außerordentlich 
gefestigt.  England  blieb  stramm  an  Frankreichs  Seite.*) 
Kußland  stand  trotz  Björkö  Frankreich,  wo  es  konnte,  bei, 
die  Instruktionen  des  russischen  Bevollmächtigten  stimmten 
ganz  mit  denen  seines  englischen  Kollegen  überein.  Auf 
dem  Boden  von  Algeciras  vollzog  sich  der  erste  sichtbare 
Schritt  zum  Anschluß  Rußlands  an  England.**)  Italien 
konnte  seinen  nordischen  Bundesgenossen  beim  besten 
Willen  nicht  viel  helfen;  es  war  ebenso  wie  Spanien  durch 
Verträge  gebunden.  Für  die  Amerikaner  waren  die  Gegen- 
stände des  Streites  mehr  oder  weniger  non-valeurs  und  die 
französischen  Sympathien  mindestens  ebensoviel  wert  als 
die  deutschen.  Auf  die  Stimmung  in  Deutschland  wirkte 
die  Aussicht  auf  ein  ergebnisloses  Auseinandergehen  der 
mit  so  starken  Mitteln  durchgesetzten  Konferenz  nieder- 
drückend. Es  kam  darauf  an,  aus  der  Sackgasse  in  Algeciras 
mit  Anstand  iierauszukommen. 

Deshalb  entschloß  sich  Fürst  Bülow,  die  Bearbeitung 
der  Konferenzangelegenheiten  selbst  zu  übernehmen.  Um 
der  Holsteinschen  Politik  der  Winkelzüge  und  des  frucht- 
losen Aufkäschernst)  ein  Ende  zu  machen,  mußten  alle  Ein- 
gänge dem  Kanzler  vorgelegt  werden,  alle  Erlasse  durch 
seine  Hand  gehen.     Er  nahm  einen  früheren  Antrag  des 


*)  E.  van  Grootven,  belgischer  Geschäftsträger  in 
London,  berichtete  am  14.  Januar  1906  nach  Brüssel:  „In  der 
letzten  Zeit  sagte  Sir  Edward  Grey  (Minister  des  Aoußeren  im 
neuen  liberalen  Kabinett)  zu  wiederholten  Malen  den  verschiedenen 
In  London  beglauhiRten  Botschaftern,  daß  Großbritannien  Frank- 
reich Kegenüber  Verpflichtungen  eingegangen  sei,  denen  es  bis 
ziim  äußersten  nachkomumen  werde,  selbst  im  Falle  ednes 
deutsch-französischen  Krieges  und  auf  alle  Gefahr  hin,"  Bel- 
gische Aktenstücke,  S.   18. 

••)  Vgl.  Fürst  Trubützkoi.  „Rußland  als  Großmacht", 
1917,  S.  93:  „Das  freundschaftlich  übereinstimmende  Vorgehen 
der  Vertreter  beider  Mächte  ließ  den  Wunsch  des  Londoner  und 
des  Petersburger  Kabinetts  orkciuien,  sich  ausschließlich  vom 
Bewußtsein  der  veränderten  Bedingungen  und  gegenseitigen 
Interessen/  leiten  zu  lassen  und  die  früheren  Unstimmigkeiten  ganz 
vergessen  zu  machen." 

t)    Vgl.  „Zur  Vorgeschichte  des  Weltkrieges",  S.  229  f. 
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österreichisch-ungarischen  Delegierten  ohne  die  Zutateti 
wieder  auf,  mit  denen  ihn  Holstein  vorher  bepackt  hatte. 
Nachdem  der  Antrag  allseitig  als  eine  geeignete  Basis  für 
einen  Ausgleich  gutgeheißen  worden  war,  ging  die  Konferenz 
rasch  zum  friedlichen  Ende.  Die  sachlichen  Ergebnisse 
waren  gering  im  Verhältnis  zu  dem  aufgebotenen  großen 
Apparat.  Der  Grundsatz  der  offnen  Tür  wurde  auf  dem 
Papier  anerkannt,  die  Sicherheiten  dafür,  daß  sie  auch 
offen  bleiben  würde,  waren  ungenügend.  Am  längsten 
wurde  über  die  Organisation  der  Polizei  in  den  Hafenorten 
gestritten.  Das  Natürlichste  wäre  gewesen,  ihr  durchweg 
einen  internationalen  Charakter  zu  geben.  Statt  dessen  gab 
man  sich  damit  zufrieden,  daß  ein  neutraler  Generalinspektor 
ohne  ausreichende  Befugnisse  die  teils  französische,  teils 
spanische  Hafenpolizei  beaufsichtigen  sollte.  Offenbar  hätten 
sich  ähnliche  oder  wirksamere  Zugeständnisse  auch  auf  dem 
von  Rouvier  nach  dem  Sturze  Delcasses  angebotenen  Wege 
der  direkten  Verständigung  zwischen  Paris  und  Berlin  er- 
reichen lassen.  Der  Gesamteindruck  war,  daß  die  kaiser- 
liche Politik  trotz  des  starken  Auftrumpfens  im  Frühjahr 
1905  schließlich  doch  klein  beigegeben  hatte. 

Der  Erfolg  der  französischen  Marokkopolitik  in  Algeciras 
feuerte  den  neuen  Geist  in  Frankreich  ganz  außerordentlich 
an.  Abgegangene  Kriegsminister  und  aktive  Generale  hielten 
in  den  folgenden  Jahren  Reden,  in  denen  offen  der  nahe 
Krieg  und  die  baldige  Rückkehr  der  verlornen  Provinzen 
zu  Frankreich  angekündigt  wurde.  Die  „France  militaire" 
begeisterte  sich  und  ihre  Leser  in  dem  Gedanken,  daß  die 
französische  Armee  in  der  Taktik  und  der  Artillerie  dem 
deutschen  Heere  weit  voraus  sei.  Um  die  Zarengunst 
brauchte  man  kaum  noch  zu  buhlen,  man  fing  an,  strenger 
darüber  zu  wachen,  daß  neue  französische  Milliarden  auch 
wirkHch  zum  Ausbau  der  westlichen  Heerstraßen  Rußlands 
verwendet  würden.  Der  Pazifismus  war  tot,  der  Revanche- 
krieg auf  dem  Marsch. 

Der  5.  April  —  gleichzeitig  der  Tag  der  Marokkodebatte 
im  Reichstage  und  der  Genehmigung  eines  der  vielen  Hol- 
steinschen  Abschiedsgesuche  durch  den  Kaiser  —  brachte 
einen  schweren  Ohnmachtsanfall  des  Kanzlers  in  offner 
Reichstagssitzung.  Der  Entschluß,  sich  von  dem  alten 
Freund  und  Mitarbeiter  amtUch  zu  trennen,  war  dem  Fürsten 
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Bfilow  nicht  leicht  geworden.  Aber  sein  klarer  Verstand 
konnte  nicht  im  Zweifel  darüber  sein,  daß  Holsteins  Ver- 
halten während  der  Marokkowirren,  und  zwar  von  Cham- 
berlains  erstem  Angebot  einer  Verständigung  an  und 
vollends  im  letzten,  mit  der  Tangerfahrt  beginnenden  Ab- 
schnitt, ein  Versuch  Bismarckscher  Politik  ohne  Bismarck- 
sches  Augenmaß  für  Menschen  und  Dinge  war.  Es  ist 
sehr  bezeichnend,  daß  sich  in  der  ersten  großen  Reichstags- 
rede, die  Fürst  Bülow  nach  seiner  völligen  Wiedergenesung 
gehalten  hat  (14.  November  1906),  folgende  Stelle  findet: 
„Wenn  man  auf  den  Fürsten  Bismarck  hingewiesen  hat, 
so  wird  ein  eingehendes  Studium  der  Reden  wie  der  Hand- 
lungen dieses  unvergleichlichen  Staatsmannes  jeden  davon 
überzeugen,  daß  seine  Größe  nicht  im  Sporenklirren, 
Kürassierstiefeln  und  nicht  im  Rasseln  mit  dem  Pallasch 
bestand,  sondern  im  rechten  Augenmaß  für  Menschen  und 
Dinge.  Das  Dogmatisieren  des  Fürsten  Bismarck  ist  bei 
uns  nicht  nur  zu  einer  Manie,  sondern  beinahe  zu  einer 
Kalamität  geworden.  Wir  laborieren  an  dem  nüßver- 
standnen  Fürsten  Bismarck." 

Die  Erfahrung  Holsteins  in  der  europäischen  Festlands- 
politik wurde  von  Bülow  nach  Wiederaufnahme  persönlicher 
Beziehungen  nicht  ungenutzt  gelassen.  Genommen  aber 
war  ihm  die  Möglichkeit  zu  Anordnungen,  die  seinen  un- 
berechenbaren Launen  mid  seinem  Hang  zu  Schiebungen 
hinten  herum  und  persönlichen  Ränken  entsprangen. 
Holsteins  leidenschaftliches  Bestreben  für  des  Reiches  Wohl, 
seine  Uneigennützigkeit  für  sich  selbst  sind  außer  Zweifel. 
Aber  für  seinen  überfein  entwickelten  Spürsinn  gab  es 
gegenüber  der  unpersönlichen  Tölpelhaftigkeit  im  Geschehen 
nicht  viel  andre  als  abgekartete  Begebenheiten,  und  mit 
dem  Kaiser,  der  ihm  oft  als  Spielverderber  erschien,  hatte 
er  den  Grundfehler  gemein,  die  auswärtigen  Beziehungen 
eines  großen  Landes  wie  einen  Tummelplatz  für  persön- 
lichen MachtwUIen  zu  behandeln. 
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3.  Der  Uebergang  zum  Dreiverband. 

Das  unionistische  Kabinett  Balfour  war  Anfang 
Dezember  1905  zurückgetreten,  nachdem  es  schon  im  Juli 
eine  Niederlage  im  Unterhause  erlitten  hatte.  Seit  dem 
Austritt  Chamberlains  (1903),  der  sich  fortan  der  Agitation 
für  seine  Greater  Britain  umfassende  imperialistische  Tarif- 
reform widmete,  war  die  Regierungsmehrheit  allmählich  ins 
Schwanken  geraten.  In  der  ersten  Hälfte  der  zehnjährigen 
Regierung  der  Unionisten  hatte  England  die  Freundschaft 
des  Deutschen  Reichs  gesucht,  in  der  zweiten  schlug  der 
gute  Wille  allmählich  um,  bis  zuletzt  unverhohlnes  Miß- 
trauen an  seine  Stelle  trat.  Dies  zeigte  sich  noch  kurz  vor 
dem  Rücktritt  des  Kabinetts  in  Bankettreden  der  beiden 
Hauptpersonen.  Lansdowne  erklärte,  England  sei  von 
Zeit  zu  Zeit  durch  den  Umstand  behindert  worden, 
daß  es  sich  m  verschiednen  Teilen  der  Welt  Rivali- 
täten gegenüber  befunden  habe,  die  für  niemand  anders 
von  Vorteil  sein  könnten  als  für  einen  Monarchen, 
der  es  verstehe,  sie  auszunutzen.  Balfour  sagte,  er 
glaube  nicht  an  einen  künftigen  Krieg,  sofern  nicht  Völker 
oder  Staatsoberhäupter  ihn  herbeiführten,  die  ihre  nationalen 
Ausdehnungspläne  nur  dadurch  verwirklichen  zu  können 
glaubten,  daß  sie  die  Rechte  ihrer  Nachbarn  mit  Füßen 
träten.  So  stand  Wilhelm  II.  schon  neun  Jahre  vor  dem 
Weltkriege,  gewiß  nicht  ohne  eigne  Schuld,  aber  bei  ge- 
nauer Würdigung  seines  eigentümlichen  Geistes  doch  mit 
Unrecht,  in  dem  Ruf  eines  verschlagnen  Kriegsdrängers. 

Der  diplomatische  Nachlaß  des  Ministeriums  Balfour 
enthielt  zwei  Stücke  von  außerordentlich  hohem  Wert:  die 
entente  cordiale  mit  Frankreich  und  das  auf  zehn  Jahre 
erneuerte  Bündnis  mit  Japan,  das  neben  der  Anerkennung 
der  Unverletzlichkeit  Chinas  und  der  offnen  Tür  in  China 
die  Gebietsrechte  Großbritanniens  in  Indien,  mit  Einschluß 
aller  britischen  Maßregeln  zum  Schutze  der  Indischen 
Grenze,  verbürgte.  Außerdem  stand  noch  eine  weitere 
Sicherung  der  britischen  Interessen  in  der  Nachbarschaft 
Indiens  durch  die  Verhandlungen  in  Aussicht,  die  alsbald 
nach  dem  FrieSen  von  Portsmouth  mit  Rußland,  dem  ge- 
schlagnen Gegner  des  britischen  Bundesgenossen  Japan, 
eingeleitet  worden  waren.    Dem  am  11.  Dezember   1905 
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ernannten  liberalen  Kabinett  Campbell-Banner- 
rnan  gehörten  an:  Asquith  (Schatzkanzler),  Sir  Edward 
Grey  (Auswärtiges),  Lord  Haidane  (Krieg),  John  Morley 
(Indien),  Lloyd  George  (Handel).  Von  den  neuen  Männern 
waren  vielleicht  nicht  so  scharfe  Töne,  als  sie  Balfour  und 
Lansdowne  gegen  Deutschland  angeschlagen  hatten,  aber 
bestimmt  keine  Aenderungen  in  den  Grundvesten  der  aus- 
wärtigen Politik  zu  erwarten.  Asquith  war,  wie  wir  uns 
erinnern,  schon  1898  bei  den  ersten  Versuchen,  die  splendid 
Isolation  aufzugeben,  für  eine  Verständigung  mit  Rußland 
eingetreten.  Später  gaben  die  deutsche  Auslegung  des 
Yangtsevertrags  zugunsten  der  russischen  Mandschureipläne 
und  das  Zusammengehen  mit  Deutschland  in  der  vene- 
zuelanischen Angelegenheit  genug  Stoff  zu  Angriffen  der 
liberalen  Opposition  gegen  das  unionistische  Kabinett. 
Grey  nannte  1903  den  Vertrag  mit  Deutschland  vom 
lö.  Oktober  190Ö  über  ein  gemeinsames  Vorgehen  zum 
Schutze  Chinas  einen  Mißgriff  und  trat  zu  gleicher  Zeit 
schon  für  eine  Verständigung  mit  Rußland  ein.  Am 
20.  Oktober  1905,  also  noch  vor  Uebernahme  der  aus- 
wärtigen Geschäfte,  bezeichnete  er  als  die  drei  Hauptpunkte 
der  auswärtigen  Politik  die  Freundschaft  mit  den  Ver- 
einigten Staaten,  das  Bündnis  mit  Japan  und  das  Abkommen 
mit  Frankreich,  und  fügte  hinzu:  „Nicht  einen  einzigen  dieser 
Punkte  wünscht  die  Hberale  Partei  geändert  zu  sehen.  Es 
ist  jedoch  wünschenswert,  daß  Rußland  seine  Stellung  im 
Rate  Europas  wieder  erhalte.  Ich  kann  Rußland  nicht  er- 
wähnen, ohne  auf  Deutschland  Bezug  zu  nehmen,  es  muß 
die  Bedingung  jeder  Verbesserung  des  Verhältnisses 
zwischen  Deutschland  und  uns  sein,  daß  die  Beziehungen 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich  gerecht  und  gut  sind." 
An  Kürze  und  Klarheit  ließ  dies  Programm  nichts  zu 
wünschen  übrig  —  ob  der  Appell  an  die  Gerechtigkeit 
Deutschland  gegenüber  wirklich  angemessen  war,  ist  eine 
andre  Frage. 

Im  Sommer  1906  kam  der  britische  Kriegsminister 
Lord  Haidane  nach  Berlin,  um  auf  Hinladung  des  Kaisers 
der  Taufe  des  ersten  Sohnes  des  Kronprinzenpaares  beizu- 
wohnen und  militärische  Einrichtungen  zu  studieren.  Erst 
durch  das  Buch  Loreburns  „IIow  tlic  War  Camc"  und  einen 
im  Oktober  1919  im  „Atlantic  Monthly"  erschienenen  Artikel 
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Lord  Haldanes  ist  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  darauf 
gelenkt  worden,  daß  das  Studium  militärischer  Einrich- 
tungen In  Deutschland  neben  dem  Bedürfnis  eines  neuen 
Kriegsministers,  sich  allgemein  zu  unterrichten,  noch  auf 
einem  ganz  besondern  Grunde  beruhte.  Zur  selben  Zeit 
nämlich,,  im  Januar  1906,  als  Sir  Edward  Grey  den 
in  London  beglaubigten  Botschaftern  sagte,  daß  Großbri- 
tannien den  Frankreich  gegenüber  eingegangnen  Ver- 
pflichtungen bis  zum  äußersten  nachkommen  würde  (vergl. 
die  Fußnote  S.  134),  hatte  er  ganz  geheim  und  ohne  das 
Kabinett  zu  befragen  —  nur  der  Premier  Campbell-Banner- 
man,  der  Schatzkanzler  Asquith  und  der  Kriegsminister 
Haidane  erhielten  Kenntnis  — ,  einen  Vorschlag  des  franzö- 
sischen Botschafters  Paul  Cambon  gutgeheißen,  der  dem 
Kolonialabkommen  vom  8.  April  1904  einen  neuen  Charakter 
verlieh.  Es  wurde  verabredet,  daß  unter  den  beider- 
seitigen Militär-  und  Marinestäben  für  den  Fall  einer  Kriegs- 
gefahr fortlaufende  Unterhaltungen  gepflogen  werden  sollten. 
Grey  hat  dies  selbst  in  seiner  Kriegsrede  vom  3.  August  1914 
erzählt,  es  wurde  aber  in  dem  Lärm  der  ersten  Kriegszeit 
zu  wenig  beachtet. 

Lord  Loreburn  zweifelt  in  seinem  Buche  nicht  an  der 
Ehrlichkeit  der  Versicherung  Greys,  daß  durch  die  mit 
Cambon  getroffne  neue  Einrichtung  die  Entschlußfreiheit 
Großbritanniens  im  Kriegsfalle  nicht  berührt  worden  sei, 
tadelt  aber  scharf,  daß  Grey  die  wahre  Sachlage  verkannt 
und  den  Frieden  Englands  tatsächlich  in  die  Hand  Rußlands 
gelegt  habe.  Nach  den  militärischen  Abreden  handelte 
es  sich  nicht  mehr  darum,  Frankreich  bei  der  Ver- 
folgung seiner  marokkanischen  Ansprüche  beizustehen, 
sondern  die  englische  Politik  war  damit  für  jeden  Fall  eines 
Krieges  mit  Deutschland  an  Frankreich  gebunden,  min- 
destens moralisch,  denn  der  vertrauliche  Verkehr  der  Ge- 
neral- und  Admiralstäbe  zweier  Mächte  setzt  eine  unver- 
brüchliche politische  Freundschaft  voraus.  Die  geheime 
Abmachung  konnte  den  britischen  Staatssekretär  des  Aus- 
wärtigen unter  dem  fortdauernden  Einfluß  seines  Partners, 
des  sehr  klugen  französischen  Botschafters,  leicht  weiter 
führen,  als  er  selber  ursprünglich  beabsichtigte,  bis  für  ihn 
der  Wallensteinmonolog  im  Drama  Schillers  zur  Wahrheit 
wurde; 
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Wär*s  möglich,  könnt*  ich  nicht  mehr,  wie  ich  wollte, 
Nicht  mehr  zurücli,  wie  mir's  beliebt?  Ich  müßte 
Die  Tat  vollbringen,  weil  ich  sie  gedacht? 
Nicht  die  Versuchung  von  mir  wies? 
Lord  Loreburn  legt  ausführlich  den  engen  Zusammen- 
hang dar,  der  zwischen  diesem,  im  November  1912  noch 
durch  ein  briefliches  Abkommen  besiegelten  Geheimbund 
und  dem  Ausbruch  des  Weltkrieges  besteht.  Die  franzö- 
sische Politik  konnte  fest  darauf  bauen,  daß  sich  das  „Aequi- 
valent  einer  Bundesgenossenschaft"  —  so  nennt  es  Lord 
Loreburn  —  in  allen  Wechselfällen  bewähren  würde,  min- 
destens solange  Sir  Edward  Grey  Leiter  des  Foreign  Office 
in  London  blieb.  Es  wäre  ein  Wunder,  wenn  die  Iswolski, 
Sasonow  und  Suchomlinow  nicht  früher  oder  später  eben- 
falls Kenntnis  von  den  Greyschen  VerbindUchkeiten  erlangt 
hätten;  das  englische  Volk  und  sein  Parlament  dagegen 
hatten  bis  zum  Tage  der  Kriegserklärung  an  Deutschland 
keine  Ahnung,  und  das  deutsche  Volk  mit  Einschluß  von 
Kaiser  und  Kanzler  natürlich  erst  recht  nicht.  Die  Frage, 
ob  und  wie  anders  wohl  ohne  jene  heimlichen  Abreden  die 
Krisis  'vom  Juh  1914  friedlich  verlaufen  wäre,  führt  auf  ein 
düsteres  Feld  für  unheimUche  Gedanken. 

Lord  Haidane  muß  ein  sicheres  Gefühl  für  die  Trag- 
weite der  mündlichen  Vereinbarung  mit  dem  französischen 
Botschafter  vom  Januar  1906  gehabt  haben,  da  er  sofort 
erkannte,  daß  hier  ein  neues  „Armeeproblem"  vorlag.  Die 
Belehrungen,  die  er  sich  beim  preußischen  Kriegsminister 
V.  Einem  holte,  sollten  dazu  dienen,  den  Hauptmangel  der 
englischen  Heeresorganisation,  die  langsame  Mobilmachung 
der  englischen  Hilfstruppen  In  einem  etwaigen  Kriege  auf 
dem  Festland,  zu  beheben.  — 

In  dieser  Zeit  militärischer  Sorgen  Englands  hatten 
sich  die  Großmächte  in  ihrem  amtlichen  Verkehr  mit  dem 
Gedanken  einer  neuen  Friedenskonferenz  zu  be- 
schäftigen. Die  erste  Anregung  dazu  war  schon  Ende  1904 
von  dem  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  gegeben 
worden,  und  zwar  sollte  sich  die  Konferenz  hauptsächlich 
der  Weiterbildung  des  Seekriegsrechts  widmen.  Rußland 
übernahm  es,  ein  Programm  zu  entwerfen  und  die  Ein- 
ladungen ergehen  zu  lassen.  Bei  dem  Gedankenaustausch 
unter  den  Regierungen   kam    auch    die   Frage   der  Ab- 
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rüstung  zur  Sprache;  neben  England  waren  die  Vef» 
einigten  Staaten  und  Spanien  geneigt,  die  Frage  auf  der 
Haager  Konferenz  zur  Erörterung  zu  stellen.  Zu  einem 
formulierten  Vorschlag  kam  es  jedoch  nicht.  Zunächst  kam 
es  darauf  an,  zu  erfahren,  ob  Deutschland  seine  Beteiligung 
zusagen  oder  ablehnen  würde.  Der  Botschafter  Graf  Met- 
ternich  riet  im  Hinblick  auf  mögliche  Verdächtigungen  in  der 
englischen  Presse,  einer  Erörterung  der  kritischen  Frage 
nicht  auszuweichen.  Fürst  Bülow  zog  es  jedoch  vor,  die 
„Partei  der  ehrlichen  Leute"  zu  ergreifen  und  unter  Hin- 
wels auf  die  Verschiedenheit  der  geographischen,  wirt- 
schaftlichen, militärischen  und  politischen  Lage  der  Staaten 
eine  Beteiligung  an  der  Diskussion  auf  der  Haager  Konferenz 
abzulehnen.  In  einer  Debatte  im  Reichstage  (30.  April  1907) 
sprachen  sich  die  Redner  aller  bürgerlichen  Parteien  unter 
Hinweis  auf  die  gespannte  Lage,  die  durch  die  „Einkreisungs- 
politik" des  Königs  Eduard  —  dieser  hatte  kurz  vorher  Be- 
gegnungen in  Cartagena  und  Gaeta  mit  den  Königen  von 
Spanien  und  ItaUen  gehabt  —  veranlaßt  sei,  für  die  freie 
Selbstbestimmung  jedes  Landes  über  die  Stärke  seiner 
Rüstungen  aus.  Mit  einer  geschickten  Rede,  die  unter  anderm 
auch  eine  Berufung  darauf  enthielt,  daß  Lord  Derby  1874 
die  Erörterung  der  Frage  des  Seebeuterechts  auf  der 
Brüsseler  Konferenz  kategorisch  abgelehnt  hatte,  glückte 
es  dem  Kanzler,  einen  Erfolg  in  England  zu  erzielen.  Bei 
dem  Lobe  der  unionistischen  Blätter  mochten  Partei- 
tendenzen gegen  das  liberale  Kabinett  mitsprechen,  dessen 
Abrüstungsvorschlag  als  unpraktisch  und  den  fortgesetzten 
englischen  Seerüstungen  widersprechend  bekämpft  wurde. 
Aber  auch  die  liberale  Presse  hob  die  Würde  und  Ehrlich- 
keit der  Reichstagsdebatte  hervor.  Da  auch  Rußland  und 
Oesterreich-Ungarn  die  Abrüstungsfrage  für  noch  nicht  ge- 
nügend geklärt  erachteten,  schied  sie  aus  der  materiellen 
Debatte  auf  der  Konferenz  selbst  aus;  es  kam  nur  zu  einem 
auch  von  dem  deutschen  Vertreter,  Frhrn.  v.  Marschall,  gut- 
geheißenen Beschluß,  der  den  auf  der  ersten  Haager  Kon- 
ferenz beschlossenen  Wunsch,  daß  die  Regierungen  die  Ab- 
rüstungsfrage prüfen  möchten,  wiederholte. 

Zu     dem    Programm    der     zweiten     internationalen 
Friedenskonferenz  gehörte,  wie  gesagt,  die  Ausarbeitung 
eines  Abkommens  über  Gesetze  und  Gebräuche  des  See- 
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-Krieges.  Die  Frage  der  Abschaffung  des  Seebeute- 
rechts war  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  sondern  in  dem 
Programm  war  nur  gesagt,  daß  auch  die  Behandlung  des 
Privateigentums  der  Kriegführenden  zur  See  geregelt 
werden  sollte.  Obgleich  es  nun  weder  auf  der  zweiten 
Haager  Friedenskonferenz  noch  auf  der  nachfolgenden 
Londoner  Seekriegsrechtskonferenz  (Winter  1908/9)  zu 
einer  grundsätzhchen  Neuordnung  der  Seebeutefrage, 
sondern  nur  zu  einer  Milderung  des  Grundsatzes  des  voyage 
continu  und  zur  Errichtung  eines  unparteiischen  Oberprisen- 
gerichts gekommen  ist,  lohnt  es  sich  im  Hinblick  auf 
den  Verlauf  des  Weltkrieges  doch,  auf  die  Innern  Be- 
sprechungen näher  einzugehen,  die  vor  der  Haager  Tagung 
zwischen  den  beteiligten  mihtärischen  und  zivilen  Amts- 
stellen in  Berlin  und  in  London  für  den  Fall  einer  inter- 
nationalen Aufrollung  jener  Frage  abgehalten  wurden. 

Bei  den  vorhandnen  politischen  Spannungselementen 
war  es  ganz  natürlich,  daß  man  auf  beiden  Seiten  von  der 
Möglichkeit  eines  Krieges  zwischen  Deutschland  und  Eng- 
land ausging  und  sein  Urteil  danach  einrichtete,  für  welchen 
Teil  dieser  Kriegführenden  das  Seebeuterecht  den  größern 
militärischen  Wert  haben  würde.  Das  Gutachten  des 
Reichsmarineamts,  dem  sich  die  Admiralität,  das  Kriegs- 
ministerium und  auch  der  Generalstab  anschlössen,  lautete 
dahin:  England  würde  die  Einfuhr  über  See  auch  ohne  See- 
beuterecht durch  Blockade  und  scharfe  Handhabung  des 
Konterbanderechts  lahmlegen  können.  Vorteile  hätten  da- 
her in  Deutschland  von  der  Abschaffung  nur  die  Reedereien, 
die  einen  Teil  ihrer  Dampfer  im  Verkehr  zwischen  neutralen 
Häfen  beschäftigen  könnten.  Dagegen  bestehe  die  Hoff- 
nung, in  absehbarer  Zeit  England  durch  Anwendung  des 
Seebeuterechts  in  seinen  Lebensbedingungen  zu  bedrohen 
und  somit  den  Krieg  abzukürzen.  Ganz  abweichend  war 
der  Standpunkt  der  beteiligten  zivilen  Amtsstcllen  in  Berhn: 
Reichsamt  des  Innern,  Handelsministerium,  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten.  Sic  beriefen  sich  auf  den  Größen- 
unterschied der  englischen  und  der  deutschen  Handelsflotte, 
der  sich  1906  ungefähr  wie  5  :  1  stellte,  und  folgerten  daraus, 
daß  selbst  bei  erfolgreichster  Anwendung  des  Seebeute- 
rechts die  Kaiserliche  Marine  der  englischen  Handelsflotte 
nur  einen  prozentual  geringfügigen  Abbruch  tun  könnte, 
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während  die  deutsche  Handelsflotte  in  ihrem  Bestände  be- 
droht bleiben  würde.  Da  es  ferner  nahezu  das  einzige 
Kriegsziel  Englands  sein  könnte,  die  deutsche  Handelsflotte 
und  den  deutschen  Handel  zur  See  zu  zerstören,  würde  die 
Aufhebung  des  Seebeuterechts  eine  wirksame  Garantie  für 
das  Fortbestehen  friedlicher  Beziehungen  zwischen  Deutsch- 
land und  England  abgeben. 

Hiergegen  führte  das  Reichsmarineamt  die  ökono- 
mische Lage  Englands  ins  Feld,  die  sich  seit  den  großen 
Seekriegen  um  die  Seeherrschaft  von  Grund  aus  verändert 
hätte.  In  der  Entgegnung  hieß  es:  Noch  zur  Zeit  der  Pariser 
Seerechtsdeklaration  sei  England  in  seiner  Nahrungsmittel- 
versorgung von  der  Welt  fast  unabhängig  gewesen,  heute 
gebe  nur  die  Sicherheit  ununterbrochener  Zufuhren  Eng- 
land die  Möglichkeit,  an  Krieg  zu  denken,  was  deutlich  aus 
den  Vorschlägen  der  Royal  Commission  on  Supply  of  Food 
in  Times  of  War  hervorgehe,  denn  mehr  als  85  %  der 
Nahrungsmittel  mit  Einschluß  von  Fleisch  und  Futtermitteln 
müßten  eingeführt  werden,  wogegen  Deutschland  in  der 
glücklichen  Lage  wäre,  die  notwendigen  Zufuhren  über 
neutrale  Länder  erhalten  zu  können.  Gegenüber  der  Er- 
wägung, daß  die  Abschaffung  des  Seebeuterechts  eine  er- 
höhte Friedensbürgschaft  bedeute,  dürfe  man  nicht  über- 
sehen, daß  in  der  Furcht  der  öffentlichen  Meinung  in  Eng- 
land vor  der  Bedrohung  der  Zufuhren  gleichfalls  eine 
Friedensgarantie  Hege.  Die  Abschaffung  des  Seebeute- 
rechts sei  eine  einseitige,  England  begünstigende  Reform; 
nur  eine  gleichzeitige  Beschränkung  der  Blockade  könne 
eine  wirklich  liberale,  d.  h.  unparteiische  Sicherung  der 
Freiheit  des  Privateigentums  und  der  wirtschaftlichen  Tätig- 
keit zur  See  bringen. 

Das  Reichsamt  des  Innern  blieb  jedoch  bei  der  Ansicht, 
daß  die  Beibehaltung  des  Seebeuterechts  unter  allen  Um- 
ständen zum  überwiegenden  Vorteil  für  England  ausschlagen 
würde.  Der  damalige  Staatssekretär  Delbrück  bewies  eine 
richtige  Voraussicht,  indem  er  gegen  die  Annahme,  als  ob 
jeder  in  der  City  bekannt  werdende  Verlust  eines  eng- 
lischen Handelsschiffes  Deutschland  dem  Frieden  näher- 
bringen würde,  die  Meinung  vertrat,  ein  rücksichtslos  ge- 
führter Handelskrieg  würde  vielmehr  nur  die  Erbitterung 
in  London  verschärfen  und  England  veranlassen,  seiner- 

Hammann,   Der  mißverstandne  Bismarck.  10  143 


seits  mit  Hilfe  seiner  überlegenen  Kriegsflotte  die  deutsche 
Handelsflotte  schonungslos  zu  vernichten. 

Noch  weiter  war  der  Rahmen  der  Betrachtung  gespannt 
in  einem  Bericht  des  Kaiserlichen  Botschafters  in  London. 
Die  bemerkenswertesten  Stellen  lauteten:  „Der  wesent- 
liche Grund  der  politischen  Spannung  zwischen  England 
und  Deutschland  hegt  in  neuerer  Zeit  nicht  in  den  Handels- 
beziehungen, sondern  in  der  wachsenden  Bedeutung  unserer 
Kriegsmarine,  welche  in  England  gefürchtet  wird.  Wenn 
Krieg  oder  Frieden  von  den  großen  Kaufherren  der 
Londoner  City  abhinge,  so  könnten  wir  der  Sorge  eines 
Krieges  mit  England  enthoben  sein.  Diese  Herren  zittern 
vor  dem  Kriege.  Aber  nicht  etwa  hauptsächlich  deshalb, 
weil  sie  fürchteten,  daß  die  engUschen  Kreuzer  (30  Panzer- 
kreuzer, 83  geschützte  Kreuzer)  nicht  imstande  seien,  die 
Zufuhr  nach  England  gegen  unsere  Kreuzer  (7  Panzer- 
kreuzer, 27  geschützte  Kreuzer)  zu  sichern,  sondern  des- 
halb, weil  sie  wissen,  daß  im  Kriege  alle  Werte  sinken, 
daß  das  englische  Anlagekapital  im  Auslande,  der  Haupt- 
reichtum Englands,  ungeheure  Verluste  erleiden  würde,  daß 
die  Stabilität,  auf  der  die  Handelsbeziehungen  ruhen,  ver- 
schwinden würde  und  daß  der  Krieg  Summen  verschlingt, 
die  nachher  bezahlt  werden  müssen  und  dann  in  der  Ge- 
stalt von  Nationalschulden  auftreten.  .  .  Jeder  Engländer 
weiß,  daß,  wenn  ihm  die  Zufuhr  abgeschnitten  wird,  er  bald 
am  Hungertuche  nagen  muß.  Er  weiß  aber  auch,  daß  er 
deshalb  eine  Flotte  haben  will,  die  mindestens  doppelt  so 
stark  sein  soll  als  die  nächststarke  Seemacht.  Diese  hat  er. 
Besonders  hat  er  ein  mehr  als  dreifaches  Stärkeverhältnis 
an  Kreuzern,  die  den  eignen  Handel  zu  schützen,  ■  den 
feindlichen  Handel  zu  zerstören  imstande  sind.  Er  fürchtet 
dagegen  unsere  Schlachtflotte,  die  nicht  weit  von  seiner 
Küste  homogen  heranwächst  und  in  nicht  allzu  ferner  Zeit 
auch  zahlenmäßig  keinen  solch  großen  Unterschied  mit  der 
eignen  Flotte  mehr  aufweisen  wird.  .  .  Wenn  das  Privat- 
eigentum und  der  Handel  zur  See  von  feindlichem  Angriff 
ausgeschlossen  sein  sollten,  so  verliert  allerdings  ein  Krieg 
Englands  gegen  Deutschland  an  Bedeutung.  Die  Friedens- 
garantie aber  steigt.  Die  Aufgabe  der  Kriegsmarine  wird 
zwar  beschränkt,  diese  aber  ist  nicht  Selbstzweck,  sondern 
nur  Mittel  zum  Zweck."    Graf  Metternich  trat  also  für  Be- 
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seitigung  des  Seebeuterechts  ein,  auch  wenn  es  nicht  ge- 
lingen sollte,  die  notwendigen  Korrelate  (Beschränkung  der 
Blockade  auf  Kriegshäfen,  Reform  der  Bestimmungen  über 
Kriegskonterbande,  freie  Zufuhr  nach  und  zwischen  neu- 
tralen Häfen)  zu  erlangen. 

Ein  ähnlicher  Gegensatz  der  Anschauungen  unter  den 
zuständigen  militärischen  und  zivilen  Aemtern  bestand 
auch  in  London.  Ebenso  wie  der  Admiral  v.  Tirpitz  trat 
der  Erste  Seelord,  Admiral  Sir  John  Fisher,  für  die  Bei- 
behaltung des  Seebeuterechts  ein,  nur  daß  er  sie  unbedingt 
forderte.  Ihn  unterstützte  mit  voller  Ueberzeugung  Sir 
Edward  Grey,  nicht  allein  wegen  der  miUtärischen  Inter- 
essen Englands,  sondern  auch  in  der  ausgesprochenen  Ab- 
sicht, den  fremden  Völkern  das  Furchtbare  des  Krieges 
abschreckend  vor  Augen  zu  stellen  —  eine  Auffassung,  der 
natürlich  das  Bewußtsein  der  englischen  Uebermacht  zur 
See  zugrunde  lag.  Den  Widerpart  hielt  der  erste  richter- 
liche Beamte  des  Landes,  der  Lordkanzler  Lord  Loreburn, 
als  alter  humanitärer  Verteidiger  der  Abschaffung  des  See- 
beuterechts. Der  Ansicht  Loreburns  neigte  auch  der 
Premierminister  Sir  Henry  Campbell-Bannerman  zu,  der 
seiner  ganzen  Veranlagung  nach  für  ausgedehnten  Schutz 
des  Privateigentums  zur  See  und  für  Milderung  der  Härten 
des  Krieges  zu  Wasser  wie  zu  Lande  eingenommen  war. 
So  standen  sich  in  London  ebenso  wie  in  Berlin  imperia- 
listischer und  pazifistischer  Wille  gegenüber,  und  hier  wie 
dort  erwies  sich  die  imperialistische  Richtung  als  die  stärkere. 

Vergleicht  man  die  allgemeine  Lage  der  übrigen  Groß- 
mächte in  puncto  Freiheit  der  Meere  auch  in  Kriegszeiten, 
so  ähnelte  die  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  am 
meisten  der  deutschen.  Die  Vereinigten  Staaten  hatten 
auch  zusammen  mit  dem  Königreich  Preußen  das  erste 
leuchtende  Beispiel  des  Eintretens  für  große  Ziele  der 
Menschheit  gegeben.  Ihr  Vertreter  in  Europa,  Benjamin 
Franklin,  schloß  1785  mit  Friedrich  dem  Großen  jenen 
Freundschaftsvertrag,  in  dem  zum  ersten  Male  zwischen 
zwei  Staaten  der  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des  Privat- 
eigentums zur  See  gegen  den  Kriegsbrauch  der  Seebeute 
anerkannt  wurde.  Bei  den  Bemühungen  zur  Fortbildung  des 
Völkerrechts,  von  denen  die  diplomatische  Geschichte  des 
vorigen    Jahrhunderts    berichtet,    sehen    wir    regelmäßig 
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amerikanische  Staatsmänner  unter  den  Vorkämpfern  für 
Humanität  und  Milderung  der  Kriegssitten.  Präsident 
Monroe  forderte,  daß  der  Krieg  nur  ein  Kampf^  zwischen 
Staat  und  Staat,  kein  Kampf  der  Privaten  sein  soll,  und 
stellte  den  Grundsatz  auf:  No  warfare  against  private 
property.  Präsident  Franklin  Pierce  trat  der  Pariser  See- 
rechtsdeklaration 1856  nur  deshalb  nicht  bei,  weil  sie  bloß 
die  Abschaffung  der  Privatkaperei,  nicht  auch  die  der  See- 
beute der  Staatsschiffe  enthielt.  Sein  Nachfolger,  Mr. 
Buchanan,  ging  noch  einen  Schritt  weiter.  Er  glaubte,  daß 
ohne  gleichzeitige  Abschaffung  der  Blockade  offner  Häfen 
das  Verbot  der  Kaperei  nur  die  schwächeren  Seemächte 
eines  Kampfmittels  gegen  die  stärkeren  berauben  würde. 

Diese  Erinnerungen  mußten  in  Berlin  den  Gedanken 
nahelegen,  auf  der  Basis  des  alten  amerikanisch-preußischen 
Vertrages  ein  neues  Uebereinkommen  zwischen  den  Ver- 
einigten Staaten  und  dem  Deutschen  Reiche  für  den  wahr- 
scheinlichen Fall  zu  betreiben,  daß  im  Haag  eine  durch- 
greifende internationale  Instanz  zur  Sicherung  der  Freiheit 
der  Meere  in  Kriegszeiten  nicht  erzielt  werden  würde. 
Hatte  doch  auch  der  damaUge  Inhaber  des  Weißen  Hauses 
in  Washington,  Theodor  Roosevelt,  in  zwei  Botschaften  an 
das  amerikanische  Volk  das  Fehlen  einer  Weltorganisation 
zur  Verhütung  von  wrong  doing  bedauert.  Und  in  der  Tat 
enthielt  eine  im  Berliner  Auswärtigen  Amt  entworfene 
Denkschrift  den  Satz:  „Aus  der  Uebereinstimmung  mit  den 
oft  bewiesenen  humanen  Grundideen  der  Politik  der  Ver- 
einigten Staaten  und  aus  der  Ueberzeugung,  daß  auch  die 
reale  Situation  beider  Länder  und  Völker  einen  dauernden 
Frieden  und  eine  aufrichtige  Freundschaft  verheißt,  recht- 
fertigt sich  der  Vorschlag,  eine  gemeinsame  Haltung  beider 
Regierungen  zu  den  Fragen  des  Scekriegsrechtes  herbei- 
zuführen und  ein  Abkommen  unter  ihnen  zur  Abschaffung 
der  Seebeute  und  der  Kriegsblockade  offner  Häfen  in  Aus- 
sicht zu  nehmen." 

Die  Spaltung  der  Ansichten  zur  Sache  unter  den  zu- 
ständigen Amtsbereichen  in  Berlin  hemmte  die  zur  Durch- 
führung des  vorgcsclilagnen  Versuchs  notwendige  Energie. 
Wer  hätte  sich  damals  träumen  lassen,  daß  dereinst  die 
Vereinigten  Staaten  wegen  eines  Konfliktes  über  Scerechts- 
fiagen  entscheidend  gegen  Deutschland  in  einen  Weltkrieg 


eingreifen  würden?  lieber  die  irrige  Hoffnung,  bei  An- 
wendung des  Seebeuterechts  mit  einer  weit  unterlegenen 
Zahl  von  Kreuzern  gegen  England  durchsetzen  zu  können, 
was  eine  überlegene  Zahl  hastig  gebauter  U-Boote  in  un- 
beschränkter Zerstörungstätigkeit  nicht  zu  erzwingen  ver- 
mochte, ist  heute  kein  Streit  mehr  möglich. 

Zu  den  allgemeinen  marinepolitischen  Gegensätzen  kam 
als  besondres  diplomatisches  Hindernis  für  eme  Wieder- 
annäherung Deutschlands  und  Englands  noch  hinzu,  daß 
trotz  Algeciras  die  marokkanische  Frage  fortdauernd  neuen 
Zwist  verursachte.  In  Marokko  selbst  reihte  sich  ein 
störender  Zwischenfall  an  den  andern.  Aber  es  war 
doch  in  den  Jahren  nach  Algeciras  viel  mehr  guter 
Wille  vorhanden,  um  Konflikte  zu  vermeiden  oder  abzu- 
schwächen. Zu  den  Sj^mptomen  einer  versöhnlicheren 
Stimmung  in  Frankreich  gehörte  die  Teilnahme  fran- 
zösischer Jachten  an  den  Kieler  Regatten  in  Kiel  1907.  Unter 
den  französischen  Gästen  befand  sich  der  Vizepräsident 
der  Deputiertenkammer  und  Leiter  des  marokkanischen 
Komitees,  Herr  Etienne,  zu  dem  der  Kaiser  in  einer  längeren 
Unterredung  seinen  lebhaften  Wunsch  nach  einer  deutsch- 
französischen Annäherung  aussprach.  Auch  Herr  Pichon, 
damals  wie  während  des  Weltkrieges  Leiter  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  in  einem  Ministerium  Clemenceau,  wirkte 
beruhigend  ein.  In  einer  Rede  gegen  den  alten  Chauvinisten 
Delcasse  äußerte  er  im  Januar  1908:  „Keine  Einmischung  in 
innermarokkanische  Angelegenheiten,  kein  Protektorat! 
Wir  gehen  weder  nach  Fes  noch  nach  Marrakesch."  Den- 
noch konnte  es  zu.  einer  wirkHchen  Entspannung  nicht 
kommen,  weil  sich  zu  der  wiedererwachten  Revanchesucht 
die  in  der  Presse  und  gelegentlich  sogar  im  Senat  aus- 
gesprochene Furcht  vor  einem  deutschen  „Ueberfall"  ge- 
sellte, mit  der  merkwürdigen  Begründung,  daß  für  Deutsch- 
land kein  andrer  Ausgang  übrig  bleiben  werde,  um  aus 
seiner  „Isolierung"  herauszukommen.  Die  Vorstellung, 
ständig  der  Gefahr  eines  deutschen  Ueberfalls  ausgesetzt 
zu  sein,  war  seit  1870  eine  spezifisch  französische  Krankheit, 
an  der  auch  schon  Gambetta  litt. 

Im  Sommer  1907  hatte  König  Eduard  wieder  auf 
seiner  Badereise  nach  Marienbad  dem  Kaiser  einen  Besuch 
gemacht,  diesmal  in  Wilhelmshöhe.     In  einer  Erwiderung 
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auf  einen  Trinkspruch  des  Kaisers  liieß  es:  „Euer  Majestät 
wissen,  daß  es  mein  größter  Wunscli  ist,  daß  zwischen 
unseren  beiden  Ländern  nur  die  besten  und  angenehmsten 
Beziehungen  bestehen."  Am  Tage  darauf  traf  er  mit  dem 
Kaiser  Franz  Joseph  in  Ischl  zusammen.  Seit  1903  hatte 
er  es  sich  angelegen  sein  lassen,  die  Beziehungen  zwischen 
den  beiden  Höfen  in  jeder  Weise  zu  pflegen.  Im  Jahre  1904 
war  Prinz  Georg  von  Wales,  der  jetzige  König  von  Eng- 
land, mit  seiner  Frau  Mary,  deren  Bruder,  dei  Herzog  von 
Teck,  als  Militärattache  bei  der  englischen  Botschaft  eine 
große  Rolle  in  der  Hofgesellschaft  spielte,  zu  Besuch  in  der 
Hofburg.  Im  Jahre  darauf  folgte  ein  ganz  intimer  Besuch 
des  Königs  in  Ischl;  1906  wirkte  ebenda  Eugenie,  Exkaiserin 
der  Franzosen,  vom  Kaiser  mit  ritterhcher  Aufmerksamkeit 
behandelt,  mit  Erinnerungen  an  die  Zeit,  da  es  für  die 
Deutschen  nur  einen  österreichischen  Kaiser  gab,  im  Sinne 
einer  Abkehr  von  dem  preußischen  Deutschland,  weshalb 
sie  als  Sendbotin  des  Königs  galt.  Den  ersten  unzwei- 
deutigen Versuch,  den  Kaiser  in  seiner  Bündnistreue 
wankend  zu  machen,  soll  der  König  bei  seinem  Besuche  in 
Ischl  1907  gemacht  haben.  Gegenüber  diesen  Gerüchten, 
die  sich  nach  dem  Besuche  1908  wiederholten,  empfiehlt  sich 
eine  gewisse  Vorsicht.  Richtig  ist,  daß  der  König  vertrau- 
liche Gespräche  unter  vier  Augen  mit  dem  Kaiser  Franz 
Joseph  gehabt  hat  und  daß  der  Abschied  beide  Male  ziem- 
lich frostig  war.  Auch  mag  es  zutreffen,  daß  der  Kaiser 
die  Beflissenheit  des  Königs  als  Verlockungsversuch  auf- 
gefaßt und  gelegenthch  ein  entrüstetes  Wort  darüber  hat 
fallen  lassen.  Für  den  Inhalt  der  Zusicherungen  und  Zu- 
mutungen des  Königs  fehlt  jedoch  ein  sicherer  Anhalt.  Die 
Gerüchte  rührten  aus  den  feudalen  Kreisen  in  Wien  her, 
und  man  hatte  in  Berlin  den  Eindruck,  daß  dabei  die  mit  der 
allgemeinen  überheblichen  Auffassung  dieser  Kreise  über- 
einstimmende Tendenz  mitspielte,  die  Dankesschuld  an 
Oesterreich  recht  groß  erscheinen  zu  lassen.*)    Von  Ischl 


*)  Dio  äußerlichen  Vorgänge  bei  den  Wiener  und  Ischlcr 
Besuchen  des  Königs  sind  von  einer  Persönlichkeit  aus  der 
nächsten  Umgebung  dos  Kaisers  Franz  Joseph  in  .JDanzcrs 
Armeezeitung",  vom  30.  Januar  1919  KcschÜdert.  Ueber  den 
InJialt  der  Intimen  Gespräche  enthält  die  Darstellung  nichts  Bc- 
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begab  sich  der  König  1907  nach  Marienbad,  wo  er  am 
21.  August  den  dort  anwesenden  französischen  Minister- 
präsidenten Clemenceau  zu  Tische  lud,  um  ihn  von  den  Er- 
gebnissen seiner  Zusammenliünfte  von  Wilhelmshöhe  und 
Ischl  in  Kenntnis  zu  setzen.  Bei  dem  Empfange  des  Herrn 
von  Iswolski  am  gleichen  Orte  (5.  September)  wird  der 
König  nicht  versäumt  haben,  dem  russischen  Minister  des 
Aeußern  aufrichtigste  Genugtuung  wegen  des  nach  langen 
Verhandlungen  am  31.  August  1907  abgeschlossenen  eng- 
lisch-russischen Vertrages  über  Persien, 
Afghanistan  und  Tibet  auszusprechen,  denn  dieser 
Vertrag  sollte  sich  als  Mittel  von  unschätzbarem  Werte  er- 
v/cisen,  um  dem  Hauptziel  der  emsigen  diplomatischen 
Tätigkeit  des  Königs  auf  dem  europäischen  Festland  nahe 
zu  kommen. 

In  Persien  hatte  zwar  der  deutsche  Handel  angefangen 
sich  auszubreiten,  aber  Persien  konnte  so  wenig  wie  Afgha- 
nistan oder  Tibet  Gegenstand  deutscher  politischer  Be- 
strebungen sein,  und  es  war  sogar  möglich,  daß  die  Ein- 
teilung in  Interessensphären  dazu  beitragen  würde,  die 
Innern  Zustände  in  Persien  zu  verbessern  und  damit  auch 
den  bis  dahin  geringen  deutschen  Anteil  am  Handelsverkehr 
zu  vergrößern.  Der  englisch-russische  Vertrag  enthielt  die 
Bestimmung,  daß  die  Unabhängigkeit  Persiens  geachtet 
werden  sollte.  Wenn  auch  in  einem  Austausch  von  Er- 
klärungen neben  dem  Vertrag  die  speziellen  Interessen  Eng- 
lands am  Persischen  Golf  anerkannt  worden  waren,  so  hatte 
doch  Sir  Edward  Grey  gleichzeitig  versichert,  daß  England 
nicht  den  Wunsch  hege,  den  legitimen  Handel  andrer 
Mächte  auszuschließen.  Die  offne  Tür  sollte  also  bestehen 
bleiben. 

Dennoch  war  der  Vertrag  eines  der  wichtigsten  diplo- 
matischen Ereignisse  der  neueren  Zeit,  in  dessen  Folge  sich 
die  Stellung  Deutschlands  in  Europa  viel  schwieriger  ge- 
staltete.   Mit  der  freundschaftlichen  Verständigung  über  die 


stlmmtes,  es  sei  denn  die  Bemerkung  Hardingcs  am  Ende  der 
Begegnung  von  T908,  kurz  nach  dem  Flottengespräch  mit  Kaiser 
Wilhelm  (s.  S.  155  ff.):  A  grand  old  anan  throughout,  the  Emperor, 
a  capital  fellow,  though  perhaps  he  missed  lust  now  one  of 
h  i  s  long  li  f  c's  best  o p p  o  r  t  u  n  i  t  i  e  s. 
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zentralasiatischen  Länder,  wo  der  Brennpunkt  des  alten 
scharfen  englisch-russischen  Gegensatzes  lag,  war  England 
von  der  Sorge  um  die  Nordgrenze  Indiens  befreit;  ein  von 
russischen  Ränken  verschonter,  gewaltiger,  von  Tibet  bis 
zu  den  Küsten  des  Persischen  Golfs  reichender  Gürtel 
sicherte  hinfort  seinen  wertvollsten  Besitz. 

Gegen  die  Tadler  im  Unterhause,  die  hauptsächlich 
an  den  Bestimmungen  über  Nordpersien  zugunsten  Ruß- 
lands Anstoß  nahmen,  hob  Sir  Edward  Grey  stark  hervor, 
daß  die  Freundschaft  des  großen  russischen  Reichs  viel  mehr 
wert  sei  als  Zugeständnisse  in  zentralasiatischen  Grenz- 
gebieten. Der  engUsche  Staatsmann  war  sich  offenbar  klar 
darüber,  daß  sich  der  slawische  Ausdehnungsdrang  nun 
wieder  in  Uebereinstimmung  mit  den  Wünschen  des 
russischen  Volkes  gegen  den  nahen  Orient  richten  würde, 
wo  er  den  britischen  Weltinteressen  minder  gefährlich  war 
und  zugleich  der  englischen  Kontinentalpolitik  leichter 
dienstbar  gemacht  werden  konnte.  In  der  Tat  stellte  es 
sich  bald  heraus,  daß  Rußland  aus  Asien  nicht  an  die  Seite 
Oesterreichs,  sondern  Arm  in  Arm  mit  England  nach  Europa 
zurückkehren  würde.  Zwischen  London  und  Petersburg 
wurde  über  ein  neues  Aktionsprogramm  für  Mazedonien  an 
Stelle  des  Mürzsteger  Abkommens  verhandelt.  Rußland, 
das  sich  von  den  Erschütterungen  seiner  Niederlage  in  Ust- 
asien  und  der  Revolution  im  Innern  noch  lange  nicht  erholt 
hatte,  war  aus  eigner  Kraft  nicht  imstande,  dem  wirtschaft- 
lichen Vordringen  Oesterreich-Ungarns  in  den  slawischen 
Nachbarländern  mit  Nachdruck  entgegenzutreten.  Deshalb 
suchte  die  russische  Politik,  des  englischen  Beistands  sicher, 
den  mühsam  verhaltnen  Gegensatz  in  der  Adria  zu  ver- 
schärfen und  eine  Interessengemeinschaft  mit  Italien  gegen 
die  stürmische  Politik  des  Barons  Aehrenthal  herzustellen. 
Fürst  G.  Trubetzkoy  kennzeichnet  dieses  Bemühen  in  der 
nach  seinem  zeitweiligen  Ausscheiden  aus  dem  diplomati- 
schen Dienst  1910  verfaßten  Studie  „Rußland  als  Groß- 
macht" mit  den  Worten:  „Rußland  nahm  mit  Vergnügen  die 
Möglichkeit  wahr,  gegen  den  österreichisch-deutschen 
Bazillus  das  italienische  Gegengift  anzuwenden."  Der  ge- 
wünschte Erfolg  wurde  bald  erreicht  und  im  Herbst  1909  mit 
der  in  weitem  Bogen  um  österreichisches  Gebiet  herum  zu- 
rückgelegten Fahrt  des  Zaren  nach  Racconigi  offenbart. 
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Unter  solchen  Umständen  wurde  die  Zugehörigkeit 
Italiens  zum  Dreibunde  immer  mehr  entwertet,  die  aus- 
gleichende Tätigkeit  Deutschlands  bei  den  Reibungen 
seiner  beiden  Bundesgenossen  in  der  Adria  erschwert  und 
das  Verhältnis  zwischen  Berlin  und  Petersburg  ersichtlich 
getrübt.  Vor  allem  aber  war  nach  der  Liquidation  des 
zentralasiatischen  Streites  an  den  für  England  empfind- 
lichsten Stellen  Deutschland  nicht  mehr  in  der  Lage,  als 
Land  der  Mitte  in  Europa  seine  Haltung  je  nach  dem,  wie 
es  am  vorteilhaftesten  schien,  frei  zu  wählen.  Das  bedeutete 
das  völlige  Ende  der  alten  Bismarckschen,  von  dem  Thesen- 
politiker von  Holstein  unter  veränderten  Umständen  hart- 
näckig fortgesetzten  Politik  der  zwei  Eisen. 

Der  Hauptgrund  für  die  Unruhe  in  Europa  seit  Bis- 
marcks  Rücktritt  lag  in  dem  alten,  unter  der  Asche  fort- 
glimmenden deutsch-französischen  Streit  um  Elsaß-Loth- 
ringen. Die  Marokkofrage  war  praktisch  in  Algeciras  zu- 
gunsten Frankreichs  entschieden.  Man  kann  sich  vorstellen, 
und  es  hat  hüben  und  drüben  Politiker  gegeben,  die  glaubten, 
daß  die  Franzosen  bei  einer  vernünftigen  Schhchtung  des 
alten  Streites  und  gegen  formelle  Anerkennung  ihres  Pro- 
tektorates über  Marokko  gutwillig  jede  gewünschte  koloniale 
Entschädigung  geleistet  hätten.  Nach  neuern  Zeugnissen 
hat  Gambetta  den  klaren  Willen  zu  einer  ernsten  Verständi- 
gung mit  Deutschland  gehabt  und  soll  seine  im  Jahre  1878 
geplante  Begegnung  mit  Bismarck  nur  daran  gescheitert 
sein,  daß  dieser  die  Bedingung  stellte,  von  Elsaß-Lothringen 
dürfte  nicht  gesprochen  werden.  Die  Stellung  Deutsch- 
lands in  Europa  war  gewiß  im  Jahre  1908  nicht  mehr  so 
stark  als  ein  Menschenalter  vorher  zur  Zeit  des  Berliner 
Kongresses  und  am  meisten  eben  durch  den  Uebergang 
Rußlands  an  die  englische  Seite  geschwächt.  Ein  echter 
Bismarck  hätte  vielleicht  daraus  die  Folgerung  gezogen, 
rebus  sie  stantibus  doch  von  Elsaß-Lothringen  zu  sprechen, 
selbst  auf  die  Gefahr  hin,  mit  dem  großen  Gefolge  des  miß- 
verstandnen  Bismarck  in  wütenden  Kampf  zu  geraten. 

Für  eine  solche  kühne  Hypothese  geben  die  schon  einmal 
erwähnten  höchst  merkwürdigen  Gespräche  einen  gewissen 
Halt,  die  Bismarck  um  die  Zeit  der  russischen  Kriegs- 
drohungen 1879  mit  dem  Grafen  St.  Vallier  (von  1878—1882 
französischer   Botschafter   in   Berlin)   geführt  haben   soll. 
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Ein  langer  Bericht  darüber  befindet  sich  in  dem  1884  in 
Berlin  anonym  erschienenen  Buche:  „Bismarck.  Zwölf  Jahre 
deutscher  Politilc",  S.  270—276.*)  Danach  hätte  Bismarck  in 
den  Unterredungen  den  Plan  eines  Freundschaftsbundes 
zwischen  den  Großstaaten  Mitteleuropas  (Deutschland, 
Frankreich,  Oesterreich-Ungarn)  entwickelt,  der  an  Innig- 
keit alle  Allianzen  übertreffen,  die  Teilung  der  Türkei 
zwischen  Rußland  und  England  verhindern,  dem  gegen- 
seitigen Zerfleischen  von  Deutschland  und  Frankreich  ein 
Ende  machen  und  durch  seine  weltpolitische  Bedeutung 
den  Streit  um  Elsaß-Lothringen  zu  „einer  geringfügigen 
Winzigkeit"  herabdrücken  würde.  Wörtlich  heißt  es: 
„Faktisch  hat  Frankreich  die  Partie,  die  es  durch  Jahr- 
hunderte spielte,  verloren,  indem  die  deutsche  Einheit,  trotz 
seines  Widerstrebens,  hergestellt  worden  ist.  Indes  hat  der 
Deutsche  keineswegs  die  Absicht,  alle  Konsequenzen  aus 
dieser  gewonnenen  Partie  zu  ziehen,  es  werden  im  Gegen- 
teil sich  Mittel  und  Wege  finden,  den  kargen  Gewinn 
Deutschlands  zu  reduzieren  und  die  Wunde 
Frankreichs  vernarben  zu  lasse n."  Schon 
1871  war  Bismarck  nicht  geneigt,  Metz  zu  nehmen,  er  zog 
die  Sprachgrenze  vor  (Rede  im  Reichstag  am  11.  1.  1887). 
Aber  solche  Gedanken  und  Erinnerungen  sind  heute 
müßig.  Konnte  die  kaiserliche  Politik  keine  vernünftige 
Lösung  der  elsaß-lothringischen  Frage  mehr  herbeiführen, 
so  blieb  ihr  nichts  andres  übrig,  als  den  einzigen  sichern 
Freund  an  der  Donau  in  seinen  Händeln  mit  den  slawischen 
Elementen  an  seinen  Grenzen  weit  über  die  unmittelbaren 
eignen  Interessen  des  Deutschen  Reiches  hinaus  mit  allen 
Mitteln  zu  unterstützen  und,  wenn  möglich,  eine  sichere 
Annäherung  an  England  zu  vollziehen.  Was  die  deutsche 
Politik  schon  vorher  (1901)  freiwillig  hätte  tun  können, 
mußto  sie  jetzt  gezwungen  zu  tun  versuchen,  wenn  das 
Reich  nicht  mit  dem  zur  Hälfte  slawischen  Staatcngebilde 
an  der  Donau  bei  der  von  Rußland  drohenden  Gefahr  auf 
Gedeih  und  Verderb  zusammengeschmiedet  bleiben  sollte. 


•)  Ueber   den  Verfasser  s,  „Zur  Vorgeschichte   des  Welt- 
krieges" S.  58  f. 
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4.  Der  drohende  Krieg. 

Die  vorhin  erwälinten  Vorbereitungen  zu  einem  neuen 
englisch-russischen  Einvernehmen,  das  nach  der  Schlich- 
tung des  zentralasiatischen  Streites  die  Stellung  Rußlands 
gegen  Oesterreich-Ungarn  im  nahen  Orient  mit  englischer 
Hilfe  stärken  sollte,  gingen  von  russischer  Seite  aus.  Einen 
bessern  Mann  auf  dem  russischen  Posten  des  auswärtigen 
Ministers  als  Herrn  v.  Iswolski  konnten  sich  die  eng- 
lischen Gegner  der  Mittelmächte  nicht  wünschen.  Unter  dem 
Grafen  Lambsdorff  in  Petersburg  und  dem  Grafen  Golu- 
chowski  in  Wien  war  die  Politik  auf  dem  Balkan  beider- 
seits defensiv.  Unter  Herrn  v.  Iswolski  dort  und  dem 
Grafen  Aehrenthal  hier  wurde  sie  offensiv.  An  Stelle  einer 
friedlichen  Abpaarung  unter  Mitbewerbern  trat  der  ver- 
steckte und  offne  Kampf  um  den  vorherrschenden  Einfluß. 

Dieser  Umschwung  in  der  russischen  Politik  zeichnet 
sich  aufs  deutlichste  in  dem  Protokoll  einer  Konferenz  ab, 
die  am  25.  Februar  1908  auf  Betreiben  Iswolskis  unter  Vor- 
sitz des  Ministerpräsidenten  Stolypin  abgehalten  wurde  und 
an  der  noch  teilnahmen:  Finanzminister  Kokowzew,  Marine- 
minister Dikow,  Chef  des  Generalstabes  Palitzyn,  stell- 
vertretender Kriegsminister  Poliwanow  und  der  stellver- 
tretende Außenminister  Subastow.  In  der  Programmrede,  die 
Iswolski  hier  vortrug,  heißt  es:  „Graf  Lambsdorff  war  be- 
müht, Bulgarien  zurückzuhalten,  und  trat  gleichzeitig  für 
eine  Verständigung  mit  Oesterreich  ein.  Eine  solche  Politik 
trägt  einen  rein  negativen  Charakter.  Sie  ist  nicht  imstande, 
zu  einer  vom  Standpunkte  der  russischen  historischen 
Interessen  günstigen  Lösung  der  Balkanfragen  zu  führen. 
Dagegen  hat  sie  den  einen  Vorzug,  das  Einfrieren  dieser 
Fragen  zu  fördern.  Jedenfalls  ist  das  nicht  die  Politik  ernst- 
licher Erfolge  auf  dem  Wege  zu  den  von  uns  verfolgten 
Zielen."  Auf  Frankreich  und  Italien  sei  schwer  zu  rechnen, 
dagegen  könne  eine  enge  Annäherung  an  England  zu 
glänzenden  Ergebnissen  führen  und  eine  Aufrollung  der 
ganzen  türkischen  Frage  zur  Folge  haben,  der  englische 
Botschafter  in  Petersburg  habe  ihm  bereits  Andeutungen 
über  eine  solche  Kombination  unter  Hinweis  auf  die  Ge- 
meinsamkeit der  Interessen  beider  Staaten  im  nahen  Orient 
gemacht.    Als  scharfer  Gegner  Iswolskis  trat  in  der  Kon- 
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ferenz  StobT)in  auf:  Eine  neue  Mobilmachung  würde  die 
Revolution  stärken,  aus  der  Rußland -eben  erst  herauszu- 
kommen beginne;  eine  andre  als  eine  streng  defensive 
Politik  wäre  gegenwärtig  die  Fieberphantasie  einer  anor- 
malen Regierung  und  könnte  die  Dynastie  gefährden. 

So  stand  auf  der  einen  Seite  der  Wille:  Erst  Annäherung 
an  England,  dann  Krieg,  auf  der  andern  die  Besorgnis  vor 
einer  neuen  Revolution  mit  dem  Sturze  der  Dynastie.  Der 
Gegensatz  drehte  sich  aber  nur  um  den  Zeitpunkt,  nicht 
um  die  Sache.  Nach  Stolypin  brauchte  Rußland  dringend 
eine  „Atempause",  bevor  es  wieder  eine  aktive  PoHtik  als 
Großmacht  treiben  könne.*) 

In  seiner  Rede  hatte  sich  Iswolski  auch  auf  die  kurz 
vorher  von  Aehrenthal  in  den  Delegationen  ab- 
gegebenen Erklärungen  berufen,  in  denen  der  Plan  ange- 
kündigt war,  die  bosnische  Eisenbahn  von  Uwatsch  bis 
Mitrowitza  durch  den  Sandschak  Nowibasar  zu  verlängern, 
womit  eine  ununterbrochene  Verbindung  zwischen  Wien 
über  Agram-Sarajewo-Mitrowitza-Uesküb  bis  Saloniki  her- 
gestellt werden  würde.  Obgleich  sich  Aehrenthal  dabei 
auf  ein  für  Oesterreich-Ungarn  im  Berliner  Vertrage  von 
1878  vorbehaltnes  Recht  berufen  konnte,  erhob  sich  doch 
ein  großer  Lärm,  namentlich  in  der  russischen  und  eng- 
lischen Presse,  gegen  den  Plan.  Das  Recht  konnte  nicht 
bestritten  werden,  ebenso  auch  nicht  die  wirtschaftliche  Be- 
deutung, die  einer  solchen  durchgehenden  Linie  7ukam. 
Aber  der  Geist  eines  internationalen  Zusammenarbcitens 
sei  verletzt  —  so  wandten  die  russischen  und  englischen 
Gegner  ein  —  und  der  wirtschafthche  Vorteil  werde  sich 
bald  in  ein  politisches  Uebergewicht  verwandeln.  Die 
Serben  schäumten  natürlich,  aber  auch  in  Itahen  war  man 
wegen  des  adriatischen  Handels  und  des  Verkehrs  mit  der 
Levante  beunruhigt. 

Den  ersten  großen  Erfolg  errang  die  aktive  Balkan- 
politik Iswolskis  mit  der  Monarchenzusammenkunft  in 
R  e  v  a  1.  Die  Bedeutung  der  F^eise  König  Eduards  nach 
Reval  gab  sich  schon  darin  kund,  daß  sich  im  Gefolge  neben 
dem  Unterstaatssekretär  Hardinge  der  Admiral  Fishcr  und 


*)    Sleho    Prof.  M.   Pokrowski:     „Drei    Komferenzen". 
Berlin  1920. 
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General  French  befanden,  während  der  Zar  außer  dem  aus- 
wärtigen Minister  v.  Iswolski  auch  den  Ministerpräsidenten 
Stolypin  mitbrachte.  Die  Trinksprüche  bestätigten,  daß  es 
darauf  abgesehen  war,  „beide  Länder  enger  zusammenzu- 
führen" und  „einige  wichtige  Fragen"  freundschaftlich  zu 
regeln.  Was  im  allgemeinen  damit  gemeint  war,  sprach  die 
Northcliffepresse  offen  mit  der  Erinnerung  an  die  epoche- 
machende Reise  des  Königs  Eduard  1903  nach  Paris  und 
mit  der  Genugtuung  darüber  aus,  daß  nun  die  französisch- 
russische AUianz  und  die  französisch-englische  entejite 
cordiale  durch  ein  russisch-englisches  Einvernehmen  in 
Europa  ergänzt  werde. 

Unter  den  wichtigen  Fragen,  die  in  Reval  von  den 
beiden  Herrschern  und  zwischen  Hardinge  und  Iswolski  be- 
sprochen wurden,  stand  obenan  das  mazedonische  Reform- 
programm, das  auf  eine  neue  internationale  Kontrolle  über 
die  innern  Zustände  der  von  Türken,  Bulgaren,  Serben 
und  Griechen  bewohnten  und  durch  fortgesetzte  Kämpfe 
unter  den  verschiedenen  Nationalitäten  zerrütteten  Pro- 
vinz Mazedonien  hinauslief.  In  Reval  ist  jedoch  kein  neues 
schriftliches  Abkommen  getroffen  worden.  England  legte 
sich  nur  im  allgemeinen  darauf  fest,  Rußland  bei  Wahr- 
nehmung seiner  Interessen  im  nahen  Orient  beizustehen. 
Richtig  ist,  daß  der  König  dem  Zaren  geraten  hat,  Rußland 
militärisch  stark  zu  machen.  Nicht  erwiesen  dagegen  ist, 
daß  man  sich,  wie  nachträglich  behauptet  wurde,  schon 
in  den  Revaler  Gesprächen  darüber  geeinigt  hätte,  einen 
Vernichtungskrieg  gegen  Oesterreich-Ungarn  und  Deutsch- 
land einzuleiten.  Diese  Annahme  steht  im  Widerspruch 
mit  dem  ohne  Zweifel  ehrHchen  Versuch  des  Königs  in 
Friedrichshof,  wieder  ein  freundlicheres  Verhältnis  zu 
Deutschland  herzustellen.  Was  er  und  mit  ihm  das  liberale 
wie  das  konservative  Kabinett  hauptsächlich  erstrebten, 
war,  von  dem  Wettrüsten  mit  der  deutschen  Flotte  befreit 
zu  werden. 

Das  fortgesetzte,  nach  englischer  Ansicht  trotz  aller 
deutschen  Gegenversicherungen  bedrohliche  Wachstum 
der  deutschen  Flotte  bildete  also  den  stärksten  An- 
trieb, die  Stellung  Deutschlands  in  Europa  immer  mehr  ein- 
zuengen. Ein  wirklicher  Versuch  einer  Entspannung  wurde 
ein  Jahr  nach  Abschluß  des  englisch-russischen  Vertrags 
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unternommen,  aber  nicht  von  deutscher,  sondern  von  eng- 
lischer Seite,  lieber  die  Zusammenkünfte  des  Königs  Eduard 
mit  dem  deutschen  Kaiser  am  11.  August  1908  in  Friedrichs- 
hof und  mit  dem  Kaiser  Franz  Joseph  in  Ischl  am  Tage 
darauf  berichtete  der  belgische  Vertreter  in  Wien  Ende 
August  an  seine  Regierung: 

„Wie  ich  aus  guter  Quelle  erfahren  habe,  war  König 
Eduard  in  bester  Stimmung  nach  Kronberg  gefahren,  hat 
es  aber  unzufrieden  verlassen.  Seine  Majestät  fragte  den 
Kaiser,  ob  er  nicht  angesichts  des  allgemeinen  Friedens- 
wunsches den  Zeitpunkt  für  gekommen  erachte,  um  die 
Rüstungen  einzuschränken.  Wilhelm  II.  hätte  geantwortet, 
davon  könnte  nicht  die  Rede  sein,  wenigstens  was  Deutsch- 
land angehe,  dieses  hätte  keinen  Grund,  seine  Rüstungen 
zu  verringern,  und  überdies  lägen  Verpflichtungen  gegen- 
über der  Nation  vor.  Aus  diesen  Worten  hätte  König 
Eduard  geschlossen,  daß  England  bedroht  wäre  und  sich 
nicht  überrumpeln  lassen  dürfte.  Der  Kaiser  Franz  Joseph 
habe  zwar  dem  König  einen  feierlichen  Empfang  bereitet, 
ihm  aber  zu  verstehen  gegeben,  daß  er  über  die  Haltung 
Englands  m  der  Frage  der  Sandschakbahn,  sein  Ab- 
schwenken nach  der  russischen  Seite,  erstaunt  gewesen 
wäre,  da  er  und  seine  Regierung  sich  doch  immer  befleißigt 
hätten,  nichts  zu  unternehmen,  was  England  mißfallen 
könnte.  Der  König  habe  entgegnet,  das  Kabinett  von 
St.  James  hegte  keinen  für  Oesterreich-Ungarn  unfreund- 
lichen Hintergedanken,  aber  wegen  der  deutschen  Rüstun- 
gen müßte  es  doch  auf  der  Hut  sein,  und  in  Reval  hätte  er 
nicht  verfehlt,  den  Kaiser  von  Rußland  von  seinen  Be- 
fürchtungen zu  unterrichten.  Sclüießlich  bat  er  Franz 
Joseph,  zwischen  Berlin  und  London  zu  vermitteln.  Franz 
Joseph  hätte  um  Bedenkzeit  gebeten."  Der  belgische  Be- 
richt berief  sich  sodann  auf  einen  Bericht  der  „Wiener  All- 
gemeinen Zeitung",  der  ungefähr  dasselbe  über  das  Kron- 
berger  Gespräch,  die  ziemlich  kategorische  Ablehnung  des 
englischen  Vorschlages,  die  Flottenrüstungen  einzustellen, 
entlüelt  und  dessen  Gewährsmann  der  französische  Minister- 
präsident Clcmenccau  war.*) 

Unrichtig  ist  an  dieser  Darstellung,  daß  der  König  selbst 


•)    Zur  europrii<;chotj  Politik  1897—1914,  Bd.  3,  S.  9  und  92. 
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die  Flottenfrage  in  seinen  Kronberger  Gesprächen  mit  dem 
Kaiser  angeschnitten  hätte.  Er  mochte  es  ursprünglich 
beabsichtigt,  dann  aber,  den  negativen  Erfolg  voraus- 
sehend, es  Sir  Charles  Hardinge  überlassen  haben,  das 
Flottengespräch  mit  dem  Kaiser  zu  führen.  Das  Ergebnis 
war  in  deutlich  abweisender  Form  so,  wie  es  der  belgische 
Bericht  angibt.  TatsächHch  war  1908  das  Jahr,  in  dem  die 
erste  Entscheidung  darüber  fiel,  ob  das  Wettrüsten  zur  See 
zwischen  England  und  Deutschland  fortgesetzt  oder  zum 
Stillstand  gebracht  werden  sollte.  Welche  Hoffnungen  das 
Kabinett  von  St.  James  auf  eine  Verständigung  über  den 
Flottenbau  setzte,  läßt  sich  aus  einer  Unterredung  erkennen, 
die  der  Schatzkanzler  Lloyd  George  zu  gleicher  Zeit  mit 
der  Friedrichshofer  Begegnung  der  Monarchen  einem  Ver- 
treter der  „Neuen  Freien  Presse"  gewährte  und  die  diese  am 
12.  August  1908  veröffentlichte.  Er  sagte  über  eine  solche 
deutsch-englische  Verständigung:  Sie  sei  der  einzige  Weg, 
um  der  über  Europa  lagernden  Spannung  ein  Ende  zu  machen, 
eigenthch  gebe  es  kein  Streitobjekt  zwischen  beiden 
Völkern,  die  Uebereinstimmung  müßte  sich  allein  darauf 
ri^jliten,  den  Bau  von  neuen  Schiffen  für  die  Zukunft  zu  be- 
schränken. Dabei  nannte  er  noch  den  Vorwurf,  daß  sich 
England  für  die  Isolierung  Deutschlands  verschworen  hätte, 
einen  „empörenden  Verdacht".  Wenn  man  damit  jene  merk- 
würdige Rede  desselben  Lloyd  George  vom  29.  Juli  1908 
vergleicht,  in  der  er  seinen  eignen  Landsleuten  die  Unge- 
rechtigkeit des  sogenannten  Zweimächtestandards  vor 
Augen  hielt,  so  muß  man  an  die  Aufrichtigkeit  seiner  An- 
sicht glauben,  daß  nur  die  Flottenbaufrage  einer  ernsthaften 
politischen  Verständigung  im  Wege  stand.  In  der  Rede 
kamen  folgende  Sätze  vor:  „Viel  erklärHcher  als  das  eng- 
lische Mißtrauen  gegen  Deutschland  ist  das  deutsche  Miß- 
trauen gegen  England.  Wir  hatten  eine  überwältigende 
Uebermacht  zur  See,  trotzdem  fingen  wir  an,  Dreadnoughts 
zu  bauen.  Wozu?  Wir  brauchen  sie  gar  nicht.  Sehen 
Sie  die  Ungerechtigkeit  unseres  sogenannten  Zweimächte- 
maßstabes! Sehen  Sie  Deutschland  an.  Für  Deutschland 
bedeutet  die  Armee  dasselbe  wie  für  England  seine  Flotte: 
den  einzigen  Schutz  gegen  feindliche  Invasion.  Trotzdem 
befolgt  Deutschland  keinen  Zweimächtestandard,  obgleich 
es  zwischen  zwei  Militärmächten  liegt,  die  seiner  Armee 
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eine  weit  überlegene  Truppenzahl  gegenüberstellen  können." 
Auch  hatte  Sir  Edward  Grey  im  Sommer  mit  stärkerem 
Nachdruck  als  sonst  die  Isoherungsabsicht  der  englischen 
PoHtik  bestritten  und  Churchill,  der  Handelsminister,  das 
Schnappen  und  Knurren  in  den  Zeitungen  und  Klubs  gegen 
Deutschland  zur  Entfesselung  eines  Krieges  für  ein  höllisches 
Verbrechen  erklärt.  Dies  alles  zwingt  zu  dem  Schluß,  daß 
das  englische  Kabinett  hinter  dem  Vorschlage  Hardinges 
in  Friedrichshof  stand  und  sich  bemühte,  ihm  eine  freund- 
liche Aufnahme  bei  dem  Kaiser  zu  bereiten. 

Nach  der  kaiserlichen  Ablehnung  einer  Flottenverständi- 
gung in  Friedrichshof  hat  weder  Lloyd  George  noch  ein 
andrer  englischer  Staatsmann  wieder  eine  so  deutsch- 
freundliche Rede  gehalten.  Gegen  die  bessere  Einsicht 
des  Kanzlers  wollte  sich  der  Kaiser,  einig  mit  dem  Groß- 
admiral V.  Tirpitz,  unter  keinen  Umständen  in  den  Bau 
großer  Schlachtschiffe  dreinreden  lassen,  mochte  auch  der 
deutsche  Botschafter  Graf  Metternich  in  London  immer 
wieder  berichten:  „Wozu?  Wenn  wir  ein  Schiff  bauen, 
werden  die  Engländer  zwei  Schiffe  bauen.  Da  ist  kein  Ende". 

Der  Kaiser  ist  sich  wohl  bewußt  gewesen,  daß  sich 
wegen  seiner  ablehnenden  Antwort  auf  den  englischen  Vor- 
schlag der  deutsch-englische  Gegensatz  verschärfen  würde, 
hat  aber  doch  die  Gefährlichkeit  der  Lage  unter- 
schätzt. Aus  den  belgischen  Aktenstücken  wissen  wir,  daß 
die  belgischen  Vertreter  in  Berlin,  Paris,  London  in  auf- 
fallender Ucbercinstimmung  während  der  Jahre  1906—8 
immer  wieder  berichtet  haben,  daß  die  englische  PoUtik 
darauf  gerichtet  sei,  Deutschland  Feinde  zu  schaffen.  Die 
diplomatische  Einkreisung  war  vollzogen,  die  Gefahr  lag 
in  der  Wahrscheinlichkeit,  daß  sich  der  Kreis  in  einen 
ehernen  Ring  verwandeln  würde.  Im  Gegensatz  zu  der 
seit  einem  Menschcnalter  bewiesenen  Friedlichkeit  des  Drei- 
bimdes  war  der  Zweibund  vom  Tage  seiner  Geburt  an  ein 
uiifriedliches  Gebilde,  jeder  seiner  beiden  Teilhaber  ver- 
folgte Ziele,  die  ohne  gewaltsame  Veränderungen  des  Status 
quo  in  Europa  nicht  zu  erreichen  waren.  Solange  England 
neutral  blieb,  reichte  die  militärische  Stärke  des  Dreibundes 
zur  Verteidigung  aus.  Schloß  sich  dagegen  England  dem 
Zweibund  mit  geheimen  oder  offnen  militärischen  Ver- 
pflichtungen an,  so  war  nach  der  klaren  Voraussicht  Bis- 


marcks  der  aktive  Beistand  Italiens  für  seine  Bundes- 
genossen im  Kriegsfall  illusorisch  gemacht  und  dann  das 
militärische  Stärkeverhältnis  zugunsten  des  Zweibundes 
verschoben. 

Der  alte  Seher  im  Sachsenwalde  hat  aber  nicht  nur  die 
ungünstige  Wirkung  auf  Italien,  die  ein  Abschwenken  Eng- 
lands vom  Dreibund  haben  mußte,  klar  erkannt,  sondern 
auch  wunderbar  vorausgefühlt,  daß  die  kaiserUche  Schlacht- 
flotte eine  solche  gefährliche  Wendung  in  der  englischen 
Politik  hervorbringen  würde.  Gleich  nach  den  ersten  An- 
kündigungen eines  stärkeren  Flottenbaues  erwachte  sein 
JVIißtrauen  gegen  „Paradeschiffe"  und  „phantastische  Pläne", 
und  als  von  der  Abwehr  von  Angriffen  auf  hoher  See  die 
Rede  war,  äußerte  er:  „Ich  möchte  wissen,  an  welchen  An- 
greifer gedacht  wird,  hoffentlich  nicht  an  einen,  der  es 
werden  könnte,  wenn  undeutsche  Prestigesucht  und  eine 
als  Feindschaftszeichen  zu  deutende  eilige 
Seerüstung  ihn  einer  gegen  Deutschland 
geschaffenen  Koalition  zutriebe."*)  Was 
Bismarck  1898  geahnt,  war  1908  schon  halb  vollendete 
Wirklichkeit. 

Der  oft  gehörte  Einwand,  der  englische  Vorschlag  der 
Begrenzung  des  Wettrüstens  zur  See  —  nur  hierum  handelte 
es  sich  —  sei  ein  Eingriff  in  das  unzweifelhafte  Recht  des 
Deutschen  Kaisers  gewesen,  so  viel  Schiffe  zu  bauen,  als 
der  Reichstag  ihm  bewillige,  hat  ebensowenig  praktisch- 
politischen Wert  wie  Betrachtungen  über  die  Wikinger- 
moral, mit  der  England  seine  Seeherrschaft  erworben  habe 
und  behaupte.  Der  in  der  Ablehnung  des  Vorschlags  ent- 
haltene Entschluß:  Es  wird  weiter  gebaut,  mußte  den  König 
oind  sein  Kabinett  bestimmen,  nun  erst  recht,  right  or  wrong, 
die  Ringklammern  fester  zu  schließen.  — 

Bald  nach  der  Revaler  Zusammenkunft  trat  ein  Ereignis 
ein,  das,  selbst  unmittelbare  Folge  der  neuen  englisch- 
russischen Balkanentente  und  ihres  die  türkische  Herrschaft 
in  Mazedonien  bedrohenden  Planes,  dessen  Ausführung  und 
weiterhin  die  gesamte  internationale  Lage  in  Europa  stark 
beeinflußte. 

Die  türkische  Regierung  stand  damals  unter  dem  vor- 


*)  „Die  Zukunft"  vom  24.  April  1915. 
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herrschenden  Einfluß  der  beiden  Zentralmächte.  Besonders 
groß  war  das  Ansehen  des  deutschen  Botschafters  Frhrn. 
V.  Marschall  bei  der  Pforte.  Auch  der  frühere  Reformator 
der  türkischen  Armee,  v.  d.  Goltz-Pascha,  weilte  wieder 
in  Konstantinopel.  Eine  neue  Zeit  aber  für  die  Türkei  schien 
anzubrechen,  als  sich  von  Monastir  aus  die  j  u  n  g  - 
türkischeRebellionim  Heere  im  Juni  1908  mit  über- 
raschender Schnelligkeit  bis  nach  den  levantischen  Küsten 
verbreitete  und  die  Errichtung  einer  freiheitlichen  Ver- 
fassung in  Konstantinopel  (11.  Juh  1908)  erzwang.  Mit  dem 
alten  System  wankten  auch  seine  Stützen,  der  Einfluß  der 
Mittelmächte  schien  zeitweilig  lahmgelegt  und  der 
Sympathie  für  Frankreich  und  England  gewichen  zu  sein, 
ladessen  stellte  sich  bald  heraus,  daß  die  Triebkraft  der 
Bewegung  ein  starker  türkischer  Nationalismus  war,  der 
sich  gleichermaßen  gegen  alle  Einmischungen  der  fremden 
Mächte  in  die  Innern  türkischen  Angelegenheiten  richtete. 
Unter  diesen  Umständen  war  es  rätlich,  das  in  Reval  ver- 
einbarte Reformprogramm  für  Mazedonien  einstweilen  zu- 
rückzustellen. Schon  am  8.  August  schlug  eine  russische 
Note  an  alle  Mächte  vor,  infolge  des  in  Konstantinopel  ein- 
getretenen Umschwungs  die  Reformaktion  in  Mazedonien 
bis  auf  weiteres  zu  vertagen. 

Während  die  russische  Politik  einen  Schritt  zurück 
tat,  wirkte  in  Wien  die  in  Reval  vereinbarte  russisch-eng- 
lische Balkanentente  so  stark  nach,  daß  man  sich  gegen  die 
fortgesetzten  intensiven  großserbischen  Agitationen  in 
Bosnien,  der  Herzegowina  und  im  Banat  zu  verschärftem 
Handeln  entschloß.  Dem  Baron  Aehrenthal,  in  dem  sich 
der  feudale  Uebermut  der  alten  österreichischen  Zeit  ver- 
körperte, genügte  der  Bau  der  Sandschakbahn  nicht  mehr, 
eine  neue  Befestigung  der  wohlerworbnen  Rechte  Ocster- 
reichs  sollte  in  Gestalt  der  förmlichen  Einverleibung 
Bosniens  und  der  Herzegowina,  die  der  Berliner 
Vertrag  Oesterreich  nur  zu  Besitz  und  Verwaltung  über- 
lassen hatte,  errichtet  werden.  Um  dieses  größere  Ziel 
leichter  zu  erreichen,  gab  Aehrenthal  den  Sandschak  unter 
Verzicht  auf  den  Bahnbau  an  die  junge  Türkei  zurück. 
Dabei  mag  man  sich  erinnern,  daß  Rußland  schon  in 
Reichstadt  und  ferner  1881  in  dem  Gehehnabkommen 
zwischen  den  drei   Kalscrmächtcn   einer  förmUclien   Ein- 
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Verleihung  der  beiden  ehemals  türkischen  Provinzen  in  das 
Donaureich  zugestimmt  hatte.  Auch  kann  nicht  bestritten 
werden,  daß  Aehrenthal  in  der  Abwehr  handelte.  Der  Be- 
weise sind  zu  viele  dafür,  daß,  seit  Peter  Karageorgewitsch 
den  blutbefleckten  serbischen  Thron  bestiegen  hatte,  die 
südslawische  Bewegung  systematisch  dem  Endziel  der  Zer- 
trümmerung Oesterreichs  zustrebte.  Schon  1904  war  in 
einer  auf  Veranlassung  von  Paschitsch  verfaßten  Denk- 
schrift gefordert  worden,  schärfste  Propaganda  unter  der 
orthodoxen  und  muhammedanischen  Bevölkerung  Bosniens 
und  der  Herzegowina  zum  Anschluß  an  Serbien  zu  treiben.*) 
Die  Gefahr  für*  den  Bestand  Oesterreichs  wurde  um  so  be- 
drohlicher, je  mehr  sich  Regierung  und  Duma  in  Petersburg 
angelegen  sein  ließen,  das  serbische  Feuer  zu  schüren. 

Die  Wiener  Vorbereitungen  zu  dem  neuen  Vorgehen 
waren  ganz  geheim  gehalten  worden,  so  daß  die  Verkündi- 
gung der  Annexion  durch  den  Kaiser  und  König  Franz 
Joseph  (6.  Oktober  1908)  alle  Welt  überraschte.  Einige 
Wochen  vorher  hatte  in  Buchlau  eine  Zusammenkunft 
des  russischen  Ministers  des  Auswärtigen  v.  Iswolski  mit 
Baron  Aehrenthal  stattgefunden.  Was  beide  Staatsmänner 
in  Buchlau  verabredet  haben  und  wie  der  Pakt  zustande 
gekommen  ist,  steht  noch  heute  nicht  fest.  Fürst  Trubetzkoi, 
ein  milder  Beurteiler  Iswolskis,  schildert  den  Verlauf 
der  Unterredung  wie  folgt:  Auf  die  Frage  Aehrenthals,  wie 
man  eine  endgültige  Annexion  der  beiden  Okkupations- 
gebiete aufnehmen  werde,  habe  Iswolski  »geantwortet,  die 
Annexion  wäre  eine  Verletzung  des  Berhner  Vertrages, 
würde  aber  keine  Kriegserklärung  nach  sich  ziehen,  Ruß- 
land werde  bei  der  Revision  des  Berliner  Vertrages  die 
Aufhebung  der  Rechte  Oesterreichs  im  Sandschak  Nowi- 
basar  und  die  Unabhängigkeit  Bulgariens,  ferner  wirtschaft- 
liche Vorteile  für  Serbien  und  endlich  die  Oeffnung  der 
Meerengen  für  russische  Kriegsschiffe  verlangen.  Fürst 
Trubetzkoi  unterstreicht  wiederholt  den  akademischen 
Charakter  des  Meinungsaustausches  und  deutet  an,  daß 
es  Aehrenthal  vor  allem  darauf  angekommen  sei,  zu  er- 
fahren, ob  Rußland  die  Annexionserklärung  als  casus  belli 
betrachten  würde  oder  nicht.    Da  keine  kriegerische  Ver- 


*)    M  a  n  d  1,  Oesterreich-Ungam  und  Serbien,  S.  15  f. 
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Wicklung  mit  Rußland  zu  erwarten  gewesen  sei,  zumal  wenn 
sich  gleichzeitig  der  bulgarische  Vasallenstaat  für  unab- 
hängig erklärte,  habe  sich  Iswolski  plötzUch  in  Paris,  wo  er 
die  Revision  des  Berliner  Vertrages  betrieb,  vor  zwei  voll- 
zogene Tatsachen  gestellt  gesehen:  die  Verkündigung  der 
Unabhängigkeit  Bulgariens  und  die  Einverleibung  Bosniens 
und  der  Herzegowina. 

Dieser  Lesart,  in  der  Iswolski  als  Opfer  einer  unge- 
wöhnlichen Harmlosigkeit  erscheint,  steht  die  schon  kurz 
vor  dem  Erscheinen  des  Manifestes  vom  5.  Oktober  nach 
Berlin  berichtete  und  später  wiederholte  Behauptung 
Aehrenthals  entgegen,  daß  zwischen  ihm  und  Iswolski  die 
baldige  Erklärung  der  Annexion  klar  abgemacht  worden 
sei.  Was  ist  Wahrheit?  Die  Begegnung  in  Buchlau  war 
am  16.  September.  Am  28.  September  vAirden  gleich- 
zeitig die  deutsche  und  die  italienische  Regierung  von  der 
bevorstehenden  Annexion  von  Wien  aus  amtlich  in  Kenntnis 
gesetzt.  Indessen  hatte  man  in  Berlin  schon  am  26.  Sep- 
tember erfahren,  daß  die  Annexion  bald  erfolgen  würde. 
Die  Quelle  dieser  Nachricht  war  aber  nicht  Wien,  sondern 
Iswolski  selbst.  Er  hatte  am  25./26.  September  den  Staats- 
sekretäi*  v.  Schön  in  Berchtesgaden  besucht  und  im  Ge- 
spräch mit  ihm  die  Annexion  nicht  als  eine  später  einmal 
zu  lösende  Frage,  sondern  als  ein  bald  bevorstehendes  Er- 
eignis erwähnt,  wodurch  die  Richtigkeit  der  Behauptung 
Aehrenthals  bestätigt  wird. 

Es  bleibt  aber  noch  ein  dunkler  Punkt  übrig.  Der 
Moskauer  Professor  M.  Pokrowski  hat  in  einem  seiner  im 
Februar  1919  veröffentlichten  Enthüllungsartikel  mitge- 
teilt, in  Buchlau  sei  ein  schriftliches  Abkommen  zu- 
stande gekommen,  das  als  Gegenleistung  für  die  Annexion 
Bosniens  und  der  Herzegowina  Zusagen  Aehrenthals  in  der 
Meerengenfrage  enthalten  habe;  als  dann  Iswolski  mit 
Aehrenthal  in  heftigen,  die  bosnische  Krisis  überdauernden 
Streit  geriet,  habe  dieser  mit  Veröffentlichung  des  Ab- 
kommens gedroht  und  damit  Iswolski  genötigt,  sein  Peters- 
burger Ministeramt  mit  dem  Botschafterposten  in  Paris  zu 
vertauschen.  Wenn  v/irklich,  wie  Prof.  Pokrowski  be- 
richtet, der  Text  des  Abkommens  weder  im  Petersburger 
Archiv  noch  Im  Nachlaß  Iswolskls  vorhanden  Ist,  könnte 
eine  Aufklärung  über  den  Wortlaut  nur  aus  Wien  kommen. 
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Einstweilen  scheint  nach  gut  verbürgten  Wiener  Angaben 
festzustehen,  daß  sich  Iswolski  in  Buchlau  verleiten  ließ, 
wenn  auch  nicht  einen  förmlichen  Vertrag  abzuschUeßen, 
so  doch  ein  Protokoll  leichtherzig  zu  unterschreiben,  dessen 
Inhalt  mehr  dem  Geiste  des  Mürzsteger  Abkommens  als 
den  Revaler  Abreden  entsprach  und  dessen  Veröffentlichung 
den  russischen  Minister  bei  allen  Panslawisten  unmöglich 
gemacht  hätte. 

Das  Wiener  Manifest  war  für  Herrn  v.  Iswolski  ein 
harter  Schlag.  Die  Petersburger  Gesellschaft  und  Presse 
warf  ihm  vor,  er  habe  sich  von  Aehrenthal  überrumpeln 
lassen  und  eine  Lage  schaffen  helfen,  die  ganz  der  russischen 
Protektorrolle  über  die  Balkanslawen  zuwider  sei.  Mit 
verdoppeltem  Eifer  suchte  er  auf  Reisen  nach  London,  Paris 
und  Berlin  eine  Konferenz,  die  über  die  bosnische 
Frage  zu  Gericht  sitzen  und  Kompensationen  für  Serbien 
beschließen  sollte,  ins  Werk  zu  setzen.  Es  war  klar,  daß 
keine  der  am  Berliner  Vertrage  beteiligten  Großmächte 
eine  prinzipiell  ablehnende  Haltung  gegen  den  Konferenz- 
vorschlag einnehmen  konnte;  das  Vertragsrecht  war  ver- 
letzt, in  erster  Linie  zum  Schaden  der  Türkei,  und  konnte 
nur  im  Wege  des  consensus  omnium  gewahrt  werden. 
Jeder  Versuch  aber,  ein  Programm  aufzustellen,  stieß  auf 
eine  Vielheit  sich  kreuzender  Interessen.  Nachdem  die 
Annexion  einmal  vollzogen  war,  konnte  sie  ohne  Demütigung 
der  Großmacht  an  der  Donau  nicht  mehr  zur  Erörterung 
gestellt  werden.  Die  größte  Gefahr  für  den  Frieden  drohte 
von  panslawistischen  Wühlereien  in  Serbien,  das  sich  über 
keine  Verletzung  eines  unter  internationalem  Schutz 
stehenden  Rechtes  beklagen  konnte.  Der  Traum  eines 
Großserbien,  das  den  größten  Teil  Bosniens  und  der  Herze- 
gowina umschlösse,  schien  durch  die  formelle  Angliederung 
an  Oesterreich-Ungarn  für  immer  zerstört  zu  sein.  Dabei 
mußten  die  Serben  noch  zusehen,  wie  ihre  alten  Gegner, 
die  Bulgaren,  ihr  Land  nebst  dem  von  ihnen  besetzten,  ehe- 
mals türkischen  Ostrumelien  in  ein  unabhängiges  König- 
reich verwandelten. 

In  Rußland  nahm  die  Opposition  gegen  die  Politik 
Iswolskis  an  Umfang  und  Schärfe  zu.  Die  Hauptträgerin 
der  radikal-panslawistischen  Bestrebungen  war  die 
Kadettenpartei.   Ihr  schlössen  sich  nach  der  österreicliischen 
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Annexionserklärung  auch  die  Oktobristen  und  ein  Teil  der 
Rechten  an.  Schon  Ende  Oktober  1908  forderte  das  ge- 
mäßigte Dumamitglied  Graf  Bobrinski  die  Regierung  auf, 
die  Anerkennung  der  Annexion  zu  verweigern,  wenn  für 
Serbien  und  Montenegro  keine  ausreichenden  Entschädi- 
gungen auf  einer  Konferenz  beschlossen  würden.  Je  länger 
sich  die  Entscheidung  über  den  russischen  Konferenzvor- 
schlag hinzog,  um  so  heftiger  gebärdeten  sich  die  Serben, 
bis  sie  sogar  zu  rüsten  begannen.  Den  ganzen  folgenden 
Winter  über  blieb  es  ungewiß,  ob  sie  ihre  Regierung  zum 
Kriege  treiben  würden,  trotz  des  notgedrungnen  Versagens 
mihtärischer  Hilfe  aus  dem  großen  Rußland.*) 

Anfang  März  1909  stand  die  Partie  zwischen  Aehren- 
thal  und  Iswolski  infolge  des  Rückhaltes,  den  die  englische 
Regierung  diskret,  die  Londoner  Presse  dagegen  laut  und 
deutlich  dem  russischen  Spieler  gewährte,  auf  unentschieden 
mit  einem  Vorteil  für  Aehrenthal.    Den  entscheidenden  Zug 
tat  die  Berliner  Regierung  für  ihn.    Der  Botschafter  Graf 
Pourtales    wurde    am    21.  März   1909    beauftragt,    Herrn 
V.  Iswolski  einen  letzten  Vorschlag  zu  machen.    Dieser  ging 
davon  aus,  daß  inzwischen  sowohl  der  bulgarisch-türkische 
Streit    wegen  Ablösung  des    ostrumelischen   Tributs    und 
wegen  Vergewaltigung   der   bulgarischen   Teilstrecke    der 
Orientbahn  geschlichtet,  als  auch  die  türkische  Anerkennung 
der    bosnischen  Annexion    auf    dem  Wege    direkter  Ver- 
ständigung zwischen  Oesterreich  und    der  Pforte    erlangt 
war.  womit  die  von  Iswolski    immer    wieder    betriebene 
große  Konferenz  ihren  Halt  verloren  hatte.    Der  deutsche 
Rat  an  Rußland  lautete  nun  dahin,  daß,  wenn  die  Wiener 
Regierung  den  Vertragsmächten   den  Abschluß   der  Ver- 
handlungen mit  der  Pforte  anzeigte  und  gleichzeitig  das  Er- 
suchen um  Anerkennung  der  bosnischen  Annexion  stellte, 
Rußland  sich  nicht  von  der  Anerkennung,  d.  h.  dem  Verzicht 
auf  die  Konferenz  ausschließen  sollte.    Der  Vorschlag  war 
eine  Brücke  für  Herrn  v.  Iswolski,  um  aus  der  verfahrenen 
Lage,  in  die  er  geraten  war,  herauszukommen.    Er  betrat 
diese  Brücke  und  gab  damit  die  Partie  gegen  Aehrenthal 
auf.     Russische    und    französische  Blätter    sprachen    von 
einer  „Pression"  auf  Rußland;   tatsächlich  hatte   sich  die 


•)  S.  „Zur  europäischen  PollÜk  1897—1914"  Bd.  3,  S.II,95, 
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deutsche  Warnung  in  der  Form  freundschaftlicher  Aus- 
sprache abgespielt,  was  Iswolski  auch  öffentUch  anerkannte. 
Die  einzige  scharfe  Wendung  in  dem  Erlaß  nach  Peters- 
burg war  in  der  Schlußbemerkung  enthalten,  daß,  wenn 
Rußland  nicht  auf  den  Rat  eingehe,  Deutschland  nichts  mehr 
tun  könne  und  den  Dingen  ihren  Lauf  lassen  müsse. 

Zur  Rechtfertigung  des  notgedrungnen  Zurückweichens 
der  russischen  Politik  in  der  bosnischen  Krisis  führt  Fürst 
G.  Trubetzkoi  folgendes  an:  „Iswolski  mußte  sich  zunächst 
fragen,  ob  Rußland  die  Durchführung  des  österreichischen 
Projekts  (Annexion  Bosniens  und  der  Herzegowina)  ver- 
hindern könne.  Die  Antwort  konnte  damals  nach  der  An- 
sicht von  Leuten,  die  über  den  Zustand  unsrer  Landes- 
verteidigung am  besten  unterrichtet  sind,  nur  negativ  aus- 
fallen. Man  durfte  auch  nicht  die  Bedingungen  des  öster- 
reichisch-deutschen Vertrags  aus  dem  Auge  verlieren,  der 
jede  der  beiden  Mächte  bei  einem  Angriff  Rußlands  zur 
gegenseitigen  Hilfeleistung  verpflichtet."  Derselbe  Grund 
bestimmte  aber  auch  die  vorwiegend  vermittelnde  Tätigkeit 
der  französischen  Diplomatie.  Frankreich  hatte  mit  einem 
durch  Krieg  und  Revolution  geschwächten  Bundesgenossen 
zu  rechnen,  dessen  reale  Kräfte  in  ungünstigem  Verhältnis 
zu  seinen  Machtansprüchen  standen.  In  der  Meerengenfrage, 
die  Iswolski  auf  das  Programm  einer  Konferenz  zur  Revision 
des  Berliner  Vertrages  gesetzt  haben  wollte,  stimmten  die 
französischen  Interessen  nicht  mit  den  russischen  überein. 
Irgendwie  aggressiv  gegen  die  Türkei  vorzugehen,  hatte 
die  französische  Politik  keinen  Grund.  Der  französische 
Kapitalmarkt  mit  seinem  großen  Besitz  an  türkischen  Werten 
wünschte  vielmehr,  in  möglichster  Ruhe  alle  die  Vorteile 
auszuschöpfen,  die  ihm  die  heftige  Empörung  in  Konstanti- 
nopel über  die  Annexion  Bosniens  und  die  Auflösung  der 
Suzeränität  über  Bulgarien  gewährte.  Was  endlich  England 
betrifft,  so  war  nach  dem  Scheitern  des  Versuchs  König 
Eduards  in  Friedrichshof,  das  den  Keim  des  Weltkriegs  in 
sich  bergende  Flottenproblem  friedlich  zu  lösen,  der  Wunsch 
erst  recht  rege,  Rußland  im  Nahen  Orient  gegen  die  Mittel- 
mächte beschäftigt  zu  sehen.  Aber  gewohnt,  sich  nach  den 
jeweiligen  Tatsachen  zu  richten  und  Pohtik  auf  lange  Sicht 
zu  treiben,  mußte  es  die  englische  Diplomatie  vermeiden, 
gegenüber  der  jungtürkischen  Umwälzung  mit  itirer  stark 
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moslemischen,  über  Persien  bis  nach  Indien  langenden 
Tendenz  offen  als  Anwalt  der  auf  die  Meerengen  ge- 
richteten  russischen   Bestrebungen   aufzutreten. 

Ein  Zusammenprall  der  großen  Mächtegruppen  in  dem 
System  der  Gegengewichte  war  also  vermieden  worden. 
Daß  aus  der  bosnischen  Krisis  neben  den  über  die  erlittene 
diplomatische  Niederlage  tief  erregten  und  zu  allen  Opfern 
bereiten  panslawistischen  Kreisen  Rußlands  ein  äußerst  er- 
bittertes, von  Tschechen,  Slowenen,  Polen  offen  und  heim- 
lich unterstütztes  Serbien  zurückblieb,  war  die  große 
Zukunftsgefahr  für  das  Nationalitätenreich  an  der 
Donau  und  für  den  Weltfrieden. 

Für  die  von  Iswolski  geleitete  russische  PoHtik  be- 
deutete das  Ende  der  bosnischen  Krisis  nicht  den  Abschluß 
einer  schwierigen  diplomatischen  Verwicklung,  sondern 
den  Anfang  eines  kriegerischen  Unternehmens  mit  dem  Ziel 
der  Zertrümmerung  der  österreichisch-ungarischen  Mon- 
archie. Jeder  Zweifel  daran  schwindet,  wenn  man  die 
Aktenstücke  liest,  die  im  Anhange  der  Schrift  des  ehe- 
maligen serbischen  Geschäftsträgers  Dr.  Bogitschewitsch 
„Kriegsursachen"  (Zürich  1919)  sowie  in  den  Artikeln  des 
Prof.  M.  Pokrowski  in  der  Wochenschrift  der  Moskauer 
„Prawda"  (Februar  1919)  enthalten  und  in  das  deutsche 
Weißbuch  über  die  Verantwortlichkeit  der  Urheber  des 
Krieges  (Berlin  1920)  aufgenommen  worden  sind.  Daraus 
ergibt  sich  in  voller  Deutlichkeit,  daß  der  Weltkrieg  nur 
deshalb  nicht  schon  im  Winter  1908/9  ausgebrochen  ist, 
weil  die  „K  o  n  j  u  n  k  t  u  r"  für  die  damaligen  russischen 
Kriegstreiber  und  späteren  Kriegsverbrecher  diplomatisch 
zwar  schon  ziemlich  befriedigend,  militärisch  aber  noch 
nicht  günstig  genug  war.  Am  25.  Oktober  1908,  also  drei 
Wochen  nach  der  österreichischen  Annexionserklärung, 
meldete  der  in  besondrer  Mission  nach  Berlin  geschickte 
Minister  Milowanowitsch  über  eine  Unterredung  mit  dem 
gleichfalls  in  Berlin  anwesenden  Herrn  v.  Iswolski  nach 
Belgrad: 

„Iswolski  verurteilt  unablässig  auf  das  schärfste  Oester- 
reich-Ungarn,  das  bei  Rußland  und  den  Westmächtcn  alles 
Vertrauen  verloren  habe;  er  äußerte  seine  Uebcrzeugung 
und  Hoffnung,  daß  dieses  Vorgehen  bald  sich  an  Ocstcr- 
rclch-Ungarn  blutig  rächen  werde;  die  österreichische  Frage 
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werde  infolgedessen  bald  akuter  werden  als  die  türkische. 
Seine  Politik  sei  darauf  gerichtet,  unter  Liquidierung  aller 
russischen  Fragen  außerhalb  Europas  Rußland  wieder 
seinen  europäischen  Zielen  zuzuführen;  Serbien  sei  in  dieser 
Politik  ein  wichtiger  Faktor  als  Zentrum  der  Südslawen. 
Bosnien  sei  jetzt  nach  den  Stimmungen  Rußlands  und  West- 
europas weniger  verloren  für  Serbien,  selbst  wenn  die 
Annexion  anerkannt  werden  sollte;  die  ersten  Schritte  zur 
Verwirklichung  seiner  nationalen  Aufgaben  werde  Serbien 
dennoch  nach  dem  Sandschak  Nowibasar  und  Bosnien 
hin  unternehmen.  Jetzt  müsse  ein  Zusammenstoß  ver- 
mieden werden,  da  weder  militärisch  noch  diplomatisch  das 
Terrain  vorbereitet  sei."*) 

Die  Unterredung  mit  Milowanowitsch  diente  dem 
Zwecke,  die  Serben  für  den  Augenblick  vom  Losschlagen 
abzuhalten  und  zugleich  für  einen  spätem  Zeitpunkt  scharf- 
zumachen. Dasselbe  Zukunftsprogramm  kehrte  mit  einer 
andern  Nuance  in  einer  Zusammenkunft  mit  Dumamit- 
ghedern  in  Petersburg  (10.  März  1909)  wieder,  die  eine 
Debatte  in  der  Duma  über  die  bosnische  Frage  verhindern 
sollte.  Hier  erklärte  Iswolski  nach  dem  Bericht  des  ser- 
bischen Gesandten  in  Petersburg**),  Italien  sei  im  Dreibund 
immobil;  zwischen  England,  Frankreich  und  Rußland  werde 
die  Harmonie  immer  besser,  sie  sei  wie  eine  Saite, 
die  nicht  zu  sehr  angespannt  werden  darf,  weil 
weder  England  noch  Frankreich  wegen  eines  von 
Serbien  verlangten  Stückes  Land  etwas  opfern  wolle. 
Oesterreich-Ungarn  befinde  sich  durch  die  Annexion 
Bosniens  in  einer  sehr  schweren  Lage;  um  diese  zu  über- 
winden, trachte  es,  Serbien  in  der  Annahme  in  einen  Krieg 
zu  verwickeln,  daß  dadurch  und  durch  das  Hineinziehen 
Rußlands  und  Deutschlands  der  europäische  Krieg  entfesselt 
werden  wird.  Deutschland  wäre  geneigt,  in  diese  Sache 
einzugehen;  es  sei  gänzlich  vorbereitet  und  empfinde  die 
seltene  Gelegenheit  zur  Zerdrtickung  und  Ver- 
nichtung des  Slawentums.  .  .  .  Serbien  werde 
solange  zu  einem  kärglichen  Leben  verurteilt  sein,  bis  der 
Moment  des  Verfalls  Oesterreich-Ungarns  ein- 


*)   Weißbuch,  S.  109. 
••)   Weißbuch,  S.  113. 
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getreten  sein  werde.  Die  Annexion  habe  diesen  Moment 
nähergerücl^t,  und,  wenn  er  eintrete,  werde  Rußland  die 
serbischie  Frage  aufrollen  und  lösen.  Iswolski  sehe  ein, 
daß  der  Kampf  mit  dem  Germanentum  unausweichbar  sei, 
doch  sei  die  Politik  Rußlands  rein  slawophil. 

Was  hier  Iswolski  über  die  Geneigtheit  Deutschlands, 
das  Slawentum  ehestens  zu  zerdrücken,  den  Dumamit- 
gliedern erzählte,  machte  auf  sie  den  gewünschten  Ein- 
druck: sie  standen  von  einer  Debatte  in  der  Duma  ab.  Für 
die  Wahrheit  der  Fabel  fehlt  jeder  Schatten  eines  Beweises. 
Bei  der  Annexionserklärung  hatte  Aehrenthal  einen  deut- 
schen Rat  weder  erbeten  noch  erhalten.  Nachdem  sie  er- 
folgt war,  hielt  es  der  Kanzler  Fürst  Bülow  in  Voraussicht 
der  kommenden  internationalen  Krisis  und  trotz  der  unaus- 
/  bleiblichen  Verstimmung  in  Rußland  für  richtig,  in  Wien  und 
in  der  Oeffentlichkeit  über  den  Beistand  des  deutschen 
Bundesgenossen  keinen  Zweifel  aufkommen  zu  lassen. 
Während  der  Krisis  blieben  Wien  und  Berlin  natürUch  in 
enger  Fühlung.  Dabei  kam  es  der  deutschen  Regierung 
vor  allem  darauf  an,  Oesterreich-Ungarn  vor  einer 
demütigenden  diplomatischen  Niederlage  zu  bewahren. 
Hätte  sie  die  Lage  zu  verschärfen  getrachtet,  so  wäre  der 
Kiderlenschc  Erlaß  vom  21.  März  1909  nach  Petersburg  be- 
stimmt nicht  abgegangen  und  wahrscheinHch  ein  Ultimatum 
Aehrenthals  gegen  die  serbischen  Rüstungen  erfolgt. 

Der  Beistand,  den  Deutschland  seinem  Bundesgenossen 
leistete,  war  nicht  wesentlich  stärker  als  der  Rückhalt,  den 
das  Foreign  Office  der  Petersburger  Regierung  gewährte. 
Das  vom  Fürsten  Bülow  in  seiner  „Deutschen  Politik"  ge- 
brauchte drastische  Bild  von  dem  deutschen  Schwert,  das 
er  in  die  Wagschale  der  europäischen  Entscheidung  ge- 
worfen habe,  besagt  weiter  nichts,  als  dies,  daß  Deutschland 
für  den  Kriegsfall  seiner  Bundespflicht  gegenüber  einem 
von  Serbien  und  Rußland  angegriffenen  Oesterreich-Ungarn 
unbedingt  nachgekommen  wäre.  Wahrscheinlich  wäre 
dann  der  Krieg  auch  nicht  ohne  militärische  Beteiligung 
Englands  ausgefochten  worden;  dafür  Hegt  wenigstens  das 
Zeugnis  eines  Pariser  Berichts  vom  5.  April  1909  in  den 
belgischen  Aktenstücken  vor,  der  mitteilt,  daß  nach  Nach- 
richten aus  bester  Quelle  in  Paris  und  London  Ver- 
pflichtungen   ehigegangen    waren,    um  Rußland  zu  untor- 
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stützen,  wenn  der  Krieg  ausbrechen  sollte.*)  Diese  Angabe 
gewinnt  einen  hohen  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  durch 
den  am  gleichen  5.  April  1909  abgeschickten  Petersburger 
Bericht  des  deutschen  Botschafters  Grafen  Pourtales,  in 
dem  es  heißt:  „Nicolson  (der  englische  Botschafter  in 
Petersburg)  machte  dem  Minister  v.  Iswolski  ernste  Vor- 
würfe, daß  er  den  deutschen  Vermittlungsvorschlag  an- 
genommen habe,  ohne  sich  vorher  mit  Frankreich  und  Eng- 
land ins  Einvernehmen  zu  setzen.  Auch  Sir  Edward  Grey 
hat,  wie  mir  mein  Gewährsmann  erzählt,  seine  Verstimmung 
über  die  Nachgiebigkeit  der  russischen  Politik  dem  rus- 
sischen Geschäftsträger  gegenüber  zum  Ausdruck  gebracht 
und  das  Vorgehen  Iswolskis  als  übereilt  bezeichnet.  Der 
englische  Minister  ist  sogar  so  weit  gegangen,  sich  in  eine 
Erörterung  der  Frage  einzulassen,  welche  Haltung  England 
eingenommen  haben  würde,  falls  es  zu  einem  Kriege 
zwischen  Rußland  und  Oesterreich  sowie  Deutschland  ge- 
kommen wäre." 

Iswolski,  der  Minister,  war  durch  die  Notwendigkeit, 
sein  Programm  des  Kampfes  der  Slawen  gegen  die  Ger- 
manen nicht  öffentlich  zu  verkünden  und  es  bald  zu  be- 
kennen, bald  zu  verleugnen,  zur  Zweideutigkeit  in  seinen 
Worten  und  Handlungen  verurteilt.  Iswolski,  der  Bot- 
schafter, dagegen  hat  während  seiner  Tätigkeit  in  Paris, 
wo  er  unzweideutig  reden  konnte,  so  erfolgreich  für  sein 
Kriegsziel  gewirkt,  daß  er  nach  Ausbruch  des  Weltkrieges 
befriedigt  ausrufen  durfte:    C'est  ma  guerre!  — 

Am  2.  Januar  1909  las  der  Kaiser  den  um  ihn  zur  Neu- 
jahrsgratulation versammelten  kommandierenden  Generalen 
eine  in  der  „Deutschen  Revue"  erschienene  Studie  des  ge- 
wesenen Generalstabschefs  Graf  Schlieffen  vor,  in  der  auf 
Grund  der  im  japanischen  Kriege  gemachten  Erfahrungen  der 
moderne  Massenkrieg  in  all  seiner  Ausdehnung  und  Furcht- 
barkeit kurz  und  packend  dargestellt  und  zugleich  ein  Bild 
der  damaligen  poHtischen  Lage  in  Europa  entworfen  ist.  Die 
Hauptsätze  lauteten: 

„In  der  Mitte  stehen  ungeschützt  Deutschland  und 
Oesterreich,  ringsherum  hinter  Wall  und  Graben  die 
übrigen  Mächte.    Der  militärischen  Lage  entspricht  die  poli- 


*)    „Zur  europäischen  Politik  1897—1914",  Bd.  3,  S.  VMy. 


tische.  Zwischen  den  einschließenden  und  eingeschlossenen 
Mächten  bestehen  schwer  zu  beseitigende  Gegensätze . . . 
Es  ist  nicht  ausgemacht,  daß  diese  Leidenschaften  und  Be- 
gehrlichlieiten  sich  in  gewaltsames  Handeln  umsetzen 
werden.  Aber  das  eifrige  Bemühen  ist  doch  vorhanden, 
alle  diese  Mächte  zum  gemeinschaftlichen  Angriff  gegen  die 
Mitte  zusammenzuführen.  Im  gegebenen  AugenbHck  sollen 
die  Tore  geöffnet,  die  Zugbrücken  herabgelassen  werden 
und  die  Millionenheere  über  die  Vogesen,  die  Maas,  die 
Königsau,  den  Njemen,  den  Bug  und  sogar  über  den  Isonzo 
und  über  die  Tiroler  Alpen  verheerend  und  vernichtend 
hereinströmen.   Die  Gefahr  erscheint  riesengroß." 

An  diesem  Gefahrenbilde  ist  durch  den  Ausgang  des 
bosnischen  Streites  nicht  viel  geändert  worden.  In  den 
realen  Triebkräften  der  Völker  gegeneinander  hatte  sich 
durch  den  großen  Diplomatenkampf  nichts  WesentUches 
zum  Bessern  gewandt.  Als  Musterbeispiel  für  die  Zukunft 
konnte  und  durfte  die  gelungne  Lokalisierung  des  bosnisch- 
serbischen Brandes  nicht  dienen.  So  genau  wiederholt  sich 
die  Geschichte  nicht.  Rußland  brauchte  nur  mit  neuen 
französischen  Milliarden  sein  Heer  zu  verstärken  und  strate- 
gische Wege  und  Bahnen  nach  seiner  Westgrenze  anzu- 
legen, was  es  auch  tat,  und  die  Gefahr  eines  Weltbrandes 
blieb,  wie  sie  war:  riesengroß. 


Ein  Rückblick  vom  Ausgang  der  bosnischen  Krisis  auf 
die  europäische  Gesamtlage  zeigt  Deutschlands 
Stellung  zwischen  der  westlichen  und  östlichen  Flügelmacht 
ernstlich  verschlechtert.  Das  während  des  Neuen  Kurses 
und  noch  in  der  ersten  Berliner  Wirkungszeit  Bülows 
v/iederholt  hervorgetretene  Annäherungsbedürfnis  Englands 
an  Deutschland,  das  zu  einer  junior  partnership  im  Welt- 
geschäft hätte  führen  können,  ist  durch  die  Entente  cordiale 
mit  Frankreich  und  durch  die  Umstellung  der  russischen 
Politik  von  Ost-  und  Mittelasien  nach  dem  Balkan  beseitigt. 
Im  System  der  englischen  Politik  ist  Deutschland  hinter 
die  Mächte  des  Zweibundes  auf  den  vierten  Platz  ge- 
schoben. Ebenso  hat  Deutschland  bei  Rußland  die  sonst 
nächst  den  Franzosen  in  europäischen  Fragen  offen  ge- 
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haltne  zweite  Stelle  an  England  verloren.  Für  den  nahen 
Osten  hat  die  russische  Diplomatie  Anwartschaft  auf  ein 
Zusammenspiel  mit  England  erlangt.  ItaHen  ist  im  Drei- 
bund „immobil"  und  bereit,  durch  engere  Beziehungen  zu 
Rußland  (Racconigi)  seine  Ansprüche  auf  Tripolis  gegen 
die  Türkei  durchzusetzen.  Für  die  Balkanangelegenheiten 
bhckt  Rußland  auf  Deutschland  wie  auf  einen  von  Oester- 
reich-Ungarn  nicht  mehr  zu  trennenden  Widerpart.*) 

Der  diplomatische  Erfolg  des  Bundes  der  Mitte  steigerte 
das  deutsche  Kraftgefühl.  Schon  bevor  er  errungen  war, 
hatten  Flottenverein  und  Alldeutsche  die  schwierige  aus- 
wärtige Lage,  wie  jede  ähnhche  vorher,  für  neue  Rüstungs- 
forderungen, namentlich  zur  See,  ausgenutzt.  Die  Wirkung 
des  Erfolges  nach  außen  aber  hing  davon  ab,  ob  die  unter- 
legne Mächtegruppe  unter  dem  Ansporn  des  hoch- 
gepriesenen Sieges  der  Nibelungentreue  das  Netz  gegen  den 
Bund  der  Mitte  verdichten  oder  ob  es  gelingen  würde, 
durch  Lockerungen  in  dem  System  der  Mächtegruppen  die 
Gefahr  einer  kriegerischen  Explosion  wirkUch  zu  unter- 
drücken. Für  die  Sicherung  des  europäischen  Friedens  gab 
es  auch  jetzt  noch  nur  einen  vernünftigen  Weg:  den  der 
Verständigung  zwischen  der  stärksten  Land-^  und  der 
stärksten  Seemacht,  zwischen  denen  nicht  so  tiefe,  ge- 
schichtlich überkommene  Feindseligkeiten  bestanden,  als 
zwischen  Rußland  und  Oesterreich-Ungarn  und  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland.  Fürst  Bülow  selbst  hat,  ohne 
Rücksicht  auf  die  in  der  bosnischen  Krisis  geernteten  Lor- 
beeren, noch  am  Ende  seiner  Kanzlerschaft  diesen  Weg  be- 
schreiten wollen,  und  noch  tiefer  war  sein  Nachfolger  von 
der  Heilsamkeit  einer  Entspannung  des  deutsch-engHschen 
Gegensatzes  für  das  vom  verzehrenden  Rüstungsfieber  er- 


•)  Fürst  Swiatopolk-Mirskl  schrieb  Anfang  1910  In 
der  „Petersburgskija  Wjedomosti":  Rußland  brauche  zur  Er- 
frischung seiner  sittlichen  Atmosphäre  einen  Krieg,  für  den  Krieg 
müsse  Frankreich  das  Geld  geben;  nach  den  an  Rußland  schon 
geliehenen  Riesensummen  sei  es  an  einem  russischen  Sieg  inter- 
essiert. Der  Kampf  werde  schonungslos  bis  zur  Zertrümmerung 
der  beiden  mitteleuropäischen  Kaiserreiche  geführt  werden;  das 
Königreich  Tschechien  werde  Mähren,  Dänemark  Schleswig- 
Holstein  erhalten  und  Frankreich  für  seine  vielen  Milliarden  wieder 
In  den  Besitz  von  Elsaß-Lothringen  kommen.    19101 
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griffene  Europa  durchdrungen.  Ebenso  hat  es  auch  auf  eng- 
lischer Seite  nicht  an  Staatsmännern  gefehlt,  die  das 
drohende  Unheil  abzuwenden  suchten.  Zum  Scheitern 
dieser  Bemühungen  trug  wesentlich  das  bei,  was  Lord 
Northcliffe  in  den  kritischen  Julitagen  1914  den  „Mecha- 
nismus der  Entente"*)  genannt  hat.  Damit  ist 
das  automatische  Auslösen  der  einen  Macht  für  die 
andre  im  Kriegsfall  gemeint,  das  eintreten  muß,  auch 
wenn  kein  triftiger  Kriegsgrund  vorliegt  oder  wenn 
das  Losschlagen  einer  Macht  erfolgt,  noch  bevor 
alle  friedlichen  Mittel  erschöpft  sind.  In  der  Tat  hat 
sich  ein  solcher  Mechanismus  der  Dinge,  dessen  stärkste 
Motoren  die  geheimen  militärischen  Abreden  und  Marine- 
konventionen waren,  schließlich  stärker  erwiesen,  als  ver- 
nünftiger Wille. 


•)  Wie  der  Mechanismus  arbedtete,  siehe  bei  Dr.  Paul 
Rohrbach  „Deutschland  unter  den  Weltvölkem",  5.  Aufl., 
Stuttgart   1921,  S.  256. 
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V.  Schlußbetrachtungen. 

1.   Der  Hauptfehler  der  kaiserlichen  Weltpolitik. 

Unter  einem  Monarchen,  der  sein  eigner  Kanzler  sein 
wollte  und  nach  Artiltel  11  der  Bismarci^schcn  Verfassung 
als  allein  berufener  völkerrechtHcher  Vertreter  des  Reiches 
die  Leitung  der  internationalen  Beziehungen  an  sich  bringen 
konnte,  mußte  Deutschlands  auswärtige  Politik  gewisse 
Eigentümlichkeiten  der  kaiserlichen  Psyche  widerspiegeln: 
den  Hang  zu  lautem  Mitspielen,  die  Abneigung  gegen 
geduldiges  Warten  und  Wägen  und,  statt  schöpferischer 
Intuition,  eine  Einbildungskraft,  die  Wünsche  und 
Wirklichkeiten  verwechselte.  Aber  durch  solche  Be- 
lastung war  die  kaiserliche  Weltpolitik  noch  kehies- 
wegs  zum  Zusammenbruch  verurteilt.  Wilhelm  II.,  und 
Deutschland  mit  ihm,  -ist  hauptsächlich  deshalb  ge- 
scheitert, weil  diese  Politik,  zum  Teil  im  Zickzackkurs,  in 
falscher  Richtung  steuerte.  Die  Irrungen  und  Wirrungen 
gehen  alle  auf  ein  Grundgebrechen  zurück,  das  sie  erst 
gefährlich  machte :  es  ist  die  falsche  Behandlung 
der  westlichen  Flügelmacht  Europas.  Deutsch- 
lands Vereinsamung  unter  den  Weltstaaten,  die  bis  zur 
Vereinigung  aller  Weltmächte  gegen  Deutschland  führte, 
wäre  unmöglich  gewesen,  wenn  sich  der  Enkel  Wilhelms  I. 
und  seine  Ratgeber  lange  Jahre  hindurch  um  England  so 
ernstlich  wie  um  Rußland  bemüht  hätten. 

In  der  Erbschaft  Bismarcks  aus  seiner  Amts- 
zeit war  der  Fehler  einer  unterschiedlichen  Behandlung 
Großbritanniens  noch  nicht  enthalten.  Selbst  eine  sehr 
scharfe  Kritik  könnte,  im  Besitz  der  Erfahrungen  aus 
dem  Kriege,  kaum  feststellen,  daß  er  für  die  Welt- 
aufgaben Rußlands  Kraft  zu  hoch,  Englands  zu  niedrig  ein- 
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geschätzt  hätte.  Erst  recht  nicht  haben  die  dem  ersten 
Kanzler  zunächstliegenden  festländischen  Maßstäbe  ihn  zu 
einer  Unterschätzung  Englands  im  Stil  des  alldeutschen  Kraft- 
bewußtseins verleitet.  Lebenswichtige  deutsche  Interessen 
gegen  England  lagen  noch  nicht  in  Bismarcks  Gesichtskreis. 
Der  Gedanke,  für  den  Bau  einer  deutschen  Schlachtflotte 
die  Beziehungen  zu  der  stärksten  Seemacht  aufs  Spiel  zu 
setzen,  würde  ihm,  als  verantwortUchem  Reichskanzler, 
dem  schon  die  Kolonialschwärmerei  semer  Landsleute 
wegen  ihrer  „tölpelhaften"  Störung  der  deutsch-englischen 
Kreise  zuwider  war,  abenteuerlich  erschienen  sein.  Da- 
gegen wissen  die  Kenner  seiner  Politik,  daß  er  sich  gege-n 
drohende  Bewegungen  des  slawischen  Kolosses  engUsche 
Hilfe  zu  sichern  suchte.  Ein  Gedanke,  unter  russischer 
Deckung  durch  deutschen  Machterwerb  über  See  die  Welt- 
stellung Englands  zu  schmälern  oder  gar  anzufeinden,  ist 
in  Bismarcks  poHtischer  Psychologie  nicht  nachweisbar. 
Neurungen  im  europäischen  und  namentlich  im  außer- 
europäischen Auftreten  Deutschlands  mußten  für  ihn  hinter 
dem  dauernden  Bedürfnis  zurückstehen,  nicht  durch 
Reizungen  oder  Reibungen  deutscher  Herkunft  England  für 
Annäherungswünsche  Frankreichs  empfänglich  zu  machen. 
Diese  achtungsvolle  Vorsicht  im  Verkehr  mit  London 
wuchs  in  dem  Maße,  wie,  schon  unter  Bismarck,  zwischen 
Paris  und  Petersburg  deutschfeindliche  Strömungen  inein- 
anderflössen. Es  war  eine  geradlinige  Weiterführung  seiner 
Politik,  daß  sein  erster  Nachfolger,  Caprivi,  Deutschlands 
überseeische  Bestrebungen  und  die  Entwicklung  der  Flotte 
in  Verbindung  und  nicht  im  Gegensatz  mit  guten  Be- 
ziehungen zu  England  fördern  wollte.  Die  Verschärfung 
des  handelspolitischen  und  weltwirtschaftlichen  Wettbe- 
werbs zwischen  den  beiden  Völkern  brauchte  an  sich  nicht 
zu  ihrer  politischen  Entzweiung  zu  führen,  wenn  die  Be- 
dürfnisse von  Handel  und  Industrie  ihr  natürliches  Schwer- 
gewicht für  die  Erhaltung  eines  friedlichen  Verhältnisses 
bewahrt  hätten.  Nachdem  aber  die  anfängliche  Bereitwillig- 
keit, nach  Bismarcks  Vorbild  deutsche  Ueberscebestre- 
bungen  möglichst  in  Fühlung  mit  England  zu  verfolgen, 
aufgegeben  und  durch  den  Eintritt  in  die  großangelegte 
deutsche  Flottenpolitik  eine  von  ruhigem  Einvernehmen  mit 
der  stärksten  Seemacht  abführende  Bahn  beschritten  war, 
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trat  mehr  und  mehr  die  NeigiuiK  zu  einem  gegen  Englands 
Uebergewicht  wirksamen  Zusammenschluß  des  festländi- 
schen Europas,  d.  h.  zu  einer  Auskrcisung  Englands 
hervor.  In  dem  Maße,  wie  sich  ein  tiefer  deutsch- 
engüscher  Gegensatz,  der  früher  nicht  bestand,  zur 
europäischen  Schicksalsfrage  entwickelte,  während 
der  englisch-französische  und  der  englisch-russische  ab- 
geschwächt und  schließlich  durch  Verständigungen  aus- 
geschaltet wurde,  gewann  für  die  Politik  des  Kaisers  der 
Gedanke  des  Kontinentalbundes  gegen  Eng- 
land die  Bedeutung  einer  carte  forc^e.  Er  mußte  ihm 
als  das  einzige  Mittel  erscheinen,  um  England  und  den 
franko-russischen  Zweibund  wenigstens  für  Europa  ge- 
trennt zu  halten,  nachdem  wiederholte  MögHchkeiten, 
dieser  Gruppe  eine  deutsch-englische  entgegenzustellen, 
unbenutzt  gelassen  waren. 

In  dem  Gefühl,  daß  sich  Deutschland  durch  fort- 
schreitende Entfremdung  von  England  eine  schwer  ersetz- 
bare Flankendeckung  verscherze,  hat  der  Kaiser  bald  die 
französische,  bald  die  russische  Hand  zu  ergreifen  gesucht. 
FreundUche  Wendungen  zu  dem  Nachbar  im  Westen  hin  — 
von  den  Franzosen  als  Ueberraschungen  empfunden,  wenn 
nicht  als  politische  Fallen  gefürchtet  —  werden  verständ- 
Ucher  auf  dem  Hintergrund  dieses  Strebens  nach  einem 
gegen  England  geeinten  Kontinent.  Die  deutsch-russische 
Zweikaiser-Abmachung  vom  Juli  1905,  der  sogenannte 
„BJörkövertrag",  enthielt  keinen  Sprengstoff  gegen  das 
iianko-russische  Bündnis;  sie  nahm  vielmehr  den  Anscliluß 
Frankreichs  an  die  neue  Friedenspolitik  der  Kaiser  in  Aus- 
sicht, und  der  Form  nach  wäre  ja  mit  einer  Annäherung 
zwischen  Dreibund  und  Zweibund  der  Zusammenschluß 
der  festländischen  Großmächte  eingeleitet  gewesen.  Die 
det  Umwerbung  Frankreichs  durch  Wilhelm  IL  zuwider- 
laufenden Schritte  der  deutschen  Politik  —  wie  die  Fahrt 
nach  Tanger  und  der  Panthersprung  nach  Agadir  —  sind 
erwiesenermaßen  nicht  aus  kaiserlichen  Eingebungen  ent- 
standen, sondern  von  der  jeweiligen  Leitung  des  Berliner 
Auswärtigen  Amtes  ausgegangen.  Für  die  Idee  des 
kontinentalen  Zusammenschlusses  ist  also  bei  Wilhelm  IL 
eine  sonst  in  seinen  Gedanken  nicht  anzutreffende  Be- 
harrUchkeit  festzustellen. 
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Realpolitisch  genommen,  war  der  Festlandsbund  ein 
lebensunfähiges  Gebilde.  Dieses  Urteil  ist  nicht  erst  nach- 
träglich aus  den  Lehren  des  Weltkrieges  entnommen 
worden.  Der  Glaube  an  eine  kontinentale  Einigung  gegen 
das  Europa  vorgelagerte  Inselreich  beruhte  auf  Verkennung 
der  Machtziele  Frankreichs,  über  die  man  sich 
niemals  einer  nachhaltigen  Täuschung  hingeben  durfte. 
Unbegreiflich  ist  es,  daß  Lord  Haidane  in  seinem 
Buche  „Before  the  War"  das  Bestreben  der  franzö- 
sischen Politik  nach  Revanche  in  Zweifel  zieht.  Seit 
dem  Tode  Gambettas,  des  „großen  Europäers",  dessen 
Ziel  eine  französisch-deutsche  Aussöhnung  auf  der  Grund- 
lage einer  freiwilligen  Desannexion  Elsaß-Lothringens 
gegen  Kompensationen  aus  französischem  Kolonialbesitz 
war,  besonders  aber  seit  den  Zeiten  Boulangers  und 
Delcasses  haben  Dutzende  von  Ministern,  Generalen,  Ab- 
geordneten und  Gelehrten  die  deutlichsten  Anspielungen 
auf  den  Revanchekrieg  gemacht  und  die  militärische 
Rückeroberung  der  1871  verlornen  Provinzen  als  die  alle 
Franzosen  intellektuell,  moralisch  und  militärisch  be- 
herrschende Aufgabe  der  Zukunft  bezeichnet.*)  Ferner  fehlt 
es  in  der  amtlichen  Schul-  und  Militärliteratur  Frank- 
reichs nicht  an  Beweisen,  daß  hinter  der  Revanche 
immer  noch  die  alten  Gelüste  der  Ludwige  und  Napoleonc 
nach  der  Pfalz,  nach  dem  Saargebiet  und  dem  linken  Rhein- 
ufer von  Mainz  bis  Köln  standen.  Ein  aktiver  Generalstabs- 
offizier, Molard,  hatte  schon  zu  Anfang  der  90  er  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  in  einem  Buche  über  die  militärische 
Leistungsfähigkeit  der  europäischen  Staaten  geschrieben: 
„Die  französische  Politik  hat  stets  nur  einen  Zweck  gehabt: 
die  Zurückeroberung  der  von  der  deutschen  Rasse  usur- 
pierten Gebietsteile  des  linken  Rheinufers.  .  .  .  Auf  jeder 
Seite  dieser  Grenzbarriere  waren  seit  2000  Jahren  Gallier 
und  Germanen  Feinde.  Wir  waren  es,  wir  sind  es,  wir  werden 
es  bleiben.  —  Erbfeinde!"**)      Dieses  ganze,  von  sieges- 


•)    Vgl.  die  Beispiele  bei  Philipp  Hlltebrandt  ,J)as 
europäische  Verhängnis",  BerUn  1919,  S.  65—85. 

••)  Am  23.  Dezember  1920  erklärte  der  ahgegangne  Kriegs- 
nilnlstor  Leföbre  In  der  französischen  Kammer:  „Frankreich 
hÄlt  die  Wacht  am  Rhein  wie  die  Gallier  vor  2000  Jahren."  Auch 
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trunkenen  Machthabem  unterdrückte  Kapitel  aus  der  Vor- 
geschichte des  Weltkrieges  können  unparteiische  Forscher 
und  aufrichtige  Verfechter  des  Selbstbestimmungsrechts  der 
Völker  nicht  beiseiteschieben.  Und  endlich:  Wir  begegnen 
dem  Verlangen  nach  dem  linken  Rheinufer  bei  den  Ge- 
heimverhandlungen Ribots  und  Poincar6s  mit  Rußland  und 
andern  Mächten,  wir  sehen  sogar  den  Versailler  Friedens- 
vertrag durch  eine  ganze  Schule  französischer  Politiker 
angefeindet,  weil  er  Frankreichs  Wünsche  am  Rhein  un- 
befriedigt lasse,  und  wir  erleben,  daß  auch  nach  dem 
Friedensschluß  die  Besetzung  von  Städten  im  Maingau 
unternommen  und  der  Einmarsch  ins  Ruhrgebiet  als 
dauernde  Bedrohung  deutscher  Lande  aufrechterhalten 
wird.*) 

Mit  solchen  überlieferten  Zielen,  die  bis  1914  für  ge- 
wöhnlich maskiert  bUeben,  mußten  die  führenden  oder 
treibenden  Männer  Frankreichs  den  Einfall,  ihr  Land  solle 
in  einer  kontinentalen  Mächtegruppe  zur  Sicherung  Deutsch- 
lands gegen  England  mitwirken,  als  ein  lächerliches  An- 
sinnen behandeln,  namentlich  seitdem  es  ihren  fortgesetzten 
Bemühungen  gelungen  war,  die  große  Koalition,  die  Bis- 
marcks  Albdruck  blieb,  aussichtsvoll  vorzubereiten.  Des- 
halb ist  es  zum  mindesten  fraglich,  ob  es  für  eine  auf  beiden 
Rheinufern  fest  verankerte  deutsche  Großmacht  jemals 
möglich  gewesen  wäre,  Frankreich  zu  gewinnen;  unzweifel- 
haft aber  wäre  es  möglich  gewesen,  England  nicht  ganz 
zu  verlieren.  • 

Die  englische  Handelseifersucht  für  die 
allmähliche   Verschlechterung  der  deutsch-englischen   Be- 


er scheint  also  nicht  zu  wissen,  daß  <ier  Rhein  vor  zwei  Jahr- 
tausenden eLne  römische  Grenzbarriere  war,  und  daß  die 
Völkerschaften,  die  vor  und  nach  der  Völker^^anderung  auf 
beiden  Seiten  des  Flusses  saßen,  Sueben,  Btir^gunder,  Alemannen, 
Franken,  sämtlich  dem  germanischen  Stamme  angeiiörten. 

*)  Ein  klassischer  Zeuge  für  den  Kriegswillen  Frankreichs 
in  den  Jahren  1905—1914  imd  damit  zugleich  gegen  die  Versuche, 
die  Frage  nach  den  Ursachen  und  der  Schuld  am  Weltkriege 
nach  den  Vorgängen  der  letzten  Wochen  vor  seinem  Ausbruch 
entscheiden  zu  wollen,  ist  auch  der  frühere  Außenminister  in 
Petersburg  und  Botschafter  In  Paris  A.  v.  I  s  w  o  1  s  k  i  in  seinen 
hlnterlassenen  Memoiren,  London  1920. 
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Ziehungen  verantwortlich  zu  machen,  geht  nicht  an.  Ohne 
Zweifel  hat  sie  die  Beziehungen  wiederholt  gestört  und  die 
Rückkehr  zu  einem  vertrauensvollen  Verhältnis  erschwert 
und  zu  verhmdem  geholfen.  Wäre  sie  aber  eine  treibende 
Kraft  der  englischen  Politik  gewesen,  so  würden  dem 
deutschen  Kaufmann  die  Türen  in  allen  britischen  Be- 
sitzungen schwerlich  so,  wie  tatsächlich  geschehen,  offen 
geblieben  sein.  Alsbald  nach  dem  durch  die  Krüger- 
depesche hervorgerufenen  stärksten  Ausbruch  feindseliger 
Gefühle  gegen  den  deutschen  Wettbewerb  folgte  eine 
Periode  von  freundschaftlichen  Verständigungen  zwischen 
London  und  Berlin,  über  die  portugiesischen  Besitzungen, 
über  Samoa,  über  gemeinsame  Interessen  im  Fernen  Osten, 
und  von  englischen  Versuchen,  zu  einer  förmlichen  Allianz 
mit  Deutschland  oder  wenigstens  zu  einem  Abkommen 
über  Marokko  zu  gelangen.  Und  kam  nicht  noch  kurz  vor 
Kriegsausbruch  ein  Vertrag  auf  dem  Papier  zustande,  der 
dem  Deutschen  Reiche  ein  weites  Gebiet  wirtschaftlicher 
Betätigung  in  Kleinasien  bis  zum  Persischen  Golf  ge- 
sichert hätte? 

*  Die  Möglichkeit,  England  nicht  ganz  zu  verlieren,  ist 
also  nicht  zerstört  worden  durch  den  deutschen,  den  Briten 
unbequemen  wirtschaftlichen  Wettbewerb.  Zerstört  worden 
ist  sie  auch  nicht  sowohl  durch  eine  Vermehrung  der 
deutschen  Seestreitkräfte  an  sich,  als  vielmehr  durch  die 
Bevorzugung  des  Baues  von  Schlachtschiffen 
und  durch  die  entfesselte  politische  Propaganda, 
die  sich  bald  nicht  mehr  einengen  ließ  von  Rücksichten 
auf  die  Pflege  guter  Beziehungen  zu  England.  Mit  dem 
dauernden  Bedürfnis  des  durch  Vereinigung  der  Kräfte  Ruß- 
lands und  Frankreichs  in  Europa  bedrohten  Deutschen 
Reiches  hätten  die  deutschen  Kriegsschiffbauten  in  Einklang 
gebracht  werden  müssen,  und  das  wäre  ohne  Schädigiuig 
nationaler  Lebensnotwendigkeiten  durchführbar  gewesen. 
Die  m  a  r  i  n  e  p  0  1  i  t  i  s  c  h  e  Propaganda  aber 
konnte  oder  wollte  für  die  Zukunft  Deutschlands  nichts 
andres  gelten  lassen  als  entweder  Aufbau  einer  von  Eng- 
land in  seinen  eignen  Gewässern  zu  fürchtenden  Schlacht- 
flotte oder  elendes  Hinabsinken  in  politische  und  wirtschaft- 
liche Abhängigkeit  von  dem  britischen  Inselstaat.  Für  die 
nüchterne    Beobachtung    der    politischen    Tatsachen   war 
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durch  Englands  Verhalten  erwiesen,  daß  es  Deutschland 
seine  starke  Machtstellung  auf  dem  Festland  zugestand  und 
daneben  einen  vorläufig  ausreichenden  und  mit  der  Zeit 
erweiterungsfähigen  Anteil  an  weltwirtschaftlichen  Ent- 
wicklungen. Die  Möglichkeiten  zum  deutschen  Ausgreifen 
über  See,  die  dem  deutschen  Wettbewerber  ein  rechtzeitiger 
geschäftlicher  Vergleich  mit  England,  wie  er  zu  haben  war, 
belassen,  ja  noch  neue  hinzugebracht  hätte,  wurden,  weil 
für  die  anti-englische  Grundlage  der  Flottenpropaganda 
störend,  gefhssentlich  mißachtet.  Deutschland  seemächtig 
oder  Vasall  Englands  —  ein  Drittes,  ein  Mittleres,  gab  es 
in  dieser  Aut-aut-Politik  nicht.  Ein  großer  Teil  der  öffent- 
lichen Meinung  in  Deutschland  ließ  es  sich  gefallen,  daß  in 
der  Agitation  für  Schlachtschiffe  zu  dem  „Erbfeind"  Frank- 
reich der  „Todfeind"  England  hinzukam. 

Deshalb  ist  es  wohl  zu  verstehen,  daß  die  Berufung 
des  Kaisers  auf  Verpflichtungen  gegenüber  der  deutschen 
Nation,  gegen  den  'Vorschlag  Hardinges  auf  Einschränkung 
der  Seerüstungen  in  Friedrichshof  1908,  dem  König  Eduard 
und  dem  engUschen  Kabinett  die  Ueberzeugung  einflößte, 
England  sei  bedroht.  Daß  tatsächlich  die  Ueberspannung 
der  deutschen  Seemachtansprüche  die  deutsch-englische 
Entfremdung  und  in  weiterer  Folge  die  langersehnte  fran- 
zösische Abrechnung  mit  Deutschland  unter  den  für  dieses 
ungünstigsten  Umständen  verschuldet  hat,  wird  bewiesen 
durch  den  genauen  Parallelismus,  der  zwischen  den 
deutschen  Seerüstungen  und  der  zunehmenden  politischen 
und  miUtärischen  Vertrauhchkeit  Englands  mit  dem  Zwei- 
bund besteht.  Dieser  Zusammenhang  zeigt  sich  besonders, 
wenn  man  die  Zeitfolge  der  deutschen  Flottenvorlagen  mit 
der  jeweiligen  Haltung  Englands  gegen  Deutschland,  nament- 
lich im  Verlaufe  der  Marokkokrisen,  vergleicht: 

1904:  Nach  Abschluß  des  Kolonialabkommens  über 
Marokko  und  Aegypten  Reden  im  Ober-  und  im  Unterhause, 
in  denen  gewünscht  wird,  Verträge  gleicher  Art  mit  andern 
rivahsierenden  Ländern,  auch  Deutschland,  zu  schließen. 
Kurz  darauf  beim  Besuche  des  Königs  Eduard  in  Kiel  noch 
freundhche  Trinksprüche  über  die  friedlichen  Zwecke  der 
beiden  Flaggen. 

1905:  Erwachen  des  britischen  Leuen  gegen  den 
deutschen  Seeadler.    Der  Seelord  Lee  sinnt  auf  plötzlichen 
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Ueberfall  der  deutschen  Flotte.  Dreadnoughtbau.  Deutsch- 
land verlangt  mit  unbestreitbarem  Recht  Sicherung  der 
offnen  Tür  in  Marokko.  Englische  Stimmungsmache  zu- 
gunsten des  Ministers  Delcasse,  dessen  Enthüllung  über  die 
Landung  von  100  000  Engländern  an  der  schleswigschen 
oder  der  französisch-belgischen  Küste. 

1906:  Kurz  nach  dem  Erscheinen  einer  neuen  deutschen 
Flottenvorlage  mit  der  Forderung  von  sechs  Panzer- 
kreuzern Erklärung  Grej^s,  daß  England  auf  der  Algeciras- 
konferenz  die  französischen  Ansprüche  auf  jede  Gefahr 
hin  unterstütze,  und  der  erste  mündliche  Geheimbund  mit 
Paul  Cambon  über  fortdauernde  Fülüung  unter  den  beider- 
seitigen Militär-  und  Marinestäben.  Mitteilung  des  bri- 
tischen Militärattaches  Barnadiston  an  den  belgischen 
Generalstabschef  über  den  Plan,  im  Kriegsfall  eui  Landungs- 
korps nach  Belgien  zu  schicken. 

1908/9:  Deutsche  Flottennovelle  mit  Verjüngung  der 
Kampfschiffe,  englisch-russischer  Operationsplan  für  den 
Nahen  Orient.  Im  Sommer  1908  Lloyd  Georges  Rede  gegen 
den  Zv/cimächtestandard,  erster  Versuch  eines  deutsch- 
englischen  Flottenabkommens  in  Friedriclishof,  nach  dessen 
Scheitern  Unterstützung  Rußlands  in  der  bosnischen 
Krisis,  acht  neue  Dreadnoughts. 

1911:  Im  Widerspruch  gegen  die  Algecirasakte  und  das 
Casablancaabkommen  von  1909  französischer  Zug  nach  Fes, 
deutscher  Anspruch  auf  eine  Gegenleistung  für  das  fran- 
zösische Protektorat  in  Marokko,  dem  Grunde  nach  be- 
rechtigt, in  der  Methode  verfehlt,  trotzdem  öffentliche  Er- 
munterung Greys  zu  dem  Marsch  nach  Fes  und  Drohrede 
Lloyd  Georges  gegen  Deutschland,  vom  Kapitän  Faber 
enthüllte  englische  Kriegsvorbereitungen. 

1912:  Haldanes  Mission  nach  Berlin,  Scheitern  des 
zweiten  Versuchs  einer  Beschränkung  des  Wettrüstens  zur 
See,  darauf  Beschluß  des  englischen  Kabinetts,  die  Aus- 
gaben für  die  englische  Flotte  auf  51  Millionen  Pfund  Sterling 
zu  erhöiicn,  im  September  englisch-französische  Marine- 
konvention, sodaim  nach  Abschluß  der  russisch-franzö- 
sischen Marinekonvention  mündliche  Erklärung  Greys  an 
Sasonow,  daß  England  verpflichtet  sei,  Frankreich  zu  Lande 
wie  zu  Wasser  gegen  Deutschland  beizustehen  (was 
Sasonow  schon  kurz  vorher  in  Paris  von  Poincarö  erfahren 
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hatte),  und  daß  es  im  Falle  eines  bewaffneten  Zusammen- 
stoßes Rußlands  mit  Deutschland  „alles  daran  setzen  werde, 
um  der  deutschen  Machtstellung  den  fühlbarsten  Schlag  zu 
versetzen"  (nach  dem  Bericht  Sasonows  an  den  Zaren),*) 
endHch  im  November  1912  Briefabkommen  Greys  mit  Paul 
Cambon,  englische  „Ehrenverpflichtuiig"  zum  Schutze  der 
französischen  Küste  im  Falle  eines  Krieges  mit  Deutsch- 
land/*) 

Am  Beginn  des  Jahrhunderts  versagte  sich  die  deutsche 
Politiii  einer  engen  Verbindung  mit  England,  mit  der  hätte 
verwirklicht  werden  können,  was  Bismarck  1889  als  Ziel 
und  Objekt  seiner  Politik  bezeichnete:  der  Anschluß  Eng- 
lands an  den  Dreibund.  Mit  der  wiederholten  Ablehnung 
des  englischen  Vorschlags,  die  beiderseitigen  Seestreit- 
kräfte, richtiger  den  Bau  von  Großkampfschiffen,  zu  be- 
grenzen, wurde  England  zum  schärftsten  und  gefährlichsten 
Gegner  gemacht,  wieder  im  Gegensatz  zu  einer  Grundidee 
Bismarckscher  Politik.  Denn  woher  kam  sein  beständiger 
cauchemar  des  coalitions?  Von  der  schwer  drückenden  Tat- 
sache, daß  „MilÜonen  Bajonette  ihre  polare  Richtung  in  der 
Hauptsache  nach  dem  Zentrum  Europas  haben,  daß  wir  im 
Zentrum  außerdem  infolge  der  ganzen  europäischen  Ge- 
schichte den  Koalitionen  andrer  Mächte  vorzugsweise  aus- 
gesetzt sind."  Mit  diesen  Worten  begründete  er  1882 
gegen  den  Vorwurf  des  Militarismus  die  Notwendigkeit  eines 
starken  Landheeres.  Ein  ähnlicher  Druck  lastete  auf  den 
Staatsmännern  des  englischen  Inselstaats.  Man  kann  wohl 
von  einem  englischen  cauchemar  de  la  flotte  allemande 
sprechen.  Ob  er  begründet  war  oder  nicht,  Ist  gleich- 
gültig. Jedenfalls  hätte  es  üi  der  Richtung  jener  Grund- 
idee Bismarckscher  Politik  gelegen,  diesen  cauchemar  nicht 
bis  zu  bittrer  Femdschaft  sich  steigern  zu  lassen.  Die 
häufige  Berufung  darauf,  daß  England  in  einer  jahrhunderte- 
langen  Vergangenheit   der   jeweilig   stärksten   Macht   des 

•)  Weißbuch,  S.  194  f. 
**)  Vgl.  „Ten  Years  of  Seoret  Diplamacy"  by  E.  D.  Morel 
(London  1915).  Der  Verfasser  legt  ausführlich  dar,  daß  die 
deutsche  Politik  in  den  Marokkokrisen  dem  Grunde  nach  mora- 
lisch und  rechtlich  unantastbar  gewesen  und  die  internationale 
Atmosphäre  durch  die  Eingriffe  der  englischen  Geheimdiplomatie 
und   durch   machiavellistlsche   Preßmache   vergiftet   worden   sei. 
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europäische«  Festlands,  erst  Spanien,  dann  Holland,  dann 
dem  napolconischen  Frankreich,  nach  dem  Leben  getrachtet 
habe,  kann  nicht  bedeuten,  daß  es  nun  der  Beruf  Deutsch- 
lands gewesen  sei,  den  Kontinent  an  Albion  zu  rächen.  Ein- 
gekeilt zwischen  zwei  starke,  auf  kriegerische  Ziele  gestellte 
Militärmächte,  hätte  das  junge  Deutsche  Reich  aus  dem 
säkularen  gewalttätigen  Selbsterhaltungstrieb  des  alten 
britischen  Inselstaates  vielmehr  die  Pflicht  gegen  sich  selbst 
herleiten  müssen,  nach  dem  Beispiel  des  wohlverstandnen 
Bismarck  zu  verhüten,  daß  der  Wettstreit  mit  England  zu 
einer  deutschen  Schicksalsfrage  wurde. 

Für  den  Verlust  der  Freundschaft  mit  England  bot  die 
Umworbung  des  Zaren  durch  Wilhelm  II.  keinen 
Ersatz.  Die  Versuche,  überlieferte  Gefühlswerte  z^vischen 
den  Häusern  Hohenzollern  und  Romanow  für  Deutschlands 
Sicherheit  fruchtbar  zu  machen,  hätten  vielleicht  geUngeu 
können,  wenn  auf  russischer  und  auf  deutscher  Seite  ehie 
überragende  Herrscherpersönlichkeit  am  Ruder  gewesen 
wäre,  und  wenn  zwei  starke  Monarchen  ihre  persönlichen 
Sympathien  für  einander  in  den  Dienst  großer  gemein- 
samer Interessen  ihrer  Völker  stellen  konnten.  Aus 
Mangel  an  solchen  Voraussetzungen  waren  die  Anläufe 
Wilhelms  II.,  eine  deutsche  Weltpolitik  auf  der  persönHchcn, 
namentlich  von  1895  bis  1905  gepflegten  Freundschaft  mit 
dem  Zaren  aufzubauen,  von  vornherein  zum  Mißerfolg  ver- 
urteilt. Der  Austausch  von  Kundgebungen  2rwischen  den 
Höfen  blieb  ohne  Widerhall  bei  den  Völkern,  die  ihren 
eignen,  schwer  zu  vereinbarenden  Antrieben  folgten.  Auch 
abgesehen  von  der  deutschfeindlichen  Beeluflussiing  der 
russischen  Volksseele  durch  Frankreich,  wurde  diese  mit 
ihren  slawischen  Grundgefühlen,  besonders  seit  dem  Er- 
wachen des  Neo-Slawismus,  dem  deutschen  Nachbar,  der 
zugleich  Nothelfer  für  den  Nationalitätenstaat  an  der  Donau 
sein  mußte,  immer  tiefer  entfremdet.  Offener  Haß  ent- 
zündete sich  auch  an  Einzelheiten  der  deutsch-türkischen 
Beziehungen,  wonach  der  Kaiser  den  orthodoxen  Massen  als 
militärischer  Beschützer  des  über  Konstantinopcl  und  die 
Meerengen  herrschenden  Sultans  hingestellt  werden  konnte. 
Zur  Stauung  solcher  leidenschaftlichen  Strömungen  hatte 
die  Persönlichkeit  des  zweiten  Nikolaus  kein  Gewicht. 
Nach  den  Wirkungen  des  verlornen  Kriegs  gegen  Japan 
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auf  die  Zustände  seines  Rciclis  mußte  er  beständig  davor 
zittern,  daJ3  durch  einen  neuen  Kriegssturm  das  Zartum 
selbst  auf  dem  Meere  der  innern  Kulielosigl^eit  des  großen 
Russenvolkes  untergelien  würde. 

Die  eigenwillige  Rückständigkeit  des  Monarchen  gegen- 
über den  politisch  vorwärtsstrebenden  Kräften  Rußlands 
hatte  aber  auch  in  Deutschland  ein  Gegenstück.  Das  Kaiser- 
tum, wie  Wilhelm  IL  es  verkörperte,  verlor  die  Fühlung  mit 
dem  Lebenssinn  breiter  Schichten.  Das  verantwortungs- 
volle Amt,  in  dem  der  erste  Kaiser  kraft  völkerrechtlicher 
Abmachungen  Rechte  und  Pflichten  gegen  die  deutschen 
Fürsten,  die  Bundesregierungen  und  die  deutschen  Stämme 
zusammenfaßte,  wurde  von  dem  persönlichen  Machtbewußt- 
sein des  Herrschers  erdrückt,  bei  dem  die  Notwendigkeit 
Innern  Einklangs  mit  dem  Volksempfinden  hinter  einer 
Neigung  zurücktrat,  im  Kaiser  den  Inhaber  der  obersten 
Militärgewalt  hervorzukehren.  Diese  Pflege  des 
Machtgedankens  richtete  sich  über  die  sozialistische 
Arbeiterschaft  hinaus  auch  gegen  Selbständigkeitsregungen 
des  deutschen  Bürgertums.  Im  Gegensatz  zu  der  freien 
Entfaltung  geistiger  Kräfte  in  Handel,  Technik,  Wissen- 
schaft nahm  die  Erziehung  der  Offiziere  und  Soldaten  keine 
neuen  Gedanken  m  sich  auf,  sondern  blieb  auf  Beugung 
der  Persönlichkeit  unter  uniformen  Geisteszwang  ge- 
richtet.*) Der  Begriff  des  Obersten  Kriegsherrn,  aus  der 
geschichtlichen  Gemeinschaft  der  preußischen  Könige  mit 
ihrem  Heer  überliefert,  trat  nach  drei  glücklichen  Feld- 
zügen unter  Wilhehn  I.  natürlich  hervor;  für  den  Enkel 
dagegen,  der  eine  neue  Zeit  heraufführen  und  Deutschland 
über  Gebirge  und  Meere  zur  Weltmacht  emporheben  wollte, 
war  das  Pochen  auf  den  miütaristischen  Ursprung  seiner 
Macht  ein  schädlicher  Anachronismus.  Der  Einfluß  der 
kaiserlichen  Kommandogewalt  auf  die  Denkweise  des 
Offizierkorps  äußerte  sich  nicht  selten  darin,  daß  militärische 

*)  „Es  ist  überaus  schmerzlicÜr;  sich  klar  machen  zu  müssen, 
\\ie  unser  Offizierkorps,  das  in  seiner  Tapferkeit  und  militärischen 
Tüchtigkeit  sich  mit  Lorbeeren  unvergänglichen  Ruhmes  ge- 
schmückt hat,  In  der  psychologischen  Behandlung  der  edgneu 
Mannschaft  so  sehr  versagt  hat,  ja  durch  diesen  Mangel  nur  zu 
sehr  dazu  bengetragen  hat,  unseren  Untergang  herbeizuführen." 
Hans  Delbrück,  „Preußische  Jahrbücher",  Au^iust  1919,  S.  305. 
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Befehlshaber   eine   gewisse   Ueberlegeiiheit  in   staatlichen 
und  sozialen  Sachen  zur  Schau  trugen. 

In  der  gleichen  \T)lksfreroden  Dcnkungsart  haben 
während  des  Krieges  die  stellvertretenden  General- 
kommandos ihre  zu  weit  gesteckten  und  auf  veralteten  Vor- 
schriften fußenden  Machtbefugnisse  ausgeübt,  auch  in 
Dingen,  für  die  der  Offizier  nicht  zuständig  ist,  und  ohne  die 
Kunst,  die  Stimmungen  der  eignen  Nation  nachzuempfinden 
und  die  Gefühle  andrer  Völker  zu  verstehen.  Vollends 
fremd  war  ihnen  eine  richtige  Schätzung  von  idealen 
Menschheitsgedanken,  wie  Abrüstung,  Schiedsgerichte, 
Völkerbund.  In  den  ersten  beiden  Kriegsjahren  woirde 
das  vom  Reichskanzler  zum  Schutze  der  Innern  Ein- 
heitsfront veranlaßte  Verbot  der  Erörterung  der  Kriegs- 
ziele in  der  Presse  noch  mit  ziemlicher  Unparteilichkeit 
durchgeführt,  obgleich  es  auch  da  schon  vorkam,  daß  die 
militärische  Zensur  Artikel,  die  von  der  Notwendigkeit 
eines  Siegfriedens  mit  Gebietserwerb  handelten,  durchgehen 
Heß,  dagegen  auf  baldigen  sogenannten  Verzichtfrieden  ge- 
richtete Betrachtungen  mehr  oder  minder  scharf  ahndete. 
Später,  als  die  Erörterung  der  Kriegsziele  freigegeben 
war,  trat  in  der  militärischen  Zensur  der  meisten  General- 
kommandos deutlich  die  Tendenz  hervor,  alle  nicht  auf 
siegesgewisses  Hurra  gestimmten  Schriften  und  Reden  als 
pazifistischen,  den  Kriegswillen  lähmenden  Unfug  zu  unter- 
drücken. Der  Heeresersatz  verschlechterte  sich,  die  feind- 
Üche  Ueberzahl  an  Kriegsmaterial  und  frischen  Truppen 
wuchs,  das  tägliche  Brot  für  die  daheimgebliebenen  Fa- 
milien der  Kämpfer  an  der  Front  wurde  magerer  und 
knapper.  Statt  einzusehen,  daß  sich  die  schwierige  Kriegs- 
lage und  die  Nöte  der  Versorgung  in  der  Heimat  nicht 
verhehlen  ließen,  glaubte  man,  alle  ungünstigen  Nachrichten 
möglichst  unterdrücken  zu  müssen  und  den  Willen  zum 
Durchhalten  mit  der  Aussicht  auf  einen  Annexions-  und 
wirtschaftlichen  Bcrelcherungsfriedcn  stärken  zu  können. 
Der  gemeine  Mann  im  Volke  ersehnte  nach  den  siegreichen 
Kämpfen  im  Osten  und  der  Behauptung  der  Linien  im 
Westen  ein  baldiges  Ende,  sei  es  auch  ohne  völliges  Nieder- 
zwingen der  Feinde,  einen  Frieden  in  Ehren,  aber  Weiter- 
kämpfen um  Eroberungen  —  das  war  zuviel,  darum  war 
man  nicht  in  den  Krieg  gezogen,  darum  wollte  man  nicht 
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länger  draußen  verbluten  und  daheim  Hunger  leiden.*)  Diese 
von  den  militärischen  Instanzen  aus  falscher  Volkspsycho- 
logie begünstigte  Verfälschung  des  Sinnes,  m  dem  das  deut- 
sche Volk  1914  zu  den  Fahnen  geeilt  war,  hat  viel  zu  der 
Größe  des  militärischen  Zusammenbruchs  und  zu  der  radi- 
kalen Gründhchkeit  der  nachfolgenden  pohtlschen  Um- 
wälzung beigetragen. 

Der  Krieg,  der  doch,  nach  Clausewitz,  die  Fortsetzung 
der  Politik  mit  andern  Mitteln  sein  soll,  wurde  zur  Ver- 
neinung aller  Politik  durch  „militärische  Notwendigkeiten". 
Dieses  Schlagwort,  womit  sich  alle  Einwendungen  zum 
Schweigen  bringen  ließen,  ist  Deutschlands  Verhängnis  ge- 
worden. „Militärische  Notwendigkeiten"  haben  die  Offen- 
sive über  Belgien  verschuldet,  und  v/ie  man  auch  den  Neu- 
traUtätsbruch  militärisch  rechtfertigen  mag,  unbestreitbar 
hat  er  politisch  und  moralisch  verheerend  gewirkt  und  den 
Vorwand  für  gröbste  Entstellungen  in  der  Frage  der 
Schuld  am  Kriege  geliefert.  „Militärische  Notwendig- 
keiten" haben  später,  mitten  im  Krieg,  das  deutsche  Volk, 
das  keinerlei  überlieferte  Machtziele  in  Europa  gleich 
denen  Frankreichs  oder  Rußlands  hatte,  aus  einem  Kampf 
zur  Verteidigung  in  einen  aussichtslosen  Krieg  um  Sieger- 
lohn gegen  drei  Viertel  der  Welt  getrieben.  Verfassungs- 
gemäß gab  es  eine  Stelle,  die  vom  Juli  1914  bis  August  1918 
jederzeit  den  immer  dringUcher  werdenden  Ausgleich 
zwischen  Strategie  und  Politik  herbeizuführen  das  Recht 
hatte:  der  Kaiser.  Aber  der  oberste  Kriegsherr,  der  als 
junger  Prinz  ein  besserer  Schüler  Waldersees  als  Bis- 
marcks  gewesen  war,  hatte  sich  zum  Gefangnen  seines 
Generalstabes  gemacht,  als  welcher  er  den  unbeschränkten 
U-Bootkrleg  mit  den  schlünmsten  politischen  und  mili- 
tärischen Folgen  erklären  und  ein  halbes  Jahr  später,  gerade 
als  sich  noch  eine  Gelegenheit  zu  einem  Vernunftfrieden 
bot,  einen  Kanzlerwechsel  vornehmen  mußte. 


*)  „Aggressive  Kriege,  ehrgeizige  Kriege,  Eroberungskriege 
werden  wir  niemals  führen.  —  Eroberung  liegt  dem  deutschen 
Charakter  absolut  fern,  dazu  sind  unsere  Landwehren,  unsere 
Familienväter  nicht  da."    Worte  Bisimarcks  aus  1895. 
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2.  Das  deutsche  Volk  und  der  Friedenskaiser. 

Deutschlands  lehrreiches  Schicksal  drängt  vielen 
Leuten,  namentlich  Ausländern,  die  Frage  auf  die  Lippen: 
Wie  war  es  möglich,  daß  die  Deutschen  einen  Mann,  dessen 
Handlungen  sich  als  schädlich  für  Land  und  Volk  erwiesen, 
jahrzehntelang  als  ihren  obersten  Führer  behalten  haben, 
ohne  daß  bald  hier  bald  dort  aufflackernde  Angriffe  in 
einem  allgemeinen  Kampf  gegen  diesen  Kronenträger  ent- 
brannten? Wer  so  fragt,  darf  nicht  vergessen,  wie  u  n  e  r  - 
s  c  h  ü  1 1  e  r  t  bis  zum  Ausbruch  des  Krieges  Bismarc  ks 
Werkderdeutsch  enNationaleinheit  geblieben 
war,  die  sich  in  dem  Kaiser  verkörperte  und  dessen  Person 
schwer  antastbar  machte.  Er  darf  auch  nicht  vergessen, 
daß  der  deutsche  Kaiser  im  Verhältnis  zum  Volk  kein  un- 
mittelbar gewähltes  Oberhaupt  war,  sondern  daß  Deutsch- 
land, kraft  der  Reichsverfassung,  als  Kaiser  den  König  von 
Preußen  hatte,  den  Monarchen  desjenigen  Staates,  von  dem 
ein  so  erfahrener  Revolutionär  wie  Bebel  erklärt  hat,  er 
sei  einzig  in  seiner  Art  und  mit  den  gegen  andre  Staaten 
wirksamen  Mitteln  nicht  zu  unter^vühlen. 

Die  beiden  großen  Machtkörper,  an  denen  eme  in 
Preußen  und  im  Reich  zum  Angriff  auf  die  monarchische 
Gewalt  übergehende  parlamentarische  Opposition  hätte 
Rückhalt  haben  müssen  —  Heer  und  Beamtenschaft  — , 
standen  nicht  zur  Verfügung  der  Politiker,  sondern  des 
Herrschers,  der  als  König  wie  als  Kaiser  die  Volksver- 
tretung ohne  weiteres  auflösen  konnte.  Aus  einem  Wahl- 
kampf aber,  in  den  der  bürgerliche  Liberalismus  mit  der 
Losung  „Gegen  diesen  Kaiser!**,  die  Sozialdemokraten  mit 
dem  Schlachtruf  „Umsturz  der  Verfassung!"  hätten  ein- 
treten müssen,  wären  in  Friedenszeiten  diese  beiden 
Parteien  nicht  als  Sieger  zurückgekehrt.  Die  Krone  hatte, 
solange  sie  für  Ruhe  nach  außen,  für  Ordnung  im  Innern 
sorgte,  Neuwahlen  nicht  zu  fürchten.  Die  breiten  Mittel- 
schichten, durch  Bismarck  verwöhnt,  nahmen  von  den 
Einzelheiten  politischer,  namentlich  auswärtiger  Fragen, 
über  flüchtiges  Zeitungslesen  hinaus  im  allgemeinen  nur 
geringen  Anteil.  Eine  gewisse  Vernachlässigung  der  staat- 
lichen Dinge  blieb  bestehen  auf  dem  Grunde  des  w  i  r  t  - 
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schaftliche u  Aufschwungs  und  des  dciraiis  er- 
wachsenden Behagens,  mit  dem  trotz  mancher  Schatten 
das  deutsche  Volk  unter  Wilhelm  11.  wie  in  hellem  Sonnen- 
schein gelebt  hat.  Seine  Regierung  bezeiclmet,  nicht  durch 
sein  besondres  Verdienst,  aber  doch  auch  nicht  ohne  sein 
Zutun,  eine  Zeit  des  Wohlstandes,  wie  ihn  Deutschland  mit 
solcher  Verbreitung  bis  in  die  großen  Massen  hinein  seit 
den  ältesten  Zeiten  noch  nicht  kennen  gelernt  hatte. 

Pohtisch  ging  von  dieser  Behäbigkeit  eine  doppelte 
Wirkung  aus.  Das  geistige  Leben  des  Bürgertums  war  mehr 
auf  Wissen  und  Können,  als  auf  Handeln  gestellt.  Der 
Wille  zur  Tat  konzentrierte  sich  auf  das  Materielle,  Industrie, 
Gewerbe,  Handel,  nicht  auf  politische  Duige.  Unter  dem 
Schutze  von  Armee  und  Regierung  hielten  die  mittleren 
Schichten  im  allgemeinen  am  Hergebrachten  fest  und  unter- 
schätzten die  neuen  geistigen  Ideen  der  andern.  Diese,  die 
führenden  Geister  der  Sozialdemokratie,  stürmten  zwar  in*' 
ihren  Reden  in  eine  neue,  vorläufig  noch  ungeordnete  Zu- 
kunft hinein,  aber  der  revolutionäre  Drang  .der  Arbeiter- 
schaft wurde  abgeschwächt  durch  die  günstige  wirtschaft- 
liche Lage,  wie  Bebel  selbst  einmal  bezeugte.  Es  war  in 
der  Wandelhalle  des  Reichstages  während  der  Kanzlerzeit 
des  Fürsten  Bülow.  Der  radikale  Abgeordnete  Stadthagen 
führte  einen  Sendboten  der  russischen  Sozialisten  zu  Bebel 
hin,  und  beide  redeten  auf  den  alten  Parteiführer  ein  im 
Sinne  eines  baldigen  Umsturzversuchs.  Aber,  so  laut,  daß 
alle  in  der  Nähe  Befindlichen  es  hören  mußten,  erklärte 
Bebel  rund  heraus:  „Es  geht  unsern  Leuten  nicht  schlecht 
genug.  Revolution  macht  man  nicht  ohne  Massenelend, 
und  das  haben  wir  nicht  in  Deutschland."  „Ce  sont  des 
bourgeois"  sagte  Georges  Clemenceau,  als  er  einmal  auf 
der  Rückreise  von  seiner  Kur  in  Böhmen  eine  Fahrt  durch 
die  Arbeiterquartiere  Berlms  machte.  Die  Lebenshaltung 
des  deutschen  Arbeiters  war  vor  1914  der  des  französischen 
vorangekommen  und  begann,  den  englischen  und  amerika- 
nischen Standard  zu  drücken.  Ohne  die  zerrüttenden 
Wirkungen  des  Krieges,  der  ein  ungeheucheltes  Massen- 
elend für  Deutschland  erst  neu  erschuf,  hätten  Versuche 
zur  Beseitigung  der  Monarchie  oder  des  Monarchen,  nach 
dem  Urteil  besonnener  Sozialdemokraten,  mit  einem  sichern 
Mißerfolg  geendet. 
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Die  andre  mehr  nach  außen  schlagende  Folge  des 
wirtschaftlichen  Emporkommens  war  die  den  fremden 
Völkern  allmählich  auf  die  Nerven  gehende  Steigerung 
des  Deutschgefühls.  Ein  Hang  zum  Prahlen  und 
Auftrumpfen,  ein  gönnerhaftes  Verhalten  gegen  andre 
Kulturnationen  trat  als  eine  von  zu  raschen  Erfolgen  in 
Industrie,  Technik,  Handel,  Schiffahrt  wohl  unzertrennliche 
Begleiterscheinung  gelegentlich  in  fast  allen  Schichten 
hervor.  Aber  das  Treiben  der  Alldeutschen  mit  seiner 
systematischen  Großmannssucht  blieb  doch  auf  eine 
nationalistische,  mit  allen  Mängeln  politischer  Halbbildung 
behaftete  Oberschicht  beschränkt  und  drang  nicht  in  die 
Tiefen  des  Volkes.  In  ihr  hatte  sich  das  Uebermenschentum 
der  Philosophie  Nietzsches  in  gröbster  Gestalt  verkörpert 
—  ein  deutscher  Michel,  der  sich  einbildete,  der  wahre  Erbe 
Bismarcks  zu  sein,  obgleich  ihm  die  beste  Eigenschaft  seines 
Heros,  das  feine  Empfinden  für  realpolitische  Möglichkeiten, 
fehlte.  Was  dieses  Gefolge  des  mißverstandnen  Bismarck 
für  Unheil  in  der  Welt  gegen  das  eigne  Land  angerichtet 
hat,  ist  der  großen  Mehrzahl  der  Deutschen  erst  während 
des  Weltkrieges  klar  bewußt  geworden.  Man  hatte  sich 
im  allgemeinen  um  fremde  Urteile  über  das  eigne  Tun 
und  Lassen  viel  zu  wenig  gekümmert.*)  Darum  fand  man 
die  überwiegend  ungünstige  Stimmung,  die  sich  in  den 
neutralen  Ländern,  namentlich  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  gegenüber  der  gegen  eine  Uebcrmacht 
kämpfenden  deutschen  Nation  zeigte,  zuerst  ganz  unbegreif- 
lich (daher  der  im  ^Herbst  1914  aus  Stuttgart,  München, 
Dresden,  Leipzig,  Hamburg,  Berlin  gleichzeitig  erschallende 
Ruf:  „Die  Wahrheit  ins  Ausland"),  bis  sich  allmählich  als 
wahrer  Grund  jener  unfreundlichen  Stimmung  der  Glaube 
an  deutsche  Weltherrsch  aftsgclüste  heraus- 
stellte, ein  Glaube,  der  auf  einer  starken  Ueberschätzung 
alldeutscher  Reden  und  Schriften  beruhte. 

Kein  ernsthafter  Politiker  hat  vor  dem  Weltkriege 
jemals  an  die  Möglichkeit  gedacht,  daß  sich  die  öffentliche 

•)  ,X)om  deutschen  Michel  der  VerßanKenheit  hatte  es  gar 
sehr  an  Gehör  Kcfehlt.  Kr  war  oft  so  lange  taub  für  das,  was 
in  der  Welt  vorjnnjr,  bis  fremde  Reiter  ihre  Rosse  in  den  deut- 
schen Strömen  tränkten.*'  Sidney  Whltman,  „Deiutscbe  Er- 
Irnerungen",  Stuttgart  und  Berlin  1912.  S.  147. 
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Meinung  in  den  Vereinigten  Staaten  von  der  Vorstellung, 
das  E>eutsche  Reich  bedrohe  die  amerikanische  Freiheit 
und  die  Monroelehre,  beherrschen  und  zu  offenem  Ein- 
treten für  den  Dreiverband  fortreißen  lassen  würde,  und 
doch  war  dieser  Glaube  nur  zum  Teil  ein  unwahres  Pro- 
pagandaprodukt, zum  andern  aber  das  natürliche  Erzeugnis 
von  Großsprechereien  einer  Gruppe  teutonischer  Kraft- 
meier, die  wohl  Einfluß  auf  die  innere,  nicht  aber  auf  die 
auswärtige  Politik  ausübte.  Wer  die  amerikanische  Litera- 
tur der  Vorkriegszeit  durchforscht  hat,  der  weiß,  daß  die 
Alldeutschen  die  besten  Lieferanten  für  das  Rüstzeug  des 
moralischen  Feldzuges  gegen  die  deutsche  Nation  gewesen 
sind.  *)  Sie  haben  es  möglich  gemacht,  daß  sich  in  den 
Augen  der  neutralen  Welt  der  Einkreisungscharakter  des 
Dreiverbandes  abschwächte  und  mehr  und  mehr  die  Ge- 
stalt eines  Defensivbündnisses  gegen  die  deutsche  Gefahr 
annahm. 

Freilich,  ohne  das  häufige  persönliche  Hervor- 
treten desKaisers  hätte  sich  die  Vorstellung  von  der 
deutschen  Gefahr,  die  ebenso  nichtig  war  wie  die  Furcht 
vor  der  gelben  Gefahr,  in  der  Welt  nicht  festsetzen  können, 
und  es  ist  ein  wahres  Wort  Lord  Haldanes,  daß  die  kaiser- 
lichen Beteurungen  von  Friedensliel)e  durch  ein  unglück- 
liches Talent,  aufreizende,  dem  alldeutschen  Protzentum 
entsprechende  Kraftworte  zu  ersinnen,  oft  genug  wieder 
aufgehoben  wurden.  Im  Unterschiede  von  der  Unter- 
schätzung der  alldeutschen  Wirkungen  nach  außen  wurde 
die  Schädlichkeit  der  aufreizenden  Reden  und  Gesten 
Wilhelms  II.  von  den  Deutschen  selbst  frühzeitig  genug  er- 
kannt. Schon  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  folgten 
nicht  nur  amtliche  und  nichtamtliche  Pohtiker,  sondern 
auch  der  größte  Teil  der  Bundesfürsten  mit  Sorgen  der 
Entwicklung  einer  schleichenden  Kaiserkrisis.  Ein  Gegen- 
stoß konnte  aber  nicht  ausgehen  von  diesen  Dynastien, 
die  lange  vor  dem  9.  November  1918  gewußt  haben,  daß 
ihre  eigne  Stellung  von  der  Unversehrtheit  der  kaiser- 
lichen Machtfülle 'abhing;  sie  durften  nicht  herumsägen  an 


•)  Otto  Baumgarten:  Das  Echo  der  alldeutschen  Be- 
wegung in  Amerika,  Berlin  1917,  Ferner:  Martin  Hobohra 
und  Paul  Rohrbach:    Die  Alldeutschen,  Berlin   1920. 
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dem  Ast,  auf  dem  sie  saßen.  Auch  wären  etwaige  An- 
regungen aus  diesen  Kreisen  nur  zu  verfolgen  gewesen  im 
Einvernehmen  mit  dem  Hause  Hohenzollern,  für  dessen 
Mitglieaer  aber  der  Kaiser,  solange  nicht  ganz  außerordent- 
liche Dinge,  namentlich  offenkundige  Krankheitser- 
scheinungen eintraten,  das  imberührbare  Familienhaupt 
blieb.  Im  Falle  Wilhelms  II.  lagen  gewiß  pohtische  Be- 
denklichkeiten vor,  nicht  aber,  wie  in  den  Fällen  des 
geisteskranken  Königs  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preußen 
und  des  wahnsmnigen  Königs  Ludwig  II.  von  Bayern,  ein 
Gefüge  von  Tatsachen,  auf  Grund  dessen  in  staatsrecht- 
lich gültiger  Form  die  Erklärung  seiner  Regierungsunfähig- 
keit veranlaßt  werden  konnte.  Ohne  solche  zweifelsfreien 
Grundlagen  aber  hätte  eme  Einleitung  von  Schritten  in  der 
Kaiserfrage,  die  immer  bei  den  Deutschen  mehr  mit  dem 
Gemüt  als  mit  juristischen  oder  politischen  Begriffen  an- 
gepackt wurde,  in  dem  Gefühl  stecken  bleiben  müssen,  das 
dem  wohlgemeinten  erzieherischen  Versuch  des  Fürsten 
Bülow  vom  November  1908  sehr  bald  in  hohen  Kreisen, 
aber  auch  aus  dem  in  seiner  größern  Hälfte  nachsichtigen, 
weil  glücklichen  Volk  entgegenschlug:  der  arme 
Kaiser!  Noch  jetzt  ist  er,  namentlich  dank  den  Ueber- 
treibungen  und  Ungeschicklichkeiten  seiner  Feinde,  für 
rnanche  deutsche  Zeitgenossen  ein  Mann  geblieben,  an  dem 
mehr  gesündigt  worden  ist,  als  er  selbst  gesündigt  hat. 

Trotzdem  —  der  Novembersturm,  der  zehn  Jahre  vor 
dem  erzwungncn  Rückzug  des  deutschen  Heeres  aus 
Frankreich  und  der  Flucht  des  Obersten  Kriegsherrn  nach 
Holland  in  tiefem  Frieden  ausbrach,  war  eine  wirkliche 
ernste  Kaiser  krisis.  Als  die  Gespräche,  die  der  Kaiser 
mit  Engländern  während  seines  Aufenthaltes  in  Highcliffe 
Castle  1907  geführt  hatte,  im  Oktober  1908  im  „Daily  Tele- 
graph" erschienen  waren,  und  ihre  Echtheit  nicht  be- 
stritten werden  konnte,  bemächtigte  sich  aller  Parteien  in 
Deutschland  eine  allgemeine,  nur  nach  Gradunterschieden 
abgestufte  Empörung  gegen  den  Kaiser,  wie  sie  noch  nie- 
mals dagewesen  war.  Alles,  was  sich  im  Laufe  von  zwei 
Jahrzehnten  an  Verdruß,  Niedergeschlagenheit  und  Feind- 
schaft gegen  die  Selbstherrlichkeiten  Wilhelms  II.  ange- 
sammelt hatte,  wirbelte  in  die  Höhe. 

Die  Aussprüche  waren  rnhmredig,  kindlich,  unklug  im 
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höchsten  Grade.  Mit  dem  starken  Farbenauftrag  und  dem 
Gebrauch  großer  Worte,  der  seine  natürliche  Gewohnheit 
war,  hatte  der  Kaiser  in  HighcRffe  Castle  u.  a.  erzählt: 
Während  des  Burenkrieges  habe  er  es  abgelehnt,  durch 
Einmischung  in  den  Krieg  an  der  Seite  Rußlands  und  Frank- 
reichs England  bis  in  den  Staub  zu  demütigen;  ferner  habe 
er  in  den  schwarzen  Wochen  der  britischen  Waffen  einen 
Feldzugsplan  ausgearbeitet  und  nach  Prüfung  durch  seinen 
Generalstab  semer  Großmutter  geschickt,  und  dieser  Plan 
sei  dem  glücklichen  Plan  von  Lord  Robert  sehr  nahe  ge- 
kommen; endlich,  die  machtvolle  deutsche  Flotte  sei  nötig, 
um  in  kommenden,  vielleicht  nicht  fernen  Tagen  bei  der 
Lösung  der  Frage  des  Stillen  Ozeans  mitzusprechen. 

Wir  haben  gesehen,  daß  der  russische  Versuch  emer 
Vermittlung  doch  nicht  so  entschiedner  Art  war,  wie  ihn 
der  Kaiser  darstellte.  Ebenso  konnte  die  Strategie  in  Briefen 
nur  sehr  beschränkt  gewesen  sein.  Weder  in  den  englischen 
noch  in  den  deutschen  Archiven  war  eine  Spur  des  angeb- 
lichen Feldzugsplanes  zu  entdecken.  Gleichviel,  ob  die  An- 
gaben mehr  oder  weniger  von  der  tatsächlichen  Wahrheit 
abwichen,  das  Erstaunen  und  die  Entrüstung  über  die  ver- 
öffentlichten Plaudereien  an  englischen  Kaminen  blieben 
dieselben. 

In  der  Rede  des  Fürsten  Bülow  während  der  zwei- 
tägigen Debatten  des  Reichstages  über  die  Kaisergespräche 
wurden  aus  dem  ausgearbeiteten  Feldzugsplan  für  die  Buren 
„Aphorismen"  über  Kriegführung,  die  Japaner  erhielten  die 
Versicherung,  daß  die  Ausdrücke  über  den  Stillen  Ozean 
zu  stark  gewählt  wären,  und  niemand  an  Angriffe  dächte, 
dem  Kaiser  galt  die  Mahnung,  auch  m  Privatgesprächen 
Zurückhaltung  zu  beobachten,  sonst  könnte  weder  der 
gegenwärtige  noch  ein  künftiger  Kanzler  für  eine  einheit- 
liche Politik  und  für  die  Autorität  der  Krone  gutstehen. 

In  den  Reden  aus  dem  Hause,  auch  denen  der  Rechten, 
spiegelte  sich  der  düstere  Ernst  wider,  der  im  ganzen 
Lande  herrschte.  Man  verlangte  Garantien  gegen  die 
Wiederkehr  solcher  das  deutsche  Ansehen  in  der  Welt 
gefährdenden  Eingriffe  in  die  auswärtige  PoÜtik.  Der  Volks- 
parteiler Haußmann  sprach  das  ingrimmige  Wort:  „Der 
Mund,  der  einmal  sagte:  Schwarzseher  dulde  ich  nicht, 
hat  selber  Millionen  von  Schwarzsehern  geschaffen",  und 
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der  Sozialist  Wolfgang  Heine  rührte  an  den  Kern  des 
Kaiserproblems  mit  der^  sclilichten  Walirlieit:  „Wenn  der 
Kaiser  auch  noch  soviel  verspricht,  er  kann  gar  nicht  anders, 
wie  er  nun  einmal  ist." 

Der  Kaiser  war  seit  dem  5.  November  unterwegs  auf 
Reisen,  in  Eckartsau  beim  Erzherzog  Franz  Ferdinand, 
darauf  in  Schönbrunn  beim  Kaiser  Franz  Joseph,  endlich 
in  Donaueschingen  beim  Fürsten  Fürstenberg.  Erst  nach 
seiner  Rückkehr  hielt  Fürst  Bülow  Vortrag  über  den 
Sturm.  Das  vom  „Reichsanzeiger"  sofort  verkündete 
Ergebnis  lautete:  „Seine  Majestät  der  Kaiser  gab 
Seinen  Willen  dahin  kund:  Unbeirrt  durch  die  von  Ihm  als 
ungerecht  empfundnen  Uebertreibungen  der  öffentUchen 
Kritik,  erblicke  Er  Seine  vornehmste  Kaiserliche  Aufgabe 
darin,  die  Stetigkeit  der  Politik  des  Reiches  unter  Wahrung 
der  verfassungsmäßigen  Verantwortlichkeiten  zu  sichern. 
Demgemäß  billigte  Seine  Majestät  der  Kaiser  die  Aus- 
führungen des  Reichskanzlers  im  Reichstage  und  versicherte 
den  Fürsten  von  Bülow  Seines  fortdauernden  Vertrauens." 

Wenn  das  auch  nicht  die  allerseits  gewünschte  Bürg- 
schaft für  die  Zukunft  war,  so  setzte  sich  doch  bei  den 
bürgerUchen  Parteien  die  Hoffnung  durch,  daß  die  dem 
Kaiser  vom  Volke  und  seiner  Vertretung  erteilte  Lektion 
einen  Schutz  gegen  Rückfälle  bieten  und  wenigstens  einen 
längeren  Stillstand  bewirken  werde.  Trotz  der  Erfahrung, 
die  so  deutlich  die  Gefährlichkeit  einer  widerspruchsvoll 
wechselnden  und  immer  unbedachten  persönlichen  Stim- 
mungspolitik erwiesen  hatte,  wurde  an  der  Verfassung 
nichts  geändert.  Forscht  man  aber  nach  dem  tiefsten  Grund, 
v/arum  der  Kaiser  aus  dem  Novembersturm  noch  so 
glimpflich  davongekommen  ist,  so  ist  es  dieser:  Von  allen 
Rollen,  die  Wilhelm  II.  gespielt  hat,  war  die  des  F  r  i  e  d  e  n  s- 
k  a  i  s  e  r  s  die  echteste.  Bis  tief  In  die  Arbeitermassen  hinein 
bestand  und  erhielt  sich  die  Zuversicht,  daß  er  trotz 
dem  kriegerischen  Ansehen,  das  er  sich  selbst  mit  seinen 
vielen  dröhnenden  Reden  verliehen  hat,  niemals  das  Volk, 
aus  Eroberungssucht  oder  Leichtsinn,  in  einen  Krieg 
stürzen  würde.  Tatsächlich  war  unter  allen  seinen  Reden 
um  reinsten  das  Gelöbnis  empfunden,  das  er  bei  der  Ent- 
hüllung des  Denkmals  seines  Vaters  in  Bremen  am  22.  März 
lt>05,  kurz  vor  der  widerwillig  unternommenen  Tanger- 
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fahrt,  aussprach:  niemals  nach  einer  öden  Weltherrschait 
zu  streben.  „Denn  was  ist  aus  den  großen  sogenannten 
Weltreichen  geworden?  Alexander  der  Große,  Napoleon  I., 
alle  die  großen  Kriegshelden,  im  Blute  haben  sie  ge- 
schwommen und  unterjochte  Völker  zurückgelassen,  die 
beim  ersten  Augenblick  wieder  aufgestanden  sind  und  die 
Reiche  wieder  zum  Zerfall  gebracht  haben."  • 

Diese  Behauptung  muß  jeden  befremden,  dessen  litera- 
rische Kost  sich  hl  den  langen  Kriegsjahren  auf  feindliche 
Propagandaschriften  beschränkt  hat.  Dennoch  entspricht  sie 
der  Wahrheit.  Die  Aufrichtigkeit  des  friedlichen  Willens 
Wilhelms  II.  ist  in  Deutschland  erst  nach  dem  Erscheinen 
der  von  seiner  Hand  kurz  vor  Kriegsausbruch  geschriebnen 
Kandvermerke  ernsthch  angefochten  worden.  Mit 
Unrecht. 

Zur  richtigen  Bestimmung  ihres  Wertes  muß  man  zu- 
nächst die  Art  ihrer  Entstehung  und  ihren  Zweck  ins  Auge 
fassen.  Der  Kaiser  hatte  von  seiner  Thronbesteigung  an 
die  Gewohnheit,  die  ihm  vorgelegten  Schriften  und  Zeitungs- 
ausschnitte mit  dem  zu  bedecken,  was  ihm  beim  Lesen 
durch  den  Kopf  ging.  Die  Fülle  dieser  prima-vista-Nieder- 
schriften  schwoll  mit  den  Jahren  ins  Unübersehbare  an,  sie 
waren  zum  größten  Teil  Monologe  mit  dem  Bleistift.  Auf 
den  Inhalt  einzelner  Bemerkungen  festgelegt  zu  werden, 
hat  sich  Wilhelm  II.  gelegentlich  mit  Nachdruck  verbeten. 
Im  Auswärtigen  Amt  bestand  aus  Bismarckscher  Zeit  bei 
der  Aktenführung  die  Vorschrift,  daß  Bleistiftvermerke  des 
Kanzlers  mit  roter,  des  Staatssekretärs  mit  blauer  Tinte  über- 
zogen werden  mußten,  um  ihr  Verblassen  bis  zur  Unkennt- 
hchkeit  zu  verhüten.  Für  die  kaiserlichen  Randbemerkungen 
erwies  sich  dieses  Verfahren  als  unangebracht.  Anfangs  über- 
strich man  sie  mit  einer  durchsichtigen  Lösung  aus  Gummi 
arabicum.  Später  unterbHeb  dies  wegen  der  Erfahrung, 
daß  der  Autor  für  das  meiste,  was  er  auf  Aktenstücke 
schrieb,  einen  urkurtdlichen  Wert  nicht  gelten  Heß,  und  an 
manches  weder  sich  selbst  erinnern  noch  von  andern  er- 
üinert  werden  wollte.  Unter  dem  Staatssekretär  v.  Kiderlen 
wurden  die  sogenannten  Majestätsausschnitte  stößeweise 
verbrannt  und  nur  solche  Randvermerke  auf  Zeitungen  für 
die  Akten  zurückbehalten,  denen  ein  besondrer  urkund- 
licher Wert  für  die  Zeitgeschichte  zukam. 
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Gewiß  zeigt  sich  in  der  Gewohnheit,  während  der  täg- 
lichen Berufslelctüre  mit  Marginalien  im  Alten-Fritzen-Stil 
für  sich  allein  zu  regieren,  ein  Mangel  an  der  Fähigkeit, 
sich  selbst  zu  beherrschen,  und  die  oft  sehr  anstößige  auf- 
reizende Form  bestärlct  in  dem  Eindruclc  einer  Despoten- 
natur, die  den  Bleistift  oder  die  Feder  führte.  Aber  darum 
sind  die  Randvermerke,  die  in  der  Kautskyschen  Sammlung 
von  deutschen  Aktenstücken  aus  der  Vorkriegszeit  enthalten 
sind,  erst  recht  beweiskräftig  in  der  Frage,  ob  dieser  Despot 
den  Krieg  mit  Vorbedacht  geplant  und,  wie  es  in  der  Er- 
klärung der  alliierten  Mächte  zum  Versailler  Frieden  heißt, 
vorsätzlich  Handlungen  begangen  hat,  um  den  Krieg 
unabwendbar  zu  machen.  Auf  Grund  der  veröffentHchten 
Randvermerke,  in  denen  die  kaiserliche  Seele  so  bloß  liegt 
wie  die  keines  andern  verantwortlichen  Mannes,  ergibt 
sich  das  gerade  Gegenteil,  und  können  nur  Blinde  oder 
Böswillige  Wilhelm  II.  noch  zur  Inkarnation  des  Kriegs- 
teufels machen  wollen.  In  Wahrheit  hätte  dieser  Völker- 
karnpf,  der  nicht  nur  eine  furchtbare  Gefahr  für  Deutsch- 
land, sondern  auch  ein  schwer  auszugleichendes  Unheil  für 
alle  europäischen  Mächte  war,  sich  aufhalten  lassen,  wenn 
Nikolaus,  Franz  Joseph,  und  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit 
Georg  und  Poincare  sich  bis  zuletzt  um  die  Erhaltung  des 
Friedens  mit  dem  gleiclien  geradezu  ängstlichen  Eifer  be- 
müht hätten  wie  Wilhelm  II.  Seine  Ausbrüche  gegen  fremde 
Staatsmänner  werden  immer  dann  so  wild,  wenn  ihre  Er- 
klärungen den  letzten  Möghchkeiten  für  den  Frieden  Ab- 
bruch zu  tun  scheinen.  Beim  Kriegsbeginn  ist  die  Stimmung 
des  Kaisers  nicht  die  eines  kalten  Rechners,  der  sich  am 
Ziel  seiner  Machenschaften  sieht.  Er  sträubt  sich  leiden- 
schaftlich gegen  das  über  Europa  heraufziehende  Unheil. 
Sein  innerstes  Empfinden  ist  nicht  v^-eit  entfernt  von  dem 
Gemütszustand  Napoleons  des  Dritten,  der  bei  der  Abreise 
an  die  Front  im  Sommer  1870  zu  Vertrauten  gesagt  hat: 
Plaignez-moi!    Je  cours  audcvant  d'un  malheur  6crasant. 

Der  Geschichtschreibcr  Hans  Delbrück,  wegen  seiner 
kricgswisscnscliaftlichen  Forschungen  und  antimilitaristi- 
schen Grundansichten  weit  über  die  Grenzen  Deutschlands 
hinaus  bekannt,  zitiert  in  den  „Preußischen  Jalirbüchern" 
(Januar  1920)  folgende  Stellen:  Als  am  30.  Juli  1914  die 
Meldung  aus  Pe^irsburg  kommt,  daß  Rußland  seine  Mobill- 
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sierung  aufrecht  zu  erhalten  gedenke,  da  klagt  der  Kaiser, 
..Leichtsinn  und  Schwäche  sollen  die  Welt  in  den  furcht- 
barsten Krieg  stürzen,  der  auf  den  Untergang  Deutschlands 
schließlich  abzielt."  „Das  Netz  ist  uns  plötzlich  über  dem 
Kopf  zugezogen."  „Eine  großartige  Leistung,  die  Bewunde- 
rung ©rweckt,  selbst  bei  dem,  der  durch  sie  zugrunde 
geht."  „Unsere  Konsuln  in  Türkei  und  Indien,  Agenten 
usw.  müssen  die  ganze  mohammedanische  Welt  gegen 
dieses  verhaßte,  verlogene,  gewissenlose  Krämervolk  zum 
wilden  Aufstande  entflammen;  denn  wenn  wir  uns 
verbluten  sollen,  dann  soll  England  wenigstens 
Indien  verlieren." 

„Wenn  wir  uns  verbluten  sollen"  — ,  ist  das,  so  fragt 
Delbrück,  die  Gesinnung,  mit  der  man  einen  Angriffskrieg 
eröffnet?  Das  ist  geschrieben  zwei  Tage,  ehe  der  KaJLser 
sich  entschloß,  auf  die  russische  Mobilmachung  mit  der  Er- 
klärung des  Kriegszustandes  zu  antworten.  „Kann  über  soinc 
Gesinnung  und  die  Absichten  seiner  Politik  noch  irgend- 
ein Zweifel  bestehen?  Kann  irgendeine  Argumentation, 
irgendein  Aktenstück  gegen  dieses  im  stillen  Kämmerlein 
nledergeschriebne  Bekenntnis  aufkommen?"  *) 

Noch  rechnet  die  seit  dem  Frieden  von  Versailles  ab- 
gelaufene Zelt  nicht  nach  Jahren,  und  schon  läßt  sich  ein 
Nachlassen  des  Eifers  bemerken,  womit  im  größten  Teile 
der  zivilisierten  Welt  die  alleinige  Schuld  am  Kriege  auf 
Wilhelms  II.  Haupt  geladen  wurde.  Man  beginnt  zu  fühlen,  was 
wenige  gegen  oberflächliche  Eindrücke  gefeite  freie  Geister 
von  Anfang  an  begriffen  haben,  nämlich  wie  verkehrt  es  Ist, 
dem  Friedenskaiser  in  schirmender  Wehr  (so  lautete  das  von 
ilun  gesprochene  Wort,  nicht:  in  schimmernder  Wehr)  in  der 
von  tiefsten  Leidenschaften  erfüllten  Welttragödie  die 
Hauptrolle  gleich  der  des  großen  Napoleon  zuzuschreiben. 
Von  der  Froschperspektive  aus  gesehen,  mögen  sich  äußer- 


*)  In  seiner  Gegenschrift:  ,J>elbrück  u.  Wilhelm  II."  (Berlin 
1920)  erklärt  Karl  Kautsky  (S.  37):  „Ich  war  sehr  über- 
rascht, als  ich  Einsicht  in  die  Akten  (des  Auswärtig^-n  Amts) 
bekam.  Meine  ursprüngliche  Auffassung  erwies  sich  mir  als 
unhaltbar.  Deutschland  hat  auf  den  Weltkrieg 
nicht  planmäßig  hingearbeitet.  Es  hat  Um  schließlich 
zu  vermcidon  gesucht." 
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liehe  Aehnlichkeiten  ergeben.  Der  Erste  Konsul  und  später 
der  Kaiser  Napoleon  wollte  gegen  das  aus  dem  britischen 
Ausdehnungsdrang  hervorgegangene,  erdumspannende  eng- 
lische Kolonialsystem  ein  Weltreich  auf  militärisch-politi- 
scher Herrschaftsbasis  errichten,  das  vom  europäischen 
Festland  nach  Afrika  und  Asien  hinübergriff.  Als  Träger 
dieser  Ideo  war  Napoleon  der  Urheber  der  Völkerkämpfe 
zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts.  Vergleichbar  mit 
ihm  ist  von  allen  späteren  Machthabern  nur  Bismarck,  der 
gleichfalls  als  Träger  einer  ohne  kriegerische  Auseinander- 
setzungen nicht  ausführbaren  Idee:  der  der  Einigung  der 
deutschen  Stammesgebilde  zu  einem  Nationalstaat,  die 
Nachbarkriege  1864,  1866  und  1870  herbeiführte. 

Aber  Wilhelm  II.?  Für  den  deutschen  Expansionstrieb, 
der  aus  dem  Volke  selbst  hervorschoß,  konnte  er  nur  lauter, 
allzulauter  Verkünder  sein,  und  zu  glauben,  daß  er  als  Per- 
sonifikation einer  politischen  Eröberungsidee  gefallen  sei, 
ist  nur  möglich  bei  völligem  Verkennen  der  natürlichen 
Umstände,  aus  denen  jener  Drang  i\ach  außen  erwuchs, 
und  seines  rein  wirtschaftlichen  und  von  militärisch- 
politischen  Herrschaftsgedanken  weit  entfernten  Wesens, 
Wie  wäre  sonst  auch  das  Phänomen  zu  erklären, 
daß  kein  am  Kriege  beteiligtes  Volk  mit  stärkerem 
Bewußtsein,  in  der  Abwehr  zu  fechten,  in  den  Krieg  gezogen 
ist  als  das  deutsche  mit  seinen  MilUonen  üiternational  ge- 
richteter, für  Völkerverbrüderung  begeisterter  Männer! 
Auch  während  des  Weltkrieges  ist  Wilhelm  IL,  der  Selbst- 
herrscher, der  Imperialist,  niemals  mehr  als  eine  Neben- 
figur gewesen,  weit  überragt  von  viel  stärkeren  Spielern 
wie  Lloyd  George,  Clemenceau,  Wilson  oder  LudendorfL 

Wilhelm  II.  ist  also  in  Wirklichkeit  weder  gewesen, 
was  er  hat  sein  wollen  —  ein  Werkzeug  von  Gottes 
Gnaden  ~,  noch  das,  wofür  er  in  der  Welt  gilt  —  als  der 
verbrecherische  Anstifter  des  Weltbrandcs.  Ueberhaupt 
wird  in  der  Betrachtung  aus  der  für  das  Verschwimmen 
aller  zufälligen  Einzelheiten  nötigen  Höhe  und  Ferne  vieles 
anders  aussehen,  als  es  der  gegenwärtigen,  unter  dem 
Schauder  des  Erlebten  noch  bebenden  Menschheit  erscheint. 
Wahrscheinlich  wird  sich  dann  auch  ergeben,  daß  mit  dem 
Weltkrieg  über  unscrn  Planeten  ein  tragisches  Sclücksal 
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verhängt  war,  das  viele  Ursachen  hatte  und  für  das  sich, 
ebenso  wie  für  den  Dreißigjährigen  Krieg,  kein  bestimmter 
Urheber  benennen  läßt:  ein  namenloses  Schicksal, 
tragisch  nicht  wie  der  Zufall  in  der  aatiken  Tragödie, 
sondern  tragisch  im  Sinne  eines  geschichtlich  notwendigen 
Verhängnisses.  In  der  reifen  Erkenntnis  der  Ursachen 
seines  Nahens  und  der  Gestaltung  seiner  dauernden  Folgen 
mag  sich  zuletzt  tiefbUckenden  Nachkommen  ein  Bild  ent- 
hüllen, das  weder  den  herrischen  Jubel  der  Sieger  noch 
die  verzwelfebde  Trauer  der  Unterlegnen  rechtfertigt. 


Daß .  das  niedergerungne  kaiserliche 
Deutschland  nirgends  draußen  in  der  Welt  einen 
Freund  mehr  hat,  ist  aus  mancherlei  Gründen  begreiflich. 
Aber  bei  welcher  am  Kriege  beteiligten  Großmacht  findet 
die  deutsche  Nation  Gerechtigkeit?  In  Versailles  saßen 
auch  Mitschuldige  am  Kriege  zu  Gericht.  Ihr  Verdikt  ent- 
hielt die  raffiniertest  ausgeklügelten  Peinigungen  des 
deutschen  Volkes.  Die  französischen  Machthaber 
haben  getreu  einer  fast  dreihundertjährigen  Gewohnheit 
deutsche  Lande  nach  dem  Muster  des  Westfälischen 
Friedens,  der  das  alte  Reich  zerstückelte,  zum  Beutt-  und 
Farzelllerungsobjekt  gemacht  und  außerdem  ringsum  und 
quer  durch  alten  deutschen  Besitz  übelwollende  Nachbar- 
staaten in  Stellung  gebracht.  Strafe  und  Sühne  shid  die 
Worte,  die  In  der  Pariser  Sprache  Immer  wiederkehren,  auch 
bei  den  triftigsten  Beschwerden  über  französische  Verstöße 
gegen  den  eignen  Diktatfrieden,  z.  B.  in  Oberschlesien. 
Der  politische  Haß  gegen  das  militärische  Preußen  ist  längst 
In  einen  völkischen  Haß  ausgeartet,  der  den  Grundsatz  der 
Nationalität  überall  vergewaltigen  hilft,  wo  Deutsche  leben, 
In  Südtirol,  in  Kärnten,  In  Böhmen,  in  Danzig,  in  Memel, 
wie  am  Rhein,  und  dessen  ruchlose  Rechtfertigung 
lautet:  „Es  gibt  20  Millionen  Deutsche  zuviel  in 
Europa!"  Solange  dieser  Rachegeist  In  Frankreich 
herrscht,  bleibt  die  in  thesi  notwendige  Aussöhnung  In 
praxi  unmöglich.  Großbritannien  hat  alles  erreicht 
und  tatsächlich  nichts  mehr  für  seine  Seeherrschaft 
zu  fürchten,   nachdem   das   kaiserliche   Deutschland   sein 
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Uebernmß  vou  Vertrauen  in  die  eigne  Stärke  mit  der 
Verkümmerung  seiner  Macht  in  Europa  und  dem  Verluste 
seiner  glänzenden  Stellung  auf  dem  Weltmarkt  hat  büßen 
müssen.  Auch  kann  der  nationale  Lebenswille  des  deut- 
schen Volkes  gewiß  weder  Trost  noch  Ermunterung  zu 
neuen  Weltmachtsgelüsten  darin  finden,  daß  die  Katastrophe 
ohne  die  Hilfe  der  Weltmacht  Amerika  nicht  möglich 
gewesen  wäre.  Dieses,  erstickend  in  Reichtum,  kehrt  kalt- 
blütig und  ohne  Rücksicht  auf  nicht  gehaltne  Zusagen 
Wilsons  dem  zerrütteten  Europa  den  Rücken  und  beschränkt 
sich  darauf,  seinen  humanen  Wohltätigkeitssinn  für  arme, 
hungernde  und  kranke  deutsche  Kinder  zu  betätigen. 
Japan  rechnet  kühl  und  wartet  ab,  zu  nachträglicher  Feind- 
seligkeit hat  es  keinen  Grund.  Ob  aus  der  Sowjetrepublik  die 
Stimme  des  wahren  Rußlands  spricht,  ist  sehr  zweifel- 
Itaft,  jedenfalls  kann  von  dort  der  wahre  Freund  nicht 
kommen.  In  Italien  läßt  alte  politische  Klugheit  und  das 
Gedenken  daran,  daß  es  von  dem  Deutschland  vor  dem 
Kriege  nichts  Schlimmes  erfuhr,  allmählich  eine  freundlichere 
Stimmung  aufkommen. 

Aber  auch  in  England,  dem  „Todfehid",  begmnt  sich 
positives  Verständnis  und  Widerwille  gegen  die  fortgesetzte 
Quälerei  des  ehemaligen  deutschen  Nebenbuhlers  zu  regen. 
Nicht  zuerst  bei  den  Führern  im  Kriege,  obgleich  sie  durch 
die  Auslieferung  der  deutschen  Kriegsmarine  und  Handels- 
flotte bis  auf  geringe  Reste,  durch  Wegnahme  der  deutschen 
Kolonien,  die  Zerstörung  aller  deutschen  Niederlassungen, 
von  sonstigen  Lähmungen  der  deutschen  Wirtschaftskraft  zu 
schweigen,  saturiert  sein  könnten.  Vielmehr  hat  sich  schon 
bald  nach  Friedensschluß  aus  der  Mitte  des  englischen 
Volkes  eine  Gruppe  redlicher,  gerecht  denkender  Männer, 
wie  Loreburn,  Morel,  Keynes,  Norman  Angell,  Dickenson, 
zu  Wahrheitsktindern  In  der  Frage  der  Schuld  am  Kriege 
gemacht  und  gegen  den  gewalttätigen  Imperialismus  de.s 
Versailler  Friedens  Protest  erhoben.  Das  sollte  der  Anfang 
einer  moralischen  Wiedergutmachung  sein,  die  England 
schon  wegen  der  furchtbaren  Grausamkeit  der  über  das 
Kriegsende  hinaus  verlängerten  Hungerblockade  dem  chc- 
maiiücn  FeiJide  schuldet. 
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